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Propaganda gegen IG-Metall-Forderungen
Stellungnahmen von Arbeitgeberverbänden und Bundesregierung

Die Aufstellung der Forderungen im Dezember 1989 durch 
die regionalen Tarifkommissionen der IG Metall hat bei 
den Kapitalistenverbänden und der bürgerlichen Presse 
Bestürzung hervorgerufen. Lohn- und Gehaltsforderungen 
zwischen 8,5 und 9% verbunden mit Mindestforderungen

Insbesondere die Mindestforderungen 
beunruhigen die Kapitalisten. Gesamt­
metall bezeichnet die starke Bewegung 
für existenzsichernden Lohn als „Über­
bleibsel marxistischen Denkens in der 
IG Metall“.

In der Tüt hat sich, wie ein IG Metall 
Sprecher es ausdrückte, in den Tarif­
kommissionen eine Mehrheit gebildet, 
die für die Interessen der von hohen 
Lebenshaltungskosten und Mieten be­
sonders stark betroffenen Arbeitnehmer 
eintritt. Darüber hinaus stellt sich das 
praktische Problem, wann sonst, wenn 
nicht jetzt, soll der Anlauf zur Siche- 
1 :ng der Existenz der unteren Einkom­
men erfolgreich genommen werden?

Vor Wochen schon wurde Franz 
Steinkühler gefragt, was die IG Metall 
denn von Januar bis April machen wol­
le, wenn zwar verhandelt wird, aber 
aufgrund der Friedenspflicht noch nicht 
gestreikt werden kann. Der IG-Metall- 
Vorsitzende entgegnete damals, man 
werde die Zeit nutzen zur Überzeugung 
der Arbeitgebervertreter. Müssen die 
Belegschaften in der Metallindustrie 
nun zusehen, wenn über die bürgerli­
chen Medien ihre Forderungen über 
vier Monate hinweg einfach zerredet 
werden?

Die Forderungsaufstellungen ermög­
lichen die Mobilisierung der Beleg­
schaften. Die Motivation stimmt. Das

Protest gegen Kirche und § 218

s t-NGEL IM HIMMEL

In vielen Städten demonstrierten am 28. Dezember 
Frauengruppen, Gewerkschaftsgruppen, Grüne Frauen, 
Arbeitsgruppen gegen den § 218. (Bild: Köln) Sie prote­

stierten gegen das von der Katholischen Bischofskonfe­
renz angesetzte Mahnleuten zum „Tag des unschuldigen 
Kindes“ für den „Schutz des ungeborenen Lebens“ — (uld)

Problem ist die lange Verhandlungs­
spanne von Januar bis April. In Nord- 
würtemberg/Nordbaden sind bereits 
zehn Verhandlungstermine bis in den 
April hinein vereinbart. Während dieser 
Zeit gilt noch der Tarifvertrag, also die 
Friedenspflicht, ist also kein Tarifstreik 
möglich. Während dieser Zeit ist mit 
einem Trommelfeuer gegen die IG Me­
tall zu rechnen. Und es hat schon ange­
fangen.

Auf der Jahresversammlung der Bun­
desvereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände erläuterte ein Professor 
Schneider die Zukunftsrechnungen des 
Sachverständigenrates. Danach wäre 
bereits eine Lohnerhöhung von 5,5% 
fetal. Die zu erwartende Beschleuni­
gung des Preisauftriebs werde vor allem 
die Rentnerhaushalte treffen und den 
Staat massiv begünstigen. Die Arbeit­
nehmer könnten sich weniger Waren 
und Dienstleistungen kaufen, Unterneh­
men würden Investitions- und Beschäf­
tigungspläne nach unten korrigieren. 
Spätestens in der zweiten Hälfte 1991 
sei eine Stabilisierungskrise wahr­
scheinlich. Auf der gleichen Veranstal­
tung drohte der Staatssekretär im 
Bundeswirtschaftsministerium, Otto 
Schlecht, den Gewerkschaften mit den 
Worten, „daß die staatliche Wirt­
schaftspolitik nicht tatenlos zusehen 
könne und später für die Beschäfti-

zwischen 180 und 200 DM, 35-Stunden-Woche und Fest­
legung der Regelarbeitszeit auf die Werktage von Montag 
bis Freitag bilden ein Forderungspaket, das laut Kapita­
listenverbänden die Konjunktur abwürge und viel zu hohe 
Erwartungen und Ansprüche wecke.

gungsfolgen von Fehlentscheidungen in 
der Tarifpolitik in die Verantwortung 
genommen werde.“ Rentner und Ar­
beitslose sollen gegen die IG Metall 
mobilisiert werden, aber damit nicht 
genug. Der Bundeskanzler stellte in sei­
ner Rede heraus, daß der „Standort 
Bundesrepublik Deutschland auch im 
Jahre 2000 unverändert zu den ersten 
Adressen in der Welt gehören soll.“ 
Und er fügte an: „Hierzu müssen natür­
lich genauso die Tarifparteien beitra­
gen. Sie müssen sich in einer Zeit, in 
der Grenzen fallen und alte Strukturen 
weichen, neuen Ideen öffnen und über­
holtes Denken ablegen.“ Wie schon ei­
nige Kapitalistenvertreter, die gemeint 
haben, die IG Metall gefährde mit ihren 
Forderungen den „Wiederaufbau“ in 
der DDR, will auch der Kanzler mit 
Plänen für ein neues Deutsches Reich 
die sozialen Kämpfe in der BRD er­
sticken.

Bislang halten die Gewerkschaften 
dem nationalen Taumel der bürgerli­
chen Parteien erstaunlich stand. Auch 
vom Schulterschluß mit der SPD ist an­
gesichts der deutschnationalen Ausrich­
tung dieser Partei nicht mehr die Rede. 
Die IG Metall braucht in den nächsten 
Monaten die Unterstützung aller, die 
für die Seite der Lohnarbeit und gegen 
das Kapital eintreten. — (brr)

Eine Untersuchung des Gewerbeaufsichtsamtes in Münster hat ein hohes Maß 
an illegaler Kinderarbeit ergeben. Bei einer Fragebogenaktion unter 14- bis 
17jährigen Haupt-, Real- und Gymnasialschülern hatten 40% angegeben, ge­
legentlich zu arbeiten. Die Hälfte davon sei „verbotene Kinderarbeit" gewesen. 
Das hat Bundesarbeitsminister Blüm in einer Antwort auf eine Anfrage der 
Grünen (Drs. 11/6082) eingeräumt. Die Zahl der Ausnahmegenehmigungen für 
Kinderarbeit stieg nach Blüms Angaben von 1984: 2806 auf 1988: 4809.

Überfall der USA auf Panama
USA wollen Kontrolle über Staat und Kanal

Mehrere Tausend Tote in der Zivilbe­
völkerung sowie Tausende verletzte Zi­
vilisten hat nach Angaben panamaischer 
Ärzte und des Internationalen Roten 
Kreuzes bislang die US-Intervention in 
Panama gekostet. Mit einem Aufgebot 
von 24000 Soldaten, das die militäri­
sche Überlegenheit der USA auf jeden 
Fall sicherstellen sollte, und bedenken­
loser Bombardierung von Stadtvierteln 
mitten in der Nacht fielen die USA in 
Panama ein. Von offener Unterstützung 
durch Großbritannien über geäußertes 
Verständnis durch die Bundesregierung 
bis zu neutralem Achselzucken reichte 
das Verhalten der europäischen Staaten. 
Außer wenigen lateinamerikanischen 
Staaten — Cuba, Nicaragua, Peru und 
Venezuela — protestierte zunächst nie­
mand. Die UdSSR wurde erst eine Wo­
che nach Beginn der US-Intervention 
bei der UNO vorstellig, um den Abzug 
der US-Truppen zu fordern.

Dem Militärüberfall ging eine Reihe 
von Interventionen voraus. Sie reichten 
von der Verhängung eines Wirtschafts­
boykotts und der Beschlagnahme von 
panamaischem Staatsguthaben in den 
USA über die Einmischung in Wahlen 
bis zur Unterstützung von Putschversu­
chen in Panama. Sowohl die Begrün­
dung für den Überfall wie auch das Ver­
halten der USA beweisen, daß Ziel der 
Intervention ist, Panama als US-ameri­
kanische Kolonie zu erobern. Allein 
schon die Begründung, Hauptziel sei 
die Gefangennahme des Generals No- 
riega gewesen, um ihn in den USA we­
gen Drogenhandels verurteilen zu kön­

nen, geht davon aus, daß im Verkehr 
mit anderen Regierungen statt Völker­
recht US-Recht gelte. Die Durchsu­
chung der nicaraguanischen Botschaft 
in Panama, die Ausgabe von US-Dollar 
und die Beschlagnahme von Waffen in 
Panama durch US-Soldaten bedeuten 
die Errichtung eines Besatzungsre­
gimes, das den USA die Kontrolle über 
das Land und den Kanal sichern soll.

Nach dem 1977 abgeschlossenen, seit 
1978 wirksamen Vertrag soll die Ver­
waltung des Kanals bis 1992 •vollstärtdig 
in panamaischer Kontrolle sein. Pana­
ma sollte die vollständige Neutralität 
des Kanals garantieren, weshalb sich 
die USA seit 1978 am Aufbau und der 
Ausbildung der panamaischen Armee 
beteiligten. Den USA drohte der Ver­
lust der Kontrolle über diese Armee, 
Anfang 1990 wird nach Inhalt des Ver­
trages ein Panamaer Direktor der Ka­
nalgesellschaft. Die durch die US-Inter­
vention abgesetzte Regierung Rodri- 
guez hatte dafür den Kandidaten der 
Präsidentschaftswahlen im Mai, Carlos 
Duque, vorgesehen. Duque gehört der 
Partido Revolucinario Democratico 
(PRD) an, die sich als Bündnis linker 
Kräfte mit Landbesitzern versteht. Die 
PRD ist seit Jahren gegen das im jetzt 
gültigen Vertrag vorgesehene Interven­
tionsrecht der USA aufgetreten, wo­
nach die USA das Recht haben, ihre 
Truppen einzusetzen, wenn die Neutra­
lität des Kanals bedroht sei.
Quellenhinweis: Time v. 1.1.90; Neue Zürcher 
Zeitung v. 30.12.89; Fischer Welt-Almanach 
1990-(uld)

—
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Wohnungsnot:
Fast eine Million Obdachlose

Fast eine Million Menschen sind in der 
BRD obdachlos, in Sozialhäusem, Bil­
lighotels, Übergangsheimen und sonsti­
gen Notunterkünften bis hin zu Ba­
racken untergebracht oder ganz ohne 
Wohnraum. Darauf hat der Deutsche 
Paritätische Wohlfahrtsverband in 
einem „Armutsbericht“ hingewiesen. 
Die genaue Zahl der Wohnungslosen ist 
nicht bekannt. Vor allem in den Groß­
städten melden die Wohnungsämter 
steil ansteigende Zahlen bei Zwangs­
räumungen und Wohnungssuchenden. 
In Köln beispielsweise wurden 1988 
2900 Haushalte zwangsgeräumt. Bei 
weiteren 11000 Haushalten verhinderte 
nur eine vorübergehende Übernahme 
von Mietschulden, Renovierungskosten 
oder Kautionen durch das Wohnungs­
amt die Zwangsräumung und darauf­
folgende Obdachlosigkeit. — (rül)

Geschäft mit der 
Leiharbeit blüht

Einen Boom verzeichnen derzeit die 
Leiharbeitsunternehmen. Der Bundes­
verband Zeitarbeit gibt für 1989 einen 
Umsatzzuwachs von knapp 10 Prozent 

an. Die Gesamtzahl der Firmen stieg 
von 1554 in 1980 auf über 4100 in die­
sem Jahr. Obgleich die Zahl der Leih­
arbeiter mit offiziell 100000 nicht hoch 
erscheint, wirken die Leiharbeitsunter­
nehmen erheblich als Lohndrücker und 
bei der Durchsetzung untertariförer 
Arbeitsbedingungen. Der Lohn für 
Elektriker liegt durchschnittlich um 41 
Prozent, für Schweißer um 27 Prozent, 
für Buchhalter um 33 Prozent unter den 
durchschnittlichen Löhnen für die übri­
gen Lohnabhängigen. Viele Unterneh­
men gewähren nur 18 Tage Jahresur­
laub. Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld und 
andere Lohnbestandteile wie vermö­
genswirksame Leistungen, Essen- und 
Fahrkostenzuschüsse werden nicht ge­
zahlt. Der DGB verlangt das gesetzliche 
Verbot der Leiharbeit. — (uld)

Gewerbesteuer: 
BDI begrüßt Kommission

Bundesfinanzminister Waigel hat eine 
Sachverständigenkommission zur Vor­
bereitung der Unternehmenssteuer­
reform eingesetzt. Sogleich bot der 
Kapitalistenverband BDI der Kommis­
sion seine Unterstützung an. Nach den 
marktwirtschaftlichen Einbrüchen in 
Osteuropa wirft der BDI nun auch die 

staatliche Förderung der weiteren 
Ostexpansion der BRD-Konzerne als 
Argument für neue Steuersenkungs­
forderungen zugunsten der Kapitalisten 
auf: Die „deutschland- und ostpoliti­
schen Entwicklung gebe besonderen 
Anlaß, die deutschen Unternehmen auf 
Dauer fit zu halten und die Leistungs­
fähigkeit der Unternehmen zu stei­
gern“, behauptet der BDI. Die SPD hat 
die Zusammensetzung der Kommission 
kritisiert. — (rül)

DGB: Keine Kindergärten 
für Ausländerkinder?

Der DGB hat kritisiert, daß die Bundes­
regierung Kindern von Ausländern in 
der BRD mit den neuen Ausländer- und 
Kinder- und Jugendhilfegesetzen auch 
den Anspruch auf einen Kindergarten­
platz nehmen will. Diese sollen „nach 
Plänen der Bundesregierung zukünftig 
nur im Rahmen einer Ermessensent­
scheidung Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, z.B. den Besuch eines Kin­
dergartens, erhalten können“. (DGB- 
ND 327/89). DGB-Vorstandsmitglied 
Richert forderte, allen ausländischen 
Kindern und Jugendlichen Anspruch 
auf Leistungen nach dem Kinder- und 
Jugendhilferecht zu geben. — (rül)

Provokation gegen 
die DKP

Unter der Überschrift „Schüsse am 
Scharmützelsee“ berichtet der „Spie­
gel“ 1/90 über eine angebliche Militäri­
sche Organisation (MO), die aus Mit­
gliedern der DKP bestehen soll und in 
der BRD für bewaffnete Anschläge aus­
gebildet worden sei. Parallelen zu der 
neuen rechtlichen Konstruktion „terro­
ristische Vereinigung“ in einer Organi­
sation (z.B. PKK) sind auffallend. Der 
„Spiegel“ sagt klar, worum es geht: 
„Politiker, die der Partei endgültig den 
Garaus machen wollen, könnten darin 
eine Handhabe sehen, wie 1951 gegen 
die alte KPD, beim Bundesverfassungs­
gericht einen Verbotsantrag zu stellen.“ 
Der DKP-Vorstand erklärte zu den Ver­
leumdungen: „Die Fragen des
,Spiegel‘-Redakteurs ..., ob es ,in der 
DKP eine geheime Gruppierung gibt 
oder gab, die als ,Militärorganisation‘ 
firmierte“ und ob es eine Verbindung 
dieser mit dem Ordnerdienst der DKP 
gibt, lassen auf eine politische Provoka­
tion gegen die DKP schließen. Eine ge­
heime Gruppierung in der DKP, die als 
,Militärorganisation“ firmiert sei, gab 
und gibt es ebensowenig wie einen an­
geblichen ,Militärrat“.“ — (jöd)
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Kohl versucht für Großdeutschland zu mobilisieren
Zahlreiche Demonstrationen in der DDR gegen eine „Wiedervereinigung“

Chemie: Gewinnboom in 1989
IG Farben-Nachfolger stehen vor „achtem fetten Jahr“

Bundeskanzler Kohl reiste am 19. und 20. Dezember in die 
DDR. Bundespräsident von Weizsäcker hatte am 13. 
Dezember vor dem DDR-Fernsehen Grundsatzpositionen 
der westdeutschen Bourgeoisie in den Blickpunkt gerückt: 
„Ich sehe keinen Unterschied zwischen meinem in Berlin 
schlagenden Herz und meinem Deutsch-Sein. Und als 
Deutscher und Berliner spreche ich zu diesen Dingen.“

Kohl erklärte in Dresden: „Aber, liebe Freunde, wahrer 
Friede ist ohne Freiheit nicht möglich. Deswegen kämpfen 
Sie, demonstrieren Sie für die Freiheit in der DDR, des­
wegen unterstützen wir Sie, und deswegen gehört Ihnen 
unsere Solidarität.“ Mehrere Zehntausende demonstrier­
ten in vielen Städten der DDR gegen Kohls Versuche, für 
Großdeutschland zu mobilisieren.

Im Vorfeld der Kohl-Reise stellte Ri­
chard von Weizsäcker weitere Richt­
linien auf: „Außerdem ist die Schicht 
der Menschen, die man nun braucht für 
den Aufbau der Demokratie, ja nicht 
groß. Man muß behutsam umgehen mit 
den Menschen, die da sind. Und man 
braucht auch Menschen, die vielleicht 
in der Vergangenheit einmal einen Feh­
ler gemacht haben.“ Kanzler Kohl ist 
dann auch konsequent auf dieser Route 
marschiert. Er erklärte, daß die Erfas­
sungsstelle Salzgitter aufgelöst werden 
kann, wenn die Voraussetzungen für ih­
re Tätigkeit im Zuge der Reformen in 
der DDR entfallen sind, Drohgebärden, 
die von dem Vorsitzenden des Minister­
rats der DDR Hans Modrow teilweise 
zurückgewiesen wurden. Modrow er­
klärte, daß es zwei souveräne deutsche 
Staaten gibt, deren Existenz, so wie sie 
nach 1945 entstanden sind, im Interesse 
des europäischen Friedens auch erhal­
ten bleiben sollte. Beide Staaten müßten 
ihre eigenständige Entwicklung fortset­

zen. Der Bundeskanzler habe eine an­
dere Vision von der Entwicklung. Kohl 
lehnte einen Reparationsausgleich rigo­
ros ab. Er operiere nicht mit Begriffen 
wie Schuld und Schulden, sondern gehe 
vom Gedanken der Solidarität aus. Mo­
drow hob hervor, daß ihm Papiere mit 
den Reparationsrechnungen aus der 
BRD zugeschickt worden sind. Die 
Größenordnungen hätten ihn über­
rascht. Der Kanzler werde verstehen, 
daß er, Modrow, eine andere Sicht der 
Dinge habe. Er gehe davon aus, daß 
Begriffe wie Solidarität auch eine ande­
re Seite hätten.

Im folgenden einige Passagen der 
Kohl-Rede vom 19.12. in Leipzig:

....... Wir lassen unsere Landsleute in 
der DDR nicht im Stich . .. Und dann 
ist der Zeitpunkt gekommen (nach .frei­
en Wahlen', die Red.) für das, was ich 
.konföderative Strukturen' genannt 
habe — das heißt: gemeinsame Regie­
rungsausschüsse, gemeinsame Parla­
mentsausschüsse —, damit wir mit 

möglichst viel Gemeinsamkeit in 
Deutschland leben können. Und auch 
das lassen sie Sie mich hier auf diesem 
traditionsreichen Platz sagen: Mein Ziel 
bleibt — wenn die geschichtliche Stun­
de es zuläßt — die Einheit unserer Na­
tion . .. Gerade in diesen Tagen emp­
finden wir uns in Deutschland wieder 
als eine deutsche Familie. Wir alle 
haben das empfunden in diesen Wochen 
und Tagen ... Jetzt kommt es darauf 
an, daß wir diesen Weg in der Zeit, die 
vor uns liegt, friedlich, mit Geduld, mit 
Augenmaß und mit unseren Nachbarn 
weitergehen ... Gott segne unser deut­
sches Vaterland!“

Vor dem Bundeskabinett erstattete 
Kohl am 21.12. Bericht, worüber ge­
meldet wurde: „Nach Einschätzung des 
Bundesaußenministers hat der Besuch 
das Anliegen der Deutschen ein großes 
Stück weitergebracht, bei uns, in der 
DDR und im Ausland.“
Quellenhinweis: Bulletin der Bundesregierung, 
15.12., 20.12., 22.12. — (mal)

Die drei westdeutschen Chemiekonzer­
ne BASF, Bayer und Hoechst haben 
1989 die bereits erreichten hohen Re­
kordprofite auch im siebten Jahr in Fol­
ge nochmals steigern können. Erwartet 
wird bei einem Gesamtumsatz von über 
137 Milliarden DM (BASF 47.7 Mrd. 
DM/+ 9 %; Bayer 44,1/+ 9 %; 
Hoechst 45,7/+ 11 %) ein Gewinn vor 
Steuern von 12 bis 13 Milliarden DM. 
Bereits in den ersten neun Monaten 
1989 verbesserte sich der Gesamt­
gewinn der Konzerne gegenüber 1988 
um 13 % auf 9,7 Milliarden DM, so daß 
die Umsatzrendite (Gewinn vor Steuern 
in Prozent des Umsatzes) auf durch­
schnittlich 9,4 (9,2) Prozent stieg. Die­
se Tendenz dürfte auch für das ganze 
Jahr 1989 angehalten haben. 1986 und 
1987 hatte die Umsatzrendite noch bei 
7,5 bzw. 7,9 % gelegen.

Dabei konnten die drei Konzerne ih­
ren „Personalaufwand“ weiter senken. 
Bei BASF macht er nur noch knapp 
20 % des Umsatzes aus, bei Bayer und 
Hoechst zwischen 27 und 29 %. Die 
Kapazitätsauslastung konnte nochmals 
gesteigert werden, was auf längere Be­
triebsnutzungsdauer schließen läßt.

Mindestens wollen die Vorstände den 
im Frühjahr stattfindenden Hauptver­
sammlungen wieder die Zahlung der 
Vorjahresdividende in Höhe von 12 

DM je 50-DM-Aktie vorschlagen. All­
gemein wird jedoch davon ausgegan­
gen, daß die Aktionäre mit 13 DM ..be­
dient“ werden (oder ..sich bedienen”), 
wobei die BASF wohl noch einen Bonus 
von 1 DM anläßlich des 125jährigen 
Bestehens in 1990 draufzahlen wird. 
Das wären dann 26 bzw. 28 Prozent 
Dividende auf den Aktiennennwert und 
immer noch ca. 9 Prozent auf den Kurs­
wert.

Der IG-Chemie-Vorsitzende Her­
mann Rappe hat sich Anfang November 
zu den Tarifverhandlungen 1990 in der 
chemischen Industrie geäußert. Da der 
Manteltarifvertrag samt Arbeitszeit 
noch bis Ende 1991 läuft, soll aus­
schließlich Geld gefordert werden. 
„Die Ertragslage der Unternehmen ist 
gut. Wir wollen herausholen, was her­
auszuholen ist.“ Als Laufzeit für den 
Abschluß dieses Entgelttarifvertrages 
soll ein Jahr abgestrebt werden. Im Fe­
bruar 1990 will der Hauptvorstand 
seine Forderungsempfehlung an die 13 
Bezirke beschließen. Erste Verhandlun­
gen seien für Anfang Mai zu erwarten. 
Grund genug, die verbleibende Zeit zu 
nutzen, um nach den für die Mehrheit 
fühlbaren Einkommenssenkungen der 
letzten drei Jahre (1989 nur plus 2 % 
brutto) eine hohe Forderung zu bekräf­
tigen. — (mio)

SPD-Parteitag beschließt Deutschlanderklärung
Eine Partei nimmt sich in die nationale Pflicht

Ursprünglich sollte der Parteitag der 
SPD vom 18. bis 21. Dezember in Bre­
men stattfmden und sich hauptsächlich 
mit der Diskussion und Verabschiedung 
eines neuen Grundsatzprogramms zur 
Ablösung des bisher geltenden Godes­
berger Programms beschäftigten. Mit 
der vom Parteivorstand beschlossenen 
Umlenkung des „Bremer Parteitags“ 
nach Westberlin symbolisierte die SPD 
Bereitschaft, Zeitzeichen zu deuten; 
dies geschah dann durch eine auf die­
sem Bundesparteitag verabschiedete 
„Berliner Erklärung der SPD“, die zu 
dem Thema „Die Deutschen in Eu­
ropa“ beschlossen wurde. Die sozial­
demokratische Partei zeigt darin Flagge 
für Deutschland und setzt Gegnern der 
Wiedervereinigung einen Schuß vor 
den Bug.
Deutscher Boden
„Auf deutschem Boden ist eine demo­
kratische Revolution im Gange. Fried­
fertig und gewaltlos erkämpfen die 
Menschen in der DDR ihr Recht auf 
Freiheit und Selbstbestimmung. Fried­
fertig und gewaltlos haben sie die Mau­
er überwunden, die Öffnung der Grenze 
erzwungen und die unnatürliche Tren­
nung der Menschen beendet.“

Der deutsche Boden ist ein politischer 
Begriff, den vorsichtig verwendet, wer 
zu großdeutschen Vorhaben Abstand 
halten will. So ließe sich schon sagen, 
daß auf deutschem Boden verschiedene 

Staaten, Gesellschaften, Systeme usw. 
bestünden. Die SPD aber, die von der 
unnatürlichen Trennung der Menschen 
spricht, streicht eine umfassende, all­
deutsche Gemeinsamkeit heraus. Aus 
dem natürlichen Zusammenhang der 
Deutschen ergibt sich dann konsequent 
die inzwischen überall verbreitete Lo­
sung: „Jetzt wächst zusammen, was zu­
sammengehört. In Deutschland und in 
Europa!“. Die naturhaften, biologisti­
schen Begriffe brandmarken als natur­
widriges Übel den geschichtlichen Tat­
bestand, daß der deutsche Sprachkreis 
auf verschiedene Staaten und auch Ge­
sellschaften verteilt ist. Die geschichtli­
chen Ursachen? Nebensachen! Was ge­
hört zusammen? Das deutsche. Wieso? 
Weil es deutsch ist. Warum wächst es 
zusammen? Weil es zusammengehört. 
Diese Schlaumeierei entrückt die Fra­
ge, wer zusammen eine Gesellschaft 
oder einen Staat bildet, dem politischen 
Willen. Die viel beschworene Selbstbe­
stimmung wird bloßes Mittel zum 
längst feststehenden Zweck.
Deutsches Volk
„Wir wollen, daß die Deutschen im 
Herzen Europas in Frieden und gesi­
cherter Freiheit leben können — unter 
gesellschaftlichen Bedingungen, in de­
nen das Volk den Gang der Entwick­
lung bestimmt und die allen Deutschen 
ein Leben in Würde, Gerechtigkeit und 
Wohlstand und in einer gesunden Um­
welt ermöglichen.“

Das politische System der BRD un­
terscheidet streng zwischen dem deut­
schen Staatsvolk und anderen Leuten. 
Schon in der DDR war die Parole „Wir 
sind das Volk“ mißklingend, denn sie 
sagt was über alle anderen aus. Aber 
immerhin haben sie dort nicht eine Aus­
länderfrage im Millionenmaßstab zu 
beantworten. Die Übernahme des 
Spruchs auf die BRD und durch die 
SPD enthält jedoch im Nebenbei die 
Auskunft: Die Ausländer sind un­
interessant geworden, man kennt nur 
noch Deutsche.
Deutsches Interesse
„Die Einigung Europas und die Eini­
gung der Deutschen sind miteinander 
eng verbunden. Das eine ist nicht auf 
Kosten des anderen zu erlangen. Wer 
von der Wiederherstellung des Reiches 
in den Grenzen von 1937 redet, wer 
einen deutschen Sonderweg befürwor­
tet, der blockiert die Einheit Europas 
und die Einheit Deuschlands. Europä­
isches wie deutsches Interesse verlangt 
die Anerkennung der polnischen West­
grenze ohne Wenn und Aber.“

Obwohl das Argument sich zunächst 
einmal und zum Glück gegen Expan­
sionsziele richtet, hat es einen Pferde­
fuß. Es wird nämlich nicht gesagt, 
warum die Anerkennung der Westgren­
ze Polens unterstützenswert sei, son­
dern nur, warum es opportun wäre, sie 
in Kauf zu nehmen. Würde z.B. gesagt, 

die Anerkennung der Westgrenze 
Polens zieht einen Trennungsstrich zur 
jahrhundertelangen Ostkolonisations­
politik der Deutschen, wäre das was 
anderes. Das Argument aus der Oppor­
tunität (wegen der deutschen Einheit) 
unterstreicht auf ein subtile Weise, daß 
eigentlich diese Westgrenze schon zur 
Debatte steht.
Vereinigung ist Bürgerpflicht

„Die Deutschen in der DDR können 
sich auf unsere Solidarität verlassen. 
Sie entscheiden, mit welchem Ziel und 
auf welchem Wege sie ihr Selbstbestim­
mungsrecht ausüben. Wie immer ihre 
Entscheidung ausfallt, wir werden sie 
respektieren.“

Die SPD, so lesen wir das, wird zu 
verhindern suchen, daß in der BRD Ar­
gumente gegen die Wiedervereinigung 
zur Sprache kommen. Die Grund­
gesetzpräambel bietet den Wieder- 
vereinigern die Möglichkeit, Ver­
einigungsgegner oder -kritiker in der 
BRD zu verfolgen. Die SPD bereitet 
hierfür den Boden. Willy Brandt, der 
dabei seine Finger im Spiele hat. gab als 
Bundeskanzler das Startsignal für die 
Berufsverbote. Die Partei war erst 
überrascht und zog dann mit und zeigte 
schließlich Reue. Sie sollte gewarnt 
sein und was unternehmen.

Quelle: Die Deutschen in Europa, Berliner 
Erklärung der SPD — (maf)
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Aktuell in

Ostrenten streichen?
Der Geschäftsführer des Verbandes der 
Deutschen Rentenversicherungsträger, 
Kolb, hat eine Revision des „Fremd­
rentenrechts“ gefordert. Zwei Ziele 
verfolgt der VDR damit: Erstens soll 
verhindert werden, daß die im Durch­
schnitt eher jüngeren Aus- und Über­
siedler aus dem Osten Oma und Opa 
nachholen und diese dann hier BRD- 
Renten beanspruchen — was sie aber als 
„Deutsche“ dürfen. Zweitens strebt der 
VDR an, die jetzt aus dem Osten zuströ­
menden Arbeitskräfte wie z.B. Türken 
nach Verbrauch, d.h. im Alter, zurück­
zuschicken. Kolb wörtlich: „Wenn alle 
die Deutschen aus der DDR und den 
östlichen Nachbarstaaten, die jetzt im 
Westeri arbeiten, Freizügigkeit erhal­
ten, dann müssen wir ihnen doch auch 
die Möglichkeit einräumen, in ihre Hei­
mat zurückzukehren“. Nach geltendem 
Recht erhalte aber, wer nach Halle oder 
Leipzig zurückkehre, keine Rente aus 
der BRD — „Feindstaat“! Eine solche 
Rückkehr würde der BRD erlauben, die 
in der BRD erworbenen Rentenansprü­
che wie bei der „Rückkehrhilfe“ für 
Ausländer zu senken, evtl, ganz einzu­

kassieren, auf jeden Fall die Gesund­
heitsversorgung der Alten zu „sparen“. 
Das Problem, an das der VDR mit die­
sen Absichten stößt, ist die großdeut­
sche Staatsbürgerschaft. Sollten die 
VDR-Absichten verwirklicht werden, 
müßten Blüms Experten zweierlei 
„Deutsche“ im Rentenrecht einführen.

Bevölkerungstotalstatistik
In einem Referentenentwurf des Bun­
desinnenministeriums für ein neues 
„Bevölkerungsstatistikgesetz“ sind 
umfangreiche Auskunftspflichten vor­
gesehen. So soll künftig in der Gebur­
tenstatistik u.a. auch die Religion der 
Eltern, die Erwerbstätigkeit der Mutter 
und das Datum der Eheschließung der 
Eltern erfaßt werden. Bei der Erfassung 
der Heiraten wird auch der bisherige 
Familienstand der Eheschließenden, die 
Zahl der gemeinsamen Kinder und die 
der nicht gemeinsamen, in den eheli­
chen Haushalt aufgenommenen minder­
jährigen Kinder erhoben. Schließlich 
sollen bei Sterbefallen Art und Dauer 
der Krankheiten, die zum Tode geführt 
haben, erfragt werden. Daneben wird 
die Anschrift des zuständigen Gesund­
heitsamtes erfaßt (Abgleich mit Regi­
stern meldepflichtiger Krankheiten, 
u.a. Aids-Register).

Südwestlerhilfe
Bundeskanzler Kohl hat den „Deutsch- 
Südwestlern“ in Namibia zur Jahres­
wende 1989/90 eine Grußbotschaft ge­
schickt, in der er ihnen weitere Unter­
stützung der Bundesregierung und da­
mit weitere Einmischung der BRD in 
innere Angelegenheiten Namibias zu­
sichert. „Unser Interesse und unsere 
Anteilnahme an den dramatischen Ent­
wicklungen in Deutschland und in Ost­
europa werden unser Engagement für 
die Bedürfnisse und Sorgen Namibia 
nicht verringern“, heißt es in der über 
die „Namibia-Nachrichten“ und vom 
Bundespresseamt verbreiteten Bot­
schaft. „Die Bundesrepublik Deutsch­
land fühlt sich Namibia in besonderer 
Weise verbunden . . . Die Bundesregie­
rung ist bereit, den deutschsprachigen 
Bürgern Namibias zu helfen, ihre kultu­
relle Identität zu währen“.

Zweiter Bildungsgipfel
Am 21.12. fand in Bonn im Beisein von 
Kohl und Möllemann, der Regierungs­
chefs der Länder und der Länderkultus­
minister der „2. Bildungsgipfel“ statt. 
Bis Frühjahr 1990 soll eine Arbeits­
gruppe Vorschläge zur Studienzeitver­
kürzung vorlegen. Mehr Mittel für die

Max-Planck-Gesellschaft und die DFG 
sollen die Forschung für Konzern­
expansion verstärken. Unterzeichnet 
wurde eine Vereinbarung zur gemeinsa­
men Förderung von Graduiertenkollegs 
als neue Eliteförderung sowie über 
Finanzhilfen des Bundes zum Wohn­
heimbau für Studenten.

Polenhilfe
Die Bundesregierung hat das von der 
polnischen Regierung vor Weihnachten 
vorgelegte Wirtschaftsprogramm offi­
ziell begrüßt. Es enthält schwere Lohn­
senkungen (offiziell um 20%). Preiser­
höhungen, Privatisierungen und Be­
triebsschließungen. „Mit der Unter­
zeichnung der Absichtserklärung durch 
die polnische Regierung und den IWF 
wird der Weg für umfangreiche Finanz­
hilfen an Polen geöffnet“, behauptet 
sie. Tatsächlich soll Polen zahlen. 3 
Mrd. DM polnische Kreditrückzahlun­
gen und Zinsen an die BRD seien über­
fällig.

Drogengipfel
Im Juni will die Bundesregierung eine 
„Nationale Drogenkonferenz“ durch­
führen. Das vereinbarten Kohl und die 
Länderregierungschefs am 21.12. Am 
20.12. hatte das Kabinett einen Gesetz­

entwurf gebilligt, der erlaubt, vermeint­
liche ..Drogengelder" schon dann zu 
kassieren, „wenn die Umstände die 
Annahme rechtfertigten", das Geld sei 
aus dem Drogenhandel. Bislang können 
nur nachgewiesene Drogengewinne be­
schlagnahmt werden. Der Gesetzent­
wurf schöpfe „die Grenzen des Verfas­
sungsrechts aus“, erläuterte Justizmini 
ster Engelhard. So sollen wegen Dro­
genvergehen Verurteilte nachweisen, 
woher sie ihr Geld haben. Die Rechts­
norm. daß der Ankläger die Schuld, 
nicht aber der Beschuldigte seine Un­
schuld beweisen muß, wird beseitigt.

Was kommt demnächst?
Auf seiner ersten Kabinettssitzung An­
fang Januar will das Bundeskabinett 
u.a. über Folgerungen aus Kohls DDR- 
Reise und über den von Finanzmimster 
Waigel angekündigten Nachtragshaus­
halt 1990 („DDR-Hilfen“) beraten. 
Am 10.1. beginnen für Hamburg 
Schleswig-Holstein die Metall-Tarif 
Verhandlungen. NRW und Bayern fol­
gen am 15.1.. Nordwürttembergi Nord­
baden am 16.1. Am 12. 113.1. führt die 
CSU erstmals eine Tagung in Leipzig 
durch. Am 15.1. beginnen die Sitzun­
gen des Bundestags wieder. Am 28J. 
sind im Saarland Landtaeswahlen
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Nach langem Druck von außen: Umsturz in Rumänien
Imperialistische Strategen heizen die Gegensätze in und zwischen den Balkanstaaten weiter an

Der Sturz der Regierung Ceausescu, die Hinrichtung Ceausescus und seiner 
Frau in einem geheimen militärischen Schnellverfahren sowie die standrecht­
liche Verfolgung wirklicher und vermeintlicher Ceausescu-Anhänger scheinen 
in West und Ost auf einhellige Zustimmung zu stoßen. Bei aller Vorsicht im

Urteil über die Politik der Regierung Ceausescu scheint eines unbestreitbar: Sie 
war gegen imperialistische Vorherrschaft über Rumänien und gegen jede Ein­
bindung des Landes in Großraumwirtschaftspläne gerichtet. Diese Strategien 
treten insbesondere in der BRD jetzt deutlicher zutage. — (huh, maf. rül)

Stationen eines Embargos
Ara 26. Februar 1989 teilte das US- 
Außenministerium mit. Rumänien habe 
auf die Meistbegünstigungsklausel im 
Handel mit den USA ..freiwillig ver­
zieht«'. Tatsächlich hatte die US-Re- 
giening das am 2.4.1975 geschlossene 
Abkommen nachträglich und einseitig 
mit politischen Auflagen zu versehen 
versucht, die bei der jährlich vorzuneh­
menden Verlängerung der Meistbegün­
stigung regelmäßig vorgebracht wur­
den. Als wiederholte rumänische Prote­
ste gegen diese ständigen Einmi­
schungsversuche nichts fruchteten, er­
klärte die rumänische Regierung, unter 
diesen Umständen habe sie kein Interes­
se an der Fbrtgeltung dieser Meistbe­
günstigung. Daraufhin setze die USA 
sie außer Kraft. (Archiv der Gegenwart, 
27.2.89)

„Am 24. April tagten die EG-Außen­
minister in Luxemburg, wobei sie ihre 
tiefe Besorgnis darüber äußerten, daß 
die rumänische Regierung ihren Ver­
pflichtungen im Rahmen des Helsinki- 
Prozesses. insbesondere im Bereich der 
Menschenrechte, weiter nicht nach­
komme. .Daher wurde vereinbart, die 
Verhandlungen zwischen der Gemein­
schaft und Rumänien über ein Abkom­
men über Handel sowie handelspoliti­
sche und wirtschaftliche Zusammenar­
beit auszusetzen. Ferner wurde verein­
bart, die Angelegenheit weiter zu ver­
folgen und zusätzliche Maßnahmen in 
Betracht zu ziehen, falls sich die Lage 
in Rumänien und die Beziehungen der 
EG und ihrer Mitgliedstaaten zu der 
rumänischen Regierung weiter ver­
schlechtern.“* (Archiv der Gegenwart, 
25.4.1989)

Hetze gegen Autarkie . . . 
„Nicolae Ceausescu war 1965 in einer 
Zeit an die Spitze der rumänischen KP 
aufgerückt, als Rumänien unter seinem 
Vorgänger Gheorghiu-Dej gerade be­
gonnen hatte, sich in Moskau entworfe­
nen Plänen für eine vertiefte wirtschaft­
liche Integration des Ostblocks zu wi­
dersetzen. Er verweigerte die seinem 
Land zugedachte Rolle eines Agrarstaa­
tes und gewann mit seinem Eintreten 
für die Gleichberechtigung aller kom­
munistischen Parteien und für einen ei­
genen Weg zur Industrialisierung ver­
breitete Sympathien und Kredithilfen 
des Westens . ..“ (NZZ, 24.725.12.89) 

„Im Sommer 1965 hielt Ceausescu 
seinen ersten Parteitag . . . Die Bevöl­
kerung glaubte, es würde nun durch die 
moderne, auf die Weltwirtschaft ausge­
richtete Wirtschaftspolitik, die Gheor- 
giu-Dej eingeleitet hatte, binnen kur­
zem in Rumänien Milch und Honig flie­
ßen .. . Aber mit der inneren Liberali­
sierung wurde es nichts, die Auslands­
kontakte wurden beschnitten und statt 
ausländische Lizenzen zu kaufen, wie 
es Gheorgiu-Dej getan hatte, mußte al­
les, wie seinerzeit in der Sowjetunion 
unter Stalin, in Rumänien selber noch­
mals .erfunden' werden. Statt harmoni­
scher Wirtschaftsentwicklung gab es 
überhöhte Investitionsraten von über 
30%, übersteigerte Industrialisierung, 
Auslaugung der Landwirtschaft . ..“ 
(FAZ, 23.12.89)

. . . und neue Pläne
„Mehrere verhängnisvoll sich verstär­
kende Trends haben im Fall Rumäniens 
zu einem immer rascheren Abdriften 
ins ökonomische Abseits geführt. Im­
portrestriktionen, forcierte Exporte . . . 
sollten der .Sicherung der ökonomi­
schen und politischen Unabhängigkeit 
im Jahre 2000* dienen. Die Auslands­
verschuldung, die Anfang der achtziger 
Jahre noch bei 11 Mrd. Dollar gelegen 
hatte, wurde drastisch zurückgefahren, 
ein Verbot der Kreditaufnahme vom 
Parlament beschlossen . . . Der Westen 
ist jetzt vor allem ökonomisch gefordert 

.. Gemessen an der Pro-Kopf-Ver­
schuldung und an der Schuldendienst­
quote steht Rumänien . . . von allen 
RGW-Ländem am besten da . . . Hier 
ist Spielraum vorhanden. Vor allem 
aber wird Know-how gebraucht. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist der 
größte westliche Handelspartner des 
Landes. Die Europäische Gemeinschaft 

hatte ihre Verhandlungen über engere 
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 
ausgesetzt. Die Bundesregierung hatte 
ebenfalls die alljährliche Tagung der 
Gemischten Kommission Anfang des 
Jahres wegen der Menschenrechtsver­
letzungen des Regimes storniert. Ein 
neues Datum solle festgesetzt werden, 
sobald es die Stabilisierung der Lage er­
laubt. Mit neuen Projekten, versteht 
sich." (Handelsblatt. 27.12.89)

Interventionsvorbereitungen:
BRD, Österreich, Ungarn u.a.

„Kohl wie Nemeth wurden an der Pres­
sekonferenz (aus Anlaß des Kohl-Be­
suchs in Ungarn, Anm. d. Red.) um 
einen Kommentar zu den schweren Zu­
sammenstößen in Temesvar gebeten. 
Der Bundeskanzler erklärte, er begrüße 
grundsätzlich überall die Erweiterung 
der Menschenrechte und hoffe auf eine 
Besserung der Lage sowohl des rumäni­
schen Volkes als auch der deutschen 
und ungarischen Minderheit. Nemeth 
sagte, daß das gemeinsame Haus Euro­
pa ein anachronistisches System, wie es 
im östlichen Nachbarland bestehe und 
das auch die Interessen der rumänischen 
Bevölkerung mißachte, ausschließen 
müsse.“ (NZZ, 19.12.89)

„Österreich wird wegen des Massa­
kers in Rumänien den UN-Sicherheits- 
rat einschalten. Außerdem sollten alle 
35 Unterzeichnerstaaten der Schlußakte 
von Helsinki zu einer Konferenz über 
Rumänien einberufen werden, schlug 
Ministerpräsident Franz Vranitzky 
vor.“ (FR, 21.12.89)

„Die Bundesregierung hat nach Ab­
sprache mit den westlichen Bündnis­
partnern und Ungarn bei den Vereinten 
Nationen eine Sondersitzung des UN- 
Sicherheitsrates zu den Vorfällen in 
Rumänien beantragt.“ (7?1Z, 22.12.89)

Unter der Überschrift „Intervention 
erwogen“ berichtet die FAZ am 27.12. : 
„Am vergangenen Samstag hat sich 
erstmals in der Nachkriegsgeschichte 
die Möglichkeit einer gemeinsamen ost­
westlichen Militärintervention in einem

Für nationale Selbständigkeit und Unabhängigkeit
Zu den Voraussetzungen der rumänischen Politik von 1965 bis 1989

Die reichsdeutschen Konzerne haben 
bereits in den zwanziger Jahren die 
wirtschaftliche und politische Anbin­
dung der südosteuropäischen Staaten an 
ein mitteleuropäisches Großdeutschland 
zum wesentlichen Expansionsziel er­
klärt. Durch eine entsprechende Han­
delsvertragspolitik der NS-Regierung 
war „die Bildung eines deutsch-südöst­
lichen Großwirtschaftsraums“ 1936 „in 
seinen Grundzügen Wirklichkeit ge­
worden“ ’. Ähnlich wie die anderen 
Balkanstaaten hatte Rumänien die 
Funktion einer überwiegend agrarisch 
bestimmten Ergänzungswirtschaft zum 
Reich übernommen.

Die reichsdeutschen Konzerne haben 
diese „Arbeitsteilung“ zwischen den 
Volkswirtschaften jenes „deutsch-süd­
östlichen Großwirtschaftsraums“ nur 
vermittels der Kollaborationsbereit­
schaft bestimmter Klassenkräfte inner­
halb dieser Balkanstaaten durchsetzen 
können. In Rumänien handelte es sich 
hierbei insbesondere um Großgrund­
besitzer und Angehörige der akademi­
schen Mittelklasse, die entweder mon­
archistisch oder faschistisch orientiert 
waren.

Auf diesen Abhängigkeitsverhältnis­
sen konnte der ab 1940 verfolgte reichs­
deutsche Kurs der vollständigen Inbe­
sitznahme der rumänischen Ölförde­
rung, „um Mineralölpolitik in Europa 
treiben zu können“ aufbauen2. Daran 
konnte auch die NS-Politik der Ausnut­
zung des Gegensatzes (aufgrund von 
Gebietsansprüchen) zwischen Ungarn 
und Rumänien einerseits und Rumänien 
und der UdSSR andererseits anknüpfen. 
All dies hat dazu geführt, daß sich Ru­
mänien zunehmend in eine direkte Re­
serve der großdeutschen Europa-Ex­
pansion (1941 bis 1944) verwandelt hat.

1944-1947: Der Widerstand gegen 
das monarchistisch-faschistische
Regime in Rumänien entwickelte sich 

europäischen Land abgezeichnet. Alar­
miert durch Berichte über angebliche 
arabische Söldner, die in Rumänien auf 
Seiten der Securitate gegen die rumäni­
sche Armee und gegen die Bevölkerung 
kämpften, verlangte der ungarische 
Außenminister Horn für den Sonntag 
eine Zusammenkunft des Warschauer 
Paktes auf hoher Ebene. Die Interven­
tion der Söldner, deutete er an, .interna­
tionalisiere* die rumänische Frage und 
verlange entsprechende Reaktionen ... 
Die Bereitschaft Gorbatschows zur 
.Hilfe*, die zuerst freilich nur für .hu­
manitäre Hilfe* gelten sollte, bekam zu­
sätzliche Aspekte, als bekannt wurde, 
daß westliche Länder wie Frankreich 
und Holland auch militärische Hilfe in 
Aussicht stellten für den Fall, daß tat­
sächlich in Rumänien ausländische 
Kräfte den Sturz der Diktatur zu verhin­
dern suchten.“

Am gleichen Tag meldete die Zeitung 
die Arbeit eines „Krisenstabes“ im 
Bonner AA, dessen Zusammensetzung 
Parallelen zur faschistischen „Volks­
deutschen Mittelstelle** aufweist: „Am 
Mittwoch berieten das Auswärtige Amt 
und die Ressorts Verteidigung, Verkehr 

Mitglieder des Bürgerkomitees in Arad

im Verlaufe des Partisanenkampfes im 
Jahre 1944 zum bewaffneten Aufstand 
am 23. August 1944. Einen Tag später 
erklärte Rumänien dem Deutschen 
Reich den Krieg und wurde zum Unter­
stützungsfaktor der Anti-Hitler-Koali- 
tion. Dieser Tatbestand ist in der Prä­
ambel des Friedensvertrags mit Rumä­
nien (10.2.1947) ausdrücklich gewür­
digt worden. Dieser Vertrag diktierte 
dem antifaschistischen Rumänien u.a. 
die immerwährende Verpflichtung, sich 
nicht wieder in eine auswärtige Reserve 
deutscher Aggressions- und Expan­
sionspolitik verwandeln zu lassen3.

1948-1965: Am 30.12.1947 kam es 
zur Abdankung des Königs Michael und 
zur Ausrufung der Volksrepublik Ru­
mänien. Zu diesem Zeitpunkt war be­
reits eine Bodenreform erfolgt, die 
sämtlichen Grundbesitz über 50 Hektar 
enteignete und an Kleinbauern bzw. 
landlose Neusiedler verteilte. In der 
ersten Hälfte der 50er Jahre wurde die 
Produktion von Landmaschinen und 
bäuerlichem Werkzeug erhöht. Von 
1949 bis 1962 wurde die schrittweise 
Kollektivierung der Landwirtschaft 
durchgeführt, die sowohl die Fähigkeit 
zur Selbstversorgung sicherstellte, wie 
auch den Export von Überschüssen er­
möglichte.

In der Mitte der 50er Jahre wurde der 
Entwicklung der Schwerindustrie der 
Vorrang gegeben. Diesem Schritt lag 
das Interesse an einer möglichst allseiti­
gen und ausgeglichenen Entwicklung 
der rumänischen Volkswirtschaft zu­
grunde. Von daher wurde zunehmend 
Widerstand gegen die seitens der 
UdSSR im RGW erzwungene ökonomi­
sche „Arbeitsteilung“ geleistet. Nach 
rumänischer Auffassung barg sie „die 
Gefahr, ... weiterhin und auf unabseh­
bare Zeit ein industriell unterentwickel­
tes Land (bleiben zu müssen) ..., des­
sen Beitrag zu dieser .Arbeitsteilung* 

und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit dem Kanzleramt, sieben Hilfsorga­
nisationen und Vertretern der Banater 
Schwaben und Siebenbürger Sachsen. 
Dabei wurde beschlossen, vorerst keine 
Flugzeuge mit Hilfsgütern zu entsen­
den. Zunächst müsse die Sicherheits­
lage geklärt werden ...“

Am nächsten Tag meldete dann 
,,Bild" stattdessen andere Flüge: „In 
der Nacht ist ein Sonderflugzeug des 
Bundesgrenzschutzes gelandet. An 
Bord: Panzerfahrzeuge und ein Trupp 
GSG 9. Sie sollen die deutsche Bot­
schaftschützen.“ (Bild, 28.12.89)

Eine Erklärung Ceasescus 
„Aus den Daten, über die wir jetzt ver­
fügen, zeigte unser Partei- und Staats­
chef in seiner Rede auf, kann mit voller 
Gewißheit erklärt werden, daß diese 
Aktionen mit terroristischem Charakter 
in enger Verbindung mit reaktionären 
und imperialistischen, irridentistischen 
und chauvinistischen Spionagediensten 
aus verschiedenen Ländern organisiert 
und ausgelöst wurde.“ (Erklärung von 
Radio Bukarest, zit. nach Frankfurter 
Rundschau, 22.12.89) 

aus kaum mehr als der Lieferung von 
Rohstoffen und landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen bestünde.“4

Insofern trat die KP Rumäniens auch 
innerhalb der kommunistischen Weltbe­
wegung für den stufenweisen Abbau 
der Unterschiede im wirtschaftlichen 
Entwicklungsniveau der UdSSR und 
der übrigen Volksrepubliken ein: „Der 
Aufbau des Kommunismus im Welt­
maßstab ist nicht vorstellbar unter Bei­
behaltung der Aufteilung der Länder in 
Industrie- und Agrarstaaten, in ent­
wickelte und nicht entwickelte Län­
der.“ 5

Für den Zeitraum der ersten Hälfte 
der 60er Jahre lassen sich innerhalb der 
KP Rumäniens vor diesem Hintergrund 
zwei Interessensströmungen ausma­
chen. Zum einen wurde das Experiment 
der Volkskommunen in der VR China 
als ein wichtiger Beitrag im Dienste je­
ner Emanzipationsanstrengungen der 
überwiegend landwirtschaftlichen 
Volkswirtschaften begriffen. Zum an­
deren verband sich mit den verschiede­
nen Bemühungen um die Aufrichtung 
einer eigenen Industriebasis zunehmend 
auch das Bedürfnis, auf dem Weltmarkt 
zu operieren. Mehrere ehemalige Mit­
glieder der KP Rumäniens in dem jetzt 
in Bukarest die Regierungsgeschäfte 
ausübenden „Komitee für das Wohl des 
Vaterlandes“ gehörten bereits in den 
60er Jahren dieser Strömung innerhalb 
der rumänischen KP an.

Quellen: 1 R. Busch-Zantner, Deutschland und 
Südosteuropa 1936 — ein wirtschaftspolitischer 
Rückblick, in: Deutscher Lebensraum, Nr. 4, 
1937, S. 137f.; 2 dokumentiert in: G. Hall­
garten u. J. Radkau, Deutsche Industrie und 
Politik von Bismarck bis heute, Ffm.-Köln 
1974, S. 359-417; 3 Die Friedensverträge von 
1947 mit Italien, Ungarn, Bulgarien, Rumänien 
und Finnland, Verlag Europa-Archiv, Ober­
ursel 1948, S. 179ff.; 4 Europa-Archiv, Jgg. 
1963, S. 815;5 Europa-Archiv 1963, S. 816.

Die rumänische Krise
Das gestürzte Regime Ceausescu läßt 
sich als eine Entwicklungsdiktatur ver­
stehen, deren Ziel die Umwandlung der 
rückständigen, vom hergekommenen 
Großgrundbesitz geprägten Wirt­
schafts- und Sozialstruktur war und die 
ein modernes, industrialisiertes Rumä­
nien wollte. Zunächst glaubte man, daß 
die Rohstoffbasis Öl alles sehr erleich­
tern würde. Die auf das Öl abgestützten 
Entwicklungspläne kamen jedoch ins 
Wanken, als der Ölpreis nachgab und 
auch noch die Ergiebigkeit der Quellen 
sank. Die kommunistische Partei ant­
wortete mit einem harten Konsumver­
zichts- und Sparprogramm. Es ermög­
lichte Rumänien, seine Auslandsver­
schuldung abzubauen, andererseits 
wurden die berechtigten sozialen An­
liegen der Bevölkerung zum politischen 
Risiko. Sie wurden mit Mitteln staatli­
cher Gewalt unterdrückt.

Bei aller gebotenen Vorsicht sieht es 
aus der Entfernung auch so aus, als hät­
te das Regime die Opferbereitschaft der 
Bevölkerung, die für eine selbständige 
Entwicklung Rumäniens vorhanden 
gewesen ist, überspannt, als hauptstäd­
tische Prunkobjekte in Angriff genom­
men wurden, deren Nutzen für die Lan­
desentwicklung nicht zu sehen ist. Die 
pomphafte Entwicklung der Hauptstadt 
wird wohl in den Provinzen erheblichen 
Unmut ausgelöst haben. Die Landre­
form, die Vielgenannte „Systematisie­
rung“, war jedenfalls nicht mit einer 
breiten politischen Mobilisierung der 
Landbevölkerung verbunden, diese 
wurde damit — mag sie es teils begrüßt 
haben, teils nicht — zwangsweise kon­
frontiert. Gegen Ende vorigen Jahres 
überschnitten sich dann die verschiede­
nen Krisenmomente. Zum gewaltsamen 
Ausbruch kam es im Banat, wo sich so­
ziale und Nationalitätenprobleme ver­
mengen. Mochten die Massen gefürch­
tet haben, wegen der zentralistischen 
Politik der KP als heruntergewirtschaf­
tete Opfer am Rande der Entwicklung 
liegen zu bleiben, mochten sie hoffen, 
bei einer auf ausländische Kredite ge­
stützten Entwicklung besondere Vortei­
le zu haben, mochten sie einfach Brot 
wollen und bessere politische Möglich­
keiten, ihr Schicksal mitzugestalten, sie 
gingen auf die Straße.

Aus der Geschichte Rumäniens muß 
man schon vermuten, daß sich Konter­
revolutionäre auf jede Weise, auch be­
waffnet, in die Bewegung mischten. 
Das Regime war unfähig, den Inhalt der 
Proteste differenziert wahrzunehmen. 
Ceausescu erklärte sie zur proimperiali­
stischen Verschwörung. Die Organe 
des Staates schlugen brutal zu. Die An­
hänger des Regimes zogen ihre Legiti­
mation aus der absehbaren Gefährdung 
des halbentwickelten Rumäniens bei 
Anbindung an den Weltmarkt. Sie be­
kämpften Bevölkerungsteile als pro­
imperialistische Hilfstruppen. Sie irr­
ten, und das zeigte sich. Mit der Breite 
der Bewegung und der Berechtigung 
vieler Anliegen konfrontiert, spalteten 
sich Partei, Behörden, Armee. Das Re­
gime verlor das politische Mandat, weil 
es Kritik und Konterrevolution nicht zu 
unterscheiden vermochte.

Bei den Siegern leistete dies Vorgän­
gen Vorschub, an denen Rumänien 
noch jahrzehntelang tragen muß. Die 
Umstürzler verzichteten völlig darauf, 
den Anhängern des Regimes einen poli­
tischen Ausweg zu lassen. Sie verurteil­
ten sie zum Kampf bis zum letzten Fun­
ken Hoffnung. Die vielen Leuten, die 
auf der Seite des Regimes standen, wur­
de so zum Feind des Landes gestempelt.

Der Krieg wurde so grausam, letzten 
Endes, weil Rumänien seine Moderni­
sierung, seine Verwandlung in ein mo­
dernes Industrieland noch nicht erledigt 
hat. Es ist immer noch auf weite Strek- 
ken ein rückständiges Agrarland, für 
dessen Modernisierung es auf der gan­
zen Welt kein anderes erfolgreiches 
Modell gibt als das der sozialistischen 
Planwirtschaft. Ein vom Imperialismus 
abhängiges Rumänien könnte sich si­
cher nicht entwickeln. Nicht einmal die 
viel größere Türkei kann das. Solche 
Tatbestände gaben dem Regime Ceau­
sescus den Rückhalt. Bei den Siegern 
wird man diese Probleme auch kennen, 
wie denn nicht. Gegenwärtig befinden 
sich in diesem Lager Leute, denen es 
um die Entwicklung Rumäniens geht, 
zusammengekettet durch gemeinschaft­
liche Waffen- und Henkerstaten mit an­
deren, die auch mit einer Funktion als 
Sachwalter imperialistischer Interessen 
zufrieden wären. Wir dürfen nicht die 
Augen davor verschließen, daß die 
BRD mit ihrer Politik solche Kräfte 
weckt und stärkt.
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Internationale Umschau

Eine Kältewelle hat in den USA erneut zahlreiche Todesopfer gefordert. Mehre­
re Landesteile meldeten neue Kälterekorde. Nach Angaben von US-Behörden 
waren bis 26.12. mindesten^ 84 Menschen der Kältewelle zum Opfer gefallen. 
Insbesondere in den großen Städten erfrieren in jedem Winter erneut zahl­
reiche obdachlose Arme. Allein aus New York wurden zwölf solcher „Kälte­
toten“ gemeldet, die in Wirklichkeit an ihrer bitteren Armut und der fehlenden 
warmen Wohnung gestorben sind, aus Chicago zehn. Die Polizei in New York 
erhielt Anweisung, Obdachlose notfalls gewaltsam in städtische Asylheime zu 
bringen. Bild: Obdachlosenunterkunft in der Hauptstadt Washington. — (rül)

Belgien: Regierung plant 
Privatisierungen

Die belgische Regierung plant umfang­
reiche Privatisierungen von Staatsbe­
trieben. Die Minister für den öffentli­
chen Dienst und für Verkehr wurden 
angewiesen, bis Januar einen entspre­
chenden Gesetzentwurf vorzulegen. Als 
erster Schritt der bis zum Inkrafttreten 
des EG-Binnenmarktes vorgesehenen 
Maßnahmen ist eine Umstellung der 
vier größten Staatsbetriebe (Schiffahrts­
gesellschaft, Bahn, Post und Fernmel­
dewesen). Diese sollen im ersten Schritt 
rechtlich „selbständiger“ werden, um 
insbesondere hinderliche Tarif- und 
Arbeitsbestimmungen „selbständig“ 
Zug um Zug abzubauen. Gleichzeitig 
will die Regierung grünes Licht geben 
für private Beteiligungen an diesen Un­
ternehmen. Die Gewerkschaften fürch­
ten Massenentlassungen. — (rül)

Spanien: Streik der 
Zugführer für mehr Lohn

Die Zugführer der spanischen staatli­
chen Eisenbahn Renfe haben während 
der Weihnachtstage ihre Forderung 
nach Lohnerhöhungen durch einen 
mehrtägigen landesweiten Streik unter­
strichen. Am Freitag vor Weihnachten 
begannen sie ihre Aktion, die bis Mon­
tag nach Weihnachten befristet war und 
den Eisenbahnverkehr während der 
Weihnachtstage weitgehend lahmlegte. 
Die Eisenbahngesellschaft versuchte, 
den Streik durch Dienstanweisungen zu 
brechen: Die Zugführer wurden ange­
wiesen, mindestens 75% des normalen 
Zugbetriebes zu gewährleisten. — (rül)

Portugal: Wahlerfolge von 
Sozialisten und Kommunisten

Die mit absoluter Mehrheit im portugie­
sischen Parlament regierende liberale 
PSD mußte bei den Kommunalwahlen 

| Mitte Dezember eine schwere Nieder­
lage hinnehmen. In der Industriestadt 
Amadora und den beiden Distrikthaupt­
städten Beja und Evora aus der Land­
arbeiterregion Alentejo gewann die 
Kommunistische Partei Portugals 
(PCP) die Mehrheit der Sitze. Landes­
weit hielt die KP ihren Stimmanteil, sie 
gewann erneut ca. 12% aller Stimmen 
und blieb damit drittstärkste Partei. In 
der Hauptstadt Lissabon gewann erst­
mals ein Wahlbündnis, dem u.a Sozia­
listen und PCP angehören. Bürgermei­
ster Lissabons wird jetzt der General­
sekretär der Sozialistischen Partei, 
Sampaio, der auch zugleich Kandidat 
der Sozialistischen Partei für das Amt 
des Premierministers bei den nächsten 
Parlamentswahlen ist. Auch in den an­
deren großen Städten des Landes ge­
wannen die Sozialisten entweder allein 
oder im Bündnis mit anderen Parteien 
die Mehrheit. In Lissabon feierten noch 
in der Wahlnacht Tausende von Anhän­
gern den Wahlsieg des Linksbündnisses 
von Sozialisten und KP. Die christ­
demokratische Partei CDS wurde nach 
der Sozialistischen Partei, der liberalen 
PSD und den Kommunisten viertstärk­
ste Partei. — (rül)

Zimbabwe: Vereinigung 
von ZANU und ZAPU

Die beiden großen zimbabweschen Be­
freiungsbewegungen, ZANU und 
ZAPU, haben sich zwei Jahre nach 
einem zwischen beiden Parteien ge­
schlossenen Einheitsabkommen zu 
einer Partei zusammengeschlossen. Das 
Einheitsabkommen war am 22. Dezem­
ber 1987 geschlossen worden. Am 
22.12. endete in der Hauptstadt Harare 
ein viertägiger „Nationaler Volks­
kongreß“, mit dem die beiden Parteien 
ihre Vereinigung vollzogen. Die alten 
Parteien ZANU und ZAPU wurden for­
mell aufgelöst. Die neue Partei trägt 
den Namen der alten ZANU (PF): Zim­
babwe African National Union (Patrio­
tic Front). Vorsitzender der Partei ist 
der bisherige ZANU-Vorsitzende 
Robert Mugabe. Joshua Nkome, der 
bisherige Vorsitzende der ZAPU, ist 
zusammen mit Simon Muzenda von der 
alten ZANU (PF) Vizevorsitzender. 
Die neue Partei bleibt wie bisher schon 
die ZANU in ihren Statuten dem Ziel 
des Aufbaus des Sozialismus in Zimba­
bwe verpflichtet. Nach der Erringung
der Unabhängigkeit und dem Sturz des 
Kolonialregimes unter Ian Smith hatten 
die Imperialisten und das südafrika­
nische Regime versucht, die Wider­
sprüche zwischen ZANU und ZAPU, 
die in der „Patriotischen Front“ ge­
meinsam gegen das Kolonialregime ge­
kämpft hatten, zu schüren. Zahlreiche 
Terroranschläge vor allem im Süden 
des Landes, hinter denen zumeist süd­
afrikanische oder von Südafrika aus ge­
steuerte Terrorkommandos standen, 
kosteten mehrere tausend Menschen das 
Leben. Das 1987 zwischen beiden Par­
teien erreichte Einheitsabkommen hatte 
den Bestrebungen, mit solchen Terror­
akten das Land in einen Bürgerkrieg zu 
treiben, eine klare Abfuhr erteilt. Seit­
dem mußten auch die imperialistischen 
Beobachter feststellen, daß diese Ter­
rorakte weitgehend aufhörten. — (rül)

Jugoslawien: Streiks 
gegen Sparprogramm

Das jugoslawische Parlament hat jetzt 
die Wirtschaftspläne der Regierung 
Marcovic gebilligt. Diese sehen für un­
gefähr 70% der Löhne im November 
eine Lohnerhöhung von 20% vor. Da­
nach tritt für ein halbes Jahr ein allge­
meiner Lohnstopp in Kraft. Verbunden 
ist der Lohnstopp mit einer Freigabe 
der Preise, wobei die Preise von Strom, 
Post, Bahn und Medikamenten davon 
ausgenommen sind. Dieser Preisstopp 
ist aber reine Augenwischerei, weil ge­
rade im November die Preise für Strom 
um 78%, für die Bahn um 90% und für 
die Post um 69% angehoben worden 
sind. Nach einer Schätzung beträgt die 
Inflationsrate zum Jahresende 2600%. 
Kernstück des Wirtschaftsprogramms 
ist die Einführung eines frei konvertib­
len Dinars, dessen Kurs nun an die Ent­
wicklung der D-Mark gebunden ist. 
Damit haben sich die BRD-Kapitale 
eine sichere Möglichkeit weitgehender 
Manipulationen der jugoslawischen 
Wirtschaft gesichert. Als der jugoslawi­
sche Staatspräsident Dmovsek Ende 
November in der BRD war, wurden die 
letzten Weichen für das neue Wirt­
schaftsprogramm gestellt. Die BRD ist 
jetzt schon der wichtigste Handelspart­
ner Jugoslawiens unter den OECD-Län- 
dem und beutet an die 600000 jugosla­
wische Arbeitskräfte aus, auf deren 
Devisen die jugoslawische Wirtschaft 
angewiesen ist. Es war daher ein leich­
tes, Dmovsek klar zu machen, wohin 
der Gang der jugoslawischen Politik 
nach Auffassung der BRD zu gehen hat. 
Der Visumzwang für jugoslawische 
Arbeitskräfte in der BRD hat hier schon 
seine entsprechende Wirkung getan und 
die Ausarbeitung des Wirtschaftspro­
gramms beschleunigt. Die Pläne der 
Regierung stoßen nun auf zunehmenden 
Widerstand. Schon vor der Beratung im 
Parlament haben die Gewerkschaften 
Streiks angekündigt, die jetzt sofort 
folgten. Trotz Lohnstopp konnten sie in 
einigen Städten Lohnerhöhungen 
durchsetzen. So setzten die 4600 Arbei­
ter des Lebensmittelkonzems Centro- 
slavia eine Lohnerhöhung von 60% 
durch, die 5000 Arbeiter des Automo­
bilwerks Rote Fahne eine um 100%. 
Aus anderen Städten wird ebenfalls von 
Streiks berichtet. Die Teilrepublik Ser­
bien hat die Einführung des Lohnstopps 
mit Hinweis auf die Freigabe der Preise 
abgelehnt. — (hav)

Brasilien: Wahlsieg 
der Reaktion

Bei den brasilianischen Präsident­
schaftswahlen hat der Kandidat der 
Reaktion, der „sehr reiche Unterneh­
mer“ (NZZ, 20.12.89) Collor de Mel­
los gewonnen. Er erhielt 33 Millionen 
Stimmen, während auf den früheren 
Gewerkschaftsvorsitzenden von Sao 
Paulo, Lula, der als Kandidat eines lin­
ken Bündnisses antrat, 31 Mio. Stim­
men entfielen. Während Lula in den 
meisten Großstädten klar gewann, ent­
fielen auf Collor de Mellos die meisten 
Stimmen in den agrarischen Gebieten, 
von denen viele noch immer von Groß­
grundbesitzern und ihren bewaffneten 
Banden beherrscht und terrorisiert wer­
den. — (rül)

Der niederländische Gewerkschaftsbund FNV hat beschlossen, die bisher 
außerhalb des FNV agierende Soldatengewerkschaft WDM (Vereinigung der 
wehrpflichtigen Soldaten) aufzunehmen. Die WDM war Anfang der 70er Jahre 
entstanden und organisiert inzwischen mehrere tausend wehrpflichtige Solda­
ten. Sie setzt sich seit Jahren für Dienstzeitverkürzungen, eine Erhöhung des 
Wehrsolds der Wehrpflichtigen und andere tarifliche Belange ein. Der FNV-Vor- 
stand beschloß nun, dem Gewerkschaftsrat zu empfehlen, den Aufnahmean­
trag der WDM anzunehmen. Die endgültige Beschlußfassung ist für den 26. 
März 1990 geplant. Der FNV verspricht sich von der Aufnahme des WDM nach 
seinen eigenen Worten „Zugang zu einem großen Potential jugendlicher künfti­
ger Arbeitnehmer“. — (rül)

Türkei sperrt Syrien
Euphrat-Wasserzufuhr für einen

Die türkische Regierung hat damit be­
gonnen, den wirtschaftlichen Druck auf 
Syrien zu verstärken. Anfang Dezem­
ber gab ein Sprecher der Regierung in 
Ankara bekannt, die Türkei werde in 
der Zeit vom 13. Januar 1990 bis zum 
13. Februar einen Monat lang den Was­
serfluß des Euphrat praktisch zum Ver­
siegen bringen. Offizieller Vorwand ist 
die Auffüllung des Stausees am Ata­
türk-Staudamm. Der Atatürk-Stau- 
damm ist einer der ersten der im Rah­
men des kolonialistischen „GAP“-Pro- 
gramms in den besetzten kurdischen 
Gebieten fertiggestellten Staudämme, 
mit denen imperialistische Konzerne in 
der Türkei und türkische Kapitalisten 
mit billigem Strom versorgt und große 
Agrarmonokulturen (Baumwolle u.a.) 
in den kurdischen Gebieten möglich 
gemacht werden sollen.

Die Wassersperre trifft Syrien in 
einer wirtschaftlich angespannten Lage 
und soll diese weiter erschweren. Die 
„Neue Zürcher Zeitung“ schreibt: 
„Der Euphrat ... ist der größte Was­
serspeicher für Nordsyrien, welches auf 
Grund der mangelnden Regenfalle in 
diesem Jahr ohnehin mit Problemen 
konfrontiert ist. Der niedrige Wasser­
stand hat zu einer Drosselung der 
Stromproduktion am Assad-Staudamm 
geführt. Ferner soll die Bewässerung 
stark betroffen sein.“ (NZZ, 13.12.89) 
Die angekündigte Wassersperre wird

Faschisten wieder im Parlament
Frankreich: Front National gewinnt bei Teilwahlen einen Sitz

Am 3.12.1989 fanden in einigen Ge­
meinden bzw. Bezirken Teilwahlen 
zum Parlament statt. Dabei lag das In­
teresse der Öffentlichkeit vor allem auf 
dem Wahlausgang in der kleinen Stadt 
Dreux (ca. 80 km westlich von Paris), 
wo die Front National (FN) schon 1983 
16,7% der Stimmen bekommen hatte. 
Bei den jetzigen Wahlen erreichte die 
FN hier im ersten Wahlgang den höch­
sten Stimmenanteil, allerdings bei nie­
driger Wahlbeteiligung (55,95%). Im 
einzelnen erhielten FN: 42,49%, RPR 
(Gaullisten): 24,56%, PS (Sozialisten): 
18,13%, Ecologistes: 4,88%, MRG: 
4,22%, PCF (Kommunisten): 3,90%, 
RPRdiss.: 1,83%.

Im zweiten Wahlgang wurde die Kan­
didatin der FN, Marie-France Stirbois, 
mit 61,43% der Stimmen gewählt. Da­
durch ist die FN wieder in der National­
versammlung vertreten.

Bereits im Vorfeld der Wahlen wurde 
sowohl der Person Le Pen wie auch sei­
nem faschistischen Gedankengut, insbe­
sondere gegenüber Ausländem, breiter 
Raum in den Medien eingeräumt. Alle 
großen französischen Zeitungen und 
Nachrichtenmagazine hatten Titelge­
schichten zu den ausländischen Arbei­
tern. Die rechte Zeitung „Le Figaro“

Lohnabschlüsse in Kanada
Starke Schwankungen in der Höhe

Die Lohnabschlüsse in den letzten Mo­
naten zeigen, wie zäh die gewerkschaft­
lich Organisierten in Kanada um ihr 
Lohnniveau kämpfen und wie schwer 
sie es haben, es zu verteidigen. Große 
Unterschiede zeigen sich in Höhe, 
Struktur und Laufzeit. Die Inflationsra­
te lag in den letzten Jahren bei etwa 4%. 
Zusätzlich zum Lohn wurden vielfältige 
Fragen geregelt.

Zwei Eisenbahnergewerkschaften 
schlossen für zusammen 6000 Beschäf­
tigte mit CP Rail einen Dreijahresver­
trag; er bringt 4,5% ab 1.1.89, 4,0% ab 
’90 und 4,5% ab ’91, also Erhöhungen 
etwa im Rahmen der bisherigen Infla­
tionsrate, aber mit starker zeitlicher 
Verzögerung.

Für 1100 Arbeiter im Kohlebergwerk 
Tumbler Ridge (in British Columbia an 
der kanadische Westküste) schloß die 
Gewerkschaft United Steelworkers of 
America einen 34-Monate-Vertrag bis 
März 1992 mit 5,0% — 3,5% — 3,0% 
jeweils am 1. Juni. Ein Vertrag über 
freiwilliges Rentensparen wurde ge­
schlossen, wonach die Firma bis zu 5% 
der Bruttolohnsumme zu Sparleistungen 
der Beschäftigten zuschießt.

Die Gewerkschaft der Elektrizitätsar­
beiter hat in Nova Scotia im kanadi­
schen Osten einen Dreijahresvertrag für

das Wasser
Monat unterbrochen

diese Probleme drastisch verstärken. 
70% der syrischen Stromversorgung 
wird aus Euphrat-Staudämmen gewon­
nen. Auch die irakische Regierung be­
fürchtet schwere Schäden und eine 
„ernste Wasserkrise“ infolge der Stau­
ung.

Die syrische Regierung hat gegen die 
angekündigte Stauung bereits interve­
niert. Sie beharrt darauf, daß die türki­
sche Regierung nach international gel­
tenden Regeln und Abkommen kein 
Recht hat, den Wasserfluß des Euphrat 
in dem angekündigten Ausmaß zu dros­
seln. Außerdem habe der türkische Mi­
nisterpräsident Özal bei seinem Besuch 
in Syrien 1987 zugesichert, seine Re­
gierung werde keine Maßnahme ergrei­
fen, die den Wasserfluß des Euphrat un­
ter 500 Kubikmeter pro Sekunde senkt. 
Genau das soll aber jetzt geschehen.

Über die Gründe für die türkische 
Entscheidung äußert sich die NZZ un­
verhüllt: Anfang Oktober habe Özal 
vier Forderungen gegenüber Syrien er­
hoben: „ ... den Führern der PKK. de­
ren Vorsitzenden Abdullah Özalan ein­
geschlossen, keinen Unterschlupf mehr 
zu gewähren, die Aktivitäten der PKK 
in der Bekaa-Ebene zu kontrollieren 
und die türkisch-syrische Grenze besser 
zu bewachen, um die Infiltration von 
kurdischen Partisanen zu unterbinden 
. . . Andernfalls drohte er, das Wasser 
des Euphrat abzuschneiden.“ — (rül) 

druckte überdies lange Interviews mit 
Le Pen, staatliche und private Radio- 
und Fernsehsender luden Le Pen rei­
henweise zu Interview- und Diskus­
sionssendungen mit hoher Einschalt­
quote ein.

Vor dem zweiten Wahlgang organi­
sierten allein PCF und CGT eine 
Demonstration gegen Le Pen, nachdem 
die PS, die Menschenrechtsliga und 
SOS-Racisme es abgelehnt hatten, sich 
an der Demonstration zu beteiligen. Die 
PCF verbreitete außerdem einen Ap­
pell, in dem die Wähler dazu aufgerufen 
wurden, mit ihrer Stimmabgabe die FN 
zu bekämpfen, in dem außerdem die 
Politik von PS und RPR kritisiert wird, 
deren Positionen den Rassismus förder­
ten. Im Europaparlament fand gerade 
eine Abstimmung zur Aufhebung der 
Immunität Le Pens statt, der in Frank­
reich wegen faschistischer Beleidigung 
eines Ministers vor Gericht gestellt 
werden soll. Die Mehrheit sprach sich 
für die Aufhebung aus. Die französi­
schen und westdeutschen Grünen ent­
hielten sich: ein Abgeordneter müsse 
jederzeit alles sagen können.
Quellenhinweis: L'Humanife, Dezember-
Ausgaben 1989; J. Charlot, Les partis poli- 
tiques en France, 1986 — (sur)

1300 Beschäftigte in den Kraftwerken 
abgeschlossen. Jeweils am 1. April 
1989, 1990 und 1991 steigen die Löhne 
um 5,0%. Zusätzlich erhalten Fach­
kräfte 24 Cent je Stunde mehr, Unge­
lernte 10 Cent. Wenn die offizielle In­
flationsrate 1991 über 5% liegt, wird 
die Lohnerhöhung entsprechend nach 
oben korrigiert.

Die Gewerkschaft United Fishermen 
and Allied Workers Union in British 
Columbia hat nach Streiks von zwei bis 
zweieinhalb Wochen Tarifverträge für 
die Fischverarbeitungsindustrie abge­
schlossen, die für 2000 Fischer und 
5000 Lotsen und Hafenarbeiter gelten 
Die Laufzeit der Verträge ist drei Jahre: 
für die Fischer wurden je nach Lachs­
sorte Erhöhungen von 3 bis 8 Cent pro 
Pfund Lachs über drei Jahre abge­
schlossen; für Lotsen +5,4% und für 
Hafenarbeiter +3,2%. Die Arbeitgeber 
wollen die tariflichen Eingangslöhne 
für Aushilfen senken; hierüber und über 
andere strittige Fragen wird eine 
Schiedskommission entscheiden.

Noch schlechter sind zwei Abschlüs­
se im Hotelgewerbe und Einzelhandel 
in British Columbia und Alberta, die 
nur zwischen 1.3% und 3.8% bringen. 
Quelle: Collective Bargaining Review. Sept 
1989 - (mfr)
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Zwei Organisationen des puertoricanischen Befreiungskampfes legen der UNO einen Dekolonisierungsplan vor

Die USA halten Puerto Rico als Kolo­
nie. Sie bestimmen die Wirtschafts- und 
Währungspolitik. die Außenpolitik und 
weitgehend auch die Innenpolitik. Die 
Einwohner Puerto Ricos gelten recht­
lich als Bürger der USA, ohne daß sie 
jedoch Wahlrecht bei den US-amerika- 
nrschen Wahlen oder andere Bürger­
rechte in den USA haben. Gegen diesen 
Kolonialzustand kämpfen puertoricani­
sche Organisationen in den USA und in 
Puerto Rico. Wir dokumentieren einen 
Bericht, den zwei Organisationen des 
bewaffneten Befreiungskampfes im 
August letzten Jahres dem Dekoloniali- 
sierungskomitee der UNO vorgelegt 
haben. — (uldt

Erklärung von 
Macheteros und FALN

Die puertoricanische Volksarmee 
(Macheteros) und die Bewaffneten 
Kräfte der Nationalen Befreiung 
(FALN) sind Untergrundorganisatio­
nen, die den bewaffneten Kampf gegen 
den Kolonialismus und für die nationale 
Unabhängigkeit Puerto Ricos führen. 
Die erstere operiert innerhalb des Na­
tionalgebietes Puerto Ricos, die letztere 
in den Vereinigten Staaten von Ameri­
ka. Wir legen diese gemeinsame Bot­
schaft schriftlich vor, weil wir nicht vor 
diesem ehrenvollen Komitee erscheinen 
können.

Seit beinahe 500 Jahren ist Puerto 
Rico ein Opfer des Kolonialismus. In 
den fetzten 90 Jahren war es eine Kolo­
nie der Vereinigten Staaten. Seit der mi­
litärischen Invasion in unser Land im 
Jahre 1898 versuchte die US-Regie- 
rung, ihre imperialistische Intervention 
mit allen Mitteln zu rechtfertigen und 
zu legitimieren. 1900 wurden dem Land 
Wahlen aufgedrängt, um die Illusion zu 
schaffen, daß das puertoricanische Volk 
Selbstbestimmung ausübe. In Wirklich­
keit kontrollierte die US-Regierung alle 
Aspekte des wirtschaftlichen, militäri­
schen und politischen Lebens — und sie 
kontrolliert noch immer.

1917 drängte die US-Regierung dem 
puertoricanischen Volk die US-Staats- 
angehörigkeit auf. Jeder, der sich der 
Aufdrängung der Staatsangehörigkeit 
widersetzte, wurde aller politischen 
Rechte entblößt und als Fremder in sei­
nem eigenen Land angesehen . . .

Die US-Regierung vollstreckte in den 
30er, 40er und 50er Jahren eine brutale 
Repressionskampagne. Das waren: die 
Rio-Pedras- und Ponce-Massaker: die 
Ermordung vieler Patrioten; die Einker­
kerung der Führung der Nationalisten-

Gegen die Kolonialherrschaft der USA
Partei, einschließlich Don Pedro Albizu 
Campos und der nachfolgenden Führer 
der Nationalisten-Partei; das „Maul­
korbgesetz“. das die Unabhängigkeits­
bewegung illegalisierte und 1950, vor 
der Verwirklichung des „Freien Asso­
ziierten Staates“, in massiven Verhaf­
tungen gipfelte.

1952 gestattete die US-Regierung in 
Komplizenschaft mit der „Demokrati­
schen Volkspartei“ Puerto Ricos den 
sogenannten „Freien Assoziierten 
Staat“ als Versuch, ihren Kolonialis­
mus zu legitimieren. Diese imperialisti­
schen Machenschaften waren während 
der vergangenen 37 Jahre eine Karika­
tur von Autonomie. Auch wenn die

Demonstration in San Jose für die
Unabhängigkeit im August 1987

Puertoricaner „frei“ sind, eine Mario­
nettenregierung zu wählen, behalten die 
USA alle hoheitlichen Vollmachten: 
Bürgerrecht, Währung, Handel, Ein- 
und Ausbürgerung, Militärdienst, Post­
wesen, Außenbeziehungen, Telekom­
munikation usw. Puerto Rico hat seine 
eigenen Gerichte und Gesetze, aber US- 
Gerichte und Gesetze können sie über­
stimmen . . .

Mit der Institutionalisierung des 
„Freien Assoziierten Staates“ entband 
die UNO 1953 die US-Regierung von 
der Verpflichtung, dem Dekolonialisie- 
rungskomitee der UNO jährliche Be­
richte über Puerto Rico zu überreichen. 
Auf diese Weise konnte die US-Regie­

rung die UNO dorthin manövrieren, 
den „Freien Assoziierten Staat“ als das 
Ende kolonialer Herrschaft anzusehen. 
Während jener Periode ging die Repres­
sion gegen die patriotische Bewegung 
weiter, sie umfaßt heutzutage neue Me­
thoden: Spionage und elektronische 
Überwachung; Entführung und erzwun­
genes Exil von Patrioten in Gefängnis­
sen in den USA; geistige und körperli­
che Folter gegen puertoricanische 
Kriegsgefangene, „Präventivhaft“ 
ohne Verfahren und das Recht auf Kau­
tion; die Nutzung von „Grand Juries“, 
um Aktivisten ohne Verfahren einzu- 
knasten; und anderes mehr. Gerade in 
diesem Augenblick gestaltet die US-Re­
gierung ein neues Repressionsmodell: 
Vorladungen en mässe von Unabhän­
gigkeitsaktivisten, um sie zu zwingen, 
vor einem US-Gericht als Zeugen aus­
zusagen. Weigern sie sich, droht ihnen 
ohne Verhandlung, und ohne daß sie 
sich verteidigen können, die Verurtei­
lung zu fünf Jahren Gefängnis.

1978, nach einem intensiven Kampf 
unseres Volkes, gab das Dekolonialisie- 
rungskomitee endlich seine Unterstüt­
zung des „Freien Assoziierten Staates“ 
auf und gab von da an jährliche Resolu­
tionen heraus, die den Kolonialismus 
anprangern und die für Puerto Rico die 
Verwirklichung des Rechtes auf Selbst­
bestimmung und Unabhängigkeit 
fordern.

Entsprechend dieser neuen Entwick­
lung hat die US-Regierung in den letz­
ten Jahren nach einer neuen politischen 
Formel zur „Dekolonialisierung“ Puer­
to Ricos gesucht. Wieder haben die 
USA in Komplizenschaft mit der „De­
mokratischen Volkspartei“ ein Schema 
entworfen, der sogenannte „Höhepunkt 
des Freien Assoziierten Staates“, das 
als ein Dekolonialisierungsmodell er­
scheint, aber in Wirklichkeit alle Struk­
turen kolonialer Herrschaft intakt läßt. 
Die USA versuchen, ihr Täuschungs­
manöver von 1952 zu wiederholen und 
ebenso die internationale Öffentlichkeit 
zu täuschen. Angesichts dieser politi­
schen Situation . . . unterbreiten die 
Puertoricanische Volksarmee (Mache­
teros) und die Bewaffneten Kräfte der 
Nationalen Befreiung (FALN) den fol­
genden Plan für die Dekolonialisierung 
Puerto Ricos:

1. Die Vereinigten Staaten müssen 
sofort den kolonialen Status Puerto 

Ricos und sein unveräußerliches Recht 
auf Unabhängigkeit anerkennen. Folg­
lich müssen sie jede Repression gegen 
die patriotische Bewegung in Puerto 
Rico und in den USA einstellen.

2. Die Vereinigten Staaten müssen 
sofort alle politischen Gefangenen und 
Kriegsgefangenen sowie alle nicht­
puertoricanischen politischen Gefange­
nen, die wegen Handlungen in Solidari­
tät mit unserem Kampf für Unabhängig­
keit eingekerkert sind, freilassen.

3. Alle US-Militärkräfte müssen ab­
gezogen und alle Militärbasen und In­
stallationen niedergerissen werden.

4. Die Kolonialregierung und all ihre 
repressiven Kräfte (Polizei, National­
garde usw.) werden aufgelöst und ihre 
Waffen der örtlichen Miliz und Natio­
nalarmee übergeben, die für die Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Ord­
nung und die Verteidigung unserer na­
tionalen Souveränität verantwortlich 
sein werden.

5. Die USA müssen all die Hoheits­
rechte, die sie in den letzten 90 Jahren 
an sich gerissen haben, dem Volk von 
Puerto Rico übertragen, das durch eine 
konstituierende Versammlung der Re­
publik repräsentiert wird.

6. Unter der Aufsicht der Vereinten 
Nationen wird eine konstituierende 
Versammlung der Republik frei ge­
wählt, welche dann eine provisorische 
Regierung eines freien, souveränen und 
demokratischen Puerto Rico wählen 
wird. Alle Personen, die für Komplizen 
des Kolonialismus gehalten werden und 
die in der Kolonialverwaltung eine Ver­
trauensstellung in der Exekutive, Legis­
lative, Justiz, in den Streitkräften oder 
in der Polizei innehatten, können der 
neuen Staatsverwaltung nicht ange­
hören.

7. Dem Volk von Puerto Rico muß 
für alle Ausbeutung und die Schäden, 
die es während der 90 Jahre US-ameri­
kanischer Kolonialherrschaft erlitten 
hat, Wiedergutmachung geleistet 
werden.

8. Dieser Dekolonialisierungsprozeß 
muß mit der sofortigen Verwirklichung 
der Punkte 1 und 2 im Januar 1989 be­
ginnen und sollte am 23. September 
1992 abgeschlossen sein.

Diese acht Punkte halten wir für den 
Minimalplan einer wirklichen Dekolo­
nialisierung Puerto Ricos. Basierend 
auf diesem Dekolonialisierungsplan, 

erklären die Puertoricanische Volks­
armee (Macheteros) und die Bewaffne­
ten Kräfte der Nationalen Befreiung 
(FALN) das folgende:

1. Die illegale und die öffentliche 
Unabhängigkeitsbewegung werden kei­
nen falschen Dekolonialisierungsprozeß 
erlauben, der als sogenanntes „Ende 
des Freien Assoziierten Staates“ eta­
bliert wird und nur dazu dienen würde, 
die Kolonialherrschaft zu verdecken.

2. Wir fordern, daß die US-amerika­
nische Regierung vor der Weltöffent­
lichkeit handelt und diesen Dekoloniali­
sierungsplan durchführt, zur Vermei­
dung eines langen, aber unzweifelhaft 
siegreichen Befreiungskrieges sowohl 
in Puerto Rico als auch auf ihrem eige­
nen Territorium.

3. Wir rufen die Länder der Welt 
auf, ihre Aufmerksamkeit auf die politi­
sche Situation unseres Heimatlands zu 
konzentrieren und den Kräften, die ge­
gen den Kolonialismus in Puerto Rico 
kämpfen, die notwendige Solidarität zu 
leisten.

Die Puertoricanische Volksarmee 
(Macheteros) und die Bewaffneten 
Kräfte der Nationalen Befreiung 
(FALN) erklären hiermit feierlich, daß 
wir unsere Waffen nicht niederlegen 
werden, ehe Puerto Rico eine wirklich 
freie Nation ist und unser Volk eine 
Zukunft in Frieden und Gerechtigkeit 
aufbauen kann.

UN-Dekolonialisierungskomitee 
unterstützt die Unabhängigkeit

Die folgende Resolution wurden vom 
Dekolonialisierungskomitee der Ver­
einten Nationen in seinen Beratungen 
am 15., 16. und 17. August über die 
Kolonialangelegenheit Puerto Ricos 
gutgeheißen . . .

1. Versichern wir nochmals das un­
veräußerliche Recht des Volkes von 
Puerto Rico auf Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit, in Bekräftigung der 
Resolution 1514 (XV) der Generalver­
sammlung, und die volle Anwendbar­
keit der fundamentalen Prinzipien jener 
Resolution hinsichtlich Puerto Ricos.

2. Drücken wir unsere Hoffnung und 
diejenige der internationalen Gemein­
schaft aus, daß das Volk von Puerto 
Rico sein Recht auf Selbstbestimmung 
ohne Behinderung ausüben darf, mit der 
ausdrücklichen Anerkennung der Sou­
veränität und vollen politischen Gleich­
heit des Volkes, in Übereinstimmung 
mit Paragraph 5 der Resolution 1514 
(XV) der Generalversammlung . . . 
Quelle: Libertad

Italien: Schärfere Ausländergesetze
Gesetzesdekret der Regierung folgt Konzernwünschen u.a. von Fiat

Auf eine Million schätzte die italieni­
sche Regierung im Dezember die Zahl 
der aus Nicht-EG-Ländern nach Italien 
zugezogenen Menschen. Mit einem Ge­
setzesdekret, das am 22.12.1989 der 
Presse vorgestellt wurde, will sie die 
Rechtslage dieser häufig illegal leben­
den Leute und die Bedingungen der 
Einreise neu regeln. Das Dekret gilt ein 
halbes Jahr und müßte für eine Um­
wandlung zum Gesetz in diesem Zeit­
raum im Parlament beschlossen wer­
den. Es folgt weitgehend den Wünschen 
italienischer Konzerne, wie sie z.B. 
Fiat erst kürzlich vorgetragen hatte.

Das Gesetz gliedert sich in folgende 
vier Abschnitte.1

Politisches Asyl. Der Status des poli­
tisch Verfolgten soll nunmehr von 
Flüchtlingen jeden Herkunftslandes re­
klamiert werden können. Damit fallt die 
bisherige „geographische Beschrän­
kung“, die Italien bei der Unterzeich­
nung der Genfer Konvention getroffen 
und damit politisches Asyl nur für Bür­
ger osteuropäischer Länder zugelassen 
hat — im Gegensatz zur italienischen 
Verfassung.

Einreise und Aufenthalt von Nicht- 
EG-Bürgem. Die Einreise soll nur noch 
mit einem Visum möglich sein: höch­
stens drei Monate für Touristen, ein 
Jahr fürs Studium, zwei Jahre für Ar­
beit. Neu eingeführt wird eine „Pla­
nung“ des Zuzugs: Ein Ausschuß der 
Außen-. Innen-. Haushalts- und Ar­
beitsminister soll jährlich über den Um­
fang der zulässigen Einreise neu ent­
scheiden. „Mittellose“ Ausländer wer­
den zurückgewiesen; in den Worten des 
stellvertretenden Ratsvorsitzenden 
Martelli: „Man verlangt nicht den Be­
sitz von Geld, aber den Bezug zu Pri­

vatpersonen, Einrichtungen, Vereini­
gungen oder Firmen, die bereit sind, 
die Verantwortung für den Unterhalt zu 
übernehmen“.

Für die Erteilung, Verlängerung oder 
Erneuerung der Aufenthaltsberechti­
gung für rechtmäßig Eingereiste sollen 
die Polizeipräsidien der Provinzen zu­
ständig sein, die. polizeiliche Verbin­
dungsorgane der Zentralgewalt gegen­
über den dezentralen Körperschaften 
darstellen. Die Aufenthaltsberechtigung 
ist Voraussetzung für Genehmigungen, 
Anmeldungen, Personalausweis, Ein­
tragungen in öffentliche Register.

Straffreiheitsregelung. Alle nicht 
rechtmäßig Eingereisten müssen sich 
innerhalb eines halben Jahres, egal ob 
sie arbeitslos sind, abhängig beschäftigt 
oder als fliegende Händler „selbstän­
dig“ arbeiten oder studieren, dieser 
Prozedur unterziehen. Mit Gewährung 
einer Aufenthaltsberechtigung sollen 
sie die Möglichkeit erhalten, sich in die 
Stellenlisten eintragen zu lassen, die für 
italienische Arbeiter vorgesehen sind, 
einen Arbeitsvertrag abzuschließen 
oder als „Selbständige“ Genossen­
schaften zu bilden. Vergangene oder 
noch bestehende Rechtsverstöße von 
Eingewanderten und italienischen Bür­
gern sollen nicht bestraft werden. In 
zwei Informationskampagnen in ver­
schiedenen Sprachen soll über diese Re­
gelungen informiert werden.

Gesundheitswesen. Den eingewan­
derten Nicht-EG-Bürgern wird der Zu­
tritt zum Nationalen Gesundheitsdienst 
gewährt und damit die Möglichkeit, 
sich in öffentlichen Einrichtungen be­
handeln zu lassen.

Die Motive der Regierung mit dem 
Gesetzesdekret hat De Michelis, der 

Außenminister, so beschrieben: Es sei 
„ein erster positiver Schritt Italiens zur 
Definition einer modernen Einwande­
rungspolitik. Der Text, der von der Re­
gierung verabschiedet wurde, verfolgt 
die Absicht, den wachsenden Schub von 
Auswanderern aus den ärmeren Län­
dern mit höherer Arbeitslosigkeit in 
Richtung reicherer und entwickelterer 
Wirtschaften zu mildern unter Berück­
sichtigung des Rahmens der Gemein­
schaft und der Regeln, die andere Län­
der schon vor uns auf diesem Gebiet zur 
Anwendung gebracht haben, und mit 
der Notwendigkeit, den Zuzug von Ar­
beitern und ihren Familien zu planen 
entsprechend den realen Bedürfnissen 
unserer Wirtschaft und ihrer effektiven 
sozialen, wohnungsmäßigen und kultu­
rellen Eingliederung.“1

Was die „realen Bedürfnisse unserer 
Wirtschaft“ sind, läßt besonders der 
Fiat-Konzern ausführlich erörtern und 
öffentlich mitteilen. Die Agnelli-Stif­
tung hat unlängst eine Veranstaltung 
„Einwanderungspolitik in den europä­
ischen Ländern, den USA, Kanada, 
Australien“ durchgeführt und dabei 
auch die Ergebnisse einer Studie „Futu- 
rama Italia“ vorgestellt.2 Darin heißt es 
zur Zuwanderung: „Es scheint ange­
bracht zu unterstreichen, daß man für 
Italien aus den Schwierigkeiten des Ge­
nerationenwechsels und aus dem objek­
tiven demographischen Rückgang nicht 
die Notwendigkeit folgern kann, man­
gelnde Arbeitskraft aus dem Ausland 
ins Inland zu ziehen, weil die aktuellen 
sozio-kulturellen Tendenzen klar ein 
Anwachsen des italienischen Arbeitsan­
gebots anzeigen.“ Der Präsident der 
Agnelli-Stiftung, Pacini, riet in diesem 
Sinn ab von „einer Linie, die die Pro-

* »G ■ 11* Kü' &
k M k 1 ' - 1-I

®'äl'

Viele Eingewanderte müssen zusammengepfercht in überteuerten Wohnunger 
leben. Oft bleiben auch nur verfallene Autos als Unterkunft. Polizeirazzier 
machen das Leben noch weiter unerträglich. Gegen Diskriminierungen unc 
Rassismus richtete sich eine nationale Demonstration im Oktober 1989 in Rom.

bleme des Arbeitsmarktes mittels einer 
Verallgemeinerung der Anwendung 
von eingewanderten Arbeitskräften an­
gehen will“.2

Die Agnelli-Stiftung will den Arbeits­
markt nicht mit mehr, sondern mit we­
niger Arbeitskräften nichtitalienischer 
Nationalität ausgestattet sehen, vermut­
lich um ein wichtiges Element des Wi­
derstands gegen die weit ausgreifende 
Politik der italienischen Konzerne zu 
schwächen. Das Gesetzesdekret der 
Regierung macht den Eindruck, daß es 
— neben einigen unumgänglichen An­
passungen — vor allem die engere An­
bindung der Zuzugsmöglichkeit von 
Nicht-EG-Ausländern an die Interessen 
und Forderungen der Konzerne zum 
Ziel hat. Der Republikanischen Partei 
PRI, die an der Regierung beteiligt ist, 
gehen dabei die restriktiven Regelungen 

gegen den Zuzug nicht weit genug.
In der Auseinandersetzung schwing 

ständig die besonders restriktive Aus 
länderpolitik Frankreichs und der BRI 
mit. Den christdemokratischen Befür 
Wörtern des Dekrets dient sie als Be 
gründung der angeblichen eigenen Hu 
manität, den liberalen Kritikern als Hin 
weis für noch härteres Durchgreifen.

Kritik kam in den ersten Stellungnäb 
men von der PCL die ihr Sehatsmitglie 
Rino Serri zitierte: Er befürwortete di 
Beseitigung der „geographischen Eir 
Schränkung“ beim Asylrecht, kritisiert 
aber die jährliche „Planung“ des Zt 
zugs durch einen Ministerausschuß al 
„Numerus clausus“ ebenso wie di 
Möglichkeit, „offenkundig mittellose 
Ausländer zurückzuweisen.
Quellenhinweis: 1 L'Unitä, 23.12.198*
2 Europeo 48/89— (rok)
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Kampf der Roma für ein Bleiberecht — 
eine Chronologie

Gegen die Bevormundungs- und Abschiebepolitik des Hamburger Senats

Hamburg. Der Kampf um das Bleiberecht der in Hamburg 
lebenden Roma und Sinti ist nicht die erste harte Konfron­
tation zwischen diesen Menschen, ihrer Interessenver­

tretung, der Rom und Cinti Union (RCU), einerseits und 
dem Senat andererseits. Jahrelang schon wehrt sich die 
RCU gegen Bevormundungs- und Abschiebungspolitik.

1982 griff die RCU mit einer Dokumen­
tation „Zur Lage der Sinti und Roma in 
Hamburg“ die ständige Vertreibungs­
und Verelendungspolitik des Senats 
gegen „Zigeuner“ an. 1983 erzwangen 
Sinti und Roma nach einem mehrwöchi­
gen Hungerstreik Einsicht in die seit 
1970 per Europaratsbeschluß verbote­
nen und dennoch bis 1980 bei der Ham­
burger Polizei geführten sogenannten 
Landfahrerakten. 1986 störte die RCU 
mit einer ganztägigen Aktion vor dem 
Rathaus den Neujahrsempfang des Se­
nats. Anlaß: die Abschiebung eines ju­
gendlichen Roma nach Polen war ver­
fügt, obwohl für Polen generell Ab­
schiebestopp bestand und seine Familie 
sich hier aufhielt. Ebenfalls 1986 im 
Herbst gelang es der RCU nach Organi­
sierung einer massiven Öffentlichkeits­
kampagne, ein 15jähriges Rom-Mäd­
chen aus 25tägiger Untersuchungshaft 
zu holen, an der Richter wegen angebli­
chen Betteldiebstahls und trotz Ab­
schaffung der geschlossenen Unterbrin­

Seit dem 29.8.1989 hatten etwa 400 Roma und Sinti auf dem Gelände der KZ- 
Gedenkstätte Neuengamme kampiert. Durch diese Aktion sollte verhindert 
werden, daß nach Auslaufen des Abschiebestopp Anfang September die 
Menschen einzeln aus Wohnungen, Lagern oder von der Straße abgegriffen 
und abgeschoben würden. Der Senat setzte zunächst auf Zeit und Aus­
hungern: Da keine einzige karitative Organisation das Flüchtlingslager ver­
sorgte — alle kannten sie nur noch Deutsche — herrschten bald katastrophale 
Verhältnisse, wurden die Kinder und Alte krank. Als die Roma dann zum Schutz 
gegen beginnende Kälte und Nässe in einen leeren Klinkerbau zogen (Bild), 
ließ der Senat sofort am nächsten Morgen räumen und Polizei beschlagnahmte 
oder zerstörte die gesamte Habe — größtenteils Spenden der Solidaritäts­
bewegung. Dieser Polizeieinsatz auf dem Gelände einer antifaschistischen 
Gedenkstätte trug dem Senat weltweite Proteste ein — vor zahlreichen Bot­
schaften der BRD in Europa kam es zu Protestdemonstrationen.

gung für straffällige Jugendliche in 
Hamburg ein Exempel statuieren woll­
ten. Immer wieder mußte die RCU sich 
mit Ausländerbehörde, Polizei und So­
zialbehörde rumschlagen, um Roma 
und Sinti vor Schikanen und Verfol­
gung zu schützen. Immer wieder auch 
stieß sie gerade dort auf alte Vorurteile, 
verdeckten oder offenen Rassismus, auf 
die „Kontinuität der Verfolgung“.

Jetzt, nach über einem Jahr Kampf 
für das Bleiberecht, haben die Roma 
und Sinti, die RCU und die Solidaritäts­
bewegung zumindest erreicht, daß kein 
von der RCU betreuter Roma abgescho­
ben werden konnte, obwohl viele seit 
Monaten wieder illegal und versteckt 
leben müssen. Stationen dieses Kamp­
fes waren:

Am 7. November 1988 lehnte der 
Petitionsausschuß eine Eingabe zweier 
Familien, deren Asylanträge endgültig 
abgelehnt worden waren, ab. Die Fami­
lien waren illegal, kamen zunächst in 
der Hafenstraße, später in einer Kirche 

unter. Anfang Januar fand eine Protest­
veranstaltung mit 700 Menschen statt 
und eine Aktion vor der Ausländerbe­
hörde. Ein verzweifelter Familienvater 
kündigte seine Selbstverbrennung an. 
Die Ausländerbehörde verlängerte die 
Duldung um einen weiteren Monat für 
die eine, um mehrere Monate für die 
andere Familie. Die RCU wandte sich 
Ende Januar mit einem Schreiben an die 
Ministerpräsidenten der umliegenden 
EG-Staaten: „Es ist leider wieder so 
weit, daß wir Sie bitten müssen, unsere 
Menschen vor den deutschen Behörden 
zu schützen und aufzunehmen.“

Am 18. Februar 1989 begannen etwa 
25 Roma im Dokumentenhaus der KZ- 
Gedenkstätte Neuengamme einen Hun­
gerstreik, weil mittlerweile klar war, 
daß der Senat von seiner starren Hal­
tung nicht abrücken würde und dadurch 
Hunderte Roma auf der Abschiebeliste 
standen. Diese Aktion fand eine breiter 
werdende Unterstützung in so ziemlich 
allen Kreisen der Gesellschaft über 
Leserbriefe in den Tageszeitungen, An­
zeigenkampagnen sogenannter Promi­
nenter, Protestschreiben von Schulen, 
vor allem auch Unterstützung von Ver­
folgten des Nationalsozialismus aus 
dem In- und Ausland. Beinahe täglich 
versuchten Roma, begleitet von bis zu 
hundert Menschen, eine Petition der 
Hungerstreikenden im Rathaus abzu­
geben, immer wurden sie abgewiesen. 
Schließlich mußte der Senat nachgeben: 
Am 7. März nahm Innensenator Hack­
mann die Petition entgegen, sprach 
einen halbjährlichen Abschiebestopp 
aus, blieb aber dabei, daß Hamburg die 
Roma nicht alle aufnehmen werde.

Nachgegeben hat der Senat auch, 
weil er glauben konnte, in den Vertre­
tern der evangelischen Kirche in Ham­
burg einen Partner für ein Täuschungs­
manöver gefunden zu haben. Dort wur­
de an einem Partnerschaftsmodell ähn­
lich dem sogenannten „Kölner Modell“ 
gearbeitet. Kurz vor Auslaufen des Ab­
schiebestopp lag dann das Modell des 
Diakonischen Werks auf dem Tisch. Im 
Kem beinhaltet es zweierlei: Einmal ist 
es zugeschnitten auf nur die beiden seit 
November kämpfenden Familien, dem 
Rest bleibt nur Abschiebung oder 
Flucht davor. Für die zum Bleiben aus­
erwählten Personen aber ist ein ausge­
klügeltes Betreuungs- und Überwa­
chungssystem vorbereitet. Aufenthalts­
erlaubnis soll es erst geben, wenn fünf 
Jahre lang Anpassung trainiert und be­
wiesen worden ist. „Bewährungshel­

Statt sich nach der Räumung in Neuengamme in bereitstehende Polizeiwagen 
verfrachten zu lassen, zogen die Roma am 3.10.1989 in einem achtstündigen 
Marsch zum Rathaus.

fer“ und „Weißer-Mann“-Projekt wird 
es von der RCU kritisiert. Die Betreu­
ungsarbeit soll von sogenannten Part­
nern übernommen werden, die auch seit 
Monaten bereitstehen, die Behörden 
wären aus dem Schneider.

Die RCU wies dieses Modell auf 
einer Pressekonferenz zurück, stellte 
stattdessen ein eigenes Modell vor, des­
sen Grundlage das Bleiberecht für alle 
ist und dessen Inhalt der Aufbau einer 
eigenständigen Lebensweise. Unter den 
selbsternannten Partnern herrschte zu­
nächst Verwirrung, dann traten sie aber 
zum Teil öffentlich gegen den Plan der 
Diakonie auf.

Die Roma beschlossen, wieder nach 
Neuengamme zu gehen. Sie errichteten 
ein Flüchtlingskamp, um sich gemein­
sam vor Abschiebungen zu schützen. 
Das Kamp konnte ausschließlich über 
Spenden mehrere Wochen gehalten 
werden, die Unterstützung wurde brei­
ter. Als die Roma aber beschlossen, ein 
leerstehendes Gebäude zu besetzen, ließ 
der Senat am 3. Oktober 1989 räumen. 
In einer Presseerklärung rechtfertigte er 
die Räumung mit Unverschämtheiten: 
Er denunzierte die monatelange Aktion 
als PR-Gag der RCU und ernannte sich 
zum Beschützer einer antifaschistischen 
Gedenkstätte, als handele es sich in 
Neuengamme um einen Friedhof. Jetzt 
hagelte es internationale Proteste, die 
eine ganze Zeitung füllen würden. Am 
7.10 demonstrierten 1500 Menschen 
durch die Innenstadt. Vor Botschaften 
der BRD in verschiedenen europäischen 
Städten fanden Kundgebungen statt. Ein 
dreister Abschiebeversuch der Auslän­
derbehörde am 17. Oktober scheiterte 
an der Wachsamkeit der Solidaritäts­
bewegung. Die RCU rief für den 9. 

November zu einem Treck nach Neuen­
gamme auf. Bis zu 2000 Menschen 
schlossen sich dem Korso an und hiel­
ten bis in die Nachtstunden eine Kund­
gebung im Klinkergebäude ab. Der 
Bischof der Evangelischen Kirche. 
Krusche, mußte sich am gleichen Tag 
öffentlich für das Bleiberecht einsetzen, 
er erklärte das Diakonie-Konzept für 
gescheitert. Jetzt hielt der Senat — sei­
ner Partner vorerst ledig — still. Die 
Aktionen dieses Jahres haben alle betei­
ligten Roma und die RCU enorme phy­
sische und psychische Kräfte gekostet. 
Sie fanden in der letzten Phase praktisch 
ohne jegliche Öffentlichkeit in der bür­
gerlichen Presse statt, die in diesem 
„deutschen Herbst“ nur ein Thema 
kannte, und sie fanden gegen eine Re­
gierung statt, die sich öffentlich rühmt, 
die höchste Abschieberate der BRD zu 
haben.

Die Roma der BRD haben am 19. 
Dezember 1989 mit Delegierten aus 
Düsseldorf, Duisburg, Paderborn, 
Gummersbach, Mönchen-Gladbach, 
Dormagen, Krefeld und Hamburg einen 
Roma-Flüchtlingsrat für die BRD ge­
gründet zur Durchsetzung des Bleibe­
rechts in der BRD. „Dieser Schritt ist 
nötig geworden, nachdem unter ande­
rem das nordrhein-westfälische Kabi­
nett einen zuvor vom nordrhein-westfä­
lischen Innenministerium erlassenen 
Abschiebestopp kurzfristig aufgehoben 
hatte. Durch dieses Vorgehen hat die 
NRW-Landesregierung die größte sy­
stematische Massenvertreibung in der 
Nachkriegsgeschichte der Bundesrepu­
blik beschlossen. Der Roma-Flücht­
lingsrat wird dieses Vorgehen der Bun­
desregierung nicht tatenlos hinneh­
men.“ — (mek)

Ein seit langem schwelender Streit zwischen der 
RCU und den in der Initiative Bleiberecht zu­
sammengeschlossenen Unterstützern (im wesent­
lichen GAL und kirchliche Kreise) wird inzwi­
schen öffentlich über Leserbriefe ausgetragen. 
Grundlage ist ein Kritikpapier der RCU an der 
Initiative vom November 1989, das wir nachfol­
gend — wegen Platzmangels nur auszugsweise — 
abdrucken. Der darin skizzierte Umgang der 
Initiative mit der RCU als Vertreterin einer ethni­
schen Minderheit in der BRD ist bevormundend 
bis diskreditierend. Die am Schluß aufgeworfe­
nen Bedingungen der Zusammenarbeit sollten 
eine Selbstverständlichkeit sein.

... Während Entscheidungen der am Streik be­
teiligten Roma und deren Interessenvertretung als 
„unsolidarisch“ den Unterstützern gegenüber be­
zeichnet werden, befassen sich wieder einmal 
Kreise innerhalb der Unterstützergruppen mit 
Konzepten und Strategien, ohne die Betroffenen 
darüber in Kenntnis zu setzen ... Es war die 
Initiative Bleiberecht selbst, die im Frühjahr im 
Anschluß an den Hungerstreik der Roma in Neu­
engamme zum ersten Mal den Vorschlag machte, 
das „Kölner Modell“ auf Hamburg zu übertra­
gen. Auf mehreren gemeinsamen Sitzungen wur­
den sie von den Betroffenen aufgefordert, das 
Entwerfen von Konzepten für eine „Zentrale Be­
ratungsstelle“ zu unterlassen. Trotzdem wurden 
solche Papiere nicht nur verfaßt, sondern auch an 
die Sozialbehörde weitergegeben. Dem Angebot 
der RCU zur Mitarbeit am eigenen Projekt „Blei­
berecht, Arbeiten und Wohnen“ kamen dagegen 
die Initiative-Mitglieder nicht nach.

Als im Juni 1989 das Diakonische Werk zum

„Wir brauchen Freunde, keine Schiedsrichter“
ersten Mal als Träger für das „Betreuungspro­
jekt“ und Konkurrent für das RCU-Projekt ge­
nannt wurde, stand die RCU allein in den Versu­
chen, über die eigentliche Rolle des Modells auf­
zuklären: Das Konzept für ein RCU-Projekt so­
wie die Hintergrundmaterialien über die zweifel­
hafte „Roma-Arbeit“ des Diakonischen Werks 
wurden u.a. auch vom taz-Reporter O.N. unter­
schlagen . . . An dieser Haltung hatten auch die 
massiven Proteste der RCU gegen das Modell 
nichts ändern können.

Erst als die skandalöse Vorgehensweise des 
Diakonischen Werkes in der Vergangenheit, bis 
hin zur Beihilfe zu Abschiebungen, öffentlich be­
kannt wurde und die Proteste der RCU gegen die 
Übertragung des Modells auf Hamburg an öffent­
licher Unterstützung gewannen, distanzierten 
sich die Ini Bleiberecht sowie die selbsternannten 
„Partner“ von dem Modell. Doch die Legitima­
tion für dieses Abschiebemodell war damit für 
den Senat und die Kirche schon gegeben. Nicht 
umsonst wird als Mitinitiatorin des Modells in 
der entsprechenden Senatsvorlage auch die Initia­
tive Bleiberecht erwähnt.

Über Monate hinweg duldete die Initiative ge­
heime Verhandlungen mit der Sozialbehörde so­
wie mit der Kirche, die hinter dem Rücken der 
Betroffenen geführt wurden. Diese Gespräche 
sowie direkte Kontakte zu Mitarbeitern des „Köl­
ner Modells“ wurden von Pastor Klaus Jähn ge­
führt, der auf mehreren Sitzungen der Ini Bleibe­
recht selbst während des Streiks in Neuengamme 
immer wieder in Schutz genommen wurde.

Den Auseinandersetzungen um das Modell des 
Diakonischen Werks folgte eine äußerst distan­
zierte Haltung gegenüber dem Streik der Roma in 
seiner ersten Phase, insbesondere gegen die Auf­
taktveranstaltung am 29. August ... Erst als das 
öffentliche Interesse und das Echo in den Medien 
die Entschlossenheit der Roma „bestätigten“, 
schloß sich auch die Initiative Bleiberecht unter­
stützend der Aktion an.

Am 6. Oktober, kaum vier Tage, nachdem die 
Roma in der Friedenskirche Aufnahme fanden, 
arrangierte der taz-Reporter O.N. ein geheimes 
Gespräch zwischen Pastor Christian Arndt und 
dem für die Räumung verantwortlichen Bürger­
meister Ingo von Münch ... Mehreren Mitglie­
dern der Initiative Bleiberecht war bekannt, so 
stellt sich im Nachhinein heraus, daß ein solches 
Gespräch stattfand. Den Roma und den Mitarbei­
tern der RCU gegenüber wurde es wochenlang je­
doch verschwiegen.

... Der Versuch zur politischen Instrumentali­
sierung der Roma wurde immer wieder durch 
Versuche begleitet, die RCU von Verhandlungen 
und Planungen auszuschließen und zu diskreditie­
ren. So bei beim Gespräch Amdt-Neß-von 
Münch, so bei zahlreichen Gesprächen und Kon­
takten zunächst des GAL-Vorstandes, dann von 
Christina Kukielka mit der Evangelischen Bi­
schofskanzlei. Es ging dabei stets um das Schick­
sal von Leuten, die sich durch die RCU vertreten 
fühlen und die die RCU selbst bilden.

War in den vergangenen Wochen bereits der 
Verdacht entstanden, daß Informationen über ge­

plante Aktionen weitergetragen wurden, so ist 
der Artikel von Oliver Neß in der taz vom 11. 
November dem Versuch einer gezielten Sabotage 
gleichzusetzen. In diesem Artikel behauptet Oli­
ver Neß, die RCU hätte mit dem Senat heimlich 
über ein Bleiberecht mehrer Roma in Hamburg 
verhandelt. Der RCU wird merkwürdigerweise 
zum Vorwurf gemacht, angeblich den Versuch 
gemacht zu haben, mit dem Senat, der bisher Ge­
spräche strikt ablehnte, in Verhandlungen zu tre­
ten. Hätte es darüber hinaus wirklich solche Ge­
spräche gegeben, so hätte sie jede Veröffentli­
chung dieser Art selbstverständlich gefährdet.

Doch noch gravierender ist der Tenor der Arti­
kel, der die RCU beschuldigt, die eigenen Leute 
heimlich an den Senat verkauft zu haben. Der ' 
Vorsitzende der RCU, Rudko Kawczyinski, wird 
in dem Artikel als Lügner dargestellt, der auch 
Gespräche mit der Kirche dementiert haben soll.

. .. Die Bürgerrechtsbewegung der Roma 
braucht Eure Unterstützung, wir können und dür­
fen in diesem Moment auf keine Freunde verzich­
ten. Dabei muß jedoch eine Selbstverständlich­
keit bleiben, daß Verhandlungen über eine politi­
sche Regelung nur von den Roma selbst geführt 
werden und daß jedes Modell, das zur Verbesse­
rung der Lage der Roma eingesetzt wird. von den 
Roma selbst entwickelt, durchgeführt und geleitet 
werden muß. Ausgehend von diesen Prämissen, 
rufen wir all unsere Freunde zur Zusammenarbeit 
auf. Unser politischer Kampf um ein gesichertes 
Bleiberecht hat begonnen, er ist noch keineswegs 
abgeschlossen. Die Roma sind unter diesen Be­
dingungen zu einer Zusammenarbeit bereit, sind 
es die Unterstützer auch?

RCU. November 1989
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Panzerwald: Rodung gestoppt
Kommunen und Initiativen verhindern militärische Nutzung

‘Aannheim. Einen wichtigen Zwischen­
erfolg hat die Bewegung gegen den 
..Ruizerwald“ in Lampertheim/Viem- 
heirn (Hessen) und Mannheim (Baden- 
Württemberg) errungen: Die hessische 
Landesregierung hat die Anordnung für 
die Abholzung von 6000 Bäumen, d.h. 
die Vernichtung von 80000 m2 Erho- 
lungswald. ausgesetzt. Die Panzerwald­
gegner hatten bereits eine Telefonkette 
vorbereitet, die den ..persönlichen“ 
Schutz der abzuholzenden Bäume orga­
nisieren sollte.

Der Viernheimer/Lampertheimer 
Wald (VLW) stellt mit ca. 46 km2 ein 
unentbehrliches Naherholungs- und 
Wasserschutzgebiet des Ballungzen- 
tnims Mannheim dar. Trotzdem befin­
det sich inmitten des Waldes ein Stand­
ortübungsplatz für Panzer der US- 
Streitkräfte von 21 km2 Ausdehnung, 
einschließlich eines 20 ha großen Pan­
zerschießplatzes. Drei km2 unterliegen 
..intensiver Nutzung“; sie sind mittler­
weile eine zerfurchte Sandwüste.

Von dem gesamten Übungsgelände 
sind ca 10% umzäuntes Sperrgebiet, 
innerhalb dessen sich auch eines der 
zwei Lager für chemische Kampfstoffe 
der USA in der BRD befindet. Der Rest 
ist bisher für Erholungsuchende frei zu­
gänglich, außer bei Manövem.

Wegen der Panzer ist das Grundwas­
ser derart verseucht, daß die Stadt 
Mannheim für ihr am Südrand des Wal­
des befindliches Wasserwerk Käfertal 
eine Kohlefilteranlage für 1,6 Mio. DM 
in Betrieb nehmen mußte.

Seit 1979 planen US- und Bundesre­
gierung die Ausweitung der Panzer­
übungsflächen mit intensiver Nutzung 
auf 10 km2, dazu die Rodung bzw. Aus­
lichtung von 200-250 ha Waldfläche.

Damals zwang die Empörung der Be­
völkerung, die sich u.a. in 40000 Un­
terschriften niederschlug, Vertreter und 
Parlamentarier aller Parteien zum Pro­
test und zu Verhandlungen über Alter­
nativen. Weitere nicht offengelegte Pla­
nungen kamen zum Vorschein:
— Bau eines „Übungsdorfes“ mit un­
terkellerten und mehrgeschossigen 
Beton- und Holzbauten.
— Ein zentraler Schießstandes von 70 
ha (Gesamtfläche aller derzeit im VLW 
gelegenen großen und kleinen Schieß­
stände: 30-35 ha).
— In einer Generalklausel sollte im 
übrigen garantiert werden, daß bei Vor­
liegen militärischer Gründe das gesamte 
Areal der intensiven Nutzung unter­
zogen werden dürfte.

US- und Bundesregierung kamen 
1979 mit diesen Planungen nicht durch 
und drängen nun erneut auf Durchset­
zung. Bewegung kam wieder in die 
Auseinandersetzung um den Panzer­
wald, als Mitte der 80er Jahre die dama­
lige hessische SPD-Landesregierung 
sich anschickte, das Gelände im VLW 
den US-Streitkräften endgültig über 

einen „Gestattungsvertrag“ zu überlas­
sen. Die Regierung verpflichtete sich 
aufgrund des öffentlichen Drucks, den 
betroffenen Gebietskörperschaften den 
Vertrag zur Zustimmung vorzulegen.

Mit dem Gestattungsvertrag soll letz- 
lich die Nutzung des Waldes durch die 
US-Truppen nach deutschem Recht ge­
regelt werden — eine Aufgabe, der die 
westdeutschen Seite aufgrund des 
Deutschlandvertrages in Verbindung 
mit dem Truppenvertrag (1955) und des 
Zusatzabkommens zum NATO-Trup­
penstatut eigentlich schon bis 1963 hät­
te nachkommen müssen. Ersatzweise 
fand bisher jährlich eine „vorzeitige 
Besitzeinweisung“ im Vorgriff auf den 
Gestattungsvertrag statt.

Die SPD-geführte Stadtverwaltung 
von Viernheim holte 1986 ein Rechts­
gutachten ein über die Eingriffs- und 
Mitspracherechte von Kommunen bei 
der Beschaffung und Nutzung militäri­
scher Liegenschaften. Das Gutachten 
von Deiseroth stellte ein erzwingbares 
Anhörungsrecht der Gebietskörper­
schaften und eine Unterordnung neuer 
militärischer Nutzungen unter das Na­
turschutz- und Raumordnungsrecht 
fest, sobald von über das betreffende 
Gelände hinausgehenden Wirkungen 
ausgegangen werden muß. Dies ist al­
lein schon wegen der Auswirkungen auf 
das Grundwassser oder der Lärmemis­
sionen gegeben.

Einen ersten Entwurf für den Gestat­
tungsvertrag lehnten die betroffenen 
Gebietskörperschaften daraufhin ab, 
weil die Forsthoheit für den Wald von 
der Stadt Lampertheim an den Bund 
übergehen, der Vertrag praktisch un­
kündbar sein und der Bund das Recht 
zur Weitergabe an „Dritte“ bekommen 
sollte. Die neue CDU-Regierung in 
Hessen, die sich an die Zusage der Vor­
gängerin nicht gebunden sah, mußte 
nun — wie die Suspendierung des Ro­
dungsauftrags zeigt — die Mitsprache 
der Kommunen anerkennen.

Eine große Stütze für die Bewegung 
gegen den Panzerwald ist die Stadtver­
waltung von Viernheim: Der Bürger­
meister konnte der Landesregierung 
48500 von der Stadtverwaltung gesam­
melte Unterschriften gegen die geplante 
Erweiterung der Schießanlagen und die 
Abholzung der 6000 Bäume vorlegen.

Im Januar finden erneut Gespräche 
zwischen den Kommunen und der Lan­
desregierung statt. Die Gegner des Pan­
zerwaldes planen für den 25. Januar ein 
regionales Treffen aller engagierten 
Gruppen. Der Ostermarsch 1990 soll 
mitten in den Panzerwald führen.

Die Aktionsgemeinschaft Viernhei­
mer Wald schreibt in ihrer „Waldzei­
tung“: „Wir fordern: Entmilitarisie­
rung des VLW! Beseitigung aller mili­
tärischen Anlagen! Der Wald muß ein 
echtes Naherholungsbebiet für die Be­
völkerung werden!“ — (tht)

Gegen Wiedervereinigung 
Demonstration in Frankfurt

Frankfurt. Aus Anlaß des Kohl-Be­
suchs in Dresden hatte der Arbeiter­
bund für den Wiederaufbau der KPD zu 
einer Demonstration: „Nein zur Wie­
dervereinigung, nie wieder Deutsches 
Reich! Kein 4. Reich! Die BRD gefähr­
det den Frieden in Europa!“ in Frank­
furt aufgerufen. Gewerkschaftsfunktio­
näre, Friedens- und Erwerbsloseniniti­
ativen sowie revolutionäre Organisatio­
nen unterstützen Aufruf und Demon­
stration. Ca. 500 Menschen nahmen 
teil. Peter Gingold, VVN-Landesvor- 
sitzender, leitete die Gegnerschaft ge­
gen die Wiedervereinigung aus der Er­
fahrung zweier vom deutschen Reich 
angezettelter Weltkriege her. Der Spre­
cher des letzten Beitrags wandte sich 
gegen den Anspruch des Grundgesetzes 
auf die Grenzen von 1937 und kritisier­
te die Eigentumsansprüche von BRD- 
Konzernen auf DDR-Gebiet, z.B. 
Dresdner Bank und IG-Farben. — (udi)

Schikanen gegen B. Perau 
stoßen auf Protest

Essen. In einem Brief, den bisher das 
Antifa-Forum Essen, GAL Essen, 
MLPD Kreis Essen, Volksfront, Ar­
beitsgruppe und Männergruppe/Stadt- 
teilladen Frohnhausen und Devrimci 
Isci unterstützen, wird das OLG Düs­
seldorf aufgefordert, der Gefangenen 
B. Perau (JVA Essen) ein Weihnachts­
paket nicht zu verweigern. Das OLG 
hatte dies am 29.11. beschlossen, „... 
weil die notwendige Untersuchung auf 
verborgene Gegenstände zwangsläufig 
zu einer Substanzverletzung führen 
würde.“ Aus dem Brief: „Wir prote­
stieren gegen diese Verletzung der 
Menschenwürde. Wir fordern Sie auf, 
zu folgenden Fragen Stellung zu neh­
men: — Auf welcher rechtlichen 
Grundlage wird der Gefangenen der 
Erhalt von Lebensmittelpaketen ver­
wehrt? — Auf welcher rechtlichen 
Grundlage werden Paketkontrollen ver­
anlaßt, die den Inhalt der Pakete unge­
nießbar machen?“ — (Quelle: „Lokalbe­
richte Essen-Gelsenkirchen“, il./syb)

Antifaschisten müssen 
Revanchismus kritisieren

München. Am 19. Dezember 1989 
fand die Veranstaltung „Wider die Ver­
einigung — Nie wieder Großdeutsch­
land — Gegen die deutschnationale 
Wiedervereinigungskoalition“ mit über 
120 Leuten statt. Die Initiative hierzu 
ging von einer Aktionseinheit aus, die 
von Mitgliedern der Autonomen Sozia­
listischen Jugend (ASJ), des BWK, der 
DKP, der MLPD, der Volksfront, der 
VSP und Unorganisierten unterstützt 
wird. Für den Mitte Januar stattfinden­
den „Antifaschistischen Ratschlag“ ist 
ein Diskussionsergebnis von großer 
Bedeutung. Antifaschistischer Kampf 
muß die Kritik am westdeutschen 
Revanchismus führen. — (dil)

Stuttgart. Am 20.12.1989 konstituierte sich der Ausländerausschuß. Die auslän­
dischen Mitglieder erklärten, daß sie den Ausschuß für die Durchsetzung der 
rechtlichen und sozialen Gleichstellung der Ausländer nutzen wollen. Auf Pla­
katen forderten Zuhörer das Wahlrecht und protestierten lautstark gegen die 
Äußerungen des REP-Vertreters über „Volksbrei“. — (rac)

Protestaktionen gegen 
Bundesparteitag der REP

München. Am 13./14. Januar findet in 
Rosenheim der Bundesparteitag der Re­
publikaner statt, der u.a. ein überarbei­
tetes Parteiprogramm verabschieden 
soll. Von einem örtlichen Aktionsbünd­
nis und einer landesweiten Vorberei­
tungsgruppe werden zu einer Demon­
stration am 13.1. in Rosenheim aufge­
rufen. Unter den Losungen „Nie wie­
der Faschismus“ und „Gegen Nationa­
lismus, Rassismus und Sexismus“ soll 
gegen die faschistische Partei prote­
stiert werden. Die Unterstützung von 
Forderungen wie nach Streichung der 
Präambel des Grundgesetzes, Anerken­
nung der DDR-Staatsbürgerschaft und 
Kommunalwahlrecht für alle wird jetzt 
immer deutlicher auf die Tagesordnung 
gesetzt. Im Mittelpunkt des neuen REP- 
Parteiprogramms soll die „Wiederver­
einigung Deutschlands“ stehen, an 
zweiter Stelle die „Innere Sicherheit“. 
Auf einer gemeinsamen Pressekonfe­
renz von Schönhuber und Jean-Marie 
Le Pen, dem Vorsitzenden der fanzösi- 
schen „Front National“, wurde der 
gemeinsame Schulterschluß der Anti­
kommunisten gefeiert: „Die europä­
ische Neuordnung beginnt. Sie geht 
über die deutsche Wiedervereinigung 
hinaus. Sie wird auch auf das Gebiet der 
Sowjetunion überspringen . . . Ostpreu­
ßen gehört historisch zu Deutschland, 
ebenso das Memelland. Hier sind Ver­
handlungen mit der Sowjetunion anzu­
streben. Selbstverständlich ist der Ge­
danke an jede Gewaltanwendung auszu­
schließen ...“ Die „europäische Neu­
ordnung“ verläuft heute schon nicht 
friedlich. Der westdeutsche Imperialis­
mus rüstet weiter auf und versucht seine 
Truppen auszurichten. — (dil)

Demonstration zum 30.1. 
„Nie wieder Großdeutschland“

Stuttgart. Für Samstag, den 3. Februar 
wird anläßlich des 57. Jahrestages der 
Machtergreifung der Faschisten am 30. 
Januar eine Demonstration gegen die 
großdeutschen ■ Wiedervereinigungsbe­
strebungen vorbereitet. Am ersten Tref­
fen nahmen knapp 40 Leute teil, vertre­
ten waren u.a. ALL, Arbeitskreis Reak­
toren und Raketen, Antifa-AK, BWK, 
DIDF, DKP, KPD, MG, MLPD, Palä­
stina-Komitee, Volksfront, VSP. Be­
standteil eines noch zu beschließenden 
gemeinsamen Aufrufs sollen folgende 
Forderungen sein: „Volle Anerken­
nung der Eigenstaatlichkeit der DDR, 
Streichung des Wiedervereiniungsge- 
bots aus dem Grundgesetz! Endgültige 
Anerkennung der Grenzen Polens und 
der UdSSR durch die BRD! Nie wieder 
Großdeutschland! Nie wieder Faschis­
mus und Krieg!“ — (evc)

RHV-Zeitung an der 
Universität Freiburg

Freiburg. Im Dezember erschien an der 
Universität erstmals die Zeitung „Der 
Freiburger“, herausgegeben vom „1. 
Akademischen Denk- und Pressver­
ein“. Dahinter verbirgt sich die Bur­
schenschaft Danubia, aus der im Mai 
1989 der „Republikanische Hochschul­
verband“ hervorging. Zu lesen ist da 
z.B. zum Thema Wohnungsnot von 
Studenten u.a.: „Angesichts einer ab­
sehbar weiter steigenden Zahl von Asy­
lanten, Aus- und Übersiedlern, die den 
vorhandenen Wohnungsmarkt weiter 
einengen werden, werden die Freibur­
ger Studenten wohl auf Jahre hinaus mit 
einer angespannten, allseits unbefriedi­
genden Wohnungssituation rechnen 
müssen.“ — (ulb)

Lebensschützer unterliegen vor Gericht
„Juristenvereinigung Lebensrecht“ darf als rechtsradikal bezeichnet werden

129a-Prozeß gegen Th. Küpper
Einstellung des Verfahrens wegen RAF-Mitgliedschaft!

Freiburg. Das Landgericht Freiburg hat am 29.12.1989 
den Antrag der „Juristenvereinigung Lebensrecht e.V.“ 
auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung gegen die Stadt­
rätinnen Emilie Meyer (Grüne), Angelika Wehinger (SPD)

und Margot Queitsch (SPD) zurückgewiesen, mit dem 
diese zur Unterlassung der Behauptung verurteilt werden 
sollten, es handle sich bei der „Juristenvereinigung“ um 
eine rechte bis rechtsradikale Gruppierung.

In einer gemeinsamen Erklärung vom 
14.11.89 hatten die genannten Stadträ­
tinnen sowie Ute Guzzoni, Stadträtin 
der Linken Liste/Friedensliste, die Ge- 
meinderatsfraktion der Grünen, die 
Frauenbeauftragten der Stadt, der 
DGB-Frauenausschuß sowie die Linke 
Liste/Friedensliste gegen Aktionstage 
der „Aktion Lebensrecht für Alle“ und 
der .Juristenvereinigung Lebensrecht“ 
und insbesondere gegen die Vergabe 
städtischer Räume an diese Organisatio­
nen protestiert. „Wir protestieren ge­
gen die frauenfeindliche Vorstellung, 
Frauen würden die Möglichkeit zu lega­
len Schwangerschaftsabbrüchen .miß­
brauchen“ oder Frauen müßten vor Ab­
treibungen geschützt werden. Frauen, 
die abtreiben, entscheiden sich in ihrer 
eigenen Verantwortlichkeit dafür und 
haben ihre Gründe“, heißt es in der Er­
klärung gegen die Propaganda der Le­
bensschützer. „Wir protestieren dage­
gen. daß die Stadt sich mit dem Pro­
bten von Schwangerschaftsabbrüchen 
nur unzureichend auseinandersetzt. Wir 
fordern alle Frauen auf, die sich wie wir 
betroffen fühlen von den Kampagnen, 
die letztlich auf eine Verschärfung des 

§218 hinauslaufen, Stellung zu bezie­
hen.“ Die „Juristenvereinigung“, u.a. 
auch konfrontiert mit heftigen Protesten 
während ihrer Veranstaltungen zwi­
schen dem 15. und 17.11., stellte dar­
aufhin Antrag auf einstweilige Anord­
nung — allerdings nicht gegen die Frau­
enbeauftragten der Stadt. Denen bot sie 
ein „Gespräch“ an, was diese unter 
Hinweis auf den Eilantrag dankend ab­
lehnten.

Offensichtlich sind beide Vereinigun­
gen ein Sammelbecken für rechte bis fa­
schistische Kräfte. Mitglied der Juri­
stenvereinigung ist z.B. Eike von Hip­
pel, Professor am Max-Planck-Institut 
in Hamburg, der im Juli 1988 in der 
Zeitschrift MUT einen Artikel unter 
dem Titel „Besserer Schutz des unge­
borenen Kindes. Abtreibung: Wenn die 
Ausnahme zur Regel wird, hat der Staat 
seine Pflicht versäumt“ plazierte. In ei­
ner Schrift unter dem Titel „Ist die 
Todesstrafe wirklich abgeschafft?“ aus 
dem Jahr 1977, die von der „Aktion 
Lebensrecht“ verbreitet wird, wird der 
Schwangerschaftsabbruch auf eine Stu­
fe mit der Todesstrafe gestellt und dem 

Leser nahegelegt, Frauen, die abtrei­
ben, wirkten hierdurch an der Aus­
übung der Todesstrafe mit. Mitglied der 
„Juristenvereinigung“ ist auch Dr. 
Siegfried Emst, der 1986 in der Zeit­
schrift „Medizin und Ideologie“ der 
„Europäischen Ärzteaktion“ unter dem 
Titel „Adolf-Anti-Hitler, Leitbild für 
alle Ewigkeit?“ u.a. schrieb: „Weil 
Hitler die Rassenreinheit zum Götzen 
machte, darum hält man heute jede Ba­
stardisierung für richtig . . . Weil Hitler 
die Todesstrafe schwer mißbrauchte, 
darum muß heute jedem Massenmörder 
sein Lebensrecht garantiert werden und 
nur den unschuldigen Ungeborenen ab­
erkannt werden.“

Die schriftliche Begründung für die 
Ablehnung des Antrags liegt noch nicht 
vor. In der Verhandlung wies der Vor­
sitzende Richter darauf hin, daß es dem 
Gericht nicht anstehe, politische Mei­
nungsäußerungen zu beurteilen, außer 
wenn es sich um Schmähkritik handle. 
Es bedeute aber keine Rechtsverlet­
zung, wenn jemand über einen anderen 
die Meinung äußere, daß dieser rechts­
radikal sei. — (ulb)

Köln. Seit dem 25. November findet 
vor dem 6. Strafsenat des Oberlandes­
gerichts Düsseldorf das 129a-Verfah- 
ren gegen Thomas Kilpper statt. Der 6. 
Strafsenat ist ein neugebildeter politi­
scher Strafsenat, nachdem sich der be­
rüchtigte 5. Strafsenat für „überlastet“ 
erklärt hat. Das Verfahren wird unter 
fast militärischen Bedingungen durch­
geführt. Der Gerichtssaal ist ein fen­
sterloser Raum in der Mitte eines Poli­
zeiareals, er ist mit Natodraht abge­
sperrt, nur durch Drehkreuze und fern­
bediente Pänzertüren zu erreichen. Die 
Anklage der Bundesanwaltschaft gegen 
Thomas Kilpper lautet auf Mitglied­
schaft in der Roten Armee Fraktion. Er 
soll führendes Mitglied in einer „kämp­
fenden Einheit“ der RAF gewesen sein, 
die seit 1986 in Düsseldorf existiere. 
Bisher sind bereits vier Leute — Chri­
stian Kluth, Luitgard Hornstein, An­
drea Sievering und Enrico Prauss — 
wegen Mitgliedschaft in dieser angebli­
chen Einheit verurteilt worden. Mit 
Thomas Kilpper sind jetzt fünf ehemali­
ge Bewohner der besetzten Häuser in 
der Kiefernstraße in Düsseldorf als Mit­
glieder einer „terroristischen Vereini­
gung“ angeklagt.

Als Beweis führt die Bundesanwalt­
schaft vor allem den „Diskussionszu­
sammenhang“ an, indem sich Thomas 
befunden haben soll. Das Verfahren 

zielt darauf ab, eine langjährige Haft­
strafe allein für Mitgliedschaft in der 
RAF ohne konkreten Tatvorwurf 
durchzusetzen. Wenn der Bundesan­
waltschaft dies gelingt, werden weitere 
Verfahren gegen Bewohner und ehema­
lige Bewohner der Kiefernstraße fol­
gen, den das Konstrukt der Bundesan­
waltschaft geht davon aus, daß die 
„kämpfende Einheit“ in Düsseldorf 
auch nach der Verhaftung von sechs 
Leuten — der inzwischen freigelassene 
Rolf Hartung gehörte auch dazu — wei­
ter existiert. In der Anklageschrift ge­
gen Thomas Kilpper werden erste wei­
tere Namen genannt.

In Düsseldorf hat sich eine Prozeß­
gruppe gebildet, die regelmäßige Infos 
über das Verfahren herausgibt. Sie 
kämpft für die Einstellung des RAF- 
Mitgliedschaftsverfahrens gegen Tho­
mas und gegen den § 129 a. Sie kann 
Solidaritätsveranstaltungen in anderen 
Orten unterstützen. Der Prozeß findet 
voraussichtlich jeden Donnerstag und 
Freitag, 9.30 Uhr, im OLG Düsseldorf, 
Tannenstraße, statt.
Quellenhinweis: Info 1-3 zum Prozess gegen 
Thomas. Zu beziehen über: Prozeßgruppe, c/o 
infoladen, Kiefernstraße 15, 4000 Düsseldorf. 
Rechtshilfekonto: Stichwort: Die Fünf oder 
Prozeßarbeit; Konto-Nr.: 960 007 4706; Wü­
stenrot Bank AG Düsseldorf, BLZ 604 200 00 
— (uld)
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Belegschaft soll 70000 DM zahlen
Landesarbeitsgericht: Schadensersatz für Streik

Streik bei der Merchants Bank
Forderungen nach Übernahme des Tarifabschlusses und gegen Sonntagsarbeit

Köln. Das Landesarbeitsgericht Düssel­
dorf hat die Belegschaft der Rheinisch- 
Bergischen Druckerei bei Düsseldorf 
verurteilt, 70000 DM Schadensersatz 
an die Inhaber der Druckerei zu zahlen. 
Gegen das Urteil ist keine Berufung 
mehr möglich. Die Druckerei der 
„Rheinischen Post“ hatte auf insgesamt 
137000 DM Schadensersatz wegen 
Produktionsausfällen, entgangenen An­
zeigen und Kosten für die Auslagerung 
von Aufträgen geklagt, nachdem 300 
Beschäftigte der Druckerei im März 
1983 ein mehrstündigen Warnstreik ge­
gen die von der Geschäftsleitung ange­
kündigte Entlassung des Betriebsrats 
und damaligen Vorsitzenden des Orts­
vereins Düsseldorf der IG Druck und 
Papier Klaus Dohne durchgeführt hat­
ten. Klaus Dohne hatte auf einer Be­
triebsversammlung über die Pläne der 
Geschäftsleitung, insgesamt 72 Be­
schäftigte von ca. 300 zu entlassen in­
formiert. Die Betriebsversammlung 
wurde daraufhin spontan über die vor­
her vereinbarte Zeit hinaus verlängert. 
Von den 300 Beschäftigten sollen jetzt 
87 zur Zahlung des Schadensersatzes 
herangezogen werden.

Die Geschäftsleitung hatte Klaus 
Dohne mit der Kündigung gedroht, 
nachdem er auf einer Betriebsversamm­
lung und in der Öffentlichkeit auf die 
Entlassungspläne der Firma aufmerk­

sam gemacht hatte. Die Rheinisch-Ber­
gische Druckerei wollte insgesamt 72 
Beschäftigte entlassen, nachdem der 
Druck des „Handelsblatts“ nach Frank­
furt verlagert werden sollte. Gegen 
diese Entlassungen gab es zahlreiche 
Proteste und von Seiten der Geschäfts­
leitung ebenso zahlreiche Versuche, 
den vermeintlichen Drahtzieher dieser 
Proteste, Klaus Dohne, zu entlassen. 
Diese gerichtlich vorgetragenen Versu­
che scheiterten teilweise, Klaus Dohne 
mußte jedoch eine Abmahnung hin­
nehmen.

Daß Gericht begründete sein Urteil 
damit, daß der Streik „wild“ gewesen 
sei, d.h. nicht im Rahmen von Tarifaus­
einandersetzungen stattfand, obgleich 
alle Aktionen der Belegschaft und des 
Ortsvereins die Unterstützung des 
Hauptvorstands der IG Druck und Pa­
pier hatten. Mit dem Urteil sind alle 
Protestaktionen in Betrieben, die den 
Gang der Geschäfte stören, durch Scha­
densersatzforderungen der Kapitalisten 
bedroht. Das Landesarbeitsgericht be­
gründete den Schadensersatzanspruch 
der Kapitalisten vor allem mit der ge­
schäftsschädigenden Wirkung der Ak­
tion und nicht allein mit der Betriebs­
verfassung und dem Tarifvertragsrecht, 
die die Belegschaft zur Einhaltung des 
Betriebsfriedens verpflichteten.
Aktenzeichen: 5 Sa 927/85 — (uld)

Frankfurt. Seit dem 18. Dezember 1989 steht die Beleg­
schaft der Hauptverwaltung sowie verschiedener Nieder­
lassungen der Merchants Bank mit Unterbrechungen im 
Streik. Zwischen 85 und 90% der Beschäftigten hatten in

Urabstimmungen dafür gestimmt. Gestreikt wird für die 
Übernahme des Tarifabschlusses des privaten Bank­
gewerbes (4,6%) und gegen die Forderung des Manage­
ments, Sonntagsarbeit tariflich anzuerkennen.

Die Merchants Bank ist Nachfolgerin 
der American Express Militärbank 
(AMEXCO) bei der Versorgung der 
US-Truppen in der BRD und Westber­
lin mit Zahlungsmitteln sowie beim 
Geldverkehr innerhalb der US-Streit- 
kräfte. Frankfurt ist der Hauptsitz in der 
BRD, die Zweigstellen sind im ganzen 
Bundesgebiet und Westberlin in den 
Kasernen, Truppenübungsplätzen und 
PX-Läden. Die Merchants Bank ist eine 
relativ kleine US-Bank aus Illinois. Seit 
zwei Jahren hat sie das Bankgeschäft 
bei den US-Streitkräften. Damals fand 
eine Auseinandersetzung zwischen der 
zu 70% in der HBV organisierten Be­
legschaft und dem Management um die 
Weitergeltung des Haustarifs der 
AMEXCO statt. Der Haustarif beginnt 
erst bei Tarifgruppe 4. Die unteren Ta­
rifgruppen waren in früheren Ausein­
andersetzungen gestrichen worden. Seit 
zwei Jahren deckt das Management den 
Betriebsrat mit Arbeitsgerichts-, Belei- 
digungs- und anderen Prozessen ein. 
Die meisten Betriebsvereinbarungen 
wurden gekündigt. Nach zwei Wochen 
Streikkampf ist die Merchants Bank 
zwar bereit, die 4,6 % teilweise zu zah-

Übernahme des Banktarifs gefordert

len, will aber jedes zweite Berufsjahr 
streichen. Dadurch würde sich die Ver­
weilzeit in einer Tarifgruppe verdop­
peln. Ein Kassierer in TG 6 verlöre so 
in einem Zeitraum von 10 Jahren ca. 
11000 DM. Ein „Teller“ (Kassengehil­

fe), der als amerikanischer Staatsbürger 
bei der Bank für z.B. vier Jahre be­
schäftigt ist. verlöre ca. 1 570 US-X Et­
wa die Hälfte der Belegschaft besteht 
aus US-Bürgem, zumeist Frauen von 
Soldaten, die in der Regel befristet be­
schäftigt sind. Außerdem besteht die 
Geschäftsleitung weiterhin auf der Ein­
führung der Sonntagsarbeit. Am 22.12. 
hat die Gewerkschaft für einen Tag den 
Streik unterbrochen, um dem Betriebs­
rat Gelegenheit für eine Betriebsver­
sammlung zu geben und um der Beleg­
schaft die Lohnfortzahlung über die 
Feiertage zu sichern. Die Bank hat 
Manager und einzelne Beschäftigte aus 
den Filialen in der Hauptverwaltung als 
Streikbrecher eingesetzt. Es besteht an­
scheinend eine Vereinbarung mit dem 
US-Verteidigungsministerium. daß der­
artige Verluste, die auf höhere Gewalt 
zurückzuführen sind, voll aus dem US- 
Rüstungshaushalt abgedeckt werden. 
Offenbar stärken auch Kreise des ame­
rikanischen und westdeutschen Vertei­
digungsministeriums dem Management 
den Rücken, anders kann man sich des­
sen Zähigkeit nicht erklären. — (gsi. rub. 
AGD)

Essen. Ab 1.4.1990 sollen 1 200 Beschäftigte des Opel-Werkes Bochum in Dau­
ernachtschicht arbeiten. Einer entsprechenden Vereinbarung hat der Betriebs­
rat mit 23 zu 13 Stimmen zugestimmt, obwohl sich bei einer Betriebsversamm­
lung am 15.12. die meisten Redner dagegen aussprachen. VW hat prompt 
einen ähnlichen Vorstoß angekündigt. — (wof)

Sozialplan bei 
HAN abgeschlossen

Hamburg. Nach über einjähriger Ver­
handlung ist mit dem Springer-Konzern 
ein Sozialplan für die „Harburger An­
zeigen und Nachrichten“ abgeschlos­
sen. 51 Beschäftigte werden entlassen. 
Die Abfindungssummen für ältere Kol­
legen ab 56 Jahren sind etwas niedriger 
angesetzt worden, da Springer ab 58 
Jahren das Arbeitslosengeld bis zur 
Rente zahlen muß. Deswegen hat Sprin­
ger viele ältere Kollegen behalten und 
jüngere entlassen. Unklar ist noch, ob 
sich die Drucker nach Bergedorf (dem 
künftigen Druckort der Zeitung) umset­
zen lassen, da sie dann nur 75% der Ab­
findungssumme erhalten sollen. Von 
den Entlassungen sind vor allem die Be­
reiche Weiterverarbeitung, Vertrieb, 
Versand und in geringem Maß Korrek­
tur, Repro und Handwerker betroffen. 
— (pea, AGMe)

Betriebsversammlungen 
bei Nixdorf

Paderborn. Auf den Betriebsversamm­
lungen am 19.12. kritisierte der Be­
triebsrat Entlassungen und unüberlegte 
Umstrukturierungen. 174 Stellen (10%) 
sollen abgebaut werden. Bis zum Jah­
resende waren bereits 2000 Stellen 
abgebaut. Die Übernahme durch Man­
nesmann sei nicht mehr aktuell. Der 
Vorstand kündigte bessere Informatio­
nen, weltweite Straffung des Vertriebs, 
Zusammenfassung von Geschäftsstellen 
sowie eventuell Kurzarbeit in der Pro­
duktion an. Bis Ende Januar soll das 
neue Konzept vorliegen. Der Lohnab­
schluß soll sich streng am Tarif orien­
tieren. Eine Beschäftigungsgarantie bis 
zur Klärung der Umstrukturierungen 
lehnte der Vorstand ab. — (luf)

Aktives Wahlrecht zum 
Personalrat für alle

München. Die Novellierung des Baye­
rischen Personalvertretungsgesetzes 
soll nach Auskünften der Staatsregie­
rung noch rechtzeitig vor den Neuwah­
len zu den Personal Vertretungen im 
Frühjahr 1990 stattfinden. Das Gesetz­
gebungsverfahren dauert nun schon 
über ein Jahr an. Der ersten Lesung im 
Oktober 1988 folgte die Überweisung 
an verschiedene Landtagsausschüsse. 
Der Bayerische Senat und die SPD- 
Fraktion haben u.a. zum passiven 
Wahlrecht ausländischer Beschäftigter 
in den Personalrat Gesetzentwürfe vor­
gelegt. Das Bayerische Personal Vertre­
tungsgesetz ist das einzige in der BRD, 
das den ausländischen Kolleginnen und 
Kollegen kein Recht einräumt, in den 
Personalrat gewählt zu werden. Bislang 
ist das passive Wahlrecht an das Wahl­
recht zum Deutschen Bundestag gekop­
pelt. Durch Initiativen der ÖTV und des 
DGB bei der EG-Kommission und dem 
Europäischen Gerichtshof konnte ein 
Beschluß erreicht werden, wonach 
diese Gesetzeslage gegen EG-Recht 
verstoße. Die CSU-Staatsregierung re­
agierte auf diese Kritik mit einer No­
vellierung des Gesetzes. Dem EG- 
Recht solle nun dadurch entsprochen 
werden, daß auch den aus EG-Staaten 
kommenden ausländischen Beschäftig­
ten das aktive Wahlrecht zum Personal­
rat eingeräumt wird. Diese Einschrän­
kung wird von den Gewerkschaften 
weiter kritisiert. Es gebe keinen Grund, 
z.B. jugoslawische oder türkische Kol­
legen und Kolleginnen vom Wahlrecht 
zum Personalrat auszuschließen. Der 
Bayerische Senat hat diese Position 
übernommen und tritt für eine Gleich­
behandlung aller Beschäftigten im 
öffentlichen Dienstein. — (rul)

VW bildet GmbH mit dem 
VEB IFA-Kombinat der DDR

Hannover. Mit je 50% Anteil haben der 
VW-Konzern und das IFA-Kombinat 
PKW die Volkswagen IFA-PKW 
GmbH mit einem Stammkapital von 0,4 
Millionen DM gegründet. Geplant ist 
die Entwicklung eines in Wolfsburg 
konstruierten Fahrzeugs, das „die Leu­
te in der DDR sich leisten können“, so 
VW-Vorstandsvorsitzender Hahn. Tat­
sächlich soll es ein Milliarden-Coup für 
VW werden. VW zielt auf eine Tages­
produktion von 1000 Fahrzeugen, die 
dann weltweit verkauft werden sollen. 
Unterhalb dieser Marge sei die Produk­
tion unwirtschaftlich. Der Firmensitz 
der zunächst 80 Personen umfassenden 
Planungsgruppe ist in Wolfsburg ange­
siedelt. Später wird er nach Karl-Marx- 
Stadt verlagert. Die Einbindung der 
DDR in den Weltmarkt nimmt zu, der 
Einfluß des VW-Konzems auf die 
DDR-Wirtschaft auch. — (mal)

Streik um Kita-Tarifvertrag 
wird fortgesetzt

Westberlin. In der Woche vom 15. bis
19. Januar wird der Streik der Beschäf­
tigten in den bezirklichen Kindertages­
stätten fortgesetzt. In der ersten Streik­
woche vom 11.-15.12. haben sich 4700 
von 5000 streikfähigen Beschäftigten 
beteiligt, mehr als in den beiden Ge­
werkschaften organisiert sind. Ein Ge­
spräch zwischen ÖTV/GEW und der 
Familiensenatorin Klein (AL) am Ende 
der ersten Streikwoche brachte keiner­
lei Ergebnis. Stattdessen konnte man 
anderntags in einer großen Senatsanzei­
ge die Position der SPD, die gegen Ta­
rifverhandlungen ist, nachlesen. Gegen 
diese Instinktlosigkeit haben sich die 
drei AL-Senatorinnen verwahrt. Am 9. 
Januar sollen die Gespräche mit der Fa­
miliensenatorin fortgesetzt werden. 
Von Seiten der Gewerkschaften wird je­
doch betont, daß ihre Gesprächsbereit­
schaft nur dem Ziel diene, die Wieder­
aufnahme der Tarifverhandlungen zu 
erreichen. Ohne Tarifvertrag könne es 
keine Einigung geben. — (har)

GEW hebt Unvereinbarkeits­
beschlüsse auf

Stuttgart. Der 21. Gewerkschaftstag 
der GEW, der vom 18. bis 22. Novem­
ber 1989 in Osnabrück stattfand, hat bei 
nur einer Enthaltung den in der Satzung 
formulierten Ausschlußgrund „Verstoß 
gegen Unvereinbarkeitsbeschlüsse des 
DGB“ gestrichen und damit die in der 
Tradition der Gesinnungsjustiz stehen­
den Unvereinbarkeitsbeschlüsse aufge­
hoben. Zuvor hatten die Studenten in 
der GEW beantragt, die Mitglieder der 
REP unter die Unvereinbarkeitsbe­
schlüsse zu stellen. Dies wurde mit 
großer Mehrheit abgelehnt. Die Repu­
blikaner und deren Positionen will die 
GEW im Aktionsbündnis des DGB in 
öffentlicher Auseinandersetzung argu­
mentativ angehen.— (zem)

Gegen Lärm, Hitze und Staub
Auseinandersetzung in einem Maschinenbaubetrieb

Hannover. Troester, Hersteller von 
Maschinen und kompletten Anlagen für 
die Gummi und Kunststoff verarbeiten­
de Industrie, ist bis 1985 ausschließlich 
als Anbieter von Einzelmaschinen — 
Extruder, Walzwerke und UHF- 
Strecken — am Markt aufgetreten. Ab 
1985 wurden Folgeaggregate und die 
gesamte Fördertechnik bis hin zu kom­
pletten Fertigungslinien in das Pro­
gramm aufgenommen. Der Umsatz 
schnellte in die Höhe, ebenso die Be­
schäftigtenzahl; 1984 ca. 280 Beschäf­
tigte, 1990 ca. 400 Beschäftigte.

Massive Platzprobleme tauchten auf. 
1987 wurde ein neues Verwaltungsge­
bäude für die ca. 200 Angestellten er­
richtet; 1988 wurden Um- und Erweite­
rungsbauten in und an der Montagehalle 
durchgefuhrt; 1990 soll ein weiterer 
Neubau für die Entwicklungsabteilung 
gebaut werden.

Trotz dieser doch recht umfangrei­
chen Bautätigkeit sind die Platzproble­
me nicht vollständig ausgeräumt. So 
zum Beispiel in der Elektro-Werkstatt 
und dem angegliederten Elektro-Lager.

Planungsphase?
Bereits im Sommer 1988 war von der 
Fertigungsleitung zu hören, sie beab­
sichtige,die neben dem Elt-Bereich lie­
gende Schweißerei zu verlagern, um so 
mehr Raum für den Elt-Bereich zu er­
langen, jedoch ohne einen Hinweis auf 
den künftigen Standort der Schweißerei 
zu machen. Erst Ende 1988 teilte der 
Gesamtfertigungsleiter dem Betriebsrat 
mit, Schweißerei und Blechschlosserei 
sollen in der Blechschlosserei zusam­
mengelegt werden.

Diskussionen des Betriebsrats mit al­
len Beteiligten ergaben ausnahmslos die 
Einschätzung, daß die beabsichtigte 
Maßnahme zu erheblichen Verschlech­
terungen der Arbeitsbedingungen aller 
führt. Insbesondere die Belastungen aus 
Umgebungseinflüssen wie Verschmut­
zung, Staub, Temperatur, Lärm, Blen­
dung, Erkältungsgefahr sowie erhöhte 
Unfallgefahr infolge räumlicher Enge 
würden zunehmen.

Die umfangreiche und auch heftig 
vorgetragene Kritik sowie die zunächst 
etwas hilflos wirkende Reaktion der 
Fertigungsleitung ließen beim Betriebs­
rat und den Beschäftigten die Hoffnung 
keimen, die Sache sei abgewendet. 
Weit gefehlt!

Im Juli 1989 wurde dem Betriebsrat 
die Bauzeichnung der nach den Vorstel­
lungen der Fertigungsleitung neugeord­
neten Schweißerei/Blechschlosserei 
übergeben. Mitte September 1989 sollte 
der Umzug abgeschlossen sein.

Nach dieser Bauzeichnung war vor­
gesehen, den für die Schweißerei not­
wendigen Glühofen in der für die 
Blechschlosser vorgesehenen Ecke auf­
zustellen. Die Entfernung des Ofens zu

den Blechschiosserarbeitsplätzen hätte 
zwischen drei und fünf Metern betra­
gen. Der bis zu 700 Grad Celsius auf­
geheizte und gerade geöffnete Ofen hät­
te die Raumluft unerträglich aufgeheizt. 
Zu erwarten war, daß dies drei- bis 
viermal in der Woche vorgekommen 
wäre. Darüber hinaus bedeutete die 
Maßnahme auch, daß zwei bisher ge­
trennte Lärmbereiche zusammengelegt 
werden.

Die geringe Deckenhöhe (drei Meter) 
der Blechschlosserei ließ bezüglich der 
Raumluft (Rauche. Gase und Stäubei 
Schlimmes befürchten. Zu den Haupt­
auseinandersetzungspunkten wurden 
die Bereiche: Platz. Raumluft. Raum­
temperatur und Lärm.

Ergebnisse
Erreicht wurde, daß von den ursprüng­
lich sieben geplanten Arbeitsplätzen nur 
noch sechs eingerichtet und der Glüh­
ofen in einem separaten Raum aufge­
stellt wurde. Die Forderung nach einer 
zentralen Sc h we i ß rauch-Absaugan 1 age 
wurde erhoben und auch durchgesetzt. 
Eine Hochvakuumanlage (geringe Luft­
mengen; hohe Luftgeschwindigkeit) mit 
Ringleitungssystem für ca. 70000 DM 
ist gekauft worden.

In den Schlauchpaketen der MIG/ 
MAG-Schweißgeräte sind Absauglei­
tungen integriert. Nach Anfängsschwie- 
rigkeiten scheint sich die Absauganlage 
zu bewähren.

Die Aufstellung des Glühofens in 
dem separaten, unmittelbar neben der 
Schweißerei liegenden Raum stellt nur 
eine räumliche Verlagerung des Pro­
blems hoher Raumtemperaturen dar 
Außer dem Glühofen befinden sich 
zwei Walzen, eine Richtplatte, eine Bie 
gevorrichtung sowie ein Schleifplatz in 
diesem Raum. Hier muß also körperli­
che Arbeit bei schon gemessenen 44 
Grad Celsius verrichtet werden. Bei der 
ersten Begehung durch den Sicherheits­
ingenieur und den Betriebsarzt wurde 
als erste Maßnahme festgelegt, eine 
Meßreihe über die zu allen Tageszeiten 
anfallenden Raumtemperaturen durch 
zufuhren.

Mit der Zusammenlegung beider Be 
reiche — Schweißerei und Blechschlos 
serei waren bisher schon ausgewiesenc 
Lärmbereiche — verschärft sich auch 
das Lärmproblem. Für die Blechschlos 
serei galt bisher ein Beurteilungspegel 
von 92 dB(A). Die Beschäftigten une 
der Betriebsrat drängen auf Abhilfe 
Die Fertigungsleitung sagte zu. bis En 
de Januar sowohl die Temperaturen ab 
auch den Lärm durch technische Lösun­
gen auf ein erträgliches Maß zu reduzie 
ren. Mit der fünfjprozentigen BeL 
stungszulage für alle in der Schweiße 
rei/Blechschlosserei Beschäftigten ist 
jedenfalls nicht abgegolten. - ipr-
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Hamburg. 5000 beteiligten sich am 16.12. an einer Demonstration gegen die 
Wohnungsnot in Hamburg und die Politik des Senats, die mit dazu geführt hat. 
Oie Demonstrationsroute durch die Innenstadt konnte gerichtlich durchgesetzt 
werden, nachdem die Polizei versucht hatte, dies wegen angeblich zu erwar­
tender Gewalttätigkeit eines Teils der Demonstranten zu untersagen. — (ulj)

Westberlin: Senatskrise vertagt
AL billigt neue Stromtrasse durch die DDR

Verkehrschaos nach Eröffnung im Jahre 1992?
Flughafen München II: Große Folgelasten für die Kommunen

Hhstberlin. „Wir können doch in dieser 
historischen Stunde nicht riskieren, die 
Regierung zu verlieren.“ So ließ sich 
das Fraktionsbüro der SPD am 20.12. 
vernehmen. An diesem Tag beriet der 
Senat in Sondersitzung über den Bau 
der Stromtrasse aus der BRD durch die 
DDR nach Westberlin, über die Errich­
tung des Deutschen Historischen Mu­
seums (DMH) im Spreebogen und über 
den Kitastreik. Tatsächlich ist es 
schwer, andere als das von der SPD- 
Fraktionsstelle in Umlauf gebrachte 
Argument, daß es mit der CDU doch al­
les viel schlimmer wäre, für die Fortset­
zung der noch nicht einmal ein Jahr al­
ten Koalition zwischen SPD und AL zu 
finden. Auf ihrer Vollversammlung am 
17.12. hatte die AL bereits den Bruch 
der Koalition angekündigt, falls ihre 
Senatorinnen wieder überstimmt wer­
den sollten. Es kam anders. Die drei 
AL-Senatorinnen stimmten am 20.12. 
dem Stromtrassenbau zu. Umweltsena­
torin Schreyer stellte damit ihre Ein­
wände, die Stromtrasse bedeute eine 
erhebliche Umweltzerstörung, zumal 
sie durch Waldgebiet führen soll, 
außerdem benötige Westberlin, wenn 
der Senat die Energieeinsparung för­
dern wolle, nicht noch zusätzliche 
Stromlieferungen, zurück. Beim DHM, 
für das Momper wie für die Stromtrasse 
Kanzler Kohl Zusagen gemacht hatte 
anläßlich des großen Aussöhnungs­
gesprächs (Momper begrüßte Kohls 
Zehnpunkteplan und erhielt finanzielle 
Zusagen für den Ausgleich der beson­
deren aktuellen Belastungen Westber­
lins), rettete sich die Koalition knapp 
über die Runden mit einem Brief von 

Stefan Hermlin und anderen aus der 
DDR. Darin wurde gebeten, das Pro­
jekt zurückzustellen, um zu prüfen, ob 
man nicht ein gemeinsames deutsch­
deutsches Museum auf die Beine stellen 
kann. Das soll jetzt noch mal mit Kohl 
besprochen werden. Die Koalition ist 
aber auch auf anderen Tätigkeitsfeldern 
zerstritten: Der AL-Mehrheit behagt es 
nicht, daß sie durch Mompers Übernah­
me des Zehnpunkteplans, die großberli­
ner Vorstöße in gemeinsamen Treffen 
mit Berlins Oberbürgermeister und 
durch direkte Einmischung in die DDR 
mit Aufrufen an die Bevölkerung zur 
Besonnenheit jetzt im großen Boot der 
nationalen Wiedervereiniger mit drin 
sitzt. Auf der Mitgliederversammlung 
wurde ein Antrag beschlossen, der die 
Zweistaatlichkeit bekräftigt. Aber es 
gab eine starke Minderheit, die sich für 
eine „fortschrittliche Wiedervereini­
gung“ im Sinne eines dritten Weges 
einsetzte. Zuguterletzt wurde in den 
Beschluß aufgenommen, daß die AL 
das Ergebnis eines Volksentscheids in 
der DDR zur Grundlage ihrer weiteren 
Politik machen will. Weiter will die 
SPD eine neue Stadtplanung, bringt so­
gar eine Nord-Süd-Autobahn ins Ge­
spräch. Besonders erbittert sind fort­
schrittliche AL-Mitglieder, daß es in 
der Ausländerpolitik jetzt rückwärts 
geht. Der Erlaß des Innensenators vom 
20. Juli, in dem einigen Ausländergrup­
pen ein Bleiberecht zugestanden wurde, 
ist von Pätzold so überarbeitet worden. 
Z.B. Palästinenser kommen dadurch in 
eine unsicherere Lage, straffällige Aus­
länder sollen jetzt bis auf wenige Aus­
nahmen abgeschoben werden. — (chk) 

München. 1992 soll der Flughafen 
München II im Münchner Norden er­
öffnet werden, 40 Kilometer außerhalb 
des Stadtzentrums von München, und 
den bisherigen stadtnahen Flughafen 
München-Riem ersetzen. Um den Flug­
hafen München II gab es ein jahrelanges 
politisches Tauziehen, viele Bürgerin­
itiativen kämpften gegen das Großpro­
jekt. Der Flughafen München II wurde 
mit den ständig steigenden Flugbewe­
gungen begründet, außerdem mit der 
Stadtnähe von München-Riem und den 
Belastungen für die Anwohner. Der 
Staatsregierung gelang es, den Gegnern 
Befürworter entgegenzustellen und so 
den Widerstand zu neutralisieren.

Löst München II Probleme?
München II soll Kapazitätsprobleme lö­
sen und gleichzeitig möglichst wenig 
Bürger die mit dem Flugverkehr ver­
bundenen Belastungen spüren lassen. 
Bisher gab es allerdings Probleme 
durch ständige Kostensteigerungen und 
durch den Umstand, daß der Flughafen 
durch die lange Bauzeit bei der Eröff­
nung bereits teilweise veraltet sein 
wird. Daß ein Flughafen im Nebelge­
biet Erdinger Moos auch bei modernen 
technischen Ausstattungen für Null- 
Sicht-Flug ein erhöhtes Risiko bedeutet, 
ist eigentlich jedem Laien klar. Auf der 
Autobahn München-Nürnberg, die am 
Erdinger Moos vorbeiführt, ereignen 
sich genau in dieser Gegend ständig 
schwere Unfälle.

Kein Gesamtverkehrskonzept
Die Bayerische Staatsregierung hat zu­
dem für den Münchner Norden das Ver­
kehrschaos geradezu vorprogrammiert. 
Immerhin gab selbst der bayerische Mi­
nisterpräsident Streibl zu, daß der Flug­
hafen München II ohne Fembahnan- 
schluß „falsch geplant“ sei. Der SPD- 
Verkehrssprecher Naumann sagte dazu 
u.a.: „Denn ein Interkontinental-Flug­
hafen ohne Fernbahnanschluß, das ist 
Hochtechnologie des 21. Jahrhunderts, 
aber staatliche Planungsprovinzialität 
des 19. Jahrhunderts.“ Jedenfalls kann 
von München problemlos mit dem In­
tercity bis zum unterirdischen Flug­
hafenbahnhof Frankfurt/Main gefahren 
werden, zum eigenen Flughafen muß 
aber mit dem Eilzug vorlieb genommen 
werden. Abhilfe wird schwer sein, da 
die Bahnsteiglänge der im Bau befindli­
chen S-Bahnstation für Reisezüge zu 
kurz geraten ist. Dabei gehen Progno­
sen davon aus, daß 40 % der Fluggäste 
mit der Bahn kommen werden. Stoiber 
übt jetzt Druck auf die Stadt München 
aus, damit die A 92 (Deggendorf-Mün­
chen) direkt zum mittleren Ring durch­
gebrochen wird. So wird aber nur ein 
Sündenbock für die Profilierungssucht, 

Planungsschlamperei und Koordinie­
rungsunfähigkeit der zuständigen CSU- 
Minister gesucht.

Der S-Bahnanschluß wird selbst bei 
einem 10-Minuten-Takt nicht genügen, 
in Stoßzeiten gleichen die S-Bahnen in 
und um München sowieso schon Sardi­
nenbüchsen für Menschen, und da sol­
len jetzt auch noch täglich Tausende 
von Fluggästen samt Gepäck dazuge­
steckt werden. Ein wesentlicher Faktor 
für das steigende Verkehrsaufkommen 
werden die vielen Pendler sein, auch 
dies scheint bei den bisherigen Planun­
gen einfach übersehen worden zu sein.

Steigende Grundstückspreise
Der Flughafen München II bringt noch 
andere Nachteile mit sich. So werden in 
Erding bereits Grundstücke zu einem 
Preis von 1500 DM pro Quadratmeter 
gehandelt. In der Bevölkerung wächst 
die Unruhe, weil steigende Mieten be­
fürchtet werden. Preiswerte Wohnun­
gen werden in jedem Fall fehlen.

In der kleinen 4400-Einwohner-Ge- 
meinde Hallbergmoos steigen ebenfalls 
die Baulandpreise und die Mieten, so 
daß örtliche Betriebe bereits ihre Mitar­
beiter verlieren. Die Gemeinde muß 
wegen der vielen Zuzügler zusätzliche 
Schulen, Kindergärten und andere Ein­
richtungen bauen. Der Jahreshaushalt 
stieg von 10 auf fast 50 Millionen 
Mark. Mehr Gewerbesteuereinnahmen 
gibt es aber nicht, das große Geld mit 
dem Flughafenprojekt machen andere: 
die Kommunen werden zur Kasse ge­
beten werden, um Spekulationsgewinne 
zu ermöglichen.

In der Gemeinde Hallbergmoos, nahe dem in Bau befindlichen Flughafen 
München II, haben sich die Mieten in den letzten zwei Jahren verdoppelt. Der 
Preis von 300 DM pro Quadratmeter Bauland stieg auf etwa 1000 DM. Ein­
heimische können sich kaum mehr das Wohnen oder Bauen in ihrer Gemeinde 
leisten. Die Gemeinde soll die nötige Infrastruktur bezahlen.

Verkehrsvermeidungskonzepte 
nötig

Statt Großprojekte zur angeblichen Ver­
kehrsbewältigung müssen Verkehrsver­
meidungskonzepte Vorrang haben, z.B. 
durch Dezentralisierungsmaßnahmen in 
der Wirtschaft. Stattdessen vereinigen 
die wenigen großen Konzerne immer 
mehr Kapitalmacht.

Großprojekte verursachen in der Re­
gel mehr Probleme, als sie angeblich 
lösen. Da München II weniger für den 
Bedarf der Region konzipiert ist, son­
dern als ein Prestigeobjekt in Konkur­
renz zu den Flughäfen Frankfurt, Stutt­
gart und Nürnberg, ist es kein Wunder, 
daß die Flugbewegungen erst recht stei­
gen werden. Das für Frachtumschlag 
und Flugzeugwartung vorgesehene 
Bauland ist inzwischen viermal so groß 
ausgewiesen wie bei der Planungsfest­
stellung vor vier Jahren.

Mit dem Geld, das für München II 
verschleudert wird und das noch für 
Folgekosten verschleudert werden 
wird, hätten die fortschreitenden 
Schließungen von Bahnhöfen in Bayern 
verhindert werden können, könnte das 
S-Bahnnetz erweitert werden und könn­
ten die nationalen und internationalen 
Bahnverbindungen verbessert werden. 
Dringend nötig sind in der jetzigen pre­
kären Lage auch staatliche Finanzhilfen 
für die von den Folgekosten betroffenen 
Städte und Gemeinden.
Quellenhinweis: Industrie und Handel 11/89, 
Sozialdemokratische Presse-Korrespondenz 
Nr. 71/89 und Nr. 74/89, verschiedene Ausga­
ben der Abendzeitung Nov./Dez. 1989 — (chl)

Aus Landern und Gemeinden

Neuwahlen, weil Reps 
Unterschriften fälschten

Kreis Recklinghausen. Der Wahlprü- 
fungsausschuß des Kreises Reckling­
hausen fordert einstimmig vom Kreis­
tag eine „sofortige Vollziehung der 
Wiederholungswahl“ in den Kreiswahl­
bezirken Gladbeck, Datteln und Ca­
strop-Rauxel. Anlaß war die Fälschung 
von 21 Unterstützungsunterschriften für 
die Reps. Häufig waren es Aussiedler, 
der deutschen Sprache noch nicht ganz 
mächtig, von denen sich die Reps 
Unterschriften „erschlichen“ oder 
fälschten. Häufig gaben sie sich als Be­
dienstete des Kreises oder einer anderen 
Behörde aus, um kein Mißtrauen auf­
kommen zu lassen. Bei Neuwahlen hät­
ten die Reps bei notwendiger Nicht­
berücksichtigung der drei Wahlbezirke 
kaum eine Chance, erneut in den Kreis­
tag zu gelangen. — (scm)

SPD-Linke 
unter starkem Druck

Göttingen. Die Stellungnahmen von H. 
Hartwig, Stadtverbandsvorsitzende der 
SPD in Göttingen und Landtagskandi­
datin. zu den Ausschreitungen während 
der Demonstration am 25.11. sind der 
Reaktion hinderlich und stören sie bei 
der „Gewaltdebatte", der Isolierung 
der Autonomen und der beabsichtigten 
Schließung des Juzis. Vor allem CDU, 
FDP und die Presse fordern ihren Kopf. 
Es gibt Überlegungen, Frau Hartwig als 
Landtagskandidatin zu ersetzen, Jusos, 

die einen Artikel von ihr in einer Bro­
schüre veröffentlicht haben, droht ein 
Parteiausschlußverfahren. Frau Hart­
wig hatte erstens bedauert, daß die Aus­
schreitungen die Medien beherrschen, 
zweitens Angriffe aus dem Demonstra­
tionszug auf Sachen und Menschen ver­
urteilt, drittens daran festgehalten, daß 
die Gruppen im Juzi einen disziplinier­
ten Demonstrationsablauf geplant hat­
ten und auch durchführen wollten, vier­
tens die Befürchtung geäußert, daß „die 
Polizeiführung durch Fehler, die noch 
aufzuklären sind, zu einer Eskalation 
beigetragen oder sie sogar herbeige­
führt hat.“ — (kek)

Engholms Perspektiven: 
Nordstaat mit DDR-Teil

Kiel. Einen Schritt weiter in der Dis­
kussion um die Einführung des kapitali­
stischen Modells BRD und die Einver­
leibung der DDR unter die Knecht­
schaft der BRD-Konzeme ist der SPD- 
Ministerpräsident von Schleswig-Hol­
stein. Er plant die Aufteilung der DDR: 
Mecklenburg als Teil eines Nordstaa­
tes. Von daher müsse über eine radikale 
Änderung in der norddeutschen Struk­
turpolitik nachgedacht werden: Elbque- 
rung und Großflughafen östlich von 
Hamburg sowie die Bildung einer Kon­
föderation aus Hamburg, Schleswig- 
Holstein und Mecklenbuig. Durch eine 
neue Autobahn zwischen Lübeck und 
Rostock entstünde eine neue Wirt­
schaftsachse, und sinnvoll wäre der Bau 
eines Großflughafens im westlichen 

Mecklenburg an der BAB Hamburg- 
Berlin. Schnelle Hilfen zum Aufbau 
„gesunder Strukturen“ in der DDR sol­
len gewährt werden, damit man von 
Entwicklungen im anderen deutschen 
Staat nicht überrascht werde und alles 
in der Hand hält, um die Einverleibung 
der DDR voranzutreiben. — (sip)

Landesregierung NRW 
will Roma abschieben

Düsseldorf. Mitte Dezember hob die 
Landesregierung von Nordrhein-West­
falen den bestehenden Abschiebestopp 
für de-fäcto-Flüchtlinge auf. Abgelehn­
te asylsuchende Roma sollen künftig so­
fort ausgewiesen werden. Hinzu 
kommt, daß sie nach Einrichtung der 
Landeszentrale für Asylbewerber ihren 
Asylantrag im Regierungsbezirk Düs­
seldorf stellen müssen und dort auch 
wohnen müssen. In mehreren Städten 
fanden dagegen am 19. Dezember 
Aktionen statt. In Essen besetzten rund 
50 Roma die Geschäftsstelle des SPD- 
Unterbezirks, in Düsseldorf und Köln 
ebenfalls. — (uld, wof)

IG-Medien: „Generelles 
Wahlrecht für Ausländer/innen“
Stuttgart. „Generelles Wahlrecht für 
Ausländer/innen“ beschloß einstimmig 
die erste Landesdelegiertenkonferenz 
der IG Medien Baden-Württemberg. Im 
Antrag heißt es: „Die IG Medien und 
der DGB werden aufgefordert, sich ver­
stärkt für das generelle, aktive und pas­
sive Wahlrecht für die ausländischen 
Einwohnerinnen und Einwohner der 
Bundesrepublik Deutschland einzuset­

zen. Es ist nicht einzusehen, daß die 4,7 
Millionen Ausländer, darunter alle un­
sere Kolleginnen und Kollegen, . . . 
keinerlei politische Mitspracherechte 
haben sollen. Gerade die letzten Ergeb­
nisse der Kommunal- und Landtags­
wahlen mit dem Emporkommen rechts­
extremistischer Parteien wie der Repu­
blikaner zeigen, daß unsere ausländi­
schen Kolleginnen und Kollegen sich 
auch selbst für ihre Interessen in der 
Bundesrepublik einsetzen können müs­
sen. Die IG Medien wird . .. aufgefor­
dert, im DGB-Bundesvorstand eine 
Kampagne mit den Schwerpunkten 
Wahlrecht für Ausländer — Internatio­
nale Solidarität/Verbot der Nazis — 
Keine Nazis in die Parlamente' durch­
zuführen.“— (ulk)

20./21. Januar: Antifa- 
Konferenz in Niedersachsen

Antifaschistische Organisationen und 
Initiativen, Parteien und Jugendorgani­
sationen rufen zu einer Konferenz am 
20./21.1.90 in Hannover auf. Diese soll 
die Kritik an faschistischer Politik ver­
tiefen, die Zusammenarbeit verbessern 
und einen Handlungsrahmen zum Ein­
greifen antifaschistischer Kräfte zu den 
niedersächsischen Landtagswahlen im 
Mai 1990 ermöglichen. Im Aufruf zur 
Konferenz heißt es u.a.: „In Nieder­
sachsen werden neofäschistische Par­
teien vor allem in Gestalt der Republi­
kaner, der NPD und womöglich der 
FAP zu den Landtagswahlen kandidie­
ren. Nach den Stimmenergebnissen für 
die Republikaner und die DVU-Liste D 
bei den EG-Wahlen 1989 bedarf es gro­
ßer Kraftanstrengungen der antifaschi­

stischen Bewegung, um die Gefahr 
einer parlamentarischen Vertretung 
neofaschistischer Parteien im Nieder­
sächsischen Landtag abzuwehren.“ Der 
Aufruf wird u.a. unterstützt von: Anti- 
Apartheid-Gruppe Leer; Antifa-Initia­
tive Soltau-Fallingbostel/Visselhövede; 
Antifa-Referat des AStA der FH Lüne­
burg; Antifasch. AK Lüneburg; Anti- 
fasch. Plenum Goslar; Asyl e.V. Hil­
desheim; BWK Nds./HB; DKP Nds:; 
Die Grünen, LV Nds.; Flüchtlingsrat 
Nds.; Gruppe „Kulturbanausen“ Wals­
rode-Visselhövede; Solidaritätsverein 
mit dem Kampf der iranischen Völker, 
Hannover; LAG der Grünen Immi­
grantinnen und Flüchtlinge; Junge 
Presse Nds.; Jungdemokratinnen Nds.; 
Jusos Bezirk Hannover; Naturfreunde­
jugend Nds.; Volksfront gegen Reak­
tion, Faschismus und Krieg Nds.; 
VVN/BdA Nds. - (gec)

Stoibers Ministerium lehnt 
ein Müll-Volksbegehren ab

Augsburg. Das bayerische Innenmini­
sterium lehnte Ende Dezember die Zu­
lassung des Volksbegehrens für ein 
neues bayerisches Abfallgesetz ab. Den 
Antrag dazu hatten 52 Initiativen ver­
faßt. Ihr Gesetzentwurf erschwert die 
von der Staatsregierung forcierte Müll­
verbrennung und räumt den Kommunen 
mehr Rechte in der Müllpolitik ein. 
33463 Unterschriften konnten sie dafür 
am 13.11. dem Ministerium übergeben. 
Dieses wies den Antrag zurück mit der 
Begründung, die gesetzlichen Vorgaben 
seien nicht erfüllt. Nun muß der Bayeri­
sche Verfassungsgerichtshof bis März 
darüber entscheiden.— (baf)
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Politik der Reaktionäre gegenüber der Jugend schafft Abhängigkeiten
Bericht der Arbeitsgruppe der Delegiertenkonferenz des BWK, Teil I: Revolutionäre Jugendpolitik vor schwierigen Problemen

Wir legen hier den ersten Teil der Untersuchungsergebnisse der 
von der letzten Delegiertenkonferenz des BWK eingerichteten 
Arbeitsgruppe revolutionäre Jugendpolitik vor, in denen wir 
Probleme der Jugendpolitik darstellen und ansatzweise analysie­
ren wollen. Als erstes schien uns ein Überblick über die reaktio­

näre Politik der letzten Jahre gegenüber der Jugend nötig. 
Weiter stellen wir Betrachtungen über die bürgerlich-moralische 
Vereinnahmung der Jugend an. In einer der nächsten Ausgaben 
folgen dann Darstellungen und Untersuchungen zu heutigen 
Bedingungen und Ansätzen revolutionärer Jugendpolitik sowie 

zur Sichtweise von „Klassikern“ zu diesem Komplex. Die 
gesamte Veröffentlichung ist, sowohl von der bislang erfolgten 
Untersuchungsarbeit als auch von den spezifischen Erfahrungen 
der Autoren her, wahrscheinlich in jeder Hinsicht ziemlich un­
vollständig und bedarf dringend inhaltlicher Weiterentwicklung.

Zweifellos formieren sich Elemente des 
Widerstands gegen viele Erscheinungen 
der bürgerlichen Gesellschaft auch un­
ter der Jugend zunehmend im antifa­
schistischen Kampf. Es wird jedoch ei­
ner deutlich stärkeren politischen Beto­
nung der sozialen Lage und der Kämpfe 
darum bedürfen, um in solidarischer 
Auseinandersetzung und im Zusam­
menwirken mit den traditionellen anti­
faschistischen Kräften in der BRD den 
Kampf besser entwickeln zu können. 
Wahrscheinlich werden letztere Kräfte 
zum Beispiel in kommunalen Auseinan­
dersetzungen stärker Bezug nehmen 
müssen auf die von Jugendlichen an vie­
len Orten formulierten Interessen an 
unabhängigen Zentren, Infoläden u.ä., 
um das Miteinander auf Grundlage der 
Selbständigkeit zu fordern.

Unser Eindruck ist, daß die derzeit 
unter revolutionären Sozialisten vor­
handenen Konzepte, die alle auf die 
Schaffung eines zentralen linksradika­
len oder kommunistischen Jugendver­
bandes von „oben“ (nämlich von de­
nen, die wissen, was gut ist für die Ju­
gend) nach „unten“ (zu denen, die „un­
verständlicherweise“ all das Gute nicht 
einsehen wollen) hinauslaufen, für den 
Kampf um die Interessen der Jugend 

nicht viel taugen. Wir wollen Material 
zur Auseinandersetzung mit diesen 
Konzepten und zur Diskussion darüber 
liefern, wie der vielfältig vorhandene 
Widerstand Jugendlicher gefördert wer­
den kann, und worin die Aufgaben re­
volutionärer Sozialisten zum Beispiel in 
örtlichen Bündnissen, in denen solcher 
Widerstand zum Ausdruck kommt, lie­
gen könnten. Weiter wird zukünftig die 
Frage befaßt werden müssen, wie in re­
volutionär-sozialistischen Organisatio­
nen Ausbildung und politische Tätigkeit 
junger Mitglieder gefordert werden 
müssen. Jedenfalls wird sich alle Politik 
in diesem Bereich daran messen lassen 
müssen, in welchem Grad sie tatsäch­
lich die Entfaltung der von den Jugend­
lichen selbst formulierten Interessen 
fordert, daß sie sich z.B. ohne Gänge­
lung durch Eltern oder staatliche Ange­
stellte treffen wollen, daß sie im Mei­
nungskampf an den Schulen fortschritt­
liche Positionen in Argumentationen 
vertreten und ggf. dem Lehrer begrün­
det widersprechen können und vieles 
mehr. Wir sind bei unseren Überlegun­
gen dazu noch nicht allzuweit gekom­
men, hoffen aber, daß wir Material für 
eine breitere Diskussion liefern können.
— (clm, dpe, lir, tja, uga)

Kapital und Staat spalten die Werktätigen
Die reaktionäre Jugendpolitik zerstört wichtige Fortschritte

Die Reaktion betreibt gegenüber der 
Jugend eine erhebliche Differenzierung 
der Ausbildung und gegen ihre große 
Mehrheit eine weitgehende Einschrän­
kung der Selbständigkeit, z.B. der 
Möglichkeit, mit Antritt einer Lehre zu 
Hause auszuziehen. In den Schulen lie­
fern biologistische Erklärungsmuster 
sozialer Ungleichheit und reaktionäre 
Kampagnen, z.B. gegen frühzeitige se­
xuelle Mündigkeit, den ideologischen 
Hintergrund. In den Kommunen wer­
den erkämpfte Freiräume, z.B. in Ju­
gendzentren, oft zurückgenommen, 
„Jugendarbeit“ wird wieder stärker den 
Kirchen zugeschanzt.

Die Perspektive eines existenz­
deckenden Einkommens wird infolge 
des Zwangs der geschürten Konkur­
renzverhältnisse gerade unter jüngeren 
Leuten in der Hauptsache in weiterqua­
lifizierenden Lehrgängen, Spezialisie­
rung oder Umschulung und somit als 
Produkt „persönlichen Einsatzes“ ge­
sehen, individuell also, im Gegensatz 
zum scheinbaren Luxus gemeinsamen 
gewerkschaftlichen Kampfes. Wer sich 
im Fortgang seiner Sozialisation nicht 
allem unterwirft, was die Herrschenden 
an Leistungsbegriffen und Ideologie 
vorgeben, scheint die Aussicht auf ein 
nach üblichen Maßstäben angenehmes 
Leben im „Erwachsenenalter“ nahezu 
verwirkt zu haben. Dies wirkt in Arbei­
ter- und Mittelklassehaushalten durch­
aus unterschiedlich. Aber auch unter 
der Intelligenz beschert von sich aus ei­
ne „allzeit vorhandene Leistungsbereit­
schaft“ (viel Vorabselbstausbildung am 
Computer und bloß kein Aufhalten mit 
kritischen Tätigkeiten in Schülervertre­
tungen) noch lange keinen Segen auf 
dem Arbeitsmarkt.

Die Bourgeoisie herrscht heute so 
weitgehend in Verhältnisse der Werktä­
tigenhaushalte hinein wie wohl seit dem 
Faschismus nicht mehr, vielleicht zum 
Teil noch weiter. Das findet statt, ob 
man sich dem Vermieter, dem direkten 
Ausbeuter oder der alltäglichen Be­
spitzelung und Denunziation als Resul­
tat des Konkurrenzdrucks gegenüber­
sieht, und dies schüchtert spontanes 
Widerstandsverhalten der Jugend ein. 
Die in jeder Hinsicht den Wünschen der 
Bourgeoisie „erfolgreich“ nacheifem- 
de Person müßte fast durch ein Compu­
terprogramm gesteuert werden. Die 
„Unzulänglichkeiten“, die sich im 
Nichterreichen der erwarteten Sprosse 
der Hierarchie auszudrücken scheinen, 
auf anderes abzuwälzen als die Verhält­
nisse der bürgerlichen Gesellschaft, ist 
Programm der Faschisten und ein 
Punkt, an dem sie auf diesem Nähr­
boden heute auch beängstigende Erfol­
ge ihrer Propaganda unter der Jugend,

vor allem jener aus „besseren“ Haus­
halten, verzeichnen können.

Grundlage: Abhängigkeiten
Zu den Grundfesten bürgerlicher Ju­
gendpolitik gehört zweifellos die Be­
hauptung, daß, wer seine Arbeitskraft 
noch nicht verkaufen kann oder darf, ei­
ner besonderen Bevormundung bedürfe 
und kein wirklich eigenständiges Exi­
stenzrecht besitzen könne. Dies beginnt 
mit der — weil vom Kindeswillen unab­
hängigen und nicht prüfbaren — Ab­
rechnung des Kindergeldes, das eher 
eine Belohnung des Eltemwillens, Kin­
der auf die Welt zu setzen, darstellt als 
einen einklagbaren Mindestanspruch 
auf gesellschaftliche Unterstützung der 
allseitigen Entfaltung der Fähigkeiten.

Die zwanghafte Eingliederung in un­
terdrückerische Verhältnisse setzt sich 
mit dem entwürdigenden Taschengeld­
gebaren fort, das vor allem in Arbeiter­
haushalten ja ohnehin nur sehr knapp 
sein kann, was gutsituierte Eltern gera­
dezu als die besser sorgenden Eltern er­
scheinen läßt. Doch — von der geld­
lichen Seite her — ändert sich dieses 
Almosendasein im Großteil der Fälle 
nicht einmal mit dem weitgehenden 
Einstieg in die Produktion, der meist 
mit der Lehre beginnt. Die politischen 
Ereignisse der Zeiten (vor ca. 15-20 
Jahren), in denen es kampfkräftigere 
Verbände der Studenten und der Arbei­
terbewegung gab, und während denen 
ein erhöhter Fachkräftebedarf der Kapi­
talisten so einige Verbesserungen des 
allgemeinen Ausbildungsstandards auch 
für diese wünschenswert werden ließ, 
solange nur keine auf Dauer bleibenden 
Ansprüche daraus resultierten, haben 
nichts daran ändern können, daß es kei­
nen Anspruch auf ein existenzdecken­
des Mindesteinkommen gibt. Auf sol­
che Forderungen aber kommt es an, das 
zeigt sich deutlicher als damals jetzt, zu 
Zeiten des allseitigen reaktionären Vor­
marsches gegen die soziale Lage der 
Werktätigen.

Ganztägige Staatsaufsicht?
Ende 1987 kam erstmals unter Politi­
kern der reaktionären Parteien der Plan 
ins Gespräch, mehr Ganztagsschulen 
einzurichten. Sie betonten, daß, „was 
früher als Ausgeburt des Sozialismus 
galt, heute ein Ausweg für Mütter sein 
(könnte), die ihren Beruf trotz kleiner 
Kinder weiter ausüben wollen“. Die 
FDP-Generalsekretärin Schmalz-Jacob­
sen äußerte sich deutlich gegen die Ein­
richtung von Ganztagsgesamtschulen, 
befürwortete aber eine Ganztagsunter- 
bringung an allen Schultypen. Bil­
dungsminister Möllemann bereicherte 
die neuen Pläne mit der Vorstellung,

dann evtl, die Schulzeit an Gymnasien 
endlich von neun auf acht Jahre verkür­
zen zu können.

Ganztägige Unterrichtung und Unter­
bringung der Kinder und Jugendlichen 
ist eine alte Forderung der Arbeiterbe­
wegung und sehr gut geeignet, der klas­
senspezifischen familiären Sozialisation 
ein Stück Macht zu entreißen und statt­
dessen beiden Eltern Berufsausübung 
und den Kindern ein verstärkt kollekti­
ves Lernen und Leben zu ermöglichen. 
Jedoch geben die bürgerlichen Politi­
ker, die das Thema nun in die Diskus­
sion gebracht haben, damit keinesfalls 
fortschrittlichen pädagogischen oder 
gesellschaftlichen Ideen nach. In päda­
gogischer Hinsicht wird dies deutlich an 
Äußerungen z.B. von Frau Schmalz- 
Jacobsen, daß man sich bei solchen 
Schulen an den Vorbildern England und 
Frankreich zu orientieren habe. Die 
Verwirklichung der Ganztagsschule 
wird für sich genommen den sozialen 
und Lerninteressen der Schüler nichts 
nützen, wenn in der öffentlichen Mei­
nung, in der Folge den Lehrplänen und 
im Schulsystem insgesamt gegenüber 
der großen Mehrheit weiter die Unter­
drückung des Lemvermögens und die 
Indoktrination mit reaktionären Inhalten 
im Mittelpunkt stehen und der bestim­
mende Einfluß auf Art und Weise der 
Ausbildung nicht z.B. von Gewerk­
schaften oder den Eltern und Schülern 
direkt ausgeübt wird. Das niedersächsi­
sche (CDU-)Ganztagsbetreuungsmodell 
zeigt zudem deutlich, daß von der Re­
aktion eine Begriffsverwirrung betrie­
ben wird, indem eine Ganztagsvenva/i- 
rung unter Staatsaufsicht zur Ganztags- 
schule umgelogen wird.

Kommt das Soziale Pflichtjahr?
Die Vorhaben staatlichen Zwangs rei­
chen aber noch weiter. Verschiedene 
Anzeichen deuten daraufhin, daß die 
Bonner Koalition in absehbarer Zukunft 
Schritt für Schritt eine differenzierte 
Form des Arbeitszwangs gegen Jugend­
liche einführen will. Ausgelöst hatte die 
reaktionäre Debatte darüber Ende April 
1988 Lothar Späth, als er Kürzungen 
der Sozialleistungen für den Fall ver­
langte, daß Jugendliche wiederholt Stel­
len- oder Ausbildungsplatzangebote 
ausschlügen. Im Juni 1988 sammelte 
dann auf dem CDU-Bundesparteitag 
das Bundesvorstandsmitglied Renate 
Hellwig Unterschriften für einen An­
trag, der fordert: „Kein junger Mensch 
bis zum 25. Lebensjahr sollte auch nur 
einen lüg Arbeitslosenhilfe oder So­
zialhilfe erhalten, ohne dafür wenig­
stens halbtags zu arbeiten oder sich wei­
terzubilden.“ Frau Hellwig erklärte zu 
der Aktion, daß sie die Nähe der Initia­

tive zum Reichsarbeitsdienst nicht stö­
re, denn der sei „von einer demokrati­
schen Regierung vor der Machtergrei­
fung der Nazis eingeführt worden.“

Die Bonner Koalition wartete nicht 
lange mit Maßnahmen, derlei Terror 
gegen Jugendliche zu fordern. So wur­
den im Haushalt 1989 die Arbeitslosen­
geldansprüche von Jugendlichen verrin­
gert, um diese in eine Lage zu drängen, 
jede ihnen von Kapitalisten zugemutete 
Arbeit anzunehmen.

Zu alledem wird von Reaktionären 
schon länger ein Soziales Pflichtjahr für 
Frauen gefordert, für das durch die 
Ausweitung des sog. „freiwilligen So­
zialen Jahres“ propagandistisch der 
Boden bereitet wurde. Im „freiwilligen 
Sozialen Jahr“ arbeiteten 1987 13000 
Helfer, zumeist Frauen zwischen 17 
und 25 Jahren, ein Jahr lang in 40-Stun- 
den-Woche, inklusive Überstunden und 
Schichtdienst, für monatlich 180 DM 
Taschengeld. Bereits 1985 hatte Bun­
deswehrverbandsvorsitzender Volland 
einen Pflichtdienst für junge Frauen bei 
einem Tagessold von 7,50 DM gefor­
dert. Der Bundesvorsitzende der Jungen 
Union, Böhr, schlug 1988 vor, daß jun­
ge Frauen die Wahl haben sollten zwi­
schen einem freiwilligen Dienst in der 
Bundeswehr und dem „Sozialen 
Pflichtjahr“. CDU-MdB Todenhöfer 
brachte die Forderung nach dem 
Pflichtjahr 1989 unter dem Vorwand 
des „Pflegenotstands“ nochmal ins 
Gespräch.

Azubis: Tendenz Freiwild
Besonders drastisch auf die soziale La­
ge eines großen Teils der Jugend hat 
sich bereits jetzt die reaktionäre Politik 
gegenüber den Auszubildenden ausge­
wirkt. Anfang 1984 hatte die Bundesre­
gierung das Jugendarbeitsschutzgesetz 
von 1976 novelliert, wodurch weitge­
hende erkämpfte Rechte zunichte ge­
macht wurden. Nicht nur wurde die 
normale tägliche Arbeitszeit aus ihren 
Grenzen verschiebbar gemacht, auch 
durfte sie von den Kapitalisten verlän­
gert werden. Arbeit im Betrieb wurde 
auch an Berufsschultagen möglich, das 
Verbot der Samstagsarbeit wurde voll­
ständig beseitigt und vieles mehr. Er­
gebnis dieser Verschlechterung der Ar­
beitsbedingungen war, daß sich das 
Handwerk immer mehr um Lehrlinge 
riß, so billig war so vollständige Ver- 
nutzung von Arbeitskraft lange nicht 
mehr gewesen. Es reicht den Kapitali­
sten jedoch nicht, daß die angebotenen 
Ausbüdungsplätze schlechter sind, 
„Mobilität“ wurde das Schlagwort. 
Hatten die Reaktionäre doch schon 
immer Wert darauf gelegt, allen ,.Willi­
gen" eine Lehrstelle zu garantieren. 
Die Jugendlichen, die all dem nicht ein­
fach so folgen, die deshalb Probleme 
haben, einen Ausbildungsplatz zu be­
kommen, oder deren Erstausbildung 
eben so miserabel war, daß sie kein

Kapitalist gewinnbringend vernutzen zu 
können meint, werden dann demago­
gisch „benachteiligt“ genannt. Die Re­
aktion will diese „Benachteiligungen" 
verfestigen, zur maximierten Ausbeu­
tung nützen. So auch im „Benachteilig­
tenprogramm“, das es seit 1981 gibt. 
Nur etwa die Hälfte der Teilnehmer an 
entsprechenden Maßnahmen erhält hin­
terher auch eine Anstellung, noch weni­
ger „auch noch“ eine im erlernten Be­
ruf. Kapitalisten lassen sich zunächst 
einen erheblichen Teil der Ausbildung 
ihres Lehrlings aus öffentlichen Mitteln 
bestreiten und können außerdem die 
Löhne drücken mit dem Argument 
eines Berufsabschlusses „zweiter 
Güte“. Das Programm wurde alljähr­
lich erheblich ausgedehnt. So stiegen 
die Teilnehmerzahlen von 560 im Jahre 
1981 auf derzeit 36000. Gerade bei den 
nicht wenigen teilnehmenden ausländi­
schen Jugendlichen (ca. ein Drittel) 
wird der Reaktion der Aspekt wichtig 
sein, daß es sich um einen „sozialpäda 
gogisch orientierten Berufsbildungsan­
satz“ handelt, der also Erziehung. 
Mahnung, Bestrafung beinhaltet und 
nicht in erster Linie kompetente Ausbil­
dung. Eine ..Benachteiligtenausbil­
dung“ sozusagen als das mindeste, was 
der kapitalistische Staat an „Lerner­
folg“ und „Willen“ von seinen Unter­
gebenen verlangen kann, insofern sie 
den Anspruch auf „Integration“, sprich 
Teilhabe am Arbeitsmarkt stellen.

Als Krönung dieser erfolgreichen Bi­
lanz plant Möllemann eine allgemeine 
Spaltung der Berufsausbildungen in 
„hochqualifizierende“. ..normale“ und 
„benachteiligte“ mittels der auch offi­
ziellen Benennung dreier verschiedener 
Ausbildungswege. Er wolle damit „be­
sonders Leistungsfähigen“ bessere 
Qualifikationsmöglichkeiten bieten und 
„von den Leistungsschwächeren Druck 
nehmen“. Überdies soll ein ,,Begabten­
förderungswerk für Lehrlinge" einge­
richtet werden. Mit derlei Maßnahmen 
soll ein Spaltkeil zwecks weiterer Ver­
schlechterung der Lage vor allem der 
Arbeiteijugend angesetzt werden. Der 
Widerstand dagegen in Gewerkschafts­
jugend und Arbeiterbewegung insge­
samt ist bedrohlich schwach.

Stärkere Zentralgewatt über 
das Schulwesen „für Europa“

Ein Vorhaben der Reaktion ist es. den 
Bundeseinfluß auf die Bildungspolitik 
zu erhöhen. So etwa in der Auseinan­
dersetzung um die „Abi-Deform" und 
die „einheitlichen Prüfungsanforderun­
gen“ fürs Abitur; so bei der Novellie­
rung des Hochschulrahmengesetze? 
Ende 1989/Anfang 1990; so vor allem 
auch in der Berufebildung, in der durch 
Maßnahmen des Bundes die Differen­
zierung erheblich verstärkt wird. Der 
rote Faden, der sich durch diese Vbrha 
be zieht, ist das Bestreben, die Ausbil 
dungszeiten zu verkürzen. Das Alter, in
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jetn die meisten Menschen anfangen, 
ihre Arbeitskraft zu verkaufen, ist den 
Kapitalisten zu hoch geworden. Bun­
desbildungsminister Möllemann argu­
mentiert für Schulzeitverkürzung vor 
.Jteni mit der ..notwendigen Harmoni­
sierung der europäischen Bildungssy- 
stetne" im Vorfeld des EG-Binnen- 
marktes und will darüber den großen 
Konzernen noch direktere Eingriffs­
möglichkeiten verschaffen. Er will vor 
allem unter Gymnasiasten eine Meute 
heranbilden, die die Ausbreitung alles 
..Deutschen“ (Kultur, Sprache, Geld 

.) in ihren Kassen klingeln zu hören 
meint und Ansprüche der besonders 
Unterdrückten im Bildungsapparat le­
diglich als Störfaktor wahmimmt. Es 
wäre dringend nötig, daß Schüler- und 
Lehrervertretungen den Bruch der 
grundgesetzlich fixierten Länderhoheit 
über die Bildungspolitik zurückweisen 
und stattdessen Modelle entwickeln, 
wie im Gegenteil der Einfluß der im 
Bildungswesen direkt Beteiligten erhöht 
werden kann.

Bafög fördert zunehmend 
Kapitalinteressen

Das Bafög (Bundesausbildungsforde­
rungsgesetz) war 1971 verabschiedet 
worden, um den sogenannten „Bil­
dungsnotstand“ zu verhindern. Um 
einem erwarteten Mangel an akademi­
schen Arbeitskräften vorzubeugen, ent­
schloß man sich, universitäre Bildungs­
bestrebungen von Kindern der unteren 
sozialen Schichten finanziell zu unter­
stützen. Eingeführt wurde ein vom 
Staat gezahlter Zuschuß, der sich in sei­
ner Höhe am elterlichen Einkommen 
orientierte. 1972 nahmen 44,6 % aller 
Studenten diesen Zuschuß in Anspruch. 
Das Ziel, eine „Bildungsreserve“ auf­
zutun, wurde „allzusehr“ erreicht — 
die Zahl der Studenten stieg stärker als 
erwartet. Schon 1974 war es mit dem 
Zuschuß vorbei. Das „Grunddarlehen“ 
wurde eingeführt und machte aus dem 
Zuschuß einen Teilkredit. Ein bestimm­
ter Anteil des vom Staat gezahlten Gel­
des mußte nun zinslos zurückgezahlt

Jobber bei McDonalds

werden. Bis 1980 wurde dieser Anteil 
ständig erhöht, bis er schließlich, bei 
einer durchschnittlichen Förderung von 
480 DM, 34 % betrug. Das Schüler- 
Bafög wurde in der Folge von der 
,,Wende“regierung“ praktisch abge­
schafft. Es steht nur noch den Schülern 
zu, die von zu Hause ausziehen müssen, 
weil sie die entsprechende Schule von 
dort aus nicht erreichen können. Wer 
von zu Hause auszieht, weil er sich mit 
seinen Eltern nicht versteht, hat grund­
sätzlich keinen Anspruch auf Bafög. 
Eine Gesetzesänderung, die viele direkt 
von einer höheren schulischen Bildung 
ausschließt. Der Zufluß der geburten­
starken Jahrgänge zu den Universitäten 
sollte so eingedämmt werden. Gleich­
zeitig wollte man einen zusätzlichen 
starken Hebel schaffen, die Anforde­
rungen des Arbeitsmarktes an die Hoch­
schulen mengenmäßig durchzusetzen. 
Aus dem ehemaligen Zuschuß für Stu­
denten wurde ein sogenanntes „Voll­
darlehen“ — ein zinsloser Kredit. Für 
den mit dem Höchstsatz geförderten 
Studenten bedeutet das, während der 
„Regelstudienzeit“ 40- bis 50000 DM 

Schulden machen zu müssen — wahr­
lich kein Pappenstiel und allemal Grund 
genug, sich das mit dem Studium noch­
mal reiflich zu überlegen, zumal die 
..Regelstudienzeit“ in den meisten 
Fächern drei bis vier Semester unter der 
durchschnittlichen Studienzeit liegt. 
Wer sich trotzdem zum Studieren ent­
schließt, gerät unter schweren Druck 
zur Leistung und zur Wahl eines Fa­
ches, für das die beruflichen Aussichten 
als gesichert gelten. Damit ein solches 
Fach gefunden wird, steht häufig schon 
auf der Schule Material zur Verfügung. 
So liegt an vielen Schulen die jährliche 
Sondernummer der „Wirtschafts­
woche“ zur Berufswahl aus, die verse­
hen mit dem Flair der Insider-Informa­
tion Lücken des akademischen Arbeits­
marktes aufzeigt und auf solche Berufe 
hinweist, für die man die jahrelangen 
Entbehrungen des Studiums und den 
Schuldenberg nicht auf sich nehmen 
muß. Sich nicht nach solchen Wegwei­
sern des Kapitals zu richten, sondern 
bei der Wahl des Studienfaches von sei­
nen Interessen auszugehen, wird nur 
von wenigen als Möglichkeit aufgefaßt. 
Den Schuldenberg und die Akademiker- 
Arbeitslosigkeit in vielen Bereichen vor 
Augen, sollen gerade die Bafög-bedürf­
tigen zur willigen Manövriermasse des 
Kapitals gemacht werden. Diese Situa­
tion ist so weit gediehen, daß die Re­
form ’90, gerade verabschiedet, es 
großzügig vorsieht, das Bafög für Stu­
denten wieder zur Hälfte als Zuschuß zu 
zahlen. Schließlich kommen die gebur­
tenschwachen Jahrgänge, und auf die 
Konkurrenzbedingungen hoffnungslos 
überfüllter Fakultäten will man ja auch 
nicht verzichten müssen.

Abi-Deform erschwert 
Zugang zum Abitur

Im April 1987 wurden Pläne der Kul­
tusministerkonferenz (KMK) bekannt, 
den Zugang zum Abitur zu erschweren 
und die Zahl der Wahlpflichtfacher zu 
erhöhen. Es kam daraufhin im gesam­
ten Bundesgebiet zu unerwartet großen 
Demonstrationen, an denen sich bis zu 

25000 Schüler beteiligten. Während 
der folgenden Sitzung der KMK am 
11./12.6. fand der erste bundesweite 
Schulstreik statt, an dem insgesamt 
300000 Schüler teilnahmen. Trotz der 
starken Proteste wurden die Änderun­
gen im Dezember beschlossen.

Ziel war es, im Sinne einer auf 
Grundlage der Begabungstheorie pro­
pagierten Elitebildung den veränderten 
Qualifikationsanforderungen des Ar­
beitsmarktes Rechnung zu tragen. Hat­
ten Mikroelektronik und Datenverarbei­
tung anfangs zusätzlich Arbeitsplätze 
mit hohen Qualifikationsanforderungen 
geschaffen, so verkehrte sich diese Ten­
denz in der Arbeitskraftnachfrage in 
dem Maße, wie die neue Technologie 
entwickelt wurde. Es wurden relativ 
mehr bezahlte Tätigkeiten vereinfacht 
als komplizierte hinzukamen. Im Resul­
tat nahm also auch die Zahl der benötig­
ten Akademiker ab, während gleichzei­
tig die Expansion des westdeutschen 
Kapitals auf dem Weltmarkt mehr lei­
stungsfähige Führungskräfte braucht 
und immer bessere Ingenieure, die die 
Entwicklung der Produktionstechnik 
schnell vorantreiben.

Bildungspolitische Konsequenz die­
ser Entwicklung war es, die Verringe­
rung der Zahl der Abiturienten durch 
einen höheren, qualitativ veränderten 
Bildungsanspruch anzustreben. Konkret 
sah das so aus, daß drei Fächer durch­
gängig bis zum Abitur Pflicht wurden, 
nämlich Deutsch, Mathematik und eine 
Fremdsprache. Von diesen drei Fä­
chern müssen zwei im Abitur geprüft 
werden. Außerdem hob man die Ge­
wichtung der Grundkurse gegenüber 
den Leistungskursen in der Abitumote 
von 1:3 auf 1:2 an und erhöhte die 
Zahl der in die Abiturnote einzubrin­
genden Grundkurse um zwei auf 22, 
was im 13. Jahrgang sechs Schulstun­
den pro Woche mehr bedeutet und den 
Zugang zu den Abiturprüfüngen erheb­
lich erschwert.

Für die Kapitalisten ist durch diese 
Änderung erreicht, daß die, die es auch 
weiterhin bis zu den Abiturprüfungen 

und durch sic hindurch schaffen, besser 
und breiter ausgebildet sind und mit ei­
nem höheren Standard ins Studium ge­
hen. Für die ausgesiebten Schüler be­
deutet es die Unterdrückung von uni­
versitären Bildungsinteressen. Das hat 
die Abi-Deform-Bewegung vermitteln 
können. Das bürgerliche Schulsystem, 
das das Leistungsprinzip zur Aufspal­
tung der Bildungsrechte der Kinder und 
Jugendlichen benützt, wurde nur ver­
einzelt angegriffen. Im wesentlichen 
blieb die Bewegung im Widerstand ge­
gen die eher unbedeutende Änderung 
der gymnasialen Leistungsanforderun­
gen befangen und verebbte mit ihrer 
Durchsetzung.

★
All die Politik der reaktionären Bonner 
Koalition hat verschiedentlich ansetzen 
können an bereits eingeleiteten Ver­
schlechterungen unter der SPD/FDP- 
Regierung. Der Einbruch in die Le­
benslagen und die Tyrrannisierung der 
Sozialisation vieler Jugendlicher hat je­
doch ein erheblich höheres Ausmaß an­
genommen. Die Folgen, die der „Spie­
gel“ beinahe fortschrittlich verbrämt 
(„die Jungen müssen für das Neue ge­
gen die Alten kämpfen“), die Regie­
rung schlicht bourgeois („derzeit be­
darfsgerechte Ausbildungslage“) und 
die polizeiliche Statistik gefühllos 
(wachsende Zahl von Drogenopfem; 
steigende Jugendkriminalität, hier vor 
allem mehr Diebstähle) beschreibt und 
ausdeutet, drohen lange nachzuwirken. 
Revolutionäre Arbeiterjugendpolitik 
scheint da doch Sisyphosarbeit; das hat 
Auswirkungen auf das Bewußtsein wei­
ter Teile der Jugend, denen sich die re­
volutionären Sozialisten stellen müssen, 
und auf die wir im zweiten Teil des 
Spezialberichts in einer der nächsten 
Ausgaben eingehen werden.
Quellenhinweis: Spiegel, 31/89; Innere Sicher­
heit, 4/87, 2/88, 1/89; div. Schul-/Jugendinfo 
Schleswig; div. Schleswiger Nachrichten; div. 
Politische Berichte; div. Informationen Bildung 
und Wissenschaft; Konkret, 8/85; Rote Fahne, 
33/88; Welt, 10.8.1988; taz, 14.6.1988.

Gegen den Zusammenschluß der Generationen 
und der Jugendlichen untereinander

In einer Gesellschaft, in der die herr­
schende Klasse die Machtverhältnisse 
nur durch Verschleiern der Klassenun­
terschiede aufrechterhalten kann, ist es 
nicht verwunderlich, daß sich Spal­
tungslinien kreuz und quer durch die 
Gesellschaft ziehen (jung/alt, gesund/ 
krank. Inländer/Ausländer. männlich/ 
weiblich). Zu diesem Zwecke werden 
Propagandalügen zu „Allgemeinwis­
sen“ gemacht, z.B.: Alte Menschen 
sind verkalkt und nur noch als Kosten­
faktor relevant! Arbeitslose, Kranke 
und Obdachlose sind an ihrem Elend 
selbst schuld! Jugendliche haben kein 
Recht auf eine eigene Meinung, solange 
sie die Füße unter Vaters Tisch stellen! 
Da aus solchen Bestandteilen eine „Mo­
ral“ gebastelt wird, ist es nicht weiter 
verwunderlich, wenn sich Heranwach­
sende gegen Eltern, Erzieher oder Er­
wachsene allgemein auflehnen, wenn 
ihnen diese eine Lebenssichtweise ein­
impfen wollen, die weder ihren Wahr­
nehmungen entspricht, noch ihren Be­
dürfnissen entgegenkommt.

Bürgerliche Moralbegriffe sind kei­
nesfalls nur in großbürgerlichen Fami­
lien bestimmend, denn durch die Ein­
griffsmöglichkeiten der christlichen 
Kirchen in die Erziehung und die refor­
mistische Bildungspolitik der bundes­
deutschen Sozialdemokratie, die sich an 
beidem orientiert, sind auch Arbeiter­
kinder ihnen unterworfen. Der Zweck 
der Schule wurde von dem Bildungspo­
litiker Rudolf Maerker in den sechziger 
Jahren so definiert: „Die Schule kann 

.. in keiner Gesellschaft völlig neutral 
sein. In der demokratischen Ordnung 
hat sie Partei zu ergreifen für die Demo­
kratie . . Die Parteinahme für die De­
mokratie orientiert den jungen Men­
schen auf die pluralistische Gesell­
schaft, die die ihr innewohnenden Wi­
dersprüche auf der Grundlage von Tole­
ranz durch Kompromisse zu lösen 
sucht“ (Jugend im anderen Teil 
Deutschlands. Juventa-Verlag, Mün­
chen).

Pluralismus und Toleranz also als 
taktische Begriffe gegen den Klassen­
kampf! Und dies gekoppelt mit der 
christlichen Sittenlehre, die dem Her­
anwachsenden vermitteln soll, daß 
..Verzicht“ und „Nächstenliebe“ (statt 
Bedürfnisbefriedigung und Solidarität) 
anzustrebende Eigenschaften sind, die, 

da sie Klassenharmonie fördern, für alle 
nützlich seien.

Dazu gehört ebenso die kirchliche 
Störpropaganda gegen eine selbstbe­
stimmte Sexualität, da aus christlicher 
Sicht die körperliche Liebe den Eheleu­
ten vorbehalten sein soll, um dem 
Zwecke der Kinderzeugung zu dienen, 
und nicht dem der Lust. Aids als Strafe 
für Amoralität paßt nur zu gut in dieses 
Konzept.

Seit dem Antritt der „Wende“regie- 
rung wird von den Eltern nachdrückli­
cher gefordert, die Sprößlinge zu mehr 
Leistung, in Hinblick auf die Karriere, 
anzuspomen. „Leistung muß sich wie­
der lohnen“. Das Motto also: Jeder ge­
gen jeden — und ansonsten schön ange­
paßt verhalten!

In diesem Lande wird vorgegeben, 
die Erziehung sei Privatsache der El­
tern, in die sich der Staat nur in Notla­
gen einmische. Erziehung tritt nicht als 
gesellschaftliche Aufgabe in Erschei­
nung. So werden dann täglich aller 
Frust, alle Ängste, alle Ausweglosig­
keit und alle Unsicherheiten kompri­
miert auf die zu Erziehenden losgelas­
sen ebenso wie auch alle Illusionen und 
Hoffnungen der Erziehenden. Eine 
schier unlösbare Aufgabe für alle Betei­
ligten: Die Eltern, die den Staatsorga­
nen und der Öffentlichkeit Rechen­
schaft schuldig sind über das Produkt 
ihrer Erziehung; die Kinder, die per 
Gesetz zur Abhängigkeit verdammt 
sind und die von Anfang an lernen sol­
len, ihren eigenen Wahrnehmungen 
nicht zu trauen.

Der Franzose Philippe Meyer 
schreibt in seinem Buch „Das Kind und 
die Staatsräson“: „Über die Kodifizie­
rung der Rechte des Kindes, das mitt­
lerweile zum wesentlichen Teil, zur 
kostbaren Last der Familie geworden 
ist, werden die Kulturen der Bevölke­
rung . . . ausgeschaltet und durch ein 
offizielles savoir vivre ersetzt. Diese 
Rechte des Kindes werden . . . gegen 
die Vagabondage und die regellose 
Ausübung der elterlichen Autorität, als 
das Repertoire der familiären Pflichten 
definiert . . . Die elterliche Autorität ist 
ein vom Staat vergebenes Werkzeug, 
das der Staat folglich auch wieder an 
sich nehmen kann. Die Einbehaltung 
des Kindes oder die Drohung mit seiner 
Einbehaltung dient denjenigen, die die

Familienordnung überprüfen, als abso­
lute Waffe.“

In der BRD sind die Rechte und 
Pflichten des Kindes und seiner Eltern 
durch das Bürgerliche Gesetzbuch ge­
regelt: Es umfaßt unter anderem die 
Pflicht zu Beistand und Rücksicht­
nahme, die Dienstleistungspflicht der 
hausangehörigen Kinder, das elterliche 
Sorgerecht und die Pflicht der Sorge für 
die Person und das Vermögen des Kin­
des sowie die gesetzliche Vertretung 
des Kindes durch die Eltern.

Ferner besteht für die Eltern die ge­
setzliche Unterhaltspflicht. Weitere Ge­
setze, die auf das Eltem-Kind-Verhält- 
nis einwirken, finden wir im Jugend­
schutzgesetz. So das „Gesetz zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlich­
keit“, welches den Aufenthalt in Gast­
stätten, Kinos, Diskos und Kabaretts 
und den Genuß von Glücksspielen, 
Tabak und Alkohol reglementiert. Das 
„Gesetz für Jugendwohlfahrt“ besagt 
im Abschnitt 1: „Jedes deutsche Kind 
hat ein Recht auf Erziehung zur leibli­
chen, seelischen und gesellschaftlichen 
Tüchtigkeit. Das Recht und die Pflicht 
der Eltern werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. Gegen den Willen des 
Erziehungsberechtigten ist ein Eingrei­
fen nur zulässig, wenn ein Gesetz es er­
laubt. Insoweit der Anspruch des Kin­
des auf Erziehung von der Familie nicht 
erfüllt wird, tritt ... die öffentliche 
Jugendhilfe ein.“

Man sieht also, unter welchem Druck 
Elfem stehen, wenn sich ihre Kinder 
„unangepaßt“ oder „auffällig“ verhal­
ten.

So entzünden sich auf dieser Basis die 
Auseinandersetzungen im häuslichen 
Bereich oft an „Äußerlichkeiten“ wie 
Kleidung, Freizeitverhalten, Tüschen­
geld . .., selten aber kommen bei die­
sen Kämpfen die wirklichen Streithin- 
tergriinde auf den Tisch: Daß das Kind 
kein eigenes Einkommen hat, daß die 
Wohnung zu klein und hellhörig ist, daß 
das Geld hinten und vorne nicht reicht, 
daß die Nerven der Eltern und Kinder 
durch ständige Überanstrengung in Be­
ruf und Schule verschlissen sind ... Es 
ist hierzulande nicht unbedingt Sitte, 
über so etwas mit seinen Kindern zu 
sprechen. Im Gegenteil, es gibt jede 
Menge Tendenzen bei bürgerlichen Pä­
dagogen und Autoren zu fordern, die

Bürgerliches Kleinfamilienidyll der fünfziger Jahre, wie es die Regierung sieht. 
Aus: „Informationen zur politischen Bildung“, Die Familie in der BRD.

Kinder von Existenzsorgen und Wider­
sprüchen femzuhalten, um ihnen „eine 
glückliche Kindheit“ zu bescheren, 
d.h. sie abzulenken von der sie umge­
benden Wirklichkeit (so gesehen bei: 
Astrid Lindgren, Vorschulpädagogik, 
„Sesamstraße“, Michael Endes nicht 
endenden Geschichten, dem „Deut­
schen Kinderschutzbund“ und vielen 
anderen mehr). Auf diese Weise wird 
den Kindern, noch zusätzlich zu ihrer 
Abhängigkeit und der Unterdrückung 
ihrer Bedürfnisse, jede Möglichkeit ge­
nommen, an den alltäglichen Proble­
men der ihnen Nahestehenden teilzu­
haben, Einblicke in die Produktion zu 
bekommen, Solidarität zu lernen und so 
was wie einen Klassenstandpunkt zu 
entwickeln.

Auch die Elfem werden durch diese 
Verfahrensweise unterdrückt, da sie ei­
nem Ideal entsprechen müssen, das dem 
Druck der Wirklichkeit nicht standhal­
ten kann. Daß nämlich zwei Menschen 
(Eltern) überhaupt nicht in der Lage 
sein können, alle Bedürfnisse (emotio­
naler, intellektueller, konfliktlösender; 
politischer Art) eines Heranwachsenden 
zu erfüllen, wird von den meisten Er- 
ziehungswissenschaftlem einfach ge­
leugnet — eine „intakte Familie“ muß 
dazu in der Lage sein!

Auch die Tatsache, daß immer noch 
Mädchen und Jungs unterschiedlich 
aufgezogen werden, sollte man bei der 

Untersuchung der bürgerlichen Erzie­
herei nicht unterschätzen. Zumal jetzt 
gerade wieder Anläufe gemacht wer­
den, die ohnehin schon schwachbrüsti­
ge Koedukation einzuschränken, indem 
für Mädchen Extrakurse in Naturwis­
senschaften und Datenverarbeitung ein­
geführt werden.

Am Ende steht dann nach 18 Jahren 
Genuß von „Erziehung“ (d.h. Lernen 
von Verzicht, Anpassung, Meinungslo- 
sigkeit und Konkurrenz, bei stetiger 
„Hochleistung“) ein junger Mensch da, 
der kaum je erfahren durfte, was es 
heißt, kollektiv etwas zu erreichen, kol­
lektiv die Widersprüche in der Gesell­
schaft anzugehen. Es ist die Aufgabe 
der Kommunisten, solche Spaltungsli­
nien zu beseitigen, damit die Erfahrun­
gen der arbeitenden, kämpfenden und 
ausgebeuteten Klassen nicht verloren 
gehen.

Lesehinweis: Engels, Der Ursprung der Fami­
lie ...; Alice Miller, Am Anfang war Erzie­
hung; Manez Sperber, Individuum und Ge­
meinschaft; Katja Leyrer, Rabenmutter — na 
und?; DDR, Geschichte der Erziehung; Lieb­
knecht, Wissen ist Macht; und einige sehr inter- 
essante Kinderbücher: Klaus Kordon, Brüder 
wie Freunde, Einer wie Frank, Die roten Mla- 
trosen, Ein Trümmersommer; Max v. d- 
Gruen, Die Vorstadtkrokodile; Anna Jürgens, 
Blaüvogel; Peter Härtling, Ben liebt Anna; 
Carl-Anders Norrlid, Jakov.
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Empfehlenswerte Bücher zum Gefängnissystem
Dokumentierte 

Folter
Ursprünglich als Diplomarbeit 
vorgelegt, die jedoch als „politi­
sches Pamphlet“ abgelehnt wur­
de, untersuchen die Autoren 
Hansen und Peinecke in ihrem 
Buch die Wirkungen und Prakti­
ken von Isolationshaft in der 
BRD.

Isolationshaft ist eine von der 
UNO verurteilte Form der psy­
chischen Folter. Gleichwohl 
wird sie auch in der BRD seit 
nahezu zwanzig Jahren ange­
wendet, und auch heute sind ins­
besondere die politischen Ge­
fangenen diesen Haftbedingun­
gen unterworfen. In der Unter­
suchung von Hansen und Pein­
ecke wird aufgezeigt, auf wel­
chen Methoden und Mechanis­
men diese Form der Folter ba­
siert, was mit ihr beabsichtigt 
ist. Das Buch, das auch Betrof­
fene zu Wort kommen läßt, be­
schreibt gut gegliedert, schlüs­
sig und interessant den Versuch, 
aus Menschen angepaßte Robo­
ter zu machen — und die Bemü­
hung dieser Menschen, dem zu 
widerstehen, ihre Identität zu 
wahren. Es bietet, ohne wissen­
schaftlich überfrachtet zu wir­
ken, einen Überblick über die 
Thematik, der durch ausführli­
che Literaturhinweise ergänzt 
wird. Und es ist zugleich ein 
sehr politisches Buch im doppel­
ten Sinn; einerseits zeigt es, wo­
zu Herrschende auch hier bereit 
sind, wenn es um Machterhal­
tung, um die Vernichtung des 

Frühjahr 1989: Konzert vor dem Gefängnis Moabit (Quelle: Umbruch Bildarchiv)

politischen Widerstandes geht. 
Andererseits zeigt dies auch per­
sönlich wirkende Buch aber 
auch, daß Wissenschaft nicht 
neutral ist, daß es die objektive, 
unpolitische Wissenschaft nicht 
gibt.
Hartwig Hansen/Horst Pein­
ecke, Reizentzug und Gehirn­
wäsche in der BRD, Libertäre 
Assoziation, 13,80 DM — (jes)

Der französische 
Hochsicherheitstrakt 
Roger Knobelspiess’ Buch, das 
mit einem Vorwort von Michel 
Foucault eingeleitet wird, ist 
mehr als nur ein autobiographi­
scher Bericht über die Erfahrun­
gen in den QHS, den französi­
schen Hochsicherheitstrakten, 
der unter die Haut geht. Es ist 
Teil des Kampfes gegen diesen 
lange gesuchten Ersatz für die 
Todesstrafe: Umerziehung/Zer- 
störung der Persönlichkeit oder 
schleichende tägliche Vernich­
tung.

Knobelspiess wurde 1972 we­
gen Raubes zu 15 Jahren Knast 
verurteilt, von denen er mehr als 
acht Jahre vollkommen isoliert 
und zwei Jahre im QHS war, 
weil er gegen die herrschenden 
menschenunwürdigen Haftbe­
dingungen ankämpfte. Er be­
schreibt die Auswirkungen der 
totalen Isolation, zeigt aber 
auch, daß es möglich ist, dem zu 
widerstehen, Mensch zu sein. 
Roger Knobelspiess, QHS — 
Der langsame Tod, Rhizom- 
Commune, 1984 — (jeh)

Wasser, Brot 
und Blaue Bohnen

Gustav Regler schrieb zu seinem 
1932 erschienenen Roman: „Ich 
wollte mehr wissen .. . wollte 
die Ängste dessen kennen ler­
nen, der gezwungen ist, sich je­
de Nacht in der gleichen Zelle 
zur Ruhe zu legen, wollte für 
ihn werben ...“ Der Arbeiter 
Naumann, der Muttermörder 
Martens und der Sozialist Rotter 
sind Insassen eines Gefängnis­
ses. Jeder versucht auf seine 
Weise mit der repressiven und 
anonymen, entpersönlichenden 
Gewalt einer Strafanstalt fertig 
zu werden. Die Gefängniswelt 
wird zum Spiegel der bürgerli­
chen Gesellschaft: der Anstalts­
beamte gleicht dem Feldwebel, 
der seine Rekruten schleift, um 
aus ihnen „bessere“ Menschen 
zu machen, der Geistliche reprä­
sentiert das einfältige Schuld- 
und-Sühne-Denken. Der Sozia­
list Rotter entwickelt das Modell 
einer humanen Resozialisie­
rung, das mit einer Aktion 
durchgesetzt werden soll. Die 
Meuterei vollzieht sich, wie sie 
sich nicht anders vollziehen 
konnte: Militär greift ein und 
schlägt den Aufstand nieder. 
Die Gefängniswand wird zum 
Symbol der Inhumanität, das 
Zehntausende Menschen von 
der Gesellschaft trennt. Regler 
beendet seinen — durch Gedich­
te und Lieder aufgelockerten — 
zeitkritischen, dennoch aktuel­
len Roman mit folgenden Sät­
zen: „Wer reißt die stinkenden 

Verließe ein und legt ab die Ver­
achtung für den Schwachen? 
Wer sagt es offen, daß auch die­
ser Strafvollzug nur der Aus­
druck der brutalen Gewalt ist? 
Wer beginnt damit? Einer muß 
beginnen! Kann einer beginnen? 
Es müssen viele sein ...“ 
Gustav Regler, Wasser, Brot 
und Blaue Bohnen, Büchergilde 
Gutenberg, 1980— (mal)

Entstehung des 
Gefängnissystems

Der französische Wissenschaft­
ler Michel Foucault lehrte in Pa­
ris bis zu seinem Tode 1984 Ge­
schichte der Denksysteme. In 
seinem Buch „Überwachen und 
Strafen“ befaßt er sich damit, 
wie das Gefängniswesen den 
Zwecken der zur Herrschaft ge­
langenden Bourgeoisie angepaßt 
wurde und wieso die Inhaftie­
rung zur Hauptform der Bestra­
fung werden konnte. Foucaults 
untersucht Frankreich, wie weit 
seine Ergebnisseie auf andere 
Länder zutreffen, müßte geprüft 
werden. Er legt dar, daß das ge­
richtliche Untersuchungsverfäh- 
ren eine Leistung der mittelal­
terlichen Gesellschaft ist, die die 
Verfahren der Inquisition um­
formte in Methoden zur Heraus­
findung der Wahrheit, die dann 
von den neuzeitlichen Naturwis­
senschaften von ihrem kirchli­
chen und feudalen Zweck losge­
löst wurden. Foucault zeigt wei­
ter, wie der Zweck der Bestra­
fung sich änderte mit den ande­
ren Klasseninteressen der Bour­
geoisie. Nicht mehr die Rache 
des Fürsten, der alleinige Quelle 
des Rechts ist, gilt es durchzu­
führen und den Verbrecher in 
einem öffentlichen Schauspiel 
der Macht zu vernichten, son­
dern die Schädigung der Gesell­
schaft wiedergutzumachen und 
den Verbrecher in die Normen 
der Gesellschaft zurückzufüh­
ren. Nützlich soll er werden in 
dem Sinne, daß er sich ihrer 
Disziplin unterwirft und die Fä­
higkeiten und Kräfte seines Kör­
pers möglichst kostensparend 
ausnutzen läßt. In den Diszipli­
nen, die darauf abzielen, nicht 
nur aus den einzelnen Men­
schen, sondern auch aus ihrer 
richtigen Plazierung und Kom­
bination den größten Nutzen zu 
ziehen, sieht Fbucault die cha­
rakteristischen Herrschaftstech-

Plan für das Zuchthaus in Gent, 1773 (aus M. Foucault)

niken der herrschenden Bour­
geoisie. Damit erklärt er die 
Gleichförmigkeit der Abrich- 
tungs-, Umformungs- und Un­
terwerfungsverfahren, die in 
Schulen, Kasernen, Spitälern, 
Fabriken und Gefängnissen an­
gewendet werden.
M. Foucault, Überwachen und 
Strafen, stw 184 — (anl)

Alltag im Knast — 
Berichte

Obwohl bereits 1984 veröffent­
licht, haben die Berichte von 
Gefangenen über den ganz all­
täglichen Wahnsinn der Justiz­
bürokratie nichts von ihrer Ak­
tualität verloren — was für sich 
spricht. Ob „Transport“, Son­
derbedingungen, „Arbeit“ im 
Knast oder das tägliche Erleben 
des stumpfen Einerlei hinter den 
Mauern, geben hier Betroffene 
einen Einblick in einen Mikro­
kosmos, der für die meisten un­
endlich weit weg scheint. Sub­
jektiv und jeweils in ihrer Spra­
che, aber auffällig ohne Bitter­
keit schildern die Gefangenen 
ihr Erleben des Knastalltags. 
Leicht lesbar und durchaus wit­
zig auch, wird oft erst auf den 
zweiten Blick bewußt, daß hin­
ter den geschilderten Erlebnis­
sen eine Institution steht, deren 
Anachronismus nur noch von 
der organisierten Unmensch­
lichkeit übertroffen wird. Trotz­
dem: Ein Buch ohne erhobenen 
Zeigefinger, allein überzeugend 
durch die Schilderungen der be­
troffenen Menschen.
Helmut Ortner (Hrsg.), Ein­
gesperrt — Innenansichten aus 
dem Gefängnis, Ein Lesebuch, 
Büchergilde Gutenberg, 1984. 
— (jes)

Die neuen 
Psychoknäste 

Auch der „Normalknast“ ist 
letztlich nichts anderes als ein 
insgesamt ausgeklügeltes Pro­
gramm zur Disziplinierung und 
Konditionierung der Gefange­
nen.

Die Broschüre der Bunten 
Hilfe Darmstadt (in zweiter er­
weiterter Auflage) zeigt am Bei­
spiel der neuen Knäste Plötzen­
see (Westberlin), Weiterstadt 
und Zweibrücken auf, wie ein 
solches Programm angelegt ist, 
daß hierzu von Architektur bis 
Zusammensetzung der „Wohn­
gruppen“ nichts dem Zufäll 
überlassen wird. Gestützt auf 
die Versuche insbesondere US- 
amerikanischer Wissenschaftler 
und auch auf die Erfahrungen in 
den Hochsicherheitstrakten ent­
steht so eine neue Generation 
von Knasten, die nicht mehr 
durch den Zuchthauscharakter, 
sondern durch subtile, psycholo­
gisch durchgestylte Unmensch­
lichkeit erschrecken.

Diese Knäste, mit denen sich 
in der Broschüre beschäftigt 
wird, stehen dabei nur als Bei­
spiele, und Parallelen zur Welt 
außerhalb der Knastmauem las­
sen sich durchaus herstellen. Sie 
sind, wie anhand der Broschüre 
deutlich wird, weder zufällig 
noch unbeabsichtigt. Sie sind 
vielmehr in ihrer Vielfeit Teil 
unseres Alltags, und hier wird 
das einmal mehr deutlich.
Bunte Hilfe Darmstadt, Die 
neuen High-Tech-KZs — Ge­
hirnwäsche und Isolationshaft 
als Normalvollzug: Weiterstadt 
und Plötzensee plus Knastneu­
bau Zweibrücken. 2. (erweiter­
te) Auflage. — (jes)

Kampf gegen faschistische Unterwerfung
Ingrid Strobl: Frauen im bewaffneten Widerstand Anzeige

Im GNN-Verlag erscheinen 
vierzehntäglich:

Die Journalistin Ingrid Strobl ist 
wegen Unterstützung der „Re­
volutionären Zellen“ in einem 
§-129a-Verfahren zu fünf Jah­
ren Gefängnis verurteilt wor­
den, das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. Während ihrer 
seit Ende 1986 andauernden Un­
tersuchungshaft hat sie in Isola­
tion ihr Buch über bewaffneten 
Widerstand gegen den deut­
schen Faschismus beendet, für 
das sie bereits vor ihrer Verhaf­
tung umfangreiche Recherchen 
durchgeführt hatte.

Ingrid Strobl setzt mit ihren 
Berichten über den Widerstand 
gegen die Faschisten in den von 
Nazideutschland besetzten Ge­
bieten eindrückliche Tatsachen 
gegen eine westdeutsche Ge­
schichtsschreibung, die allen­
falls den Widerstand der 20.- 
Juni-Gruppe noch akzeptiert, 
viele andere Aktionen, vor al­
lem in den besetzten Gebieten, 
aber unterdrückt.

Sie berichtet über den antifa­
schistischen Partisanenkampf in 
Kärnten, in Spanien, in Frank­
reich und den Niederlanden. Im 
zweiten Teil befaßt sie sich be­
sonders mit dem bewaffneten 
Widerstand der Juden in den be­
setzten Teilen Polens und der 
Sowjetunion und dokumentiert, 
daß sich die jüdische Bevölke­

rung des besetzten Osteuropas 
keineswegs wie Schafe hat in die 
Vernichtungslager treiben las­
sen, sondern auch militärischen 
Widerstand leistete. Die aus 
verschiedener Literatur zusam­
mengetragenen, zum Teil mit 
eigenen Interviews belegten Bei­
träge dokumentieren eindrucks­
voll, daß die Faschisten in kei­
nem der Länder haben ungestört 
schalten und walten können, 
sondern auf erbitterten und zer­
setzend wirkenden Widerstand 
gestoßen sind.

Ingrid Strobl will aber nicht 
nur über den Widerstand gegen 
den deutschen Faschismus auf­
klären. Das Buch soll auch Ar­
gumente liefern gegen Theorien, 
die von der christlichen Reli­
gion, bürgerlichen Philosophen 
und Teilen der Frauenbewegung 
gepflegt und verbreitet werden: 
Daß die Frau von Natur beson­
ders friedvoll, bewahrend, hilfs­
bereit sei. Dagegen setzt die Au­
torin die These, daß insbesonde­
re die Benutzung von Gewehr, 
Pistole, Handgranate oder ande­
ren Waffen durch Frauen der 
Beweis sei, daß sie sich in dieser 
Hinsicht nicht vom Rest der 
Menschheit unterscheiden und 
ebenso zu Gewalttätigkeit, Haß 
und auch Rache fähig sind wie 
Männer. Vor allem aber führt 

sie an diesen Beispielen vor, daß 
Frauen zu militärischer Kriegs­
führung fähig sind.

Diese zweite Absicht des Be­
richts führt dazu, daß die Auto­
rin den bewaffneten Widerstand 
aus einem beschränkten Ge­
sichtskreis betrachtet. Die Be­
deutung der Beschaffung von 
Lebensmitteln und Waffen für 
den Kampf, die Unterstützung 
des Kampfes durch politische 
Propaganda — die in allen Wi­
derstandskämpfen wichtig war 
— finden kaum Berücksichti­
gung. Wenn sie den bewaffneten 
Widerstand allgemeiner unter­
sucht hätte, hätte sie gemerkt, 
daß oft nicht nur Frauen und 
Männer, sondern auch zahlrei­
che Kinder beteiligt waren. Sie 
alle wußten, was sie taten. Scha­
de ist, daß Ingrid Strobl sich nur 
mit Partisanenkämpfen befaßt. 
So geht unter, daß nicht nur in 
der jugoslawischen Partisanen­
armee viele Frauen gekämpft 
haben: Auch die Rote Armee hat 
über einige Frauenbataillone, 
die aus Freiwilligen bestanden, 
verfügt.
Ingrid Strobl; Sag nie, du gehst 
den letzten Weg — Frauen im 
bewaffneten Widerstand gegen 
Faschismus und deutsche Besat­
zung, Fischer-Taschenbuch, 
16,80 DM — (uld)
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Thesen zur politischen Lage nach der 
DDR-,,Novemberrevolution“ und unseren Aufgaben

I.
Die Entwicklung in der DDR und in der 
CSSR im Oktober und November 1989 
stellen eine qualitative Veränderung der 
Situation im RGW-Bereich, ftlr die 
DDR und ftlr die BRD dar. Die wichtig­
sten verbliebenen Bollwerke bürokrati­
scher Diktatur sind gefallen — in erster 
Linie unter dem Ansturm der Massen­
mobilisierungen. Der Prozeß einer re­
volutionären Umwälzung hin zu einer 
Gesellschaft, die sozialistisch und de­
mokratisch ist, ist konkret vorstellbar. 
Umgekehrt droht aber auch ein „Aus­
verkauf1 und eine beschleunigte Ent­
wicklung des Prozesses, der bisher in 
Polen und Ungarn am weitesten ent­
wickelt war und an dessen Ende ein 
qualitativ ausgedehntes Aktionsfeld des 
Kapitalismus und Imperialismus stehen 
könnte.

Da ist zum einen der unbestreitbar 
positive Prozeß: Das Gespenst Kom­
munismus, das längst als Schreckge­
spenst erklärt werden konnte, indem es 
gleichgesetzt wurde mit den Einpartei­
endiktaturen der nichtkapitalistischen 
Gesellschaften, hatte mit Glasnost be­
reits deutlich an Wirkung verloren. 
Doch das der BRD-Bevölkerung geo­
graphisch und vor allem hinsichtlich der 
Geschichte und vieler verwandtschaftli­
cher und freundschaftlicher Bande am 
nächsten stehende Modell, die DDR, 
hatte sich ausdrücklich von dieser Er­
neuerung ausgenommen, blieb weiter 
hinter Mauer und Stacheldraht ver­
schanzt. Mit den jüngsten Entwicklun­
gen verliert die DDR nicht allein ihren 
abschreckenden Charakter als ein Land, 
das sich kommunistisch/sozialistisch 
bezeichnet und mit Diktatur und Fehlen 
elementarer demokratischer Rechte 
gleichgesetzt wird. Sie gewinnt in 
einem sehr entscheidenden Punkt Vor- 
bildcharakter: In der DDR wurde der 
die politischen Verhältnisse umwälzen­
de Prozeß von unten in Gang gesetzt. 
Die Ereignisse in der DDR sind Bei­
spiel für die Kraft, die Menschen dann 
entwickeln können, wenn sie ihre Inter­
essen selbst formulieren, wen sie sich 
hierfür mobilisieren, wenn sie begin­
nen, ihre eigene Geschichte zu schrei­
ben. Auf der anderen Seite ist die Ge­
fahr eines Ausverkaufs real. Der Jubel 
der Bourgeoisie, der in den ersten Ta­
gen der Massendemonstrationen in der 
DDR und der Öffnung der Grenzen 
einige Dissonanzen enthielt und innere 
Widersprüche zum Ausdruck brachte, 
ist inzwischen — von Washington bis 
Bonn, seitens der EG und Nato, von 
CSU, CDU, FDP und SPD, von Ver- 
triebenenverbänden bis zu Präsident 
Weizsäcker — einhellig. Der Grund 
hierfür ist vor allem in der relativen po­
litischen und ökonomischen Stärke des 
Imperialismus in der aktuellen Situa­
tion, in der politischen Schwäche der 
Massenbewegungen in der DDR und 
CSSR und in der gewaltigen Hypothek 
zu sehen, die vier Jahrzehnte politbüro­
kratische Diktatur darstellen, die sich 
derart als „real-existierend-soziali- 
stisch“ etikettieren konnte, daß diese 
Fälschung des Jahrhunderts selbst in 
den Sprachgebrauch der radikalen Lin­
ken übernommen wurde.

n.
Die Situation in der SED, der herr­
schenden kommunistischen Partei in 
der DDR, stellt sich widersprüchlich 
dar. Einerseits hat diese Partei in gewis­
sem Sinn einen politischen Bankrott er­
lebt. Andererseits scheint sie unerwar­
tete Reserven der Selbstreformierung 
zu haben, die zeitweilig — so am Wo­
chenende 9.-12.11.1989 — so stark wa­
ren, daß sie politisch eine Avantgarde­
rolle in der Reform der DDR-Gesell­
schaft übernahm und die oppositionel­
len antibürokratischen Gruppen über­
spielte. Sie tat dies durchaus in Verfol­
gung eigener Interessen, die nicht iden­
tisch sind mit denen der DDR-Bevölke­
rung und der DDR-Arbeiterklasse.

Politischen Bankrott hat diese SED 
zunächst historisch erlebt. Dafür mögen 
drei Daten als Stichworte dienen: 1953, 
1961 und 1987-89 (Oktober). 1953, als 
sie mit sowjetischer Hilfe einen Mas­
senaufstand, in dem die DDR-Arbeiter­
klasse eine zentrale Rolle spielte, ge­
waltsam ersticken ließ. 1961, als sie 
sich nur durch eine militärisch gesicher­
te Grenze (Mauerbau in Berlin u.a.) vor 
einer kontinuierlichen Massenflucht ih­
rer Bevölkerung in die BRD zu schüt­
zen wußte und diesen Akt in Verdre­
hung jeder Realität mit der absurden 
Bezeichnung „Bau eines antifaschisti­
schen Schutzwalls“ etikettierte. 1987- 
1989, indem sie sich einer Reform von 
oben, wie in der UdSSR praktiziert, 
verschloß und eine Politik der „splen­
did (Stalinist) isolation“ betrieb. (Dies 
betrifft ihre politische, nicht ihre öko­
nomische Ausrichtung.)

Zentrales Ereignis dieser Periode wa­
ren die Kommunalwahlen 1989, die in 
gewohnter Manier mit einem 99,8-Pro- 
zent-Ergebnis pro SED endeten, aber 
eben in einer Zeit durchgeführt wurden, 
als in der UdSSR bereits ein Oberster 
Sowjet existierte mit einer ernsthaften 
autonomen Opposition und einer wach­
senden Aufweichung der Ein-Parteien- 
diktatur. Verantwortlicher für diese 
Kommunalwahlen war (und ist) Egon 
Krenz.

Als derselbe Egon Krenz — damals 
bereits designierter Nachfolger Erich 
Honeckers — nach dem Massaker zu 
Peking eine Reise durch die VR China 
absolvierte und in diesem Zusammen­
hang die Repression in der VR China 
indirekt zustimmend kommentierte, al­
so auch der DDR-Bevölkerung mit der 
„chinesischen Karte“ drohte, schien 
dieser politische Bankrott komplett zu 
sein.

Doch die gesellschaftliche Realität 
erwies sich wieder einmal als wider­
sprüchlich. Bei den konkreten Ereignis­
sen im Oktober und November 1989, 
also angesichts einer demokratischen 
und antibürokratischen Massenbewe­
gung, erwies sich die SED-Führung als 
überraschend flexibel: Der schnelle 
Wechsel von Honecker zu Krenz, die 
Öffnung der Grenzen, die Wahl Mo­
drows zum neuen Ministerpräsidenten, 
die offene Diskussion in der entspre­
chenden Volkskammer-Debatte bei 
überraschender Nicht-Wahl des LDPD- 
Vorsitzenden Gerlach (des obersten 
Wendehalses der „Blockflöten“), der 
Beschluß, umgehend i SED-Partei­

konferenz und dann sogar einen SED- 
Parteitag abzuhalten, und damit das in 
Aussicht gestellte Auswechseln des 
größten Teils der Führungsmannschaft 
der SED (ZK), die Ankündigung freier 
und geheimer Wahlen, die de-facto-Le- 
galisierung der antibürokratischen Op­
position — all dies kennzeichnet diese 
Flexibilität, auch als Reformfreudigkeit 
verkauft. Genauer: Es kennzeichnet die 
Bereitschaft zum Verzicht auf Repres­
sion und das Ja zu massiven Konzessio­
nen unter den konkreten Bedingungen 
der Massenmobilisierungen.

Entscheidend wird unter diesen Be­
dingungen sein, inwieweit es über diese 
„Flexibilität“ hinaus auch zu grundle­
genden Veränderungen in der SED 
selbst kommt. Mit ihren 2 Millionen 
Mitgliedern ist diese relativ verankert in 
Gesellschaft und Betrieben. Insbeson­
dere im Bereich ihrer mittleren und un­
teren Kader gibt es zehn-, wenn nicht 

Protestaktionen gegen die westdeu’ ’stie Ostexpansion, Westberlin am 9.12., Hamburg am 18.12.

einige hunderttausend Menschen, die 
sich weiterhin als ehrliche Sozialistin­
nen und Sozialisten verstehen. Von die­
ser Schicht ging bereits entscheidender 
Druck aus, bei den Konzessionen nicht 
auf halbem Weg stehen zu bleiben — so 
als einige zehntausend SED-Mitglieder 
während der letzten ZK-Sitzung für 
eine grundlegende Reformierung der 
SED und gegen „Wendehälse“ demon­
strierten. Doch bisher hat sich dieser 
Druck von unten mit dem durch und 
durch opportunistischen Charakter von 
Egon Krenz und seiner engsten Umge­
bung vereinbaren lassen, ja eigänzt. 
Krenz & Co. gehen, nachdem sie sich 
einmal gegen die „chinesische Karte“ 
entschieden hatten (und sie wären per­
sönlich absolut in der Lage gewesen, 
mit massiven Repressionen vorzuge­
hen), ihren Weg der Konzession solan­
ge „konsequent“ weiter, wie die Mas­
senmobilisierungen anhalten. Sie ver­

folgen dabei das klare Ziel, auf diese 
Weise so viel wie möglich von dem 
Machtmonopol der SED und von ihrer 
persönlichen Macht verteidigen zu kön­
nen. Daß sie dabei an einem Punkt an­
gelangen können, an welchem sie nur 
noch getrieben werden und selbst nicht 
mehr Subjekte der Entwicklung sind, 
steht auf einem anderen Blatt.

Unter diesen Bedingungen hat auch 
die frühe Terminierung des SED-Par­
teitags auf Dezember ihre Schattensei­
ten: Damit droht für die Herausbildung 
einer innerparteilichen Opposition zu 
wenig Zeit zu bleiben — eine vergleich­
bare Situation wie im Fall der nicht in 
der SED befindlichen DDR-Linken. 
Unter solchen Bedingungen droht der 
SED dasselbe Schicksal wie der polni­
schen PVAP, bei der sich 1980/81 nur 
noch vorübergehend eine innerparteili­
che Linke aufbäumen konnte („Toruner 
horizontale Strukturen“), die dann je-



Seite 2 Beilage vom 28.12.1980

doch zur bloßen Machterhaltstruppe der 
Bürokratie degenerierte.

Die 200000 Menschen, die 1989 be­
reits die SED verließen, deuten in letz­
tere Richtung; im Fall der polnischen 
PVAP verließen 1980/81 auch vor al­
lem die Arbeiter massenhaft die Partei 
(1980: 100000) und dünnten somit den 
potentiellen antibürokratisch-sozialisti­
schen Widerstand aus.

Die dramatischen Ereignisse am er­
sten Dezember-Wochenende — Rück­
tritt von ZK und PB der SED — unter­
streichen, daß die Entwicklung noch im 
Fluß ist und es möglicherweise auf dem 
Parteitag selbst zur völligen inneren 
Revolutionierung der SED kommt (an­
zumerken sei, daß dies — wie manches 
andere — ein historisches Novum wä­
re).

III.
Die Wertung der gegenwärtigen Ent­
wicklung in der DDR und ihrer Per­
spektiven erfordern eine Analyse der 
oppositionellen antibiirokratischen 
Gruppen. Offensichtlich ist diese Op­
position nicht das Produkt der Bewe­
gung des Sommers 1989; es handelt 
sich um einen längeren Prozeß, in wel­
chem sich diese Opposition herausbil­
dete. Rund eineinhalb Jahrzehnte nach 
dem Mauerbau, in der zweiten Hälfte 
der siebziger Jahre, begann es in der 
DDR erneut oppositionell zu gären. Die 
Vorschußlorbeeren Honeckers waren 
geerntet, erste Ernüchterung kehrte ein. 
Die „neuen Bewegungen“ aus Westeu­
ropa und vor allem aus der BRD wirk­
ten in die DDR hinein: Umwelt, Frie­
den; spektakuläre Fälle erklärten Wi­
derstandes oder antibürokratischer Kri­
tik — Rudolf Bahros Buchveröffentli­
chung „Die Alternative“ (1977) und 
die Ausbürgerung Wolf Biermanns 
(1978) und die Solidarisierung mit Bier­
mann in den Monaten danach — waren 
Stationen dieser Entwicklung.

Zwischen den siebziger und achtziger 
Jahren gibt es einen wichtigen Unter­
schied: Während in den siebziger Jah­
ren das Aufbegehren eher individuell 
und beschränkt auf Schriftsteller, 
Künstler, Intellektuelle erfolgte, trans­
formierte sich die Opposition in den 
achtziger Jahren allmählich in eine kol­
lektive, in starkem Maß in der Jugend 
verankerte. Dies trifft insbesondere für 
die friedens- und umweltpolitischen 
Engagements zu.

In dieser Zeit gab es Parallelen zwi­
schen der Entwicklung der BRD-Lin­
ken bzw. den hier entstehenden „sozia­
len Bewegungen“ und der DDR-Lin­
ken: ökologische und friedenspolitische 
Themen spielten eine wichtige Rolle in 
der BRD wie der DDR. Die Existenz 
der Grünen Partei in der BRD wirkte in 
dieser Periode befruchtend. Die relative 
Stärke der evangelischen Kirche spielte 
bei dieser Herausbildung der antibüro­
kratischen Opposition in der DDR eine 
wichtige Rolle. Sie bot ausreichenden 
Schutz(räume) für erste Artikulationen. 
Daraus ergibt sich allerdings auch ein 
„ideolgisch-religiöser“ Einfluß auf die­
se Bewegung, auch wenn dieser nicht so 
negativ zu bewerten ist wie in Polen. So 
wird heute ein nicht unwichtiger Teil 
von Aktivisten einiger Oppositions­
gruppen — dabei in besonderem Maß 
die in diesem Spektrum rechts angesie­
delte Gruppe „Demokratischer Auf­
bruch“ — von „Kirchenpersonal“, von 
Priestern gestellt. Innerhalb der antibü­
rokratischen Opposition ihrerseits ent­
wickelte sich allerdings auch ein Ver­
ständnis für die Kirche als spezifischer 
Befriedungsfaktor; in ihren entwickelt­
sten Teilen wurde vor Jahren bereits 
(u.a. anläßlich der Zwangsausbürge­
rung Roland Jahns) eine entsprechende 
Kritik entwickelt.

Die DDR-Führung hat ein Jahrzehnt 
lang, zwischen Biermann-Ausweisung 
und 1989, versucht, die sich entwik- 
kelnde Opposition auszudünnen, indem 
sie deren führende Personen durch Re­
pression und Abschiebung in die BRD 
— letzteres oft erst ermöglicht durch 
das erstere — auszuschalten versuchte. 
Der enorme Exodus der intellektuellen 
Kritikerinnen und Kritiker, der im Ge­
folge der Biermann-Ausweisung statt­
fand, schien dieser Taktik Erfolg zu 
verheißen. (Zu untersuchen wäre hier 
auch die Funktion des regelmäßigen 
Gefangenenabkaufs, den die Bonner 
Regierung seit vielen Jahren betreibt; 
Funktion? Welche Art Gefangene?).

Unzweifelhaft erfolgte hierdurch eine 
enorme Schwächung der antibürokrati­
schen Opposition vor allem hinsichtlich 
ihres politischen Gehalts. Dies dürfte 
bis heute ganz wesentlich Schwächen

dieser Oppositidlf erklären. Die homo­
gene Herausbildung einer ausdrücklich 
sozialistischen (breiteren) Linken war 
unter diesen Bedingungen besonders 
schwierig. Viele potentielle Vertreter 
einer solchen Orientierung waren mas­
siver Repression ausgesetzt und sind 
heute nicht mehr unter den Lebenden 
(Havemann), wurden weitgehend für 
die DDR-Öffentlichkeit mundtod ge­
macht (Heym), wurden durch Abschie­
ben, Ins-Exil-Drängen und Zwangsaus­
bürgern in die BRD ausgeschaltet (Bier­
mann, Jahn, Fuchs, Bahro).

Unter diesen Bedingungen muß die 
DDR-Opposition überwiegend als „de­
mokratische Opposition“ charakteri­
siert werden. Das Einklagen elementa­
rer demokratischer Forderungen ist ein 
durchgängiges Moment, das die mei-

Stimmung in den Betrieben, möglichen 
stattgefunden habenden Aktionen oder 
möglichen zu erwartenden Reaktionen 
dort.

Gesichert zu sein scheinen zwei Din­
ge:

Anfang Oktober, als sich die Flucht­
bewegung ebenso wie die repressive 
Antwort der SED-Führung bzw. deren 
Sicherheitsorgane zuspitzte, war aus 
einer Reihe von Betrieben Unruhe und 
Streikbereitschaft gemeldet worden. 
Dies hat wesentlich zur Entscheidung 
der SED beigetragen, die Repression 
nicht weiter zu eskalieren und letzten 
Endes den Sturz Honeckers zu vollzie­
hen.

Bekannt ist auch, daß seit November 
vor allem in den Betrieben eine Bewe­
gung gegen die betrieblichen SED-Ver-

sten Gruppen verbindet und worauf sie 
sich im wesentlichen beschränken (Aus­
nahme: Vereinigte Linke auf der Lin­
ken und „Demokratischer Aufbruch“ 
und SDP auf der Rechten dieser Oppo­
sition). Das erklärt auch den hohen An­
teil von Intellektuellen, Künstlern und 
Priestern in dieser Opposition.

Dabei standen beim Sturz des Ho­
necker-Regimes solche demokratischen 
Forderungen durchaus zurecht im Vor­
dergrund. Es handelte sich um einen 
Prozeß, der sich als „demokratische 
Revolution“ charakterisieren läßt. Die 
Probleme treten nach dem großen Er­
folg der Bewegung, dem Sturz des Ho­
necker-Regimes auf.

Bleibt die Bewegung bei bei solchen 
demokratischen Forderungen stehen, 
dann sind diese ebenso vereinbar mit 
einer „aufgeklärten“ Form bürokrati­
scher Herrschaft („Modell runder 
Tisch“) wie mit einer „technokrati­
schen Deform“, der allmählich ver­
stärkten Durchdringung mit Marktme­
chanismen, die in eine Situation der 
„Marktdiktatur“ und der Preisgabe des 
Landes und seiner Ökonomie an den 
Imperialismus münden.

Betrachtet man die personelle Stärke 
der antibürokratischen Opposition in 
der DDR, dann scheint auch aus diesem 
Blickwinkel entsprechende Vorsicht am 
Platz. Die 200000 Menschen, die als 
„Mitglieder“ des „Neuen Forums“ 
gehandelt werden, sind lediglich Men­
schen, die sich irgendwann, meist als 
formaler Akt der Solidarität, mit dem 
Neuen Forum und ihrer Kritik an der 
SED, in entsprechende Unterschriften­
listen eintrugen. Die reale Zahl der Ak­
tivistinnen und Aktivisten dürfte 1000 
kaum übersteigen. Da die Plattform des 
„Neuen Forums“ ausgesprochen vage 
ist, kann überhaupt von Mitgliedschaft 
im Sinne Mitgliedschaft in einer Partei 
(was die Mehrheit des Neuen Forums 
nicht — noch nicht? — sein will) kaum 
die Rede sein. Hinzu kommen enorme 
Unterschiede von Ort zu Ort und Re­
gion zu Region.

IV.
Nur minimale Nachrichten liegen uns 
vor hinsichtlich der Diskussionen, der

treter läuft, die in vielen Fällen zu 
Rücktritten, Abwahl und ähnlichem 
führte. Die SED wird also in den Be­
trieben durchaus weiterhin als Bezugs­
punkt der Proteste angesehen (anders 
als etwa in Polen). Und die SED ist „fä­
hig“, darauf zu reagieren, genauer: Ihr 
bleibt nichts übrig als eine grundlegen­
de „Runderneuerung“ dort, wo massi­
ver Protest sich entwickelt.

Innerhalb des FDGB scheint jedoch 
bisher keine größere Bewegung stattge­
funden zu haben. Die Ablösung des 
FDGB-Vorsitzenden Tisch durch Anne- 
lis Kimmel, eine kaum weniger „ver­
diente“ Kollegin der alten FDGB-Spit- 
ze, kann nur als Kosmetik verstanden 
werden. Eine tiefgehende Mobilisie­
rung in der Arbeiterklasse und in den
Betrieben dürfte unter den gegebenen 
Bedingungen diese staatliche Einheits­
gewerkschaft kaum unberührt lassen. 
Noch sind faktisch 100 Prozent der 
DDR-Arbeiterschaft im FDGB organi­
siert (die Statistik nennt 9,6 Millionen 
FDGB-Mitglieder bei 8,6 Millionen 
Erwerbstätigen; die Differenz dürfte 
sich aus Rentnerinnen und Renttnern 
errechnen). Die zentrale Bedeutung des 
FDGB vor allem hinsichtlich der So­
zialversicherungssysteme (die Verwal­
tung und Aufsicht über die Sozialversi­
cherungen ist Angelegenheit des 
FDGB) und hinsichtlich der Ferien- und 
Freizeitgestaltung ist auf absehbare Zeit 
kaum zu erschüttern. Mitte Oktober 
wurde eine erste Initiative zur Bildung 
einer unabhängigen Gewerkschaft be­
kannt. Und am 4. November verlas der 
Schriftsteller Heiner Müller einen Auf­
ruf zur (DDR-weiten?) Bildung solcher 
Initativen für eine unabhängige Ge­
werkschaft. Inzwischen scheint festzu­
stehen, daß entsprechende Nachrichten, 
die eine ernsthafte Bewegung für solche 
unabhängige Gewerkschaften ausmach­
te (oder wenigstens eine breitere Debat­
te hierüber) einer ernsthaften Grundlage 
entbehrten; das Projekt „unabhängige 
Gewerkschaften“ kennt zumindest bis 
zum Zeitpunkt Ende November 1989 
keine Massenbasis in der DDR.

Darüber hinaus kann bezweifelt wer­
den (zusammen mit Positionen in der 
Vereinigten Linken), ob eine solche

Orientierung richtig ist, ob diese nicht 
eine allzu schematische Übertragung 
der Situation aus 1979/80 in Polen dar­
stellt. Dort allerdings waren die offizi­
ellen Staatsgewerkschaften aufgrund 
der vorausgegangenen Streikbewegun­
gen (1956, 1970 und 1976), in denen 
die Arbeiter in ihren ökonomischen 
Kämpfen (gegen die Preiserhöhungen) 
alleingelassen worden waren, bedeu­
tend diskreditierter, als es heute der 
FDGB in der DDR ist. Dazu kam die 
wichtige „Vorarbeit“ für eine solche 
Entwicklung durch das 1976 gebildete 
Komitee zur Verteidigung der Arbeiter 
(KOR) und Komitees für unabhängige 
Gewerkschaften, die in den Jahren 
1978/79 entstanden waren. Eine umfas­
sende Analyse des FDGB und seiner be­
trieblichen Verankerung, einschließlich 
der Möglichkeiten einer innergewerk­
schaftlichen „Reformierung“ (oder 
auch: Unmöglichkeit eines solchen Pro­
zesses) wäre erforderlich.

V.
Die Entwicklung in der DDR kann nicht 
unabhängig von der Existenz der BRD 
und der raison d etre, der Seinsbestim- 
mung dieses westdeutschen kapitalisti­
schen Staates, gesehen und diskutiert 
werden.

Die Bundesrepublik Deutschland ist 
nach den Vereinigten Staaten von Ame­
rika das zweitmächtigste imperialisti­
sche Land. Das trifft zu hinsichtlich ih­
rer Wirtschaftsmacht und hinsichtlch 
einer Kombination von Wirtschafts­
und militärischer Macht.

Die Teilung Deutschlands war ein 
Ergebnis des vom Deutschen Reich ein 
zweites Mal vom Zaun gebrochenen 
Weltkriegs, den damit verbundenen 
Kriegsverbrechen und dem Völkermord 
am jüdischen Volk. Der Westen und die 
westdeutsche Bourgeoisie hatten als er­
stes die Schritte zur endgültigen Spal­
tung Deutschlands ergriffen (einseitige 
Währungsreform und Wirtschaftsrat 
1948; BRD-Gründung 1949, Westinte­
gration der BRD durch Europäische 
Verteidigungsunion, EWG-und Nato- 
Beitritt). Trotz alledem verstand sich 
die Bundesrepublik und alle ihre bishe­
rigen Regierungen von vornherein als 
„revanchistisch“: Dieser westliche
Teilstaat erklärte per Verfassung, dem 
Grundgesetz, er sei Rechtsnachfolger 
des Deutschen Reiches, spreche und 
handle für alle Deutschen. Vor allem 
erklären Präambel, Artikel 116 des 
Grundgesetzes und verschiedene Urtei­
le des Bundesverfassungsgerichts, es 
sei Auftrag der Bundesrepublik bzw. 
deren Regierung, die Wiedervereini­
gung Deutschlands — bei der die „Ver­
einigung“ BRD/DDR nur als erster 
Schritt gesehen und ausdrücklich die 
Grenzen von 1937 genannt werden — 
zu betreiben. Durch mehrfache negative 
Reaktionen auf Wiedervereinigungsan­
gebote seitens der Sowjetunion in den 
fünfziger Jahren, die ein neutrales und 
zu einem neuen Angriffskrieg nicht fä­
higes Deutschland vorsahen, verdeut­
lichten die Bundesregierungen, daß eine 
solche „Wiedervereinigung“ — ähnlich 
wie bereits die Gründung des militanten 
Weststaats — als ein aggressiver Akt, 
als ein erster Schritt eines neu erstar­
kenden Vierten Deutschen Reichs zu 
verstehen sei.

Die Rechtsauffassungen der Bundes­
republik Deutschland als Nachfolgerin 
des Deutschen Reiches und Betreiberin 
einer Wiedervereinigung in den Gren­
zen von 1937 sind keine abstrakte, no­
stalgische Angelegenheit. Daraus resul­
tieren ausgesprochen handfeste Forde­
rungen und Schlußfolgerungen.

Zunächst einmal wird festgestellt: Al­
le DDR-Deutschen sind „Deutsche in 
Sinne des Grundgesetzes“. Das mündet 
in der Praxis, allen DDR-Bürgerinnen 
und Bürgern in irgendeiner BRD-Bot- 
schaft auf der Welt einen westdeutschen 
Paß auszuhändigen. Darüber hinaus de­
finiert das darauf aufbauende Bundes- 
vertriebenengesetz (BVFG) als „Aus­
siedler“ all diejenigen „deutschen 
Staatsangehörigen oder deutsche Volks­
angehörige, die ihren Wohnsitz in den 
Aussiedlungsgebieten nach Abschluß 
der allgemeinen Vertreibungsmaßnah­
men aufgegeben haben“. Alle diese 
Menschen sind „Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes (Artikel 116)“.

Das Recht bildet hier ein weiteres 
Mal den Überbau einer Basis, die durch 
die revanchistische Politik bestimmt 
wird, die jedoch ihrerseits aus der alles 
entscheidenden Ökonomie resultiert: 
der des Kapitalismus, der der aus­
schließlichen Orientierung an der Pro­
fitmaximierung und der historischen

Orientierung des deutschen Kapitals, 
das als Kolonialmacht „zu spät“ kam 
und seither bestrebt ist. sich anstelle de- 
entgangenen Kolonialprofit im „Sü­
den“ durch Expansion. Weltkriege und 
Revanchismus im Osten zu bedienen.

VI.
Ein entscheidender Auslöser für das 
Aufbrechen der Krise des DDR-Regi 
mes war nun bereits zweimal die 
Fluchtbewegung aus der DDR und in 
die BRD. Dies war 1961 der Fall, als 
allein bis zum Zeitpunkt des Mauerbau. 
und der Errichtung weitgehend un­
durchlässiger Grenzen über 200000 
Menschen das Land verlassen hatten 
(damals lag die auf das Jahr hochge­
rechnete Rate also nochmals höher als 
1989). Dies war der Fall 1989. mit dem 
scheinbaren Paradox, daß nunmehr der 
Befreiungsschlag der DDR-Führung 
das Gegenteil, die Öffnung aller Gren­
zen, war. Nun ist unbestritten, daß der 
wesentliche Grund für die Fluchtbewe­
gung im Charakter des DDR-Regimes 
selbst, dem Fehlen elementarer demo­
kratischer Freiheiten, der Militarisie­
rung der Gesellschaft, der Repression 
gegen jede Form von Opposition und 
seiner (wachsenden) Unfähigkeit, den 
erwarteten wirtschaftlichen Wohlstand 
und eine gesicherte Versorgung zu ge­
währleisten, gesehen werden muß. Es 
gibt aber auch eine Reihe ernstzuneh­
mender Gründe, die mitverantwortlich 
dafür waren und sind, daß zwischen der 
DDR und der BRD ein erhebliches Ein­
kommens- und Wohlstandsgefälle exi­
stierte und existiert. Die die gesamte 
DDR-Geschichte durchziehende
Fluchtbewegung von Ost nach West auf 
einen „Systemvergleich Sozialismus — 
Soziale Marktwirtschaft“ zurückzufüh­
ren, ist in zweifacher Hinsicht unhalt­
bar: zum einen, weil das in der Sowje­
tisch Besetzten Zone (SBZ) nach dem 
Zweiten Weltkrieg errichtete System 
nachweisbar nichts zu tun hat mit einer 
„freien Assoziation der Produzentinnen 
und Produzenten“, mit einer gemein- 
wirtschaftlich-sozialistischen Art des 
Lebens und Wirtschaftens. Wirtschaft­
lich handelt es sich vielmehr um eine — 
zumal von außen importierte — zentrale 
Kommandowirtschaft auf nichtkapitali­
stischer Grundlage. Politisch handelt es 
sich um eine Einparteiendiktatur, bei 
der die sowjetische Militärmacht zu­
sätzlich die entscheidende letzte Garan­
tie für den Machterhalt der SED-Partei­
diktatur abgab — was im Juni 1953 
auch konkret so exekutiert wurde.

Zum anderen, weil natürlich diejeni­
gen Recht hatten, die die extrem unter­
schiedlichen materiellen Ausgangsbe­
dingungen von SBZ/DDR und Westzo- 
nen/BRD unterstrichen: die gegenüber 
den Westzonen stärkeren Kriegszerstö­
rungen in der SBZ (bewußte Zerstörung 
ganzer Städte — wie Dresden — und 
großer industrieller Komplexe durch 
die Westalliierten, nachdem die spätere 
Aufteilung eines besiegten Deutsch­
lands beschlossen war); die Demonta­
gepolitik in der SBZ durch die Sieger­
macht UdSSR und das weitgehende
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Ausbleiben von vollzogenen Demonta­
gen in den Westzonen; der US-Mar- 
dull-Plan. der sieh auf die Westzonen 
uad Westeuropa konzentrierte: die in 
den Westzonen bedeutend günstigere 
industrielle Struktur. (Die neueste Aus­
gabe der „Wirtschaftswoche" argu­
mentiert in dem Leitartikel ihres Her­
ausgebers Engels in diesem Punkt exakt 
entgegengesetzt; ich werde mich noch 
mit entsprechendem statistischem Mate­
rial aus der Zeit 1945-1950 eindecken).

Beides zusammen — die für den We­
sten objektiv bedeutend günstigeren 
Anfangsbedingungen plus die Tatsa­
che, daß der „Gegenspieler“ zum neu 
auf Touren gebrachten West-(BRD-) 
Kapitalismus in der DDR nicht ein frei­
heitlich-demokratischer Sozialismus, 
sondern eine spezifische nichtkapitali­
stische diktatorisch bestimmte Produk­
tionsweise war, die eigene spezifische 
Formen von Wirtschaftskrisen produ­
zierte — resultierte in einem fortdauern­
den Konsumgefälle. Im Durchschnitt 
liegt der in einem Warenkorb gemesse­
ne Lebensstandard einer BRD-Arbeit- 
nehmerfamilie um 50 bis 100 Prozent 
über demjenigen einer DDR-Arbeitneh- 
merfemilie. Natürlich sind hier Fragen 
wie soziale Sicherheit, neue Armut in 
der BRD und die Arbeitslosigkeit, zu­
mal diejenigen knapp eine Million Ar­
beitslosen, die nur Arbeitslosenhilfe 
oder Sozialhilfe erhalten, ausgeklam­
mert. Bereits dieses Gefälle reicht ge­
wöhnlich anderswo in der Welt dazu 
aus, eine Sogwirkung zu erzielen, die in 
eine massenhafte Flucht-, wenn nicht 
Völkerwanderung münden kann. So ist 
hat es Methode, daß aus der DDR ab­
wandernde Menschen sich nicht in Län­
dern wie Österreich, Luxemburg oder 
der Schweiz niederlassen könnten; be­
stünde diese Möglichkeit, so wäre auch 
in dieser Richtung eine Migrationsbe­
wegung festzustellen. Unter den spezi­
fisch deutsch-deutschen Bedingungen 
kombiniert sich das bestehende Ein­
kommensgefälle noch mit der Tatsache, 
daß die entsprechende Fluchtbewegung 
die von einem deutschen Staat zum an­
deren ist, sprachliche Barrieren nicht 
vorhanden sind, millionenfache ver­
wandtschaftliche und freundschaftliche 
Strukturen usw. bestehen.

Schließlich kommt die Politik aller 
BRD-Regierungen seit Gründung des 
deutschen Weststaats hinzu. Diese ver­
folgten und verfolgen eine Verstärkung 
der beschriebenen materiellen Un­
gleichheit und der Flucht von einem 
deutschen Staat in den anderen durch 
zusätzliche, bewußt eingesetzte materi­
elle Anreize. Die gültigen Regelungen, 
welche soziale Unterstützungen „Um­
siedler“ und „Aussiedler“ erhalten, 
sind solche gezielten Instrumente zur 
Beschleunigung dieser Fluchtbewegun­
gen. Sie sind, wohlgemerkt, nicht als 
solche zu verurteilen. Sie sind wohl 
aber zu brandmarken als eine nationali­
stische, revanchistische und bewußt die 
Gesellschaft und die Arbeiterklasse 
spaltende Politik in dem Maß, wie sie 
ausschließlich für so definierte ,,Deut­
sche" gelten, in dem Maß, wie sie in 
krassem Gegensatz zur Behandlung al­
ler anderer Flüchtlinge stehen, und in 
dem Maß, wie sie Teile der derart als 
.deutsch" definierten Bevölkerung be­
vorzugen und andere benachteiligen.

VH.
Die marxistische Analyse der politi­
schen Ökonomie kennt drei diesbezüg­
lich zentrale Aussagen:

(1) Alle Wiren und der Mehrwert — 
der sich letzten Endes als Profit darstellt 
— sind Produkt menschlicher Arbeit, 
werden im Kapitalismus durch Lohnar­
beit erstellt.

(2) Der Wert menschlicher Lohnar­
beit, zu dem diese im Durchschnitt ent­
lohnt wird, bestimmt sich aus den Ko­
sten, die zur Reproduktion (Wiederher­
stellung) dieser menschlichen Arbeits­
kraft bzw. der lohnabhängigen Klasse 
erforderlich sind. Hochqualifizierte 
menschliche Lohnarbeit realisiert einen 
um das Maß höheren Marktpreis (Lohn/ 
Einkommen), wie in diese Arbeitskraft 
überdurchschnittliche Ausbildungsko­
sten eingingen. Ihr Einsatz schafft ein 
entsprechendes Vielfaches an Wert und 
Mehrwert.

(3) Als Gegengewicht zu einem kol­
lektiven Zusammenschluß der Lohnab­
hängigen in Gewerkschaften und zu den 
hierdurch ermöglichten Einkommens­
verbesserungen fungiert im Kapitalis­
mus eine industrielle Reservearmee, 
eine mehr oder weniger große Zahl von 
arbeitslosen Menschen, die gezwungen 
sind, ihre Arbeitskraft anzubieten. Die­

se Konkurrenz unbeschäftigter potenti­
eller Lohnabhängiger mit den Beschäf­
tigten übt einen ständigen Druck auf die 
Einkommen der noch-beschäftigten 
Lohnabhängigen aus.

Wenn diese drei Aussagen in ihrer 
Substanz anerkannt werden, dann resul­
tiert aus diesen ein klares Urteil:

Die „Umsiedler“ (also die Flüchtlin­
ge aus der DDR) und „Aussiedler“ (die 
übrigen als deutsch oder deutscher Ab­
stammung erklärten Flüchtlinge) und 
die Länder, aus denen sie kamen — al­
len voran die DDR und die VR Polen 
—, leisteten einen ganz entscheidenden 
Beitrag zum sogenannten westdeut­
schen Wirtschaftswunder; die relative 
Stabilität der BRD-Ökonomie dürfte bis 
heute zu einem wesentlichen Umfang 
dem kontinuierlichen Flüchtlingsstrom 
aus der DDR, der VR Polen, Rumänien, 
der UdSSR geschuldet sein. Diese 
Fluchtbewegung war und ist keine Bela­
stung für die BRD-Ökonomie. Ganz im 
Gegenteil: Sie ist ein Geschäft, und sie 
ist in wirtschaftlicher und politischer 
Hinsicht besonders profitabel für die in 
der BRD Herrschenden. Auf dem Ge­
biet der Bundesrepublik sind seit 
Kriegsende rund 14 Millionen Flücht­
linge — „Heimatvertriebene“, „Um­
siedler“, „Aussiedler“ — aufgenom­
men worden. Rund ein Viertel (!) der 
westdeutschen Bevölkerung besteht 
heute aus solchen ehemaligen Flüchtlin­
gen. Bei den lohnabhängig Beschäftig­
ten dürfte dieser Anteil bei 30 Prozent 
liegen.

Seit 1950, also nach Gründung der 
BRD und DDR und nach dem Ende der 
Fluchtbewegung, die unmittelbar auf 
das Ende des Zweiten Weltkriegs folg­
te, sind rund 2 Millionen Aussiedler aus 
den osteuropäischen Staaten und etwa 
3,5 Millionen „Übersiedler“ aus der 
DDR in die BRD gekommen. Die Aus­
siedler stammten zu drei Fünftel aus Po­
len (14 Prozent aus Rumänien, 10 Pro­
zent aus der UdSSR). 1988/89 hat sich 
diese Entwicklung nochmals beschleu­
nigt. 1988 kamen 250000 „Aus- und 
Umsiedler“; 1989 dürften es am Jahres­
ende 600000 gewesen sein.

Nun stellt auch ein Bericht der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
fest:

„Bundesregierung und Wirtschaft 
sind sich einig: Die kurzfristig unver­
meidbaren Belastungen (aus der Flücht­
lingsbewegung 1989; W.W.) vor allem 
für die öffentlichen Haushalte sind auf 
Sicht eine Investition.“ (10.11.1989).

Diese Aussage läßt sich gut mit den 
angeführten zentralen Aussagen des 
Wertgesetzes und der Funktion der in­
dustriellen Reservearmee belegen:

(1) Unter den „Um-“ und „Aussied­
lern“ ist der Anteil derjenigen, die aus­
gebildet und am Beginn ihrer erwerbs­
tätigen lohnabhängigen Tätigkeit ste­
hen, seit Jahrzehnten überproportional, 
während umgekehrt ältere Menschen 
und nicht mehr erwerbstätige Menschen 
im Vergleich zur bestehenden BRD-Ge- 
sellschaft stark unterrepräsentiert sind. 
Das heißt, unter den „Um-“ und „Aus­
siedlern“ liegt der Anteil detjenigen, 
die in vollem Umfang für die Wert- und 
Mehrwertproduktion der Gesellschaft 
zur Verfügung stehen, überproportional 
hoch.

(2) Über die überproportionalen Bei­
träge zur Steigerung der Wert- und Pro­
fitmasse führt dies zu einer verbesserten 
Situation aller über den Staat vermittel­
ten Einnahmen und Sicherungssysteme: 
die Steuereinnahmen wachsen überpro­
portional, die Beiträge zur Renten-, 
Arbeitslosen- und Krankenversicherung 
steigen ebenso überdurchschnittlich. 
Entsprechend werden die (u.a. durch 
die Krisentendenzen) aufgerissenen De­
fizite wieder teilweise zugedeckt.

(3) Die „Aus-“, vor allem aber die 
„Umsiedler“ sind zumindest in den 
achtziger Jahren dadurch gekennzeich­
net, daß der Anteil von höher und hoch 
qualifizierten Berufen deutlich größer 
ist als in der durchschnittlichen Gesell­
schaft. So berichtete der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit, Heinrich 
Franke, Anfang November 1989, daß 
unter den Übersiedlem die „techni­
schen Berufe“ und die „Berufe im Ge­
sundheitssektor, die sozial-, erzie- 
hungs- und geisteswissenschaftlichen 
Berufe“ „stark überproportional“ ver­
treten seien (verglichen mit dem Durch­
schnitt der BRD- Bevölkerung). 
(„FAZ“ vom 7.11.1989).

Das heißt jedoch, daß vor allem Men­
schen „aus- & umsiedeln“, deren Aus­
bildungskosten von der Gesellschaft, 
aus welcher sie fliehen, getragen wur­
den, während diese dann in ihrer neuen

Heimat, der BRD, von vornherein in 
der Wert- und Mehrwertproduktion 
fungieren und dabei — entsprechend 
der höheren investierten Ausbildungs­
kosten — ein Mehrfaches an Wert- und 
Mehrwert (Profit-)Produktion realisie­
ren.

(4) Da niemals alle aus den RGW- 
Staaten in die BRD flüchtenden Men­
schen Arbeit finden (oder zumindest 
eine solche nicht sofort finden), sind 
zunächst oder auf längere Sicht viele 
arbeitslos. Beispielsweise waren im Ok­
tober 1989 61700 „Übersiedler“ und 
115100 „Aussiedler“ als arbeitslos 
gemeldet. Das „kostet“ natürlich auch 
einiges (vor allem die von allen Lohn­
abhängigen unterhaltene Bundesanstalt 
für Arbeit in Nürnberg). In erster Linie 
jedoch stellt dies eine fortwährende 
Auffrischung der industriellen Reserve­
armee dar. Der dadurch ausgeübte 
Druck auf die Noch-Beschäftigten und 
deren Einkommen bzw. Arbeitsbedin­
gungen wächst. Er wächst nochmals 
verstärkt in einer Situation, in welcher 
zumindest ein Teil der neu und aus dem 
Osten auf den Arbeitsmarkt drängenden 
Menschen — aus nachvollziehbaren 
Gründen — bereit sind, weit unterhalb 
des erreichten sozialen und materiellen 
Niveaus Lohn-Arbeit anzunehmen.

All diese Aussagen müssen in einen 
Zusammenhang gebracht werden mit 
der jeweiligen allgemeinen Konjunktur: 
Bis zum Mauerbau 1961 saugte die gute 
Konjunktur mit ihren hohen Wachs­
tumsraten die industrielle Reservear­
mee schnell auf; diese Beschäftigungs­
losen wurden in den Produktionsprozeß 
integriert. Durch den hohen Zustrom 
von Flüchtlingen wurde dieser Prozeß 
jedoch erheblich verlangsamt (und da­
mit verhindert, daß allzu schnell die 
Arbeiterklasse aus einer neuen Position 
der Stärke heraus höhere Reallöhne und 
bessere Arbeitsbedingungen erkämpf­
te).

Die offiziell ausgewiesene Arbeitslo­
senzahl sank von knapp 2 Millionen 
1950 bis auf 200000 1961. Exakt mit 
dem Jahr des Mauerbaus — also mit 
dem Ende dieser Möglichkeit, die indu­
strielle Reservearmee mit als deutsch­
arisch definiertem Blut aufrechtzuerhal­
ten — schnellt die Zahl der ausländi­
schen Beschäftigten nach oben, das 
heißt, die bisher geltenden Restriktio­
nen für eine entsprechende Freizügig­
keit wurden abgeschafft. 1961 waren es 
erst rund 250000 ausländische Beschäf­
tigte; 1966 bereits 1,3 Millionen. Hier 
war dann von Vorteil, daß in Rezes­
sionszeiten das „Ausländer raus“ seine 
ökonomische Funktion erhielt; allein in 
der Rezession 1966/67 wurde die Zahl 
ausländischer Beschäftigter kurzzeitig 
um 300000 abgebaut; die dennoch regi­
strierte Arbeitslosenzahl schnellte um 
500000 hoch.

In den siebziger und bis Anfang der 
achtziger Jahre handelte es sich um Zei­
ten abnehmender Wachstumsraten mit 
ausgeprägten Krisentendenzen (1974/ 
75 und 1980-82). Die industrielle Re­
servearmee wurde auf „natürliche“ 
Weise rekonstruiert — von einigen we­
nigen hunderttausend Menschen An­
fang der siebziger Jahre auf die dauer­
haft 2 Millionen im Jahresdurchschnitt 
Ende der achtziger Jahre. Die Zuwan­
derung von „Umsiedlern“ bewegte sich 
im Jahresdurchschnitt bei wenigen 
zehntausenden, obwohl durch die 
„neue Ostpolitik“, durch einzelne Ver­
tragswerke („Grundlagenvertrag“ 
1973; Erleichterung der „Familienzu­
sammenführung“ 1983) gelegentliche 
Beschleunigungen erreicht wurden 
(1985 beispielsweise wurden 41000 
„Umsiedler“ registriert). Zusammen 
mit den „Aussiedlern“ wurde ein jähr­
licher Zustrom von jeweils rund 
100000 erreicht.

Die neue Welle tritt just in der neuen 
Hochkonjunktur des gegenwärtigen 
Zyklus ein: 1988/89, also auch zu dem 
Zeitpunkt, wo der normale Gang der 
Konjunktur die gewaltige industrielle 
Reservearmee abbauen würde und auf 
diese Art zur Stärkung der Arbeiter­
klasse beitragen würde: 1988 schnellt 
die Zahl der „Aus-“ und „Übersied­
ler“ auf 300000 hoch; 1989 werden gar 
600000 erreicht werden.

Unter den gegenwärtigen Bedingun­
gen ist diese Auffrischung der beschäf­
tigten und unbeschäftigten Menschen in 
Westdeutschland besonders vorteilhaft: 
Während in der vorausgegangenen Zeit 
Facharbeiter freigesetzt wurden, wäh­
rend die Ausbildung entsprechenden 
Nachwuchses vernachlässigt und die 
diesbezüglichen Kosten eingespart wur­
den, strömen jetzt in Zeiten relativer

Knappheit bei solchen Arbeitskräften 
und in einer boomenden Konjunktur 
just solche Arbeitskäfte auf den Markt. 
Sie werden angezogen besonders von 
den industriellen Zentren, die weniger 
von hohen Arbeitslosenquoten betrof­
fen sind, in denen diese Knappheit den 
Boom einzuengen drohte (zum Beispiel 
Bayern, Baden-Württemberg). In eini­
gen Bereichen bedrohte der Mangel so­
gar ganze Unternehmen — und wie 
durch ein Wunder ward Abhilfe aus 
dem Osten geschafft: so im Fall fehlen­
der Lokführer der Bundesbahn — die 
Reichsbahn hat, wider Willen, „ausge­
holfen“ . . .

Andere positive Effekte seien hier nur 
angedeutet: Der Wohnungsbedarf
steigt, ein neuer Bauboom wird in Gang 
gesetzt (staatlicherseits durch neue ver­
billigte Kredite begünstigt). Die Boden­
spekulation bringt Extraprofite, ebenso 
die steigenden Mieten. Und schließlich 
wirkt der neue Zustrom von Flüchtlin­
gen auf den untersten Rängen der Ge­
sellschaft — und zur Gaudi ihrer ober­
sten — ausgesprochen spalterisch und 
zersetzend: Kampf um Arbeitsplätze, 
um preiswerte Wohnungen; westdeut­
sche gegen ostdeutsche Bewerber, ge­
samtdeutsche gegen sich deutsch nen­
nende aus Polen; und alle miteinander 
gegen solche, denen jedes arische Eti­
kett verwehrt blieb oder die ein solches 
zu tragen nicht wünschen. Das mündet 
dann darin, daß ein CSU-Streibl, im­
merhin bayerischer Ministerpräsident, 
sagen kann: Nicht die „Um-“ und 
„Aussiedler“ seien das Problem, son­
dern: „Die Asylanten verursachen die 
Engpässe“ („FAZ“ v. 9.11.89).

Daß die hier vorgetragene Argumen­
tation, die Fluchtwelle sei ein Geschäft 
für die BRD-Industrie (die gesamtge­
sellschaftlichen Kosten mögen sich et­
was anders rechnen) zutrifft, wird von 
beiden Seiten, der BRD-Industrie und 
DDR-Ökonomen, bestätigt. Das Institut 
der Deutschen Wirtschaft (BDI-nah) 
legte im September 1989 eine entspre­
chende Modellrechnung vor. Ein regel­
mäßiger Zustrom von Aussiedlern 
(noch ohne die „günstigeren“ „Um­
siedler“) wie 1989 würde demnach net­
to (zusätzliche Steuereinnahmen abzüg­
lich der Eingliederungskosten) bis zum 
Jahr 2000 mindestens 100 Milliarden 
Mehreinnahmen mit sich bringen — zu­
sätzlich zur Entlastung der Kranken- 
und Sozialversicherungssysteme. Das 
Bruttosozialprodukt würde dabei — in 
der „pessimistischen Variante“ — im 
Jahr 2000 um 84 Milliarden Mark höher 
ausfallen als ohne diese Flüchtlinge. An 
dieser Rechnung mag viel problema­
tisch ein (weswegen hier nur die „pessi­
mistische“ Variante angeführt wird); 
die Grundtendenz ist jedoch zutreffend. 
(„FAZ“ vom 23.9.1989)

Umgekehrt — was des einen Gewinn, 
ist der anderen Verlust. Allein in dem 
Jahrzehnt 1951 bis 1961, dem Jahr des 
Mauerbaus, sind der DDR nach vor­
sichtigen Schätzungen durch die Flucht 
Kosten in Höhe von 130 Milliarden 
Mark entstanden. Auch die „Süddeut­
sche Zeitung“ konstatiert: „Tatsache 
bleibt, daß der wirtschaftliche Aufbau 
(der DDR) durch die offene Grenze 
schweren Schaden nahm.“ (7.10.1989) 
Die aktuelle Fluchtbewegung betref­
fend argumentieren DDR-Ökonomen — 
hier die Rechnung des Dekans der Mar- 
tin-Luther-Universität zu Halle-Witten­
berg, Peter Thal —, pro abgewanderte 
zehntausend DDR-Beschäftigte in die 
BRD sei mit einem Verlust von „rund 
einer Drittelmilliarde Ost-Mark an Na­
tionaleinkommen zu rechnen“. Für 
1989 kam diese Rechnung auf einen 
Verlust von 10 Milliarden Mark — 
Stand Oktober 1989. („FR“ vom
16.10.1989). Schlußfolgerungen:

— Die Fluchtbewegung Ost-West 
war und ist ein wichtiger Faktor für die 
BRD-Ökonomie. Sie wirkt in ihrer Ge­
samtbilanz ebenso positiv auf die BRD- 
Ökonomie, wie sie negativ auf die 
DDR-Ökonomie und die polnische 
Volkswirtschaft wirkt.

— Wenn diese Fluchtbewegung nun 
Ende der achtziger Jahre sich erneut be­
schleunigt, so erfolgt dies in einer kon­
junkturell für die BRD günstigen Situa­
tion. Dies hat zumindest auch die Bon­
ner Politik zu einer entsprechenden Of­
fensive ermutigt (wobei der entschei­
dende Hintergrund dieser Offensive 
weniger direkt ökonomische Gründe als 
die gesamt-politischen, sprich revanchi­
stischen sind).

— Die Argumentation ist zutreffend, 
daß die massive Zufuhr voll ausgebilde­
ter Arbeitskräfte, darunter viele hoch­
qualifizierte, die Forderung rechtfer­

tigt, Bonn solle gegenüber der DDR für 
einen entsprechenden finanziellen Aus­
gleich sorgen.

VIII.
Die DDR-Ökonomie befindet sich im 
Zustand einer offenen Krise. Vieles 
spricht dafür, daß dieser dramatische 
Zustand auch entscheidend für das Auf­
brechen der politischen Krise war und 
ist.

Alle diejenigen, die — wie wir selbst 
— gesagt haben, die DDR-Ökonomie 
stünde „relativ gut da“, befinde sich in 
einem Zustand „relativer Stabilität“, 
hatten unrecht, wohl auch dann, wenn 
das immer in Bezug gesetzt wurde zu 
anderen RGW-Ländern. Wenn sich die­
ser Vergleich nicht auf die VR Polen 
beschränken soll, war auch diese ver­
gleichende Aussage unzutreffend.

Stark verallgemeinernd schält sich 
hinsichtlich der DDR das folgende Bild 
heraus (wobei ich auch deshalb verall­
gemeinere und konkrete Zahlen nur in 
Einzellallen anführe, weil mir die ge­
samte Statistik der DDR gelinde gesagt 
„problematisch“ erscheint):

— Die DDR-Ökonomie verzeichnete 
bis Ende der sechziger Jahre eine Perio­
de relativ beschleunigten Wachstums. 
Sie konnte zu diesem Zeitpunkt Indu­
striezweige vorweisen, die vielfach auf 
Weltmarktniveau waren.

— Dieses Wachstum war zu einem 
beachtlichen Teil erreicht worden durch 
ein Zurückbleiben des Konsumfonds 
und einen entsprechend geringer gestie­
genen materiellen Wohlstand. Die fort­
gesetzte Konfrontation mit der BRD 
und der nicht vorhandene Ausgleich 
dieses Gefälles durch andere „Werte“ 
(wie direkte Demokratie usw.) führte 
zur beschriebenen Fluchtbewegung 
und, nach dem Mauerbau, zu steigen­
den „Konsumerwartungen“.

— Die Ära Honeckers ab Beginn der 
siebziger Jahre brachte wirtschaftlich 
insofern eine Wende, als verstärkt ver­
sucht wurde, dem Volk das Maul zu 
stopfen durch eine Ausweitung des 
Konsumfonds und einen entsprechend 
steigenden Lebensstandard — als Ersatz 
für eine Befriedigung der Bedürfnisse 
nach Demokratie. So sah bereits der er­
ste Fünf-Jahres-Plan unter Honecker 
(1970- ) einen starken Rückgang der 
Wachstumsraten der industriellen Pro­
duktion und der Investitionen und einen 
entsprechenden Anstieg der Konsumgü­
terherstellung vor. Die offizielle DDR- 
Statistik, die dies eher beschönigt, be­
sagt: Während die Investitionen in 
Bergbau, Energiewirtschaft und das 
verarbeitende Gewerbe zwischen 1960 
und 1970 sich verdoppelten (von 10 
Milliarden Mark 1960 auf 21 Milliar­
den Mark 1970 und im Jahrzehnt bis 
1986 noch um gut 50 Prozent anstiegen 
(auf 34 Milliarden Mark 1980), stiegen 
sie im bisherigen Verlauf des Jahr­
zehnts kaum noch an (1986: 36 Milliar­
den Mark).

— Bereits diese Orientierung bedeu­
tete unter den Bedingungen des Festhal­
tens an der starren, superzentralisierten 
und nicht demokratischen Planwirt­
schaft ein Anwachsen der Krisenten­
denzen. Vor allem war die Reproduk­
tion (rechtzeitige Erneuerung) des 
grundlegenden Fonds moderner Pro­
duktionsmittel in der zentralen Industrie 
bedroht. Nach offiziellen Angaben lag 
die Akkumulation (die Nettoinvestitio­
nen, die zusätzlichen Investitionen für 
neue Produktionsmittel) gemessen als 
Rate am gesamten Nationaleinkommen 
in den Jahren 1970 und 1976 am höch­
sten. Damals wurden Anteile von 29 
Prozent (1970) bzw. 28 Prozent (1976) 
erreicht. Seither sank dieser Anteil kon­
tinuierlich; für 1986 wurden 21,6 Pro­
zent angegeben. Entsprechend stieg der 
Anteil der Konsumtion.

— Dies sollte sich ab Mitte der sieb­
ziger Jahre und beschleunigt ab 1984ff 
verschärfen durch den Anstieg der Roh­
stoffpreise und vor allem durch den da­
durch bedingten Anstieg der aus ande­
ren Ländern, vor allem aus der UdSSR, 
zu importierenden Rohstoffe. Diese 
Rohstoffe sind in ihrem Preis an die 
Entwicklung der Weltmarktpreise ge­
koppelt, wenn auch der entsprechende 
Preisbestimmungsmechanismus eine 
Milderung der konjunkturellen Schwan­
kungen vorsieht.

— Schließlich und endlich kombinier­
te sich all dies Mitte der siebziger Jahre 
mit den Krisentendenzen im kapitalisti­
schen Westen und mit der verschärften 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt. (Es ist 
tragisch, aber wahr: Es waren gerade 
die im RGW-Bereich tonangebenden 
„marxistischen“ Ökonomen, die diesen
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Die westdeutsche Monopolbourgeoisie heizt die nationalistische, teils sogar faschistische Mobilisierung in der 
DDR an. (Bild: Demonstranten in Leipzig) Inzwischen wurde berichtet, daß bei Faschisten in der DDR Waffen ge­
funden wurden.
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krisenhaften Einbruch im Weltmarkt­
sektor als eine mögliche Entwicklung 
ausgeschlossen hatten und die Wachs­
tumsraten aus den fünfziger und sechzi­
ger Jahren in die Zukunft verlängerten 
— genauso wie sie im Augenblick der 
aktuellen langen guten Konjunktur die 
Stärke des Kapitalismus/Imperialismus 
lobhudeln ohne ernsthaften Versuch 
einer Analyse seiner inneren Auszeh­
rung.)

In einem Satz: Mit den wachsenden 
Schwierigkeiten für „ausreichende“ 
Exporte in den Westen und mit dem 
dort beschleunigten und vom Stachel 
der Konkurrenz und Massenerwerbslo­
sigkeit hervorgebrachten Prozeß der 
Produktivkraftsteigerung (Rationalisie- 
rungs-, Automatisierungswelle; wach­
sende Flexibilisierung der Arbeitskraft) 
verschärft sich die Binnenkrise der 
DDR-Ökonomie. Das Verflixte dabei: 
Die Auflösungserscheinungen im 
RGW-Bereich beschleunigten die 
DDR-Orientierung auf den Weltmarkt: 
die höheren Preise für UdSSR-Energie­
importe führten dazu, daß die DDR ver­
edelte Ölprodukte (chemische Erzeug­
nisse) verstärkt im Westen zu verkaufen 
suchte; die Entscheidung der UdSSR, 
sich primär auf westliche elektronische 
Erzeugnisse zu stützen, hieß für den im 
RGW-Bereich führenden DDR-Kon­
zern Robotron, selbst den Gang auf den 
Weltmarkt anzutreten. Usw.usf. Das 
heißt, es vollzieht sich ein krisenhafter 
Prozeß, bei welchem die Vorteile des 
Eingebundenseins in den RGW-Bereich 
in Nachteile umschlagen. Die Fakten, 
die dann im Herbst 1989 im Rahmen 
der aufgebrochenen politischen Krise 
bekannt werden, unterstreichen; Die 
DDR-Ökonomie befindet sich in einer 
offenen, tiefen Krise, die der Ausgangs­
lage der polnischen Ökonomie 1980/81 
entspricht. Und die Regierung Modrow 
mit ihrer neuen Wirtschaftsministerin 
Christa Luft hat erst einen Zipfel der 
Decke gelüftet, die diesen erschrecken­
den Zustand verdeckt. Welch eine Iro­
nie oder auch welch ein kluger Schach­
zug: Erstmals steht eine Frau auf wich­
tigem DDR-Posten, an zentraler Schalt­
stelle dieser gerontokratisch-machisti- 
schen Gesellschaft: Christa Luft. Und 
dann darf diese den Offenbarungseid 
leisten und von der Arbeiterklasse Op­
fer verlangen usw. (Ähnlich übrigens 
hinsichtlich der neuen FDGB-Vörsit- 
zenden!)

Das mindeste was sich hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Wachstumszahlen 
der letzten fünf Jahre sagen läßt, ist: 
Die DDR- Wirtschaft stagniert. Von 
den nominellen Wachstumszahlen müs­
sen die Verfälschungen/Schönrechne- 
reien und die inflationären Tendenzen 
in Abzug gebracht werden. Das Ergeb­
nis scheint plus minus null zu sein. Die 
fortdauernde Orientierung auf die He­
bung oder Aufrechterhaltung des Kon­
sumniveaus unter den Bedingungen der 
mehrfach beschriebenen politbürokrati­
schen Kommandostruktur führte dazu, 
daß ein beschleunigter Raubbau an der 
Natur und an dem entscheidenden Pro­
duktionsmittelfonds in der großen Indu­
strie betrieben wurde und betrieben

wird.
Durch letzteres, die fehlende Repro­

duktion und mangelnde Modernisie­
rung, entstehen der Gesellschaft immer 
größere Reparaturkosten (Resultat 
nachlassender Qualität in der Ferti­
gung) und wachsende Einnahmeverlu­
ste im Exportgeschäft (Rücksendung 
und Nichtannahme von DDR-Exporten 
durch die Importländer, u.a. die 
UdSSR, oder ein durch mangelnde 
Qualität erzwungener Verkauf unter 
den Gestehungskosten). Parallel dazu 
erfolgte ein Raubbau an der Infrastruk­
tur; um den relativ hohen Konsumtions­
fonds halten zu können, wurden not­
wendige Investitionen in die Infrastruk­
tur vernachlässigt. Beispielsweise ist in 
den achtziger Jahren die DDR-Ferti­
gung von Eisenbahnwaggons für den 
Personen- und Güterverkehr stark rück­
läufig (1981: 6420 Personen- u. Güter­
waggons; 1986: 4522), wobei der 
Schienentransport in der DDR weiter­
hin entscheidend ist; im Güterverkehr 
liegt die Transportleistung auf der 
Schiene viermal höher als diejenige auf 
der Straße).

Die Aufrechterhaltung des Status 
Quo, der Stagnation, erfolgt gleichzei­
tig auf Pump: Die innere und äußere 
Verschuldung der DDR wächst absolut 
und relativ. Noch vor wenigen Wochen 
schrieben Wolfgang Wolf und Thomas 
Klein, beides Mitglieder der „Vereinig­
ten Linken“, in einem mir ansonsten als 
profund erscheinenden Aufsatz über 
„Wirtschaft und Planung in der DDR“ 
den folgenden Satz: „So konnte die 
DDR anders als die VR Polen rechtzei­
tig die katastrophalen Folgen einer Au­
ßenwirtschaftsorientierung sozialisti­
scher Länder begrenzen, die vor 1M15 
auf zunehmende, zum Teil kreditfman- 
zierte Technologieimporte aus dem 
Westen setzte.“ (In: „Kontext — Bei­
träge aus Kirche & Gesellschaft. Kul­
tur“, Heft 6/89).

Demgegenüber stehen von der neuen 
DDR-Führung nicht dementierte Mel­
dungen, wonach die reale Auslandsver­
schuldung der DDR im Westen doppelt 
so hoch sei, als bisher angegeben: bei 
21 Milliarden US-Dollar. Die vielfach 
genannten gegenzurechnenden DDR- 
Forderungen im Westen entpuppen sich 
als Förderungen, die fiktiv sind und 
längst abgeschrieben werden müßten 
(zum Beispiel Förderungen an Afghani­
stan und die VR Vietnam für frühere 
DDR-Kredite oder Warenlieferungen). 
Sollten diese Zahlen zutreffen — und 
bisher traf in dieser Hinsicht immer das 
Schlimmste zu — dann wäre die DDR 
pro Kopf ihrer Bevölkerung im Westen 
höher verschuldet als die bisher als 
trauriger Rekordhalter eingestufte VR 
Polen: in der DDR 21 Mrd. US-Dollar 
Westschuld auf 16 Millionen Einwoh­
ner = 1312 US-Dollar Westauslands­
schuld je Einwohner. In Polen rund 42 
Müliarden Dollar Westschuld auf 35 
Milionen Einwohner = 1200 US-Dol­
lar Westschuld je Polin oder Pole. Hin­
zu kommt eine enorme Inlandsverschul­
dung der DDR, die offensichtlich vor 
allem aus einem Wohnungsbau (dem 
zentralen Anliegen der Honecker-Re­

gierungen) resultiert, der weitgehend 
kreditfinanziert erfolgte. In einer der 
ersten Mitteilungen des neuen DDR-Fi­
nanzministers Emst Höfher heißt es, 
die Inlandsverschuldung der DDR liege 
bei rund 130 Milliarden DDR-Mark, 
wovon allein 55 Milliarden DDR-Mark 
auf den kreditfinanzierten Wohnungs­
bau entfielen. Selbst die DDR-Nach­
richtenagentur ADN meldet hierzu 
„ungläubiges Staunen“ seitens der 
DDR-Volkskammer-Abgeordneten, als 
ihnen diese Zahlen am 13.11.1989 prä­
sentiert wurden.

Hinsichtlich der Westauslandschuld 
der DDR hatte es noch bis September 
geheißen, deren Bedienung (Zahlungen 
für die Zinsen) erfordere jährlich und 
hier 1989 einen Betrag von 1 Milliarde 
US-Dollar. Dies bezog sich allerdings 
auf einen Betrag von 9,3 Milliarden 
US-Dollar DDR-Westauslandsschuld. 
Eine doppelte Höhe dieser Schuld heißt 
jedoch auch: doppelt so viele Zinszah­
lungen an die westlichen Banken und 
Regierungen — also jährlich rund 2 
Milliarden US-Dollar.

Bilanziert man die bisher vorliegen­
den — aufgedeckten — Angaben und 
Fakten zur DDR-Wirtschaft, dann 
drängt sich eine erstaunliche Parallele
— gerade diejenige, die immer wieder 
mit Vehemenz bestritten wird — auf: 
Die DDR-Oberen führten ihre Ökono­
mie und damit die Grundlage ihrer Ge­
sellschaft mit derselben Methode an den 
Rand des Abgrunds wie die polnische 
Führung in den siebziger Jahren unter 
Gierek: Konsumproduktion ausbauen
— Großindustrie und Modernisierung 
vernachlässigen — und dies alles kredit­
finanziert, vor allem durch Westban­
ken. Es ist zu befürchten, daß die neuen 
Lösungsmodelle der jetzt offenenen 
Krise — beschleunigte Auslieferung an 
den Westen — ebenfalls dem polnischen 
Beispiel folgen. Dafür spricht die inne­
re Dynamik dieser Krise. Dafür spre­
chen aber auch die spezifischen Bedin­
gungen, unter denen die DDR-Ökono­
mie existiert.

IX.
Die Westverflechtung der DDR ist 
grundsätzlich nicht weniger entwickelt 
als diejenige anderer RGW-Länder. 
Unter den aktuellen Bedingungen deutet 
alles darauf hin, daß die offizielle Wirt­
schaftspolitik noch weniger einen 
Schutz vor dieser Westabhängigkeit 
darstellt. Im Gegenteil: ,,Reform“ der 
DDR-Ökonomie selbst heißt ihr be­
schleunigter Ausverkauf. Hier spielt 
eine besondere Rolle, daß die DDR wie 
kein anderes RGW-Land abhängig ist 
von einem einzelnen OECD-Staat, und 
hier gleich von der zweitwichtigsten im­
perialistischen Macht, der BRD. Dies 
wiederum beschleunigt den Wiederver­
einigungstrend unter kapitalistischem 
Vorzeichen, den „Wirtschafts-Revan­
chismus“. Nach den offiziellen Anga­
ben wickelt die DDR noch rund 67 Pro­
zent ihres Außenhandels mit den „so­
zialistischen Ländern“ ab (RGW-Län­
der und China, Jugoslawien, VR Ko­
rea). Dabei ist die Verflechtung mit der 
UdSSR besonders auffallend: 1986 lag

der Anteil des Außenhandelsumsatzes 
der DDR am Gesamtaußenhandelsum­
satz bei 38,8 Prozent. (Nächstwichtige 
Ost-Handelspartner sind die CSSR mit 
einem 7,3-Prozent-Anteil und Polen mit 
einem 6-Prozent-Anteil). Dies heißt be­
reits, daß eine Fortdauer und Verschär­
fung der Krise der sowjetischen Ökono­
mie nachhaltige negative Auswirkungen 
auf die DDR haben wird (oder bereits 
hat — aktuellere Zahlen liegen nur un­
vollständig vor).

Insgesamt ist keine wachsende Ten­
denz der Integration der DDR in den 
RGW-Bereich festzustellen: 1973, vor 
der „Ölkrise“ und vor dem offenen 
Aufbrechen der Krisentendenzen der 
imperialistischen Ökonomie, lagen ähn­
liche Anteile vor. Entsprechend hoch 
liegt der Anteil des Außenhandels, der 
auf dem kapitalistischen Weltmarkt rea­
lisiert wird: 1986 waren dies 32,6 Pro­
zent. Darin ist der Handel mit kapitali­
stischen Drittweltländem eingeschlos­
sen. Dieser macht 1986 jedoch lediglich 
4,4 Prozent aus; 28,2 Prozent sind Han­
del mit OECD-Staaten. Bei diesem 
Handel mit den „industrialisierten 
westlichen Ländern“ fallt die überra­
gende Stellung der BRD auf. Diese ist 
der zweitwichtigste Handelspartner der 
DDR überhaupt: 7,2 Prozent des Au­
ßenhandelsumsatzes der DDR werden, 
nach DDR-Angaben, mit der BRD ab­
gewickelt. Nach anderen — westlichen 
— Angaben feilt diese Abhängigkeit 
noch bedeutend krasser aus. Danach 
realisierte die DDR 1988 von den 11,2 
Milliarden DM Exporterlösen im ge­
samten Westhandel allein 7,5 Milliar­
den DM im Handel mit der BRD, dem 
sogenannten „innerdeutschen Handel“. 
2,7 Milliarden stammten aus dem übri­
gen Handel mit OECD-Staaten und 1 
Milliarde Mark (immer: DM) aus dem 
Handel mit der kapitalistischen Dritten 
Welt. Danach würden 67 Prozent des 
gesamten Westhandels der DDR mit der 
BRD realisiert (laut offizieller DDR- 
Statistik sind es „nur“ rund 25 Prozent; 
die Differenz mag entstehen dadurch, 
daß größere Teile dieses „innerdeut­
schen Handels“ sogenannte „graue Ex­
porte“ sind, die via BRD in andere EG- 
Länder geschleust werden und auf die­
sem Weg die steuerlichen Vorzüge des 
innerdeutschen Handels realisieren). 
Die Abhängigkeit der DDR von der 
BRD wird noch verstärkt durch massive 
Sonderzahlungen der BRD an die DDR 
und Transfers (wie Überweisungen etc. 
für Geschenke), die sich insgesamt auf 
weitere vier Milliarden DM hochaddie­
ren.

Welche Zahlen immer man nehmen 
mag — das Ergebnis ist qualitativ das­
selbe: Die DDR ist in starkem Maß vom 
Weltmarkt abhängig. Dabei ist die Ab­
hängigkeit von der BRD-Wirtschaft 
vorherrschend. Dies wird verstärkt 
durch bestehende Kooperationen, an­
laufende Ost-West-Zusammenarbeit 
und joint ventures (gemeinsame Unter­
nehmen von Westkapital und DDR-Fir­
men) und die vorherrschende Tenden­
zen bei den „Reform“-Ökonomen in 
der DDR. Solche Kooperationen beste­
hen etwa zwischen Salamander und der 
DDR (DDR-„Gestattungsfertigung“ 
von jährlich 5 Millionen Paar Tretern 
für den Binnenmarkt) und VW und der 
DDR (VW-Lizenzfertigung von Vier­
taktmotoren, die einerseits in Wart­
burg- und Trabant-Modelle eingebaut, 
andererseits an VW-Wolfsburg in Form 
sog. Rumpfmotoren exportiert wer­
den). Sie sollen nach den neuesten Plä­
nen massiv ausgeweitet werden. Bereits 
im neuen Wirtschaftsabkommen zwi­
schen der DDR und Österreich sind 
klassische Joint Ventures vorgesehen; 
am 27. November 1989 präsentierte der 
Leiter der handelspolitischen Abteilung 
der Ständigen Vertretung der DDR, 
Walfried Lange, ähnliche Modelle für 
gemeinsame BRD-DDR-Untemehmen 
(„49-Prozent-Anteil“ für BRD-Unter- 
nehmen).

Nun sind solche „Joint Ventures“ an 
sich nicht grundsätzlich abzulehnen. 
(Wenn eingeklagt würde, dies orthodox 
abzusichem, spränge ein W.I.Lenin li­
stig mit Zitaten in die Bresche.) Ent­
scheidend wird sein, wer die letztendli- 
che Verfügungsgewalt hat, welche 
Möglichkeiten des realen Wertetrans­
fers und Gewinntransfers bestehen und 
in welchen wirtschaftlichen Gesamtrah­
men diese eingebettet sind.

Und hier sieht es vor allem düster 
aus: Die hierzu veröffentlichten Beiträ­
ge im „Neuen Deutschland“, etwa der 
des Ökonom und Professor Karl Mor­
genstern, Dresden, die Thesen von 
Manfred von Ardenne, Atomphysiker

und Leiter eines Forschungsinstituts in 
Dresden, die letzte Wende und die letz­
ten Worte des bisherigen (und nun wohl 
abgelösten) Chefideologen Otto Rein­
hold, die Reformskizze des Generaldi­
rektors des Werkzeugmaschinen-Kom- 
binats „7. Oktober“ in Berlin, veröf­
fentlicht in der „Berliner Zeitung“, und 
schließlich entsprechende Arbeiten und 
Äußerungen der neuen Wirtschaftsmi­
nisterin Christa Luft — all dies geht in 
die Richtung: Mehr „Eigenständigkeit“ 
der einzelnen Betriebe. Kombinate (ein­
schließlich autonome Entscheidungen 
hinsichtlich des Außenhandels); Stär­
kung der Position der Direktoren in die­
sen; „gegen soziale Gleichmacherei" 
und damit für „verstärkte materielle in­
dividuelle Anreize“. „Abbau der Sub­
ventionen“ und schließlich „Konverti­
bilität der DDR-Mark“ bis hin zu „Bei­
tritt zum Internationalen Währungs­
fonds“.

Zusammenfassend heißt dies, man 
skizziert die „Jugoslawiesierung“ der 
DDR-Ökonomie; man plant dieselbe 
hoffnungslose „Flucht nach vom in den 
Weltmarkt-Abgrund“, die bereits die 
polnische letzte Regierung unter Ra­
kowski antrat und nun die neue Regie­
rung Polens mit päpstlichem Segen fort­
setzt, man ist bereit, dieselben Auflö- 
sungs- und Zersetzungserscheinungen 
zu akzeptieren, die in Ungarn vorherr­
schen (hier wird derzeit eine Verzehn­
fachung der offiziellen Arbeitslosenzahl 
ins Auge gefaßt). Und man will dem 
demokratiehungrigen Völk das Maul 
erneut mit mehr Konsum — wohlge­
merkt: als Ersatz für direkte Demokra­
tie — stopfen. Für die DDR wird es 
einen wichtigen Unterschied geben: Die 
Kombination dieses ,,Reform“-Modells 
fügt sich nahtlos in die Aufkaufspolitik 
durch das BRD-Kapital; Ausverkauf 
und Aufkauf ergänzen sich so. Es wird 
zu einer beschleunigten Zerstörung von 
sinnvollen Resten geplanter Wirtschaft 
kommen.

Fast völlig fehlt es, soweit mir be­
kannt und soweit von hier aus erkenn­
bar ist, an kreativem Geist mit der Skiz­
ze einer demokratischen, soweit als 
möglich dezentral kontrollierten, soweit 
als nötig zentral gesteuerten, aber de­
mokratisch legitimierten Planökono­
mie. Jürgen Kuczynski, der Nestor der 
DDR-Ökonomie und 85 Jahre alt, hat 
eine solche geliefert — und ausdrück­
lich erwähnt sei, daß er dies vor den 
dramatischen Ereignissen tat. „Natür­
lich“, so J. Kuczynski im September 
1989 in einem Interview mit der 
„Wahrheit“, Zeitung der SEW, „müs­
sen wir alles Entscheidende planen.“ 
Aber — „nach meiner Ansicht planen 
wir viel zu viel“. Es komme darauf an, 
nur „die Eckdaten zu setzen“. Es wer­
de in der DDR viel zu wenig der Initia­
tive der Menschen überlassen. „Man 
kann nicht sagen, daß bei uns die Bevöl­
kerung und die Arbeiter besonders mo­
tiviert sind. Sie sind müde von der Bü­
rokratie.“ (Hier nach: „FAZ“ vom 
4.9.1989). Nachdem die politische 
Wende kam und gegen die technokrati­
schen Reformer und deren Forderungen 
nach „Subventionsabbau“ gerichtet, 
forderte J. Kuczynski: „Vernünftiger 
wäre, wenn jeder ein Recht auf eine be­
stimmte Menge billigen Brots, Stroms, 
Wasser hätte. Ein sozialistischer Staat 
muß die ökonomisch Schwächsten 
schützen“ („Tagesspiegel“ vom 12.11. 
1989).

Das mag noch lange kein alternatives 
Programm sein. Ein solches dürfte sich 
erst in einer breiteren gesellschaftlichen 
Debatte, orientiert an der Realität der 
DDR-Ökonomie selbst und vor allem 
mit den dort Betroffenen, mit den Pro­
duzentinnen und Produzenten geführt, 
entwickeln lassen. Doch diese Warte 
weisen in die richtige Richtung — und 
das ist die entgegengesetzte zu dem jetzt 
von oben eingeschlagenen „Reform­
kurs“, der in Wirklichkeit ein Deform­
kurs ist, der alle Deformationen verstär­
ken und in der Kapitulation — mögli­
cherweise unter dem Ansturm des 
BRD-Kapitals in einem Zusammen­
bruch — münden wird.

X.
Unter den gegebenen Bedingungen exi­
stiert und entwickelt sich ein Sog in 
Richtung Wiedervereinigung, in Rich­
tung zur Bildung eines gemeinsamen 
deutschen Staates durch Zusammenle­
gung der BRD und DDR. Ein solcher 
Staat ist nur denkbar in Form einer 
Übernahme der DDR durch die BRD, in 
Form der Bildung eines nochmals stär­
keren imperialistischen deutschen 
Staats. Dieser wiederum würde ein
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Zwischenstadium bilden zu einem neu­
en großdeutschen Reich; auch für die 
deutsch-imperialistische Expansion 
gib. daß der Appetit mit dem Essen 
kommt. Die , deutsche (nationale) Fra­
ge" ist fortschrittlich, demokratisch, 
gar sozialistisch nur zu beantworten in 
form einer Gegnerschaft gegen jede 
Form von Wiedervereinigung, in Form 
der .Anerkennung der bestehenden 
Grenzen und der Staatsbürgerschaft der 
DDR.

Die Krise in der DDR, die Führungs­
losigkeit der demokratischen Massen­
bewegung und die alte, beschriebene 
Orientierung des deutschen, seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs auf West­
deutschland beschränkten Großkapitals 
auf Expansion in Richtung Osten mün­
den in einer umfassenden Kampagne in 
den bundesdeutschen Medien, orche­
striert von Bonner Regierung und BRD- 
Untemehmerverbänden für eine „Wie­
dervereinigung“, subtil umetikettiert in 
..Neuvereinigung“ durch die Sozialde­
mokratie. Tatsächlich geht es um „Wie- 
der-Xfereinigung": ein alter Zustand 
soll wiederhergestellt werden; deutsch­
national-kapitalistisch-imperialistische 
Verhältnisse sind das Ziel. Kein gerin­
gerer als der damals mächtigste BRD- 
Unternehmer. der Vorstandssprecher 
der Deutschen Bank Alfred Herrhau- 
sen, hat dies verdeutlicht. Gefragt, ob 
er „schon Pläne für Niederlassungen in 
der DDR“ habe, antwortete er im 
„Spiegel“: „Wir haben nachgeschaut, 
welche Niederlassungen wir früher auf 
dem Gebiet der heutigen DDR hatten. 
Es waren dreißig.“ Die Gefahr, daß 
„die DDR sehr schnell von der west­
deutschen Wirtschaft verschlungen“ 
(„Spiegel“) werde, legte er mit der fol­
genden Begründung ad acta; „Diese 
Ansicht ist nur solange richtig, wie sie 
von einer Zweistaatlichkeit ausgeht. 
Wenn Deutschland wiedervereinigt ist, 
ist diese Ansicht falsch. Kein Mensch in 
Nordrhein-Westfalen nimmt Anstoß 
daran, wenn ein württembergischer Un­
ternehmer in Nordrhein-Westfalen tätig 
wird.“ Und selbst der vom „Spiegel“ 
in die Debatte geworfenen Vorstellung, 
es reiche doch aus, wenn die DDR als 
eigenständiger Staat, ebenso wie die 
BRD und eventuell ähnlich wie Ungarn 
und Polen, sich der EG anschließe und 
dann beide deutsche Staaten in der EG 
„aufgehen“ würden, stellt der Herr­
scher über das größte europäische Ban­
ken- und IndustriekongJomerat (Deut­
sche Bank, Daimler-Benz, MTU, Dor­
nier, AEG, MBB usw.) seine knallharte 
Wiedervereinigungsvorstellung in 
Form der Übernahme der DDR durch 
die BRD entgegen: „Polen und Ungarn 
sind zwei selbständige Staaten, die sich 
eines Tages an die EG assoziieren kön­
nen. Die DDR würde im Falle der von 
mir gewünschten Wiedervereinigung 
eben kein Staat mehr sein. Die EG wür­
de nicht durch einen weiteren Staat er­
gänzt. Es würde sich der Gemeinschaft 
im Fall der Wiedervereinigung kein 
weiterer Staat anschließen, sondern es 
würden 16 Millionen zusätzliche Bür­
ger EG-Bürger werden.“ Es würde 
„nichts weiter passieren, als daß statt 
60 Millionen Deutsche 76 Millionen 
Teil des Binnenmarkts würden.“ 
(„Spiegel" 47/1989). Diese Aussagen 
ließen sich durch Dutzende andere von 
führenden westdeutschen Unterneh­
mern mit ähnlicher Tendenz (u.a. 
Spethmann, Tyll Nekker) ergänzen; sie 
münden schließlich in dem Stufenplan 
zu einer „Wiedervereinigung“ mit 
einer Zwischenstufe „Konföderation“, 
den Kanzler Kohl Ende November 1989 
verkündete und der umgehend zur Bil­
dung einer Nationalen Großen Koali­
tion bestehend aus CSU, CDU, FDP 
und SPD führte.

Dieses Projekt „Wiedervereinigung“ 
ist klar, und es steht in einer alten Kon­
tinuität. Bleibt die Frage: Läßt sich die 
deutsche Frage — eine wie auch immer 
geartete Form der „Wieder-“ oder 
„Neu-Vereinigung“ — auch positiv — 
von demokratischer, sozialistischer 
oder revolutionärer Seite aus — aufgrei­
fen? Muß sie gar „positiv" beantwortet 
werden — aus irgendwelchen „prinzi­
piellen“ Erwägungen?

Dort, wo dies erfolgt, liegt zumindest 
einer von nachstehend genannten mög­
lichen falschen Ausgangspunkten zu­
grunde:

(1) Für Sozialistinnen und Sozialisten 
existieren keine abstrakten „Prinzi­
pien“ außer denen, daß diese für eine 
menschliche und solidarische Gesell­
schaft eintreten und alles tun, um deren 
Entwicklung zu fördern. Es gibt also 
nicht ein abstraktes „ja“ oder „nein“ 

zu einer wie auch immer gearteten „na­
tionalen Frage“, zu einem „Selbstbe­
stimmungsrecht“. Letzten Endes sind 
auch solche Werte dem genannten 
grundsätzlichen Ziel einer solidarischen 
Gesellschaft zugeordnet. Natürlich war 
die Abtrennung der Saar vom Deut­
schen Reich nach dem Ersten Weltkrieg 
ein „Unrecht“, ebenso wie der Überfall 
des deutschen Imperialismus auf Frank­
reich im Ersten Weltkrieg ein solches 
war. Natürlich sprach abstrakt viel da­
für, für eine Wiederintegration der Saar 
in einen deutschen Nationalstaat einzu­
treten — u.a. die Einsicht, daß die fort­
gesetzte Trennung der Saar von 
Deutschland und ihre Integration in den 
französischen Staat nationalistische 
Stimmungen fördern müßte (was ent­
scheidend gegen das Ziel einer mensch­
lichen und solidarischen Gesellschaft 
wirkt). Unter den konkreten Bedingun­
gen jedoch des Dritten Deutschen 
Reichs, als dieses sich die Saar eizuver- 
leiben drohte und eine Volksabstim­
mung durchgeführt wurde — plädierten 
viele demokratische und alle sozialisti­
schen Kräfte dafür, gegen einen An­
schluß zu stimmen („Haltet die Saar, 
Genossen!“). Wer abstrakt von einem 
„Prinzip nationale Frage“ spricht und 
behauptet, hierauf gebe es eine allge­
mein gültige Antwort, der argumentiert 
eher religiös oder im klassischen Sinn 
idelogisch denn sozialistisch.

(2) Richtig ist, daß in der sozialisti­
schen Tradition ein grundsätzliches Ja 
zum Recht auf nationale Selbstbestim­
mung dann überwiegend vertreten 
wird, wenn es sich um das Selbstbe­
stimmungsrecht einer unterdrückten 
Nation handelt. (Daß es auch in diesem 
Fall zu spannenden und neu aufzuarbei­
tenden Debatten unter „marxistischer 
Klassikerinnen“ kam, sei hier nur an­
gemerkt; siehe die Debatte zwischen 
W.I. Lenin und Rosa Luxemburg in der 
„polnischen nationalen Frage“). Auch 
wenn man in solch einem Fall wie Le­
nin grundsätzlich das Recht auf nationa­
le Selbstbestimmung bejaht und Luxem­
burgs internationalistisch argumentie­
renden Standpunkt für falsch hält, so 
läßt sich dieses mit dem oben genannten 
Punkt 1 in Einklang bringen: „Nationa­
le Selbstbestimmung“ einer unter­
drückten Nation gegen die unterdrük- 
kende Nation beinhaltet immer auch 
einen emanzipatorischen Aspekt, einen 
Kampf gegen Unterdrückung, für mehr 
Menschlichkeit und Solidarität. Die 
Argumentation für eine solche Position 
lautete, daß erst die Befreiuung von die­
ser ausländischen (imperialistischen) 
Unterdrückung den Weg frei mache zur 
Befreiung von der Unterdriicckung 
durch die nationalen herrschenden 
Klassen. Und umgekehrt: Daß die Bei­
behaltung dieser imperialistischen Un­
terdrückung den inneren Nationalismus 
fördere und hierdurch einen zusätzli­
chen Beitrag zur Verschleierung der in­
neren Unterdrückung liefere.

Keiner kann behaupten, im Fall der 
„nationalen deutschen Frage“ gehe es 
um die Befreigung einer unterdrückten 
Nation. Die BRD ist ein in Westeuropa 
absolut dominierender Nationalstaat; 
die DDR ein im RGW-Bereich relativ 
dominierender Nationalstaat.

(3) Wenn heute über die „nationale 
deutsche Frage“ diskutiert wird, dann 
wird oft leicht ein falscher Kurzschluß 
zwischen der Situation nach dem Zwei­
ten Weltkrieg und bis Ende der fünfzi- 
ger/Anfang der sechziger Jahre und der 
aktuellen Situation hergestellt. Als nach 
dem Zweiten Weltkrieg die „nationale 
deutsche Frage“, die Bildung eines ge­
meinsamen Staates aus Westzonen und 
Ostzone oder BRD und DDR aufgewor­
fen wurde, wurde sie immer aufgewor­
fen entweder in Form eines national 
einheitlichen deutschen Staates auf so­
zialistischer Grundlage oder in Form 
eines bürgerlich-kapitalistischen deut­
schen Staates mit neutralem Charakter 
und ohne Wiederbewaffnung (Modell 
Österreich). Diese Optionen wurde er­
klärtermaßen — und wie oben zusam- 
mengefäßt — von den westdeutschen 
Regierungen abgelehnt. Diese Optionen 
stellen sich in der aktuellen Debatt 
nicht.

(4) Im Fall der „nationalen deutschen 
Frage“ kommt hinzu, daß eine „Ver­
einigung" immer auch meint die Verei­
nigung zweier grundlegend unter­
schiedlicher, ja gegensätzlicher Gesell­
schaften, wobei der stärkere National­
staat als Grundlage eine kapitalistische 
Ökonomie hat und der schwächere eine 
nichtkapitalistische Ökonomie.

Eine „Vereinigung“ meint also ein 
Aufgehen zuvor nie' 'tapitalistischer 

Bereiche in kapitalistische, eine Wie­
derzugänglichmachung von Boden und 
Menschen für die privatkapitalistische 
Mehrwertproduktion. Die nationalisti­
sche Forderung nach „Wiedervereini­
gung“ transportiert also die Forderung 
nach Wiedereingliederung von Gebie­
ten, die der Mehrwertproduktion und 
Profitmaximiertung entzogen wurden, 
genauer: hinter dieser nationalistischen 
Forderungen verbirgt sich diese klas­
senpolitische. So ist auch zu verstehen, 
daß entsprechende nationale Förderun­
gen nicht — noch nicht? — im Rahmen 
des bestehenden kapitalistischen West­
europas aufgestellt werden, etwa nicht 
die Wiedereingliederung von Elsaß-Lo- 
thringen in „Deutschland“ oder ein 
„Anschluß Österreichs“ gefordert 
wird.

(5) Wer die Forderung nach „Wie­
dervereinigung“ ausschließlich auf so­
zialistischer Grundlage vertritt (wie ich 
sie vertreten habe), muß sich zumindest 
den Vorwurf gefallen lassen, abstrakte 
Schreibtisch-Politik zu betreiben. Unter 
den aktuellen Bedingungen ist auch 
klar, daß eine solche Position objektiv 
den revanchistischen Wiedervereini­
gungsprojekten in die Hände arbeitet. 
„Wiedervereinigung auf sozialistischer 
Grundlage“ meint beispielsweise, ein 
wiedervereinigtes Deutschland, nach­
dem im Osten (in der DDR) eine sozia­
listische Demokratie hergestellt und das 
SED-Einparteienregime gestürzt sei 
und nachdem im Westen, in der BRD 
eine soziale Revolution stattgefunden 
und eine sozialistische Gesellschaft sich 
herausgebildet hätte. In diesem Rahmen 
dieses Prozesses, so argumentieren die 
Vertreter dieser Position, werde sich 
die „nationale deutsche Frage“ positiv 
stellen und beantworten lassen. Eine 
nochmals weiter entwickeltere Position 
sieht ein solches wiedervereinigtes so­
zialistische Deutschland als eingebettet 
in die „Vereinigten Sozialistischen 
Staaten von Europa“.

Diskutiert man eine solche Position 
zunächst unter Ausklammerung der ak­
tuellen Situation, dann ist klar, daß eine 
solche Position eine grundlegende Ver­
änderung des europäischen Kräftever­
hältnisses unterstellt. Eine sozialisti­
sche Revolution in der BRD würde ganz 
Europa und vor allem Westeuropa ver­
ändern; „Sozialistische Staaten von Eu­
ropa“ gar hieße, daß weltrevolutionäre 
Veränderungen stattgefunden hätten 
(EG, Nato, EVU/WEU, Warschauer 
Pakt wären nicht mehr). Hier würde 
sich die Frage anschließen, ob es über­
haupt ein emanzipatorisches Ziel sein 
kann, in einer solchen Situation die Bil­
dung neuer (oder Umbildung alter) Na­
tionalstaaten zu propagieren (BRD- 
DDR-Nationalstaat), ob nicht grund­
sätzlich die Forderung nach einem Na­
tionalstaat (einem neuen, einem umge­
bildeten) in der aktuellen Periode der 
Geschichte rückschrittlich, jedenfalls 
niemals fortschrittlich sei.

Eine gewisse Parallele bildet hier die 
Südtirolfrage. Natürlich war die Ein­
verleibung Südtirols in den österreichi­
schen Nationalstaat ebenso „Unrecht“, 
wie die vorausgegangenen deutsch­
österreichischen Kriegshandlungen ge­
genüber Italien dies waren. Abstrakt 
späche bedeutend mehr für eine Losung 
„für ein wiedervereinigtes Österreich 
einschließlich Südtirols auf sozialisti­
scher Grundlage“ als für die Losung 
„wiedervereinigtes sozialistisches 
Deutschland“. Wenn bisher weder die 
deutschsprachige Linke Südtirols noch 
die Linke Österreichs eine solche For­
derung aufstellt, dann zeigt dies, daß 
diese politischen Instinkt hinsichtlich 
dieser eigenen Belange haben, das 
heißt, diese abstrakte Position mit der 
aktuellen Realität vernbinden. Und die­
ser Realität wirkte jede Forderung Süd­
tirol zurück an Österreich in reaktionä­
rer Richtung.

Nochmals deutlicher wird dies auf­
grund der gegensätzlichen Gesell­
schaftssysteme im Fall der „deutschen 
Frage“. Diskutiert man die Position 
„für ein wiedervereinigtes Deutschland 
auf sozialistischer Grundlage“ ange­
sichts der konkret gegebenen gesell­
schaftlichen Verhältnisse, dann handelt 
es sich hierbei um eine völlig abstrakte, 
von der Realität abgehobene Forde­
rung. Angesichts der gesellschaftlichen 
Realität und der Kräfteverhältnisse muß 
eine solche Position (auch entgegen 
dem möglichen subjektiven Willen der­
jenigen, die sie vertreten) den Main­
stream fllr eine kapitalistische Wieder­
vereinigung verstärken: Es ist das klei­
nere, nicht-kapitalistische Land, das 
sich in einer tiefen Gesellschaftskrise 

befindet; es ist das größere, imperiali­
stische Land, das eine revanchistische 
Kampagne betreibt, das als Raison 
d etre, als grundlegende Bestimmung 
des imperialistischen Daseins den Re­
vanchismus hat.

Es besteht hier kein Raum, keine 
Zeit, kein Kräfteverhältnis, um eine 
solche Forderung anders als reaktionär 
„positiv“ zu beantworten. Eine fort­
schrittliche Antwort kann also nur lau­
ten: Ja zu den real existierenden Gren­
zen, ja zur DDR-Staatsbürgerschaft, 
Engagement für alle fortschrittlichen 
Bewegungen im jeweils eigenen Land 
und in Solidarität mit entsprechenden 
Bewegungen im benachbarten Land, für 
die Realisierung grundlegender demo­
kratischer Verhältnisse zwischen beiden 
deutschen Staaten (u.a. Reisefreiheit), 
für sozialistische Verhältnisse und für 
sozialistische Demokratie in der BRD 
und in der DDR.

Selbst das Konzept eines neutralen 
wiedervereinigten Deutschlands ist ab­
zulehnen. Unter den gegebenen Bedin­
gungen verstärkt es, wenn von „links“ 
aufgestellt, bereits vorhandene und bald 
stärker werdende Tendenzen des west­
deutschen Kapitals, sich von den USA 
abzukoppeln, und „nur“ noch das Ziel 
europäische Hegemonialmacht zu ver­
folgen (mit neutralem Status, aber eige­
nen Atomwaffen; eventuell durch eine 
„Achse“ Paris-Bonn-Großberlin „ab­
gefedert“).

XI.
Was sind unter den gegebenen Bedin­
gungen Aufgaben von Sozialistinnen 
und Sozialisten?

— Entscheidend, gewissermaßen der 

Widerstand gegen Einverleibung der DDR durch die BRD und Ostexpan­
sion. Bild oben; SED-Demonstration im November. Bild unten: Demon­
stranten in Leipzig.

• A K * \ i -

Lackmus-Test, wird ein Engagement 
gegen den vorherrschenden Revanchis­
mus und seine Konkretisierungen in 
Richtung Wiedervereinigung sein. Alle 
daraus resultierenden Forderungen und 
Stimmungen sind, übrigens in Ost und 
West, anzuprangern (siehe auch den 
neuen Nationalismus in der DDR gegen 
Polen).

— Diese Orientierung muß für einzel­
ne Bereiche konkretisiert werden. Eine 
sinnvolle Initiative war beispielsweise 
der von Teilen der Radikalen Linken 
eingebrachte Gesetzentwurf zur Ände­
rung des Grundgesetzes (u.a. ökosozia­
listische MdB und Europaparlaments­
abgeordnete, DKP/Fülberth, VSP).

— Eine solche antirevanchistische 
Orientierung muß vor allem auch in der 
Arbeiterbewegung entwickelt bzw. ver­
stärkt werden. Ziel der gegenwärtigen 
Kampagne wird sein, SPD und DGB für 
diese einzuspannen — was teilweise be­
reits gelungen ist (siehe die erste Zu­
stimmung der SPD zum „Stufenplan“ 
Kohls für „Konföderation“ und Wie­
dervereinigung).

So enthalten eine ganze Reihe von 
Grundsatzerklärungen (etwa die des 
DGB) offen revanchistische Positionen. 
Initiativen zur Tilgung dieser Positio­
nen und zu einem klaren Ja zur Aner­
kennung der Eigenstaatlichkeit der 
DDR sind erforderlich.

— In dieser Richtung sollten wir auch 
international wirken. Es ist auffallend 
und problematisch, daß in benachbarten 
Ländern (wohl vor allem im Westen, 
aber auch in der CSSR und Polen) Teile 
der Linken für eine Wiedervereinigung 
eintreten, obwohl die Linke in der BRD 
und in der DDR in ihrer großen Mehr-
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heit Position dagegen bezieht.
— Notwendig ist, bei allem Engage­

ment gegen Revanchismus jedes Block­
denken abzulehnen, solidarisch die Dis­
kussionen und Aktivitäten der demokra­
tischen und sozialistischen Bewegung in 
der DDR zu begleiten und sich an ent­
sprechenden Debatten zu beteiligen. 
Dies hat unter Respektierung der Eigen­
ständigkeit der entsprechenden Bewe­
gung und Gruppen zu erfolgen und mit 
der notwendigen Sensibilität, die bisher 
einem großen Teil der BRD-Linken 
diesbezüglich zu fehlen scheint (womit 
deren revolutionärer Messianismus ge­

genüber der jungen DDR-Linken nichts 
anderes als ein Reflex des BRD-Impe- 
rialismus ist).

— Besonders wichtig wäre es, ge­
meinsam mit der DDR-Linken ein Kon­
zept zu entwickeln, das aktuelle Ant­
worten auf Fragen gibt, die für die 
DDR lebensbedrohend sind und deren 
Nichtantwort den Revanchismus bestär­
ken muß (z.B. wie kann die Reisefrei­
heit finanziert werden?).

— Wir sollten alles tun, damit auch 
die positiven Seiten der aktuellen Ent­
wicklung in der DDR hierzulande be­
kannt werden und Menschen daraus 

Hoffnung und Kraft schöpfen, ihre 
eigenen Interesse zu formulieren und 
sich hierfür zu engagieren. Beispiels­
weise ist es bezeichnend, daß die DDR 
fast völlig vom BRD-TV und Rundfunk 
bestrahlt und beschallt wird — sich aber 
weigert, das DDR-Fernsehen in das 
Kabelnetz einzuspeisen. Die aktuelle 
DDR-Berichterstattung über die ge­
samtgesellschaftliche Diskussion auch 
und gerade in den Betrieben ist derzeit 
vorbildlich und würde sich — wenn 
hierzulande bekannt — als Bumerang 
gegen die revanchistische Wiederver­
einigungskampagne auswirken.

— Gemeinsame Aktivitäten von 
BRD-Linker und DDR-Linker, vor­
zugsweise jeder im eigenen Land, sind 
angebracht. Beispielsweise anläßlich 
des Kohl-Besuchs in der DDR und mit 
der gemeinsamen Stoßrichtung gegen 
den BRD-Revanchismus (und für einen 
eigenständigen sozialistischen Weg in 
der DDR).

— Wir müssen in der BRD verstärkt 
die Frage der Abrüstung aufwerfen als 
einen konkreten Beitrag gegen den Re­
vanchismus und unter Ausnutzen der 
neu entstandenen Situation. Diese Fra­
ge kann radikal aufgeworfen werden, 

beispielsweise in Anlehnung an die 
Kampagne in der Schweiz in Form 
einer Kampagne für eine BRD ohne 
Armee (einschließlich raus aus der Na­
to). Bei solchen Abrüstungskampagnen 
muß die eigene Armee im Vordergrund 
stehen. Erst in diesem Zusammenhang 
gewinnen zusätzliche Forderungen wie 
Abzug ausländischer Truppen aus der 
BRD, raus aus der Nato das ihnen zu­
stehende richtige Gewicht und wirken 
einer Forderung nach einem „neutra­
len“ — neu erstarkten — großdeutschen 
Reich entgegen.

Winfried Wolf (VS). 6.12.1989

Faschistisches Gedankengut unter Jugendlichen 
und die Erklärungen bürgerlicher Soziologen

Bei den Wahlen in Westberlin zum Ab­
geordnetenhaus erhalten die faschisti­
schen Republikaner (REP) 7,5 % der 
Stimmen. Auffällig hoch ist der Anteil 
Jugendlicher darunter: 9,1 % der Frau­
en zwischen 18 und 23 Jahren und sogar 
18,8 % der Männer dieses Alters wählte 
die REPs. Ähnlich bei den Stadtparla­
mentswahlen in Frankfurt, wo die NPD 
bei Frauen 5,5 % und bei Männern 13 % 
erreicht.

Eine Spiegel-Umfrage bestätigt diese 
Tendenz, der Anteil der REP-Wähle- 
rlnnen und -Sympathisantinnen von 
18-25 Jahren ist überdurchschnittlich.

Noch schlimmer aber ist die hohe 
Verbreitung faschistoider Ideologie 
oder einzelner Versatzstücke daraus. 
Eine Umfrage unter 16jährigen Berufs­
anfängerinnen in Nordrhein-Westfalen 
ergibt Zustimmungen bei über 40 % der 
Jugendlichen für folgende Forderun­
gen:
— Ausgrenzung ausländischer Jugend­
licher
— Einführung der Todesstrafe
— härterer Strafvollzug
— Deutschland den Deutschen
— Kanaken raus.

Es ist dringend notwendig, die Ursa­
chen dafür herauszufinden. Daran ar­
beiten „naturgemäß“ die sogenannten 
„Jugendfbrscher“ (das sind Soziolo­
gen, die auf Jugendliche spezialisiert 
sind). Hier wird einerseits wertvolle 
Arbeit geleistet, die uns weiterhelfen 
kann. Andererseits stoßen diese sich 
meist als fortschrittlich begreifenden 
Jugendforscher nie zur Ursache vor, 
sondern bleiben immer an der Oberflä­
che hängen. Das muß gründlich kriti­
siert werden, zumal diese Jugendfor­
scher z.T. erhebliches Gehör finden, 
insbesondere in DGB-Jugend-Gruppen 
scheinen sie angesagt zu sein.

Zwei Beispiele
Dr. Wilhelm Heitmeyer (Fakultät für 
Pädagogik, Forschungsschwerpunkt 
Jugendforschung, Universität Biele­
feld): „Rechtsextremistische Orientie­
rungen bei Jugendlichen“, in: DGB-Ju- 
gend NRW, „Rechtsextremismus*' 
Köln, April 89.

Heitmeyer geht davon aus, daß die 
Grundlage dafür, daß Jugendliche 
rechtsextremes Gedankengut aufneh­
men, in ihren Lebensumständen zu su­
chen ist. Für diese Lebensumstände 
würden „erklärungskräftig(e) Orientie­
rungsmuster“ gesucht. Dieser Ansatz 
ist natürlich richtig und macht uns mög­
lich, aus diesen „wissenschaftlichen 
Erkenntnissen“ zu „schöpfen“. Heit­
meyer kommt dabei zu folgenden bei­
den Hauptgründen:

— Dieser Punkt ließe sich in etwa in 
Vereinzelung/Individualisierung zu­
sammenfassen: Die Gesellschaft bringe 
mit sich „ungeheure Mobilität, Auswei­
tung der Konkurrenzbeziehungen, Ver­
änderungen der Wohnstruktur, Ver­
rechtlichung und v.a. Ökonomisierung 
aller sozialen Beziehungen ...“ In 
„den Konkurrenzsituationen (kann 
man) nicht mehr das Gemeinsame beto­
nen“, und das bei ohnehin bestehender 
Abnahme der Bedeutung „sozialer 
Gruppierungen (Familie, Arbeitsgrup­
pen in Betrieben, Nachbarschaften)“. 
Die Identität durch das Gefühl der Zu­
gehörigkeit als Teil von etwas wird un­
klarer, dies erscheine als Belastung. 
Stattdessen werden dann andere „Zu­
gehörigkeiten, die einem keiner nehmen 
kann, ... als Ausgleich für soziale 
Verluste“ angenommen: Nation und 
Rasse, in Abgrenzung zu anderen.

Qnäefere Zukunft, durch z.B. hohe

Arbeitslosigkeit und Entwertung der 
Ausbildung als Zukunftsgarant. „Ju­
gendliche (verlieren) die Kontrolle über 
ihre eigenen Lebenswege.“ Folge ist 
die Suche nach „Gewißheiten“: Identi­
fikation mit etwas (Nation), Zugehörig­
keit zu Institutionen, „in deren Schutz 
man dann Stärke und Selbstbewußtsein 
entwickeln möchte“ (Religionen, natio­
nalistische Parolen).

Über die Hertha-Frösche, ein Fanclub 
von Hertha BSC Berlin, der durch bru­
tale Schlägereien gegen andere Fans 
und Ausländerinnen auflallt, wo faschi­
stische Parolen im Alkoholnebel leicht 
Anklang finden, (in: „Nazis, Skins und 
alte Kameraden“, Hrsg. Biermann und 
Krischka, Weltkreis-Verlag 1986)

Auch dieser Autor geht von gesell­
schaftlichen Mißständen aus. „Jugend­
liche suchen nach kameradschaftlicher 
Zusammengehörigkeit und Identifika­
tion. Beides bietet ihnen unsere — nach 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
organisierte — Gesellschaft nur in sel­
tenen Fällen.“ Als Beispiele für die Un­
fähigkeit dieser Gesellschaft, den Be­
dürfnissen Jugendlicher nachzukom­
men, werden genannt: zuwenig Geld 
für Jugendheime, Freizeitangebot be­
steht überwiegend aus Spielhallen und 
Videotheken, Notenstreß und Lehrstel­
lenknappheit. „Die Möglichkeiten 
kreativer Betätigung und der Erprobung 
eigener Kräfte werden in wachsendem 
Maße beschnitten.“ Das scheint uns im 
Prinzip zutreffend, wenn uns auch be­
stimmt noch etliche andere Punkte ein­
fielen (z.B. daß ein Zusammenkommen 
der Menschen, also die Entwicklung 
von Kollektivität, schon durch die 
grundsätzliche Struktur von Schule, 
Uni und zunehmend auch Produktion 
verhindert wird; daß an die Stelle des 
Kollektivs dann u.a. Fernsehen und Vi­
deo treten).

Was daraus entsteht, läßt sich auch 
hier in zwei Hauptgründe fassen;

— Kameradschaft und Zusammenge­
hörigkeitsgefühl. In der Fan-Kurve 
„kann man sich zugehörig fühlen, kann 
sich durch Abzeichen und bunte Schals 
als Gleichgesinnter zu erkennen geben 
und erlebt ... das berauschende Gefühl 
der Kameradschaft . .. Auch die Neo­
nazis arbeiten mit den gleichen Mitteln, 
um die Jugendlichen zum Mitmachen zu 
bewegen: Sie versprechen ihnen, in 
ihren Organisationen gehe es besonders 
kameradschaftlich zu.“

— Macht, mensch braucht sich nicht 
mehr als der letzte Arsch zu fühlen. „In 
der Masse der Fußballfans merkt man 
plötzlich, daß die anderen Leute Re­
spekt, vielleicht sogar Angst haben; 
hier ist man wer. Während man anson­
sten — von Eltern, Lehrern, Ausbildern
— ziemlich herumgestoßen wird, darf 
man sich am Nachmittag im Stadion 
endlich einmal stark fühlen.“ Genau in 
dieses „Feeling“ hinein arbeiten orga­
nisierte Neonazis in den Stadien. „Sie 
orientieren auf Stärke, deutsches' 
Selbstbewußtsein und militantes Auftre­
ten . . . auf der einen Seite die ,guten1 
Deutschen, die sich gegen .Überfrem­
dung' und .Bolschewismus* zur Wehr 
setzen, auf der anderen Seite die .Fein­
de des Deutschtums* ...“

Zusammengefeßt sind laut diesen fort­
schrittlichen Jugendforschem die Grün­
de für den Erfolg der Faschisten und fa­
schistischer Parolen bei Jugendlichen 
folgende:
— Die zunehmende Vereinzelung/Indi- 
vidualisierung, die gesellschaftlich be­
stimmt ist, sucht jiach Ausgleich bzw. 

Aufhebung, nach neuen „Kollektiven“. 
Da haben die Faschisten scheinbar et­
was zu bieten: das Zusammengehörig­
keitsgefühl in einer Gruppe bzw. das 
Gefühl, zusammenzugehören durch 
gemeinsame Abgrenzung gegen andere 
(z.B. Nation und Rasse).
— Zukunftsangst, natürlich ebenfalls 
gesellschaftlich bestimmt, durch unsi­
chere Existenz-Sicherung (hohe Ar­
beitslosigkeit, unstete Jobs etc., Woh­
nungsnot, hohe Mieten) und Bedrohung 
durch ökologische Katastrophen und 
Kriegsgefahr.
— Öhnmachtsgefühl, denn allein ist 
mensch der letzte Arsch, aber in Ge­
meinschaft mit anderen entwickelt sich 
Stärke, die helfen soll, eine schlechte 
Situation zu verändern. Dabei wird 
nicht gesehen, daß die Faschisten genau 
das Gegenteil bewirken.

Das alles sind mit Sicherheit zutref­
fende Begründungen. Aus einem Inter­
view mit einem ehemaligen ANS-Mit- 
glied:

„Wenn du jetzt zurückblickst, was hat 
dich — neben der äußerlichen Aufma­
chung — am meisten an die Gruppe ge­
bunden?

Das Gefühl der Geboigenheit, das in 
der Gruppe herrschte. Ich hatte damals 
keine Freundin, und da war dann eben 
eine Truppe, zu der man gehörte. In 
gewissem Sinn war auch Kamerad­
schaft da. Wenn wir gespendet haben, 
um eine Fahrt zu finanzieren, hat jeder 
das gegeben, was er für nötig hielt. 
Man hatte den Eindruck, als ob keiner 
seinen eigenen Vorteil suchte.

Dann war auch noch dieser Rückhalt 
in der Gruppe. Wenn wir von Antifa­
schisten bedrängt wurden, hatten wir 
das Gefühl, daß wir uns aufeinander 
verlassen konnten. Man hat gesagt: 
,Wir stehen einem verletzten Kamera­
den bei, da haut keiner ab, wir bleiben 
zusammen.* Also praktisch das Gefühl: 
Auch wenn die ganze Welt gegen uns ist 
und wir an der Wand stehen, wir halten 
zusammen.“
(Quelle: Nazis, Skins und alte Kamera­
den, s. oben)

Ganz ähnliche Motivationszusam­
menhänge ergaben sich in unserer Un­
tersuchung über die Gründe des Zulaufs 
neofaschistischer Schlägertrupps in der 
Beilage 1/89: „Die Faschisten gewin­
nen Leute ... durch ihr Auftreten als 
schlagkräftige Truppe, da sie damit 
.Kameradschaft“, also Zusammengehö­
rigkeitsgefühl als Gruppe bieten und 
Menschen (vor allem Jugendlichen) 
damit aus ihrer Vereinzelung durch die 
kapitalistische Gesellschaft scheinbar 
heraushelfen. Der .Führer* nimmt dem 
Einzelnen Verantwortung in einer kom­
plizierten Umwelt ab, mann braucht 
nicht zu denken, es sieht alles so einfach 
aus.“ (Beilage 1/89: „Militanter Anti­
faschismus — Teil des antifaschisti­
schen Kampfes“)

Kritik der 
bürgerlichen Soziologen

Hier endet die Erklärung dieser „fort­
schrittlichen“ Soziologen und auch das 
Denken vieler Linker. Bis zu den Ursa­
chen von Zukunftsangst und Vereinze­
lung wird meist nicht vorgedrungen. 
Folge davon: Hier schon setzt die Suche 
nach den Alternativen für Jugendliche 
an, also wird nicht an die Bekämpfung 
der grundlegenden Ursachen gegangen, 
sondern mal wieder nur an den Folgen 
rumgedoktert.

Entsprechend begrenzt sind dann 
auch die Schlußfolgerungen der Sozio­
logen, was „wir“ tun können': Sozialar­
beit, den Jugendlichen ein heimeliges 

Nest bauen. Es brauche Maßnahmen, 
die „Jugendlichen die Möglichkeit er­
öffnen, daß sie die Erfahrung gesell­
schaftlicher Nützlichkeit und sozialer 
Einbindung machen können. Diese Er­
fahrung verläuft immer noch in erster 
Linie über Arbeit und Beruf einerseits 
und Einbindung in soziale Milieus an­
dererseits.“ (Heitmeyer, in: s.o.)

„Die alltägliche schulische Erfahrung 
,Der Stärkere setzt sich durch* ist leicht 
ausbeutbar durch die Forderung ,Der 
Stärkere soll sich durchsetzen* ... Pä­
dagogisch gesehen wären also u.a. die 
schulischen Erfahrungen so zu struktu­
rieren, daß diese leid vollen Erfahrun­
gen nicht überhand nehmen . ..“ (Heit­
meyer in „Erziehung und Wissen­
schaft“)

Die kapitalistische Ausbeutung wird 
von Heitmeyer und Co. nicht angegrif­
fen. Angestrebt wird von ihnen ledig­
lich eine bessere Abfederung der Fol­
gen dieser Ausbeutung in therapeuti­
scher Manier.

Selbstverständlich ist auch uns klar, 
daß, so lange dieses System besteht, die 
Lohnarbeit eine zwingende Notwendig­
keit für den Großteil der Bevölkerung 
ist und daher ein Kampf geführt werden 
muß gegen die Ausgrenzung eines Teils 
der Bevölkerung aus der Existenzsiche­
rung per Lohnarbeit. Aber dies als Per­
spektive zu sehen, um Jugendlichen 
weiterzuhelfen, denen es mehr oder 
weniger dreckig geht, anstelle der 
grundsätzlichen Infragestellung dieses 
ganzen Systems (auch Lohnarbeit ist 
menschenverachtend, nicht nur Arbeits­
losigkeit), lenkt den notwendigen 
Kampf in eine falsche Richtung hin zum 
bloßen Bekämpfen der schlimmsten 
Auswüchse dieses Systems, ohne eine 
Perspektive zu bieten, dieses System ir­
gendwann einmal ganz los zu werden.

Dieses „Ergebnis“ greift zu kurz (wo

es nicht letztlich reaktionär wird, durch 
die prinzipielle Einverständniserklä­
rung nut kapitalistischer Ausbeutung), 
wie ja die gesamte „Ursachenfbr- 
schung“ gerne mittendrin aufhört. Sie 
gehört genau da auf, wo festgestellt 
wird, warum Faschisten oder faschisti­
sche Parolen für Jugendliche Attraktivi­
tät haben, d.h. für welche Probleme sie 
bei den Faschisten Lösungen gefunden 
zu haben glauben. Diese Beweggründe/ 
Bedrängnisse der Jugendlichen muß 
mensch kennen, darf es aber nicht dabei 
bewenden lassen, sondern muß weiter­
gehen zu den Ursachen dieser Bedräng­
nisse. Also konkret: Was sind die Ursa­
chen von Vereinzelung und schlechten 
Zukunftsaussichten?

Daß die bürgerlichen Forscherinnen 
hier nicht weiterkommen, kann ihnen 
nicht vorgeworfen werden. Im Wege 
steht ihnen ihre bürgerliche Ideologie, 
die den nächsten Schritt verhindert; 
denn der nächste Schritt würde zur Kri­
tik der Strukturen dieser kapitalisti­
schen Gesellschaft führen und entspre­
chende Konsequenzen verlangen.

Hegel: „Wenn eine Veränderung ge­
schehen soll, so muß etwas verändert 
werden. Eine so kahle Wahrheit ist dar­
um nötig, gesagt zu werden, weil die 
Angst, die muß, von dem Mute, der 
will, dadurch sich unterscheidet, daß 
die Menschen, die von jener getrieben 
werden, zwar die Notwendigkeit einer 
Veränderung wohl fühlen und zugeben, 
aber wenn ein Anfang gemacht werden 
soll, doch die Schwachheit zeigen, alles 
behalten zu wollen, in dessen Besitz sie 
sich befinden, wie ein Verschwender, 
der in der Notwendigkeit ist, seine Aus­
gaben zu beschränken, aber jeden Arti­
kel seiner bisherigen Bedürfnisse, von 
dessen Beschneidung man ihm spricht, 
unentbehrlich findet, nichts aufgeben 
will, bis ihm endlich sein Unentbehrli­
ches wie das Entbehrliche genommen 
wird.“ (Hegel: „Schriften zur Tagespo­
litik und Rechtsphilosophie“, zitiert 
nach: F. Mehring, Gesammelte Schrif­
ten Bd. 13, Berlin 1961, S. 92)

Eine Kritik grundsätzlicher Art der 
kapitalistischen Gesellschaft kann nur 
der revolutionäre Sozialismus bieten, 
nur er kann die bürgerliche Beschränkt-
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hat, die durch die bürgerliche Ideologie 
notwendig ist, überschreiten und die 
Erscheinungen an der Oberfläche der 
bürgerlichen Gesellschaft auf ihre wah­
ren Ursachen zurückführen und — letz­
ten Endes — überwinden.

Erst wer Ursachen angeht, kann eine 
Perspektive bieten und Menschen ge­
winnen. Die Ursachen für die schlechte 
Lage der Menschen dieser kapitalisti­
schen Gesellschaft angreifen können 
letztlich nur wir. Was hätte denn das 
Bürgertum anzubieten? Derzeit können 
die Faschisten aus verschiedenen Grün­
den den Anschein erwecken, die Pro­
bleme bei der Wurzel zu packen. (Daß 
sie das nicht wirklich vorhaben und 
schon gar nicht können, wissen wir, 
aber nicht ihre jugendlichen Anhänge­
rinnen.)

Die Ursachen
Nun wollen wir nicht über Gebühr lang­
weilen und setzen daher

1. die Ursachen ftlr schlechte Zu- 
kunftsperspektiven, Arbeitslosigkeit, 
Hbhnungsnot usw. als unter den Leser­
innen der Beilage bekannt voraus: Ka­
pitalismus.

Wssentlich schwerer lallt uns da die 
Analyse der

2. Isolation und Vereinzelung der 
Menschen.

Für die Individualisierung der Men­
schen, also das Auf-sich-allein-gestellt- 
Sein, den fehlenden Bezug zu einer 
Gruppe von Menschen (Familie, Klas­
se, Nachbarschaft), zu der mensch ge­
hört, auf die er/sie zurückgreifen kann, 
sehen wir in der Hauptsache drei Ursa­
chen, die wir auf ihre ökonomische 
Grundlage zurückzuführen versuchen 
werden: 1. Das Klassenkollektiv exi­
stiert nicht mehr, 2. die Familie zer­
bricht, 3. nachbarschaftliche Bezüge lö­
sen sich auf. Was wir dazu geschrieben 
haben, sind lediglich Ansätze. Wir hat­
ten damit große Schwierigkeiten, zumal 
es unseres Wissens für die neuere Ent­
wicklung in der BRD keine genügende 
Analyse vom revolutionären Stand­
punkt aus dazu gibt.

1. Das Klassenkollektiv existiert nicht 
mehr
Selbstverständlich gibt es nach wie vor 
eine Arbeiterinnenklasse (wir definie­
ren diese behelfsmäßig als bestehend 
aus Arbeiterinnen, gewöhnlichen An­
gestellten, unteren Beamtinnen, nebst 
von deren Erwerb direkt abhängigen 
Angehörigen, und solchen, die außer 
Lohn und Brot gesetzt sind — jedoch ist 
zu unserem großen Glück hier keine gu­
te Klassenanalyse gefragt). Wir gehö­
ren nicht zu denen, die behaupten, daß 
es keine eigentliche Arbeiterlnnenklas- 
se mehr gäbe. Was aber nicht mehr — 
oder kaum noch — existiert, ist das Be­
wußtsein der Klassenangehörigen, zu­
sammenzugehören (quasi als erste Stufe 
des Klassenbewußtseins). Ausdruck 
davon ist das Schwinden (resp. teilwei­
se Schwinden) von klassenmäßigem 
Zusammensein z.B. im Wohngebiet, im 
Sportverein. Die Freizeit scheint aus 
verschiedenen Gründen weitgehend 
klassenneutral. Typische Klasseninsti­
tutionen wie z.B. die Gewerkschaften 
verlieren als Teil der Freizeitgestal­
tung, kulturell, an Bedeutung, werden 
zurückgeworfen auf reine ökonomische 
„Versicherungs- und Absicherungsge­
sellschaften“. Selbstverständlich unter­
scheidet sich die Kultur verschiedener 
gesellschaftlicher Klassen nach wie vor; 
nur scheinbar tut sie das nicht, weil al­
les unter dem Vorzeichen scheinbarer 
Klassenneutralität läuft: Jede/r kann 
mitmachen. Extrembeispiel ist das 
Fernsehen.

Die Gründe liegen in den Produk­
tionsverhältnissen. Die Einführung neu­
er Technologien macht Flexibilisierun­
gen unterschiedlichster Art erst möglich 
bzw. aus Sicht des Kapitals nötig. Die 
Arbeitszeitanfbrderungen der Kapitali­
sten an die Beschäftigten verlangen zu­
nehmend Schichtarbeit und eine mög­
lichst lange Maschinenlaufzeit, damit 
sich die Maschinen erst richtig „loh­
nen". In weiten Teilen der Industrie 
findet eine Zentralisierung der Produk- 
üon statt, weil es effektiver ist. Das ver­
langt eine zunehmende Bereitschaft, 
seinen Wohnort nach dem Arbeitsort zu 
bestimmen.

Zum anderen gibt es in etlichen Be­
reichen eine gegenläufige Tendenz, 
nämlich die, Produktionseinheiten zu 
verkleinern. EDV schafft dafür die 
Möglichkeiten. Die Produktion ist nicht 
mehr kollektiv (oder weniger). Das Ex­
trem davon ist die Zunahme von Heim­
arbeit, völlig isoliert von anderen Kol­
leginnen.

Individuelles handwerkliches Können

verliert an Bedeutung. Viel Produktion 
läuft in genormten Bahnen. Maschinen 
ersetzen wesentliche Funktionen, wo 
früher eine fundierte Ausbildung nötig 
war. Das macht den/die Einzelne/n aus­
tauschbarer, mit der Folge höherer 
Fluktuation (und Lohndrückerei). Wer 
arbeitet heutzutage noch sein halbes 
Arbeitsleben an ein und demselben Ar­
beitsplatz?

Tendenziell werden viele Tätigkeiten 
so vereinfacht, daß die Qualifikation 
des/der Beschäftigten nicht mehr so 
hoch sein braucht. Zwar steigen in eini­
gen Bereichen die Anforderungen an 
die Qualifikation (im wesentlichen 
EDV usw.), dafür wird die Qualifika- 
tionsanforderung bei der Masse der 
Facharbeiterlnnen-Arbeitsplätze ge­
senkt: Tendenziell übernimmt die Ma­
schine vieles. Die Zahl der Facharbeite- 
rlnnen-Arbeitsplätze wird sinken. Heu­
te ist das noch nicht in seiner vollen 
Auswirkung zu sehen; die neue „Ma­
schinengeneration“ ist noch im An­
fangsstadium mit den dazugehörigen 
Schwierigkeiten. Z.B. haben Druckma­
schinen Einrichtungen, daß die Maschi­
nen entsprechend ihrer Programmie­
rung die Farbgebung selbsttätig einstel­
len und kontrollieren. Es dauert daher 
nicht mehr lange, daß an einer Druck­
maschine nur noch jemand stehen 
braucht, der das Papier vorstapelt und 
Kontrollbogen auf das Kontrollpult 
legt. Dann wird vielleicht nur noch 
ein/e (hochqualifizierte/r) Druckerin 
für einen ganzen Maschinensaal ge­
braucht. Einstweilen sind die Maschi­
nen aber noch nicht perfekt genug, aber 
das ist nur eine Frage der Zeit.

Diese Entqualifizierung vieler wird 
zweifellos zu Angriffen auf die Ausbil­
dungszeiten und die Tarife führen und 
tut es auch jetzt schon: In der Druckin­
dustrie soll ein Zusatzberuf für Berei­
che der Formherstellung eingeführt 
werden mit nur noch zweijähriger Aus­
bildungszeit, also einer Art Halb-Fach- 
arbeiterlnnen-Status. Im Hafen soll die 
Tätigkeit des Hafenfacharbeiters aufge­
gliedert werden in Packer und qualifi­
zierte Gerätebediener (Kranfahrer, 
Schwerstaplerfahrer usw.)

„Alle werden als .Hafenarbeiter für 
alle anfallenden Arbeiten* eingestellt. 
Das haben die Hafenbetriebe früher so 
gemacht, um den Arbeitseinsatz flexi­
bel zu gestalten. Die Hafenarbeiter ha­
ben das genutzt, um eine einigermaßen 
gerechte Verteilung der Arbeit zu errei­
chen und um Bevorzugungen durch Zu­
teilung von guten Arbeiten zu verhin­
dern. Seit zwei Jahren versuchen die 
Hafenkapitalisten deshalb, einen Hafen­
arbeiter zweiter Klasse tariflich einzu­
führen. Für Containerpacken wollen sie 
nur noch ungelernte Arbeiter einsetzen, 
und zwar mit einem KAPOVAZ-Sy- 
stem.“ (Aus der Broschüre: „800 Jahre 
Hafen — 800 Jahre Grund zum Wider­
stand“, GNN-Verlag, Hamburg 1989)

Diese ganze Entwicklung geht dahin, 
die Arbeiterinnenklasse in sich noch 
weiter zu differenzieren, was dem Ent­
stehen von Solidarität (z.B. in Arbeits­
kämpfen) entgegenwirkt.

Auf Dauer wird auch das Prämien- 
und das Akkordsystem weiter ausge­
baut werden, denn: Ist die Arbeit indi­
vidueller (Extrem: Heimarbeit), kann 
sie auch besser individuell bewertet 
werden. Zum anderen schafft die mo­
derne Datenverarbeitung ungeahnte 
Möglichkeiten der Leistungskontrolle 
der/des Einzelnen. Dies verschärft 
einen Konkurrenzdruck untereinander, 
denn wer „zu langsam“ ist, fliegt / 
wird finanziell herabgestuft.

Wo die geforderten Fähigkeiten we­
niger individuell sind, sondern eher ge­
normte Ansprüche an die Arbeitskräfte 
bestehen, kann besonders gut mit befri­
steten Verträgen und Leiharbeit geplant 
werden. Engpässe durch viele Aufträ­
ge, Urlaub oder Krankheiten können so 
ausgeglichen werden, so daß der Stamm 
der dauerhaft Beschäftigten verringert 
werden kann. Überhaupt nehmen entga- 
rantierte Arbeitsplätze zu; Aushilfskräf­
te sind das ganze Jahr über im Betrieb, 
nicht nur in „Stoßzeiten“. Es bestehen 
mehrere verschiedene Vertragsarten in 
einem Betrieb. Datenverarbeitung er­
laubt auch einen noch weiter durchra­
tionalisierten Arbeitsplatz, die Taylori- 
sierung wird weiter voranschreiten.

Aus all dem folgt:
Stärkere Differenzierung innerhalb 

der Klasse, die Unterschiede werden 
größer. Das Gefühl, sich in ein und der­
selben Lage zu befinden, wird geringer, 
Solidarität erschwert.

Stärkere Konkurrenz untereinander. 
Hier kann dann gut das Prinzip „Jeder 
gegen Jeden“ greifen das von dfer 
Schule her eingetrichl 'wird. Das Zu­

sammensein vieler Menschen tagtäglich 
in der Produktion wird wesentlich un­
kontinuierlicher. Das Gefühl der Zu­
sammengehörigkeit mit den Kollegin­
nen, das aus täglicher Erfahrung er­
wächst, kann so wesentlich schwerer 
entstehen (die Kolleginnen wechseln 
häufig bzw. mensch sieht sich seltener).

Und hier muß zumindest noch ein au­
ßerökonomischer Grund genannt wer­
den: die Zerschlagung der Arbeiterin­
nenbewegung durch den Faschismus; 
die Ermordung vieler klassenbewußter 
Menschen.

2. Die Familie zerbricht
Eigentlich ja nichts Schlechtes, hat doch 
die zumindest teilweise Aufhebung der 
Knechtung in der bürgerlichen Familie 
insbesondere für Frauen und Kinder 
Vorteile (wenn mensch dies nicht über­
schätzen darf, betrachtet mensch die 
hohe Zahl von Kindesmißhandlungen, 
geschlagenen Ehefrauen und Vergewal­
tigungen). Es liegt uns völlig fern, in 
iigendeiner Weise für das Fortbestehen 
der autoritären Familienstrukturen ein­
zutreten. Allerdings muß mensch schon 
sehen, was anstelle der Familie kommt.

gelangten, wenn ihnen auch hauptsäch­
lich die minderqualifizierten Tätigkei­
ten blieben.

Aus eigenständigem Erwerb ergeben 
sich Ansprüche und Möglichkeiten. 
Ansprüche an ein eigenes Leben, orien­
tiert an den eigenen Interessen, soweit 
das der Kapitalismus zuläßt, und nicht 
mehr Unterwerfung unter die Bedürf­
nisse des Mannes, der die kraft seiner 
Erwerbstätigkeit bisher gegebene Rolle 
des „Ernährers“ verliert — und damit 
ein erhebliches Machtmittel zur Unter­
drückung der Frau. Nach Schweizer 
(s.o.) standen 1980 40% aller bundes­
deutschen Mütter im Erwerbsleben.

Die traditionelle „Lösung“ von Mei­
nungsverschiedenheiten und Problemen 
in der Ehe — der Mann entscheidet und 
weiß diese Entscheidung mit unter­
schiedlichen Machtmitteln gestützt auf 
seine materielle Macht auch durchzu­
setzen — geht verloren. Seither wird es 
üblicher, sich zu trennen bzw. ganz al­
lein zu leben. „Selbstverwirklichung“ 
der Frau ist zwar ein Modewort aus der 
bürgerlichen Frauenbewegung und 
übersieht, daß diese nicht nur beim 
Mann auf Grenzen stößt, sondern schon

Was nämlich wegfallt (und das ist das 
Schlimme: ohne Ersatz!), ist das Aufge­
hobensein in der Familie, die sog. „Ge­
borgenheit“, d.h. es sind Menschen da, 
an die mensch sich wenden kann (trotz 
aller Verstümmelungen in den zwi­
schenmenschlichen Beziehungen in 
einer Familie), mensch ist nicht allein.

Daß die Familie tatsächlich als gesell­
schaftliche Grundstruktur an Bedeutung 
verliert, tendenziell eben zerfallt, sollen 
folgende Zahlen belegen:

Scheidungen
1982 ...................... .....................  119000
1983 ...................... ..................... 121000
1984 ...................... ....................... 131000
1985...................... .....................  128000
1986..................... ..................... 122000
(und in den letzten Jahren wiederum 
steigend). Wobei das eine Tendenz ist, 
die auf etliche westliche Staaten zu­
trifft: Schon Mitte der 70er Jahre „en­
den . . . junge Ehen zu 50 % in einer 
(frühen) Scheidung“ in den USA. 
(Nach: H. Schweizer, Familie im Wan­
del, Herder, Freiburg 1982)

durch den Produktionszwang für Arbei­
terinnen eingeschränkt ist, zeigt aber 
gleichzeitig, daß Frauen heute Ansprü­
che an ihr Leben stellen.

Dazu gehört auch der Wunsch nach 
weniger Kindern als früher üblich — 
oder nach gar keinen, was durch die Er­
findung der „Pille“ sehr viel einfacher 
geworden ist.

Beim Zerfall der männlichen Autori­
tät (als Tendenz — erreicht ist das na­
türlich bei weitem noch nicht) und der 
damit einhergehenden Zunahme der 
Ehescheidungen kommt ein weiteres 
Moment neben der Anspruchsbildung 
hinzu, nämlich die Möglichkeiten, die 
durch die Erwerbsarbeit der Frauen erst 
entstehen: Alleinleben, Sich-vom-
Mann-Trennen ist durch das eigene Ein­
kommen erst möglich geworden. Auch 
die gesellschaftliche Akzeptanz der 
Selbständigkeit kann jetzt erst entstehen 
und damit einhergehend die relative ma­
terielle Absicherung (Sozialhilfe, Kin­
dergeld). Durch die Berufstätigkeit von 
Frauen werden Reproduktionsaufgaben 
z.T. vergesellschaftet: Kindergärten,

Zahl der Privathaushalte in der BRD in Tausend 
(nach Stat. Jahrbüchern)

gesamt Menschen 5 u.m.Pers. 1 Pers. 2 Pers.
1950 16650 49850 2687 3229 4209
1961 19460 56012 2787 4010 5156
1970 21991 60176 2839 5527 5959
1986 26739 61357 1596 9177 7886
1987 27006 61456 1562 9354 8012

Diese Entwicklung vollzieht sich be­
sonders in den Städten, zunehmend aber 
auch auf dem Land.

War mensch „früher“ permanent in 
der Familie aufgehoben (Kindheit, 
Schulzeit, Lehre, Jungarbeiterinnen­
zeit, mit dem Auszug gleich in eine 
neue, „eigene“ Familie), so steigt die 
Zahl der Alleinlebenden kontinuierlich, 
und das Heiratsdurchschnittsalter ist 
wesentlich gestiegen.

Es scheint sich um eine Art zweiter 
„Familienrevolution“ zu handeln. Die 
erste machte mit der Entstehung der 
Großfamilie zugunsten der Kleinfamilie 
ein Ende, und jetzt zerfällt auch diese.

Auch hierfür sehen wir die Ursachen 
in der ökonomischen Entwicklung. In 
erster Linie ist wichtig, daß Frauen im 
Zuge des sog. „Wirtschaftswunders“ 
und der Ausweitung des Dienstlei­
stungssektors (was einen Arbeitskräf­
temangel mit sich brachte) verstärkt in 
die Produktion integriert wurden und 
(im Gegensatz zur Weimarer Republik)
teilweise auch in qualifiziertere Beru' nicht in derselben Wohnung „automa­

Kantinenessen,
und zu

Kindertagesheime, 
Fast-Food-„Restaurants“; 
einem anderen Teil erleichtert/ver- 
schnellert: Fertiggerichte, Dosenessen, 
die eigene Waschmaschine in der Woh­
nung. Dies ergibt eine weitere Auswei­
tung des Dienstleistungssektors.

Also: durch die verstärkte Berufstä­
tigkeit von Frauen entstehen Ansprüche 
an und Möglichkeiten für ein eigenstän­
digeres Lebens, die Familie mit Kin­
dern ist nicht mehr gesellschaftliche 
Norm bzw. ist nicht mehr so langlebig 
wie ehedem.

Unterstützt wird diese gesellschaftli­
che Tendenz noch durch weitere Fakto­
ren:

— Die Ausweitung des TV-, Video- 
usw. Unterhaltungssektors (und zwar 
individueller Unterhaltung, nicht kol­
lektiver wie etwa bei Spielen oder 
Sport) macht das Alleinleben scheinbar 
erträglicher, denn die negative Seite des 
Alleinlebens, sich ständig um soziale 
Kontakte bemühen zu müssen, da sie

tisch“ da sind, oder einsam zu sein, 
wird so zwar nicht ausgeschaltet, aber 
zumindest ist sie zeitweise leichter zu 
verdrängen. (Siehe dazu auch Beilage 
2/88: GJA/R, „Was tun — nix tun — no 
future. Die Krise der radikalen Lin­
ken.“ „Die Ware hat nicht nur eine 
Funktion in der Produktion und ver­
schwindet, sobald sie dem Kapitalisten 
zum Mehrwert verholfen hat. Die heut­
zutage und hierzulande riesige Menge 
an verschiedensten Waren ermöglicht, 
daß mensch sich damit andauernd, per­
manent befaßt, damit und wodurch kei­
ne Zeit bleibt, die eigene Situation zu 
spüren geschweige denn zu reflektie­
ren.“)

— Flexibilisierungen aller Varianten, 
unstete Arbeit(szeiten), Schichtarbeit 
usw. (s. Abschnitt „Das Klassenkollek­
tiv existiert nicht mehr“), bei Mann und 
Frau zunehmend, erschweren das „Fa­
milienleben“.

3. Nachbarschaftliche Bezüge lösen 
sich auf
Eine ehemals bedeutsame „Institution“ 
menschlichen Zusammenseins, der 
Gemeinsamkeit unterschiedlicher Men­
schen v.a. am Feierabend ist in den 
Städten schon weitgehend in dieser Be­
deutung verschwunden: die Nachbar­
schaft.

Ursachen sind zum einen die Punkte, 
die wir auch schon unter den beiden er­
sten Abschnitten angeführt hatten: Fle­
xibilisierungen der Arbeit(szeiten), 
Schichtarbeit und örtliche Fluktuation, 
da auch hier ein hoher Grad an „Mobi­
lität“ von den Arbeitnehmerinnen ge­
fordert wird, führen alle dazu, daß die 
Menschen zu unterschiedlichen Zeiten 
an ihrem Wohnort sind und so die Mög­
lichkeiten des Sich-Kennen-Lemens er­
schwert werden. Auch hier wirkt die 
massenmediale Unterhaltungs- und 
„Betäubungs“industrie, die den 
Wunsch (oder auch den Zwang) zum 
Zusammenkommen mit anderen Men­
schen verdrängt.

Zum anderen gibt es aber auch Grün­
de für das Auflösen von „guten“ Nach­
barschaften, die spezieller sind. Als im 
Zuge des sog. „Wirtschaftswunders“ in 
den 50er und 60er Jahren immer mehr 
Menschen in die Städte zogen (erst vom 
Land, später ausländische Arbeitskräf­
te), fehlte Wohnraum, der schnell hoch­
gezogen wurde. Es entstanden die typi­
schen Hochhaussiedlungen, häufig am 
Stadtrand. Häuserzeilen, ja ganze Stadt­
viertel sind so gebaut worden, daß — 
besonders unter den vorgenannten Be­
dingungen — Nachbarschaft sich nur 
sehr schwer entwickeln kann. Das liegt 
an der Anonymität solcher Bauten — 
dort leben so viele Menschen, daß sie 
sich gar nicht alle kennen können und 
damit ein Nicht-Kennen der Nachbarn 
etwas Selbstverständliches wird. Typi­
sche „Begegnungs- und Kommunika­
tionsstätten“ fehlen weitgehend: kleine­
re Läden, Spielplätze, Parkanlagen, 
Kneipen. Was da ist, ist auf Massennut­
zung und Massenabfertigung angelegt, 
was besonders augenfällig durch die 
Supermärkte als einzige Einkaufsmög­
lichkeit wird.

Diese Wohnanlagen haben auch noch 
einen von der herrschenden Klasse 
durchaus erwünschten Nebeneffekt: Bei 
fehlenden Kommunikationsmöglichkei­
ten entwickelt sich auch sehr viel 
schwerer Solidarität und kollektiver 
Kampf. Insofern haben diese „Wohn­
ghettos“ auch Präventivcharakter in be­
zug auf Widerstand. In die Richtung 
zielt auch eine neuere „Entdeckung“ 
der Stadtplaner, die „soziale Mi­
schung“, d.h. Hochhäuser für die Ar­
men wechseln sich in einer Siedlung ab 
mit Reihenhaus-Eigentumswohnung. 
Ebenfalls verschwunden sind die Sied- 
lungen/Wohngegenden, wo sich die 
Menschen kannten, weil sie aus einem 
Betrieb kamen. Dies ist eine Auswir­
kungen der „sozialen Mischung“, die 
sich im Laufe der Zeit durchgesetzt hat.

GJA/R-Hamburg
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REP-Anhänger: eher festgefügtes reaktionäres Weltbild
als protestbewegte Wechselwähler

Nach den Europawahlen im Juni war 
von vielen vertreten worden, daß die 
REP-Partci sich vor allem aus sozialen 
Protestbewegungen ärmerer Schichten 
in der BRD speise. Dieser Eindruck, 
der dann in entsprechende Strategien 
umgesetzt wurde — „Abholen“ von 
solchen Wählern und Umlenken ihres 
Protestes —, stützte sich auf gewisse 
Anhaltspunkte in der Wahlstatistik: Die 
REP erreichten vor allem in den großen 
Städten beachtliche Stimmprozente, sie 
erreichten sie dort wiederum in solchen 
Wohngegenden, die die Statistik mit 
dem Attribut unterer Status versieht.

Inzwischen hat mit den Kommunal­
wahlen in Baden-Württemberg im Ok­
tober eine weitere Wahl stattgefunden, 
bei der die REP-Partei ihre bei den Eu­
ropawahlen erzielten Stimmergebnisse 
halten, zum Teil noch verbessern konn­
te. Eine Besonderheit des Kommunal­
wahlrechts in Baden-Württemberg ist 
die Möglichkeit, auf der gewählten Par- 
teiliste Kandidaten aus anderen Parteien 
hinzuschreiben zu können, sie zu „pa- 
naschieren“. Verschiedene Gemeinden 
haben inzwischen die Statistiken veröf­
fentlicht, die Auskunft geben, wie Wäh­
ler der einen Partei ihre Sympathie an­
deren Parteien zukommen lassen, bzw. 
umgekehrt, woher verschiedene Partei­
en außer ihren engeren Parteiwählem

REP — Protestwahl oder rechte Formierung?
Kaum Rechts-/Linksüberschneidungen in Stuttgart

Das Kommunalwahlrecht in Baden- 
Württemberg ermöglicht dem Wähler, 
auf die gewählte Parteiliste noch Kandi­
daten aus anderen Parteien zu schrei­
ben, zu „panaschieren“. In Stuttgart 
wurden ca. 11,5 Prozent der Stimmen 
auf diesem Wege vergeben. Die Über­
schneidungen von politischen Richtun­
gen, die sich daraus ergeben, können 
Licht auf ein aktuelles Problem werfen.

Zur Erklärung der Wahlerfolge der 
Rechten, besonders der REP, tauchte in 
letzter Zeit immer häufiger die Mei­
nung auf, die Rechten würden sich aus 
einer allgemeinen, politisch unbe­
stimmten Protesthaltung speisen, die 
von irgendwelchen rechten Parteifüh­
rern ausgenutzt werde. Es käme, so 
hieß es dann weiter, darauf an, diesen 
verständlichen Protest in andere Kanäle 
zu lenken. So oder so ähnlich hört man 
es aus der SPD, aber auch der DKP und 
der MLPD.

Gäbe es ein Protestwähler-Reservoir, 
aus dem sich Rechts und Links bedie­
nen können, wären beim Panaschieren 
in großem Umfang Rechts-/Links- 
Überschneidungen zu erwarten.

Wir haben als linke Parteien die Grü­
nen, die ALL und die MLPD betrach­
tet. Die Wähler dieser Parteien haben 

Tabelle 2 a: Stimmverteilung 
Kommunalwahl Mannheim 1989

Jeder Wähler hat 48 Stimmen

Ergebnisse Mannheim Wahlvorschlag Stimmen %

Anmerkungen: ML = Mannheimer Li- SPD 1 727444 33,2
ste, reaktionäre und ausländerfeindli- CDU 1393108 26,7
ehe Wählervereinigung. Die DKP war FDP 244283 4,7
und bleibt im Gemeinderat mit einem Grüne 568850 10,9
Vertreter. DKP 166520 3,2
Quelle: Stadt Mannheim, Amt für Statistik und ML 618345 11,9
Wahlen, Kontrollblatt für panaschierte Stirn- REP 458996 8,8
men; eigene Rechnung NPD 26 762 0,5

pl.Eng. 6625 0,1
Zusammen 5210933 100,0

Tab. 2 b: Stimmverluste an andere 
Listen bei DKP und Grünen 

in Prozent aller Stimmen der Liste

von Liste DKP Grüne

an SPD 1,5 4,1
an CDU 0,3 1,2
an FDP 0,4 2,1
an Grüne 2,4 —
an DKP — 2,7
an ML 0,7 2,3
an REP 1,0 0,3
an NPD 0,2 0,0
an pl.Eng. 0,1 0,2
an andere insgesamt 6,6 72,8

Sympathisanten finden.
Wir haben im folgenden für Stuttgart, 

Mannheim und Karlsruhe dargestellt:
— in den mit a) bezeichneten Tabellen 
die Stimmergebnisse insgesamt;
— In den mit b) und c) bezeichneten 
Tabellen die Stimmverluste, die die 
Parteien durch Panaschieren an andere 
hatten. Diese Tabelle geben aufgeglie­
dert, einmal für die linken Parteien, ein­
mal für die rechten Parteien, Auskunft, 
bei welchen anderen Parteien z.B. ein 
REP-Wähler Kandidaten findet, die ihm 
in seine politische Richtung passen.
— In den mit d) und e) bezeichneten 
Tabellen finden sich die Stimmgewin­
ne, die rechte bzw. linke Kandidaten 
dadurch erzielen konnten, daß sie bei 
anderen Parteien dazugeschrieben wur­
den.
— Für Freiburg konnten wir, da dort 
die vollständigen Daten noch nicht ver­
öffentlicht sind, nur darstellen, bei wel­
chen anderen Parteien die gewählten 
Kandidaten von den rechten bzw. lin­
ken Parteien Stimmen holen konnten.

Sicher muß eine solche statistische 
Betrachtung immer mit gewisser Vor­
sicht gemacht werden; das „Panaschie­
ren“ hat ein starkes Moment der Per­
sönlichkeitswahl, und es mag schon 
sein, daß ein bekannter DKP-Stadtrat, 
weil er etwas für Mieter von städtischen 

jeweils so um die 11% Kandidaten an­
derer Parteien hinzu,,panaschiert“. Die 
Statistik weist aus, woher sie ihre Zu­
satz- und Wunschkandidaten holten 
(siehe Tabelle 2).

Hieraus folgern wir, daß die Wähler 
dieser drei Parteien keineswegs aus ei­
ner ideologieübergreifenden Verdros­
senheit oder Protesthaltung heraus 
wählten, sondern um linke politische 
Zielsetzungen zu stärken. Nur einem 
sehr niedrigen Anteil waren die Ziele so 
gleichgültig, daß z.B. ALL und REP 
gleichzeitig unterstützt werden sollten.

Wenn dies auch — wie wir meinen 
kaum bestreitbar — feststeht, wäre doch 
noch eine andere Variante denkbar: Es 
könnten die Wähler der ÖDP, der REP, 
der NPD und der FAP Kandidaten von 
Links hinzupanschiert haben. Wie diese 
Rechnung aussieht, zeigt Tabelle 3.

Auch auf den Parteilisten der Rechten 
wurden nur in wenigen Fällen Kandida­
ten der Linken hinzupanaschiert.

Die Wähler beider Richtungen hän­
gen in ihrem Wahlverhalten kaum zu­
sammen.

Eine Brücke zwischen diesen beiden 
ziemlich klar getrennten Lagern wird 
nur durch den ÖDP-Ökologismus ge­
schlagen, der linke Inhalte vortäuschen 

Wohnungen durchgesetzt hat, unabhän­
gig von Parteipräferenzen gewählt 
wird. Dennoch finden sich übereinstim­
mende Fakten:

Die REP-Partei verfügt mehr als an­
dere Parteien über eine feste Anhänger­
schaft. In allen untersuchten Städten ist 
der Anteil von Stimmen, die anderen 
Parteien gegeben wurden, vergleichs­
weise deutlich niedriger; selbst in Or­
ten, wo die REP nicht mit vollständigen 
Listen antreten konnte, wie in Karlsru­
he, wählt der REP-Anhänger nicht 
leicht was anderes. Soweit aber pana­
schiert wurde auf den REP-Listen, fin­
den sich überwiegend Kandidaten aus 
dem rechten Lager; selbst in Mann­
heim, wo immerhin ein Prozent der 
REP-Stimmen an die DKP-Liste gin­
gen, ging weit mehr als die Hälfte aller 
Stimmverluste an CDU, NPD oder die 
rechte Mannheimer Liste.

Tab. 1 b: Stimmverluste an andere 
Listen bei ALL, Grünen und MLPD 
in Prozent aller Stimmen der Liste

Tab. 1 c: Stimmverluste an andere 
Listen bei ÖDP, REP, FAP und NPD 
in Prozent aller Stimmen der Liste

Tabelle 1 a: Stimmverteilung 
Kommunalwahl Stuttgart 1989
Jeder Wähler hat 60 Stimmen

Liste Stimmen % von Liste ALL Grüne MLPD von Liste ÖDP REP FAP NPD

ALL 117924 1,0 an ALL _ 1,2 3,1 an ALL 0,6 0,1 0,7 0,1
FDP/DVP 1245030 10,2 an FDP/DVP 0,4 1,2 0,6 an FDP/DVP 3,0 0,7 4,3 0,4
SPD 3445952 28,3 an SPD 2,9 5,7 1,8 an SPD 4,9 1,1 3,9 0,2
Grüne 1514058 12,4 an Grüne 6,4 — 2,8 an Grüne 5,5 0,4 3,1 0,1
CDU 3804770 31,2 an CDU 0,3 0,8 0,5 an CDU 3,5 1,7 8,1 0,8
FWV/UBL 660517 5,4 an FWV/UBL 0,4 0,7 0,8 an FWV/UBL 2,4 1,0 4,4 0,6
ÖDP 122698 1,0 an ÖDP 0,3 0,7 0,5 an ÖDP — 0,2 1,3 0,2
MLPD 19581 0,2 an MLPD 0,4 0,1 — an MLPD 0,1 0,0 0,1 0,0
REP 1 152940 9,5 an REP 0,3 0,2 0,6 an REP 1,0 — 6,6 3,7
FAP 5469 0,0 an FAP 0,0 0,0 0,2 an FAP 0,1 0,1 — 0,2
NPD 91 369 0,8 an NPD 0,1 0,0 0,2 an NPD 0,2 0,9 6,7 —
Zusammen 12180308 100,0 an andere insg. 11,3 70,6 11,0 insg. 27,2 6,2 39,4 6,3

kann und deswegen aus dem linken 
Wählerkreis begünstigt wird. Auf die 
rechten Listen hingegen werden ÖDP- 
ler seltener panaschiert.

Wer glaubt, daß die REP sich aus ei­
nem ideologisch unbestimmten Protest­
gefühl heraus speisen, muß sich sagen 
lassen, daß sowohl die REP wie die 
NPD außergewöhnlich geschlossen ge­
wählt wurden. Sie bilden ein eher 
scharf abgegrenztes Lager. Die FAP, 
die mit hohen Prozentsätzen aus dem 
Rahmen fallt, trat nicht mit einer vollen 
Liste an und erzielte ingesamt nicht vie­
le Stimmen. — (alk, maf/Kommunale Be­
richte Stuttgart)
Anmerkungen zu den Ergebnissen Stutt­
gart: ALL: Alternative Linke Liste (Wahlbünd­
nis aus BWK, DKP, Volksfront und VSP), 
FWV/UBL: Freie Wählervereinigung/Unab- 
hängige Bürgerliste. ÖDP und MLPD hatten 
nur 20 Kandidaten (maximal 60 möglich, wo­
bei der Wähler einem Bewerber bis zu drei 
Stimmen geben konnte) aufgestellt, die FAP 
nur 15.

Umgekehrt, sofern die REP-Partei 
Stimmen bei anderen Parteien sammeln 
kann — auch das geschieht in den unter­
suchten Fällen eher unterdurchschnitt­
lich —, finden sie solche Wähler über­
wiegend bei ideologisch nahestehenden 
Listen. Die vorhandene Überschnei­
dung von REP-Partei mit SPD-Wäh­
lern, die in allen Orten festzustellen ist, 
weist vielleicht darauf hin, daß rechte 
SPD-Politik Anhänger schafft, die für 
das autoritäre Staatsbild der REP Sym­
pathie entwickeln können.

Betrachtet man. wie die verschiede­
nen linken Bündnislisten, die Grünen 
oder die DKP sich mit anderen politi­
schen Kräften überschneiden, findet 
man: Wenn Stimmen abgegeben wer­
den, gehen diese vorwiegend an andere 
Kräfte der Linken, wobei hier linke 
SPD-Kandidaten ein Reservoir außer­
halb ihrer Partei finden. Soweit Stim­

Tab. 1 d: Stimmgewinne v. anderen 
Listen bei ALL, Grünen und MLPD 
in Prozent aller Stimmen der Liste

für Liste ALL Grüne MLPD

von ALL _ 0,5 2,3
von FDP/DVP 1,1 1,7 0,4
von SPD 9,4 10,3 6,8
von Grüne 15,3 — 6,9
von CDU 1,7 2,1 0,6
von FWV/UBL 0,8 0,7 0,4
von ÖDP 0,7 0,4 0,5
von MLPD 0,5 0,0 —
von REP 0,9 0,3 1,2
von FAP 0,0 0,0 0,0
von NPD 0,1 0,0 0,1
von anderen insg30,3 16,1 79,3

Freiburg: Linke Liste kaum von REP gewählt
Umgekehrt ebenso: Kaum linke Stimmen für REP

Tab. 4 a: Stimmgewinne v. anderen Tab. 4 b: Stimmgewinne v. anderen 
bei Gemeinderäten der LL/F und bei Gemeinderäten der REP

Grünen in % aller Stimmen in % aller Stimmen

Gemeinderäte der LL/F Grüne Gemeinderäte REP

von LL/F _ 2,51 von LL/F 0,07
von SPD 18,7 14,26 von SPD 5,18
von CDU 1,7 2,22 von CDU 9,02
von REP 0,3 0,36 von REP —
von Grüne 47,2 - von Grüne 1.23
von FDP 1,1 0,98 von FDP 1,05
von FWV 1,1 0,87 von FWV 2,92
von LD 0,2 0,08 von LD 0,08
von ÖDP 1,0 0,94 von ÖDP 057
v. anderen insg. 71,3 22,22 insgesamt 20,72

LL/F = Linke Liste/Friedensliste; FWV = Freie Wählervereinigung; LD = Libe- 
rale Demokraten

men außerhalb der eigenen Partei ge­
sammelt werden, stammten sie eben­
falls überwiegend von anderen Kräften 
der Linken.

Man könnte vielleicht noch anfügen. 
daß auch die Lebenserfahrung dem ent­
spricht. REP-Anhänger und Linke tref­
fen kaum freiwillig kaum aufeinander. 
Die Rechten zieht es in autoritär struk­
turierte Vereine, in denen es ein Linker 
nicht aushalten wird — warum soll er 
nun auf einmal einen wählen, denn er 
sonst meidet? Das Wahlverhalten orien­
tiert sich an aus sozialen Gegensätzen 
entwickelten Weltanschauungen eher 
als an momentanen Verärgerungen. 
Den Protestwähler gibt es sicher, aber 
er ist nicht entscheidend. Nach den vor­
liegenden Ergebnissen scheint uns viel­
mehr schlüssig, daß man von relativ 
festgefügten Lagern ausgehen muß.

alk (BWK)

Tab. 1 e: Stimmgewinne v. anderen 
Listen bei ÖDP, REP, FAP und NPD 
in Prozent aller Stimmen der Liste

für Liste ÖDP REP FAP NPD

von ALL 0,3 0,0 0,7 0,1
von FDP/DVP 4,1 0,6 2,6 0,6
von SPD 7,8 1,6 8,4 1,3
von Grüne 8,1 0,3 1,2 0,2
von CDU 6,1 3,4 10,2 3,0
von FWV/UBL 2,6 0,7 5,8 1,0
von ÖDP — 0,2 1,4 0,2
von MLPD 0,1 0,0 0,6 0,0
von REP 1,8 — 18,5 11,4
von FAP 0,1 0,0 — 0,4
von NPD 0,1 0,3 3,7 —
insg. 37,7 7,1 53,7 183

Tab. 2 c: Stimmverluste an andere 
Listen bei REP, ML und NPD 

in Prozent aller Stimmen der Liste

Tab. 2 d: Stimmgewinne v. anderen 
Listen bei DKP und Grünen 

in Prozent aller Stimmen der Liste

Tab. 2 e: Stimmgewinne v. anderen 
Listen bei REP, ML und NPD 

in Prozent aller Stimmen der Liste

von Liste REP ML NPD

an SPD 1,2 2,4 0,9
an CDU 1,4 4,4 1,0
an FDP 0,4 2,7 0,3
an Grüne 0,6 1,9 0,5
an DKP 0,9 0,8 0,8
an ML 1,8 — 1,5

an REP — 1,1 4,4

an NPD 1,0 0,1
an pl.Eng. 0,1 0,2 0,2

an andere insges. 7,5 13,6 9,0

für Liste DKP Grüne

von SPD 14,6 7,3
von CDU 2,0 1,6
von FDP 0,6 0,9
von Grüne 9,1 —
von DKP — 0,7
von ML 3,0 2,1
von REP 2,5 0,5
von NPD 0,1 0,0
von pl.Eng. 0,6 0,4
v. anderen insgesamt 32,6 735

für Liste REP ML NPD

von SPD 1,8 5.4 2,6
von CDU 1,8 8,4 2,6
von FDP 0,2 1,6 0,2
von Grüne 0,4 2,1 0,5
von DKP 0,4 0,2 1,0
von ML 1,4 — 2,3
von REP — 1,4 17,4
von NPD 0.3 0,1 —
von pl.Eng. 0,1 0,4 0,6
v. anderen insges. 6,4 79,6 27,2

Die Tabellen zeigen die Zusammensetzung der für die gewählten Gemeinde­
räte der Linken Liste/Friedensliste (1) und GRÜNEN (10) bzw. der ..Republika 
ner“ (3) in Freiburg abgegebenen Stimmen, die für diese Gemeinderäte au' 
Stimmzetteln der anderen Parteien panaschiert wurden. Beispiel: 18.7% de: 
Stimmen für die Gemeinderätin der LL/F Ute Guzzoni stammen von SPD- 
Wählern, d.h. Wählern, die einen Stimmzettel der SPD abgaben, auf dem sie 
auch Ute Guzzoni Stimmen gaben.

Das Ergebnis läßt — obwohl es sich nur auf die gewählten Gemeinderäte be­
zieht — die Aussage zu, daß es sich bei den REP-Wählern nicht um Protest­
wähler handelt: Lediglich 0,07% der Wähler, die einen Stimmzettel der LL'F 
abgaben, gaben auf diesen Stimmzetteln auch REP-Kandidaten Stimmer 
Umgekehrt: Nur 0,3% der Wähler, die einen Stimmzettel der REP abgaber 
gaben darauf auch Ute Guzzoni eine Stimme. Bei den GRÜNEN lauten die er: 
sprechenden Zahlen: 1,23% und 0,4%.
Quelle: Amt für Statistik und Einwohnerwesen der Stadt Freiburg. Wahlen der Geme-no? 
rate am 22.10.89. Gewählte Bewerber nach Herkunft ihrer Stimmen (512 89) — lut 
Kommunale B ite Freiburg/Emmendingen)
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Karlsruhe: Diskussion um Wahlergebnis
Verführter sozialer Protest oder rechtes Lager?

Auf dem antifaschistischen Forum, das 
das Bündnis gegen Neofaschismus am 
ll.11.1989 erstmals durchführte, war 
u.a. die Beurteilung der Wahlerfolge 
der Faschisten Gegenstand der Diskus­
sion — siehe dazu im folgenden aus der 
Beilage zur Sozialistischen Zeitung der 
VSP Karlsruhe. Strittig war u.a. auch, 
ob sich die Wähler der Republikaner, 
wie teilweise angenommen, durch die 
Lösung sozialer Fragen (z.B. Woh­
nungsbau) aus dem rechten bzw. faschi­
stischen Lager herauslösen lassen. Sind 
also die Anliegen dieser Wähler berech­
tigt und laufen sie nur den „Falschen“ 
hinterher, sind es „Verführte“ oder 
Protestwähler?

Zu Anfang wurde im Plenum das 
Kommunalwahlergebnis in Karlsruhe 
erörtert. Dabei strich der Referent her­
aus, daß der „rechte Block“ (darunter 
fielen nach seiner Meinung: CDU, 
FDP. Reps, ÖDP, NPD, div. freie 
Wählerlisten) gegenüber dem „linken 
Block“ (SPD, GL, DKP) in absoluten, 
relativen Zahlen und Mandaten gegen­
über 1984 zugelegt hätte. Zusätzlich 
brachte ein Vertreter der „Volksfront“ 
die These ein, daß es eine solide Basis 
faschistischer Gesinnung gäbe, die auf 
der kapitalistischen Gesellschaft be­
ruhe. Es beträfe Schichten, die eine 
Deklassierung fürchteten, hier v.a. 

Selbständige, Intelligenzler. Akademi­
ker. die im Produktionsprozeß ihre 
Qualifikation verlören — also die Mit­
telschichten —, sowie diejenigen, die 
sozial „unten“ stünden, obwohl sie das 
Leistungsprinzip verinnerlicht hätten 
und sich nun den faschistischen Organi­
sationen zu wendeten, weil die ihnen die 
Schuldigen an ihrem „Mißerfolg“ lie­
ferten — die Ausländer, der schwache 
Staat etc. Von Protestwählern zu spre­
chen, sei deswegen falsch. Anhand der 
Analyse der panaschierten Stimmen in 
der Kommunalwahl stellte der Vertreter 
dar, daß erkennbar in den „Blöcken“ 
rechts (CDU, NPD, Rep) oder inner­
halb „links“ (SPD, GL, KL, DKP) pa­
naschiert worden sei. Bei typischen 
Protestwahlen würde sich das auf rechts 
und links verteilen.

Die Diskussion darum war lebhaft. 
Es wurde davor gewarnt, Statistik als 
Verlängerung der Wahlpolitik zu be­
trachten. Die so getroffene Einschät­
zung rechter und linker Block sei so 
nicht aufrecht zu erhalten (Bsp.: viele 
CDU/SPD/FDP-Abstimmungen im 
Gemeinderat). Aufgabe von Antifaschi­
stinnen und Antifaschisten müsse es 
auch sein, Sozialpolitik zu problemati­
sieren. Außerdem müsse auch die 
Wahlbeteiligung mit in die Analyse ein­
bezogen werden . . .
(aus: Lokalberichte Karlsruhe, 8.12.)

Tab. 3 b: Stimmverluste an andere 
Listen bei GL und DKP 

in Prozent aller Stimmen der Liste

Tab. 3 c: Stimmverluste an andere 
Listen bei ÖDP,NPD,REP,FVP 

in Prozent aller Stimmen der Liste

Tabelle 3 a: Stimmverteilung 
Kommunalwahl Karlsruhe 1989

Jeder Wähler hat 60 Stimmen

Wahlvorschlag Stimmen % von Liste GL DKP von Liste ÖDP NPD REP FVP

CDU 2028429 37,34 an CDU 0,7 1,3 an CDU 2,0 1,6 2,5 4,3
SPD 1680316 30,93 an SPD 4,2 3,7 an SPD 3,0 1,2 1,6 3,3
ÖDP 109037 2,01 an ÖDP 1,0 0,6 an ÖDP — 0,4 0,4 1,1
KL 171393 3,15 an KL 2,9 2,0 an KL 2,1 0,6 0,5 1,9
FDP 457193 8,42 an FDP 1,0 0,8 an FDP 1,7 0,7 0,8 2,5
NPD 26535 0,49 an NPD 0,0 0,2 an NPD 0,0 — 1,2 0,2
GL 585201 10,77 an GL — 5,5 an GL 2,9 0,4 0,5 0,8
FWK 61722 1,14 an FWK 0,3 0,1 an FWK 0,5 0,4 0,5 1,8
REP 280100 5,16 an REP 0,1 0,3 an REP 0,3 6,3 — 1,6
FVP/FWK 17007 0,31 an FVP/FWK 0,1 0,1 an FVP/FWK 0,1 0,4 0,4 —
DKP 15801 0,29 an DKP 0,4 — an DKP 0,1 0,1 0,1 0,1
Zusammen 5432734 100,00 an andere insgesamt 10,6 14,4 an andere insg. 12,6 12,1 8,3 17,6

Anmerkungen zu dem Wahlergeb­
nis Karlsruhe: Jeder Wähler hatte 60 
Stimmen, davon 53 im Stadtkreis 
Karlsruhe, die anderen sieben waren 
auf verschiedene Ortschaftsräte zu 
verteilen. Komplette Listen (also 53 
Kandidaten im Stadtkreis Karlsruhe) 
hatten CDU, SPD, ÖDP, Karlsruher 
Liste (KL), FDP, Grüne Liste (GL), 
Freie Wähler Karlsruhe e.V. (FWK). 
Die NPD trat mit 20 Kandidaten an, 
die Republikaner mit 19, Freiheitliche 
Volkspartei/Freie Wähler (FVP/FWK) 
mit 28. Die DKP kandidierte mit 31 
Kandidaten. Sitzverteilung im neuen 
Gemeinderat: CDU 27, SPD 22, ÖDP 
1,KL2, FDP 6, GL 7 und REP 3.

Tab. 3 d: Stimmgewinne v. anderen 
Listen bei GL und DKP 

in Prozent aller Stimmen der Liste

für Liste GL DKP

von CDU 1,3 1,3
von SPD 7,2 11,1
von ÖDP 0,5 0,7
von KL 1,4 2,0
von FDP 0,8 0,7
von NPD 0,0 0,2
von GL — 13,9
von FWK 0,1 0,2
von REP 0,3 1,7
von FVP/FWK 0,0 0,1
von DKP 0,2 —
v. anderen insgesamt 11,9 31,9

Tab. 3 e: Stimmgewinne v. anderen 
Listen bei ÖDP,NPD,REP,FVP 

in Prozent aller Stimmen der Liste

für Liste ÖDP NPD REP FVP

von CDU 6,6 3,7 4,1 20,1
von SPD 8,1 1,4 1,9 8,9
von ÖDP — 0,1 0,1 0,7
von KL 2,0 0,2 0,2 1,5
von FDP 2,4 0,5 0,4 5,7
von NPD 0,1 — 0,6 0,7
von GL 5,6 0,4 0,3 1,6
von FWK 0,4 0,1 0,2 1,6
von REP 1,0 11,3 — 6,4
von FVP/FWK 0,2 0,1 0,1 —
von DKP 0,1 0,1 0,0 0,1
v. anderen insg. 26,3 18,0 7,9 47,2

Verschärfung des § 218 in Bayern
Anhörung der Grünen im Landtag

Seit den Memminger Verfahren gibt es 
im BWK Auseinandersetzungen um die 
Politik im Kampf gegen den § 218. In 
der Beilage vom 22.6.89 kritisiert bar 
in einem Leserbrief die Festlegungen 
der DK der Frühjahrskonferenz des 
BWK, abgedruckt in der Beilage vom 
16.3.89, dahingehend, sie bewegten 
sich in eine „bedenklich legalistische 
und reformistische Richtung. Sie ließen 
sich ohne weiteres mit .Keine Verschär­
fung des §218 — Rettet die Notlagenin­
dikation- überschreiben. Aber von einer 
Organisation mit revolutionär-soziali­
stischem Anspruch darf man wohl mehr 
erwarten.“

Die Festlegungen wurden als konkre­
te Richtlinien in einer konkreten Situa­
tion getroffen. Diese ist dadurch ge­
kennzeichnet, daß von Seiten der Reak­
tion, allen voran der CSU und der Bay­
erischen Staatsregierung, die Notlagen­
indikation ausgehebelt wird. Ein Hebel 
sind die Memminger Verfahren, ein an­
derer ist das Vorhaben der Staatsregie­
rung, Anfang 1990 vor dem Bundesver­
fassungsgericht eine Normenkontroll­
klage gegen die gültige Handhabung 
des § 218 vorzubringen. Die Gegner 
des § 218, zu denen auch der BWK zu 
zählen ist, haben dieses Vorgehen bis­
her nicht aufhalten können. Die Verur­
teilung von Dr. Theissen konnte nicht 
verhindert werden, trotz eklatanter 
Rechtsbrüche durch das Memminger 
Gericht. In einer solchen Situation ist es 
doch Aufgabe auch einer revolutionär­
sozialistischen Organisation, sich Ge­
danken darüber zu machen, welche 
konkreten Schritte gegen die oben ge­
nannten reaktionären Vorhaben Erfolg 
haben könnten, damit tatsächlich die 
Notlagenindikation „gerettet“ werden 
kann. Dem sollten die Festlegungen der 
Frühjahrs-DK des BWK dienen. Wo 
hier ein Gegensatz zu der Forderung 
nach Abschaffung des § 218 bestehen 
soll, müßte erst einmal bewiesen wer­
den. Im übrigen sei auf unsere pro­
grammatischen Festlegungen verwie­
sen: „Wir treten der Unterdrückung 
und Entmündigung der Frauen durch 
die Anwendung und geplante Verschär­
fung des § 218 entgegen; wir sind für 
die ersatzlose Streichung des § 218“. 
i Antrag zur Auflösung des BWK und 
zur Verschmelzung mit FAU/R und 
VSP. abgedruckt in „Ergebnisse der 
Herbstkonferenz 1989 der 9.o. BDK 
des BWK")

Die Situation stellt sich für die Geg­
ner des § 218 alles andere als rosig dar. 
Dies zeigte sich auch bei der Anhörung 
der bayerischen Landtagsfraktion der 
Grünen am 27.11.89 zur Situation in 
Bayern nach der Verurteilung des Frau­

enarztes Dr. Theissen. Ärzte, Juristen 
und in den Beratungsstellen Tätige so­
wie betroffene Frauen berichteten über 
ihre Erfahrungen.

Erfahrungen der Beratungsstellen 
Zugenommen hat der sog. „Abtrei­
bungstourismus“ insbesondere nach 
Hessen. Waren es 1986 noch ca. 6 000 
Frauen aus Bayern und Baden-Würt­
temberg, so seit 1988 ca. 15 000 Frau­
en bei leicht sinkender Zahl der Abbrü­
che insgesamt bundesweit. Immer noch 
ist für Bayern der Münchner Raum fast 
das einzige Gebiet, in dem Schwanger­
schaftsabbrüche nach der Notlagenindi­
kation durchgeführt werden. Da Abbrü­
che in Bayern ambulant nicht zugelas­
sen sind, finden sie in Kliniken statt.

In den kommunalen Krankenhäusern 
Münchens müssen sich die Frauen, die 
schon eine Notlagenindikation beschei­
nigt haben, noch einmal einer Befra­
gung durch ein Ärztegremium ausset­
zen, z.T. bezeichnet als „Indikations­
runde“. Diese fallt noch einmal erneut 
eine Entscheidung, ob der Abbruch 
durchgeführt wird. Darüber hinaus gibt 
es eine Reihe von Privatkliniken, die 
Abbrüche durchführen. Diese steigen 
aber zunehmend um auf Untersuchung 
und Behandlung von ungewollter Kin­
derlosigkeit, weil lukrativer.

Das Bedürfnis der Frauen, die sich in 
der Notlage einer ungewollten Schwan­
gerschaft befinden, nach einer diskreten 
und schonenden ärztlichen Behandlung 
läßt sich demgegenüber nach aller Er­
fahrung in ambulanten Einrichtungen 
besser erfüllen. Bundesweit werden 
über drei Viertel der Schwangerschafts­
abbrüche in Praxen durchgefuhrt. Die 
Komplikationsrate ist in den ambulan­
ten Einrichtungen wesentlich niedriger 
als in den Krankenhäusern, wo die 
Frauen bis zu fünf Tagen bleiben müs­
sen. Denn der Eingriff wird bei einem 
stationären Aufenthalt in der Regel in 
Vollnarkose durchgeführt, obwohl das 
medizinisch nicht notwendig ist.

Ärzteschaft
Von Seiten der Ärzteschaft wurde über 
Auseinandersetzungen in den Standes- 
gremien berichtet, die auf eine Unter­
stützung der in Not geratenen Frauen 
und eine Änderung der Standesordnung 
abzielen. Wie schon andernorts berich­
tet. hat die hessische Landesärztekam- 
mer auf Antrag der Liste Demokrati­
scher Ärzte ihre Berufsordnung geän­
dert. Wie in den anderen Bundesländern 
hieß es bisher auch in Hessen: „Kein 
Arzt darf gegen sein Gewissen gezwun­
gen werden. ... einen Schwanger­
schaftsabbruch durch ihren.“ Dies 

wurde in Hessen nun durch den Halb­
satz ergänzt: „. . . noch ihn zu unterlas­
sen, sofern er nach den gesetzlichen Be­
stimmungen handelt.“

Delegierte der Demokratischen Ärzte 
in Bayern brachten auf dem bayerischen 
Ärztetag im Oktober 1989 einen Antrag 
ein, der auf eine flächendeckende Ver­
sorgung mit Beratungseinrichtungen 
und Abbruchmöglichkeiten hinzielt. 
Zwar wurden die Antragsteller von an­
deren Delegierten beschimpft als Men­
schen, die „psychopathologisch . .. 
Lust am Töten“ hätten, der bayerische 
Ärztetag mußte sich aber von solchen 
Äußerungen distanzieren. Dennoch 
wurde der Antrag durch Nichtbefassung 
abgelehnt.

Es hat sich also über den Schwanger­
schaftsabbruch eine Auseinanderset­
zung unter den Ärzten entwickelt. In 
dieser Situation ist es hilfreicher, das 
Richtige zu unterstützen, was von Seiten 
der Ärzteschaft kommt, damit der 
Druck, der gegenwärtig auf die fort­
schrittlichen Ärzte ausgeübt wird, et­
was nachläßt, statt, wie im Leserbrief 
von bar beklagt, die „mangelnde Soli­
darität und unterstützenden Stellung­
nahmen gerade aus der Ärzteschaft“ zu 
beklagen. Man maß allerdings sagen, 
daß diese Stellungnahmen zu dem Zeit­
punkt noch nicht vorlagen, als bar den 
Leserbrief geschrieben hat. Sie werden 
auch jetzt noch von der bürgerlichen 
Presse weitgehend unterdrückt.

Juristisches
Einer der Anwälte berichtete vom ge­
genwärtigen Stand des Theissen-Pro- 
zesses. Seit Anfang Oktober liegt das 
Urteil gegen Dr. Theissen schriftlich 
vor. Aus dem Urteil geht hervor, daß 
Theissen in 20 Fällen wegen Verstoßes 
gegen den § 218b (Schwangerschafts­
abbruch ohne vorhergehende Beratung) 
und § 219 (Abbruch ohne Indikations­
stellung durch einen anderen Arzt) ver­
urteilt wurde, obwohl diese Fälle be­
reits verjährt waren. Das Strafmaß be­
läuft sich auf zweieinhalb Jahre Haft 
und drei Jahre Berufsverbot als Frauen­
arzt.

Das Oberlandesgericht München hat 
das Berufsverbot gegen Dr. Theissen 
aufgehoben. Bis zur Rechtskraft des 
Urteils darf Dr. Theissen als Frauenarzt 
weiter praktizieren. Er sah sich aller­
dings mittlerweile gezwungen, Bayern 
zu verlassen, da die Regierung von 
Schwaben als zuständige Behörde ein 
Verfahren mit dem Ziel eingeleitet hat. 
ihm die Approbation als Arzt zu entzie­
hen.

Die Anwälte haben aus diesen und 
vielen anderen Gründen Revision ein 

gelegt. Im Laufe des Frühjahrs wird mit 
der zweitinstanzlichen Aufnahme des 
Verfahrens gerechnet.

In der politischen Auseinanderset­
zung sehen die Anwälte zwei wesentli­
che Punkte als hilfreich an, die ohne 
große Gesetzesänderungen bereits auf 
der Ebene des Strafprozeßrechts geän­
dert werden können und sollten:
1. Frauen dürfen in solchen Prozessen 
nicht gezwungen werden, Zeuginnen zu 
sein.
2. Die Patientenkartei muß tabu sein. 
Es muß grundsätzlich ein Beschlagnah­
me- und Durchsuchungsverbot für Pa­
tientenkarteien durchgesetzt werden.

Die Durchsetzung dieser beiden For­
derungen würde die Chancen, den Pro­
zeß zu gewinnen, erheblich vergrößern 
und den Einschüchterungseffekt, der 
schon jetzt von ihm ausgeht, zunichte­
machen.

Vorhaben
Aus der Anhörung lassen sich eine gan­
ze Reihe von Aufgaben festhalten: Not­
wendig ist die verstärkte Auseinander­
setzung mit Positionen der Kirchen und 
die Zurückweisung der Einmischung 
der Kirchen in das öffentliche Leben. 
Die katholische Kirche plant, am 
28.12.89, dem „Tag der unschuldigen 
Kindlein“, bundesweit gegen den 
„Mord am Ungeborenen“ die Glocken 
läuten zu lassen.

Die bayerische Staatsregierung hat 
Mitte November 89 die Staatskanzlei 
beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem 
Regensburger Prof. Udo Steiner eine 
endgültige Klageschrift gegen die Fi­
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nanzierung der Abtreibung auf Kran­
kenschein und gegen das Beratungs­
und Indikationsfeststellungsverlähren 
für den Schwangerschaftsabbruch beim 
Bundesverfassungsgericht vorzulegen. 
Steiner ist Dekan in Regensburg und 
Professor für öffentliches Recht, beson­
ders für deutsches und bayerisches Ver­
fassungsrecht. Zwar hat die Bundesre­
gierung aufgrund von Meinungsver­
schiedenheiten insbesondere zwischen 
FDP und CSU keine Einigung über das 
geplante Beratungsgesetz herstellen 
können; die bayerische Staatsregierung 
geht aber davon aus, daß ihre Klage Er­
folg haben kann.

Es ist eine gefährliche Fehleinschät­
zung, wie sie mehrmals bei der Anhö­
rung geäußert wurde, die übergroße 
Mehrheit der Menschen in der BRD und 
insbesondere der Frauen sei gegen den 
§ 218. Eine ideologische Auseinander­
setzung mit den Lebensschützern sei 
deshalb nicht erforderlich. Dabei findet 
doch gerade augenblicklich allerorten 
auch in der Frauenbewegung, und in 
der Medizin, eine umfassende Diskus­
sion darüber statt, was eigentlich „Le­
ben“ bedeutet (etwa in der Debatte um 
den Embryonenschutz oder um die Ge­
netik). Nächstes Ziel in der Auseinan­
dersetzung um Memmingen ist: Der 
Prozeß gegen Dr. Theissen muß gewon­
nen werden. Die Normenkontrollklage 
der bayerischen Staatsregierung vor 
dem Bundesverfassungsgericht darf kei­
nen Erfolg haben. Dahingehend müssen 
die ideologischen und die konkreten 
Auseinandersetzungen geführt werden.

elf (BWK)
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Vor der 4. Auflage des Schmucker-Verfahrens

Geheimdienst-Manipulationen ohne Ende?
Interview mit Bernd Häusler, Verteidiger im Schmücker-Prozeß

Das längste Strafverfahren in der Bundesrepublik, der Schmücker-Prozeß, steht im 
Frühjahr vor seiner 4. Auflage. Dreimal fiihrte ein durch behördlich unterstützte 
und gerichtlich geduldete Geheimdienst-Manipulationen bestimmter und gesteuer­
ter Prozeßverlauf zu Verurteilungen, dreimal mußten diese Urteile durch den Bun­
desgerichtshof aufgehoben werden. Die Verwicklung des Westberliner Landesam­
tes für Verfassungsschutz wurden schließlich im Laufe der 15 Jahre Schmücker- 
Prozeß derart handfest, daß selbst der Bundesgerichtshof die Notwendigkeit der

Aufklärung dieser Verwicklungen als Revisionsgrund anerkennen mußte.
Aus Anlaß der bevorstehenden Eröffnung der 4. Auflage des Schmücker-Prozes­

ses fanden in Nürnberg und Würzburg Veranstaltungen statt, auf denen Bernd 
Häusler, Verteidiger im Schmücker-Prozeß und Autor des Buches „Der unendli­
che Kronzeuge“, über diesen Prozeß informierte. Das folgende Interview entstand 
im Anschluß an diese Veranstaltungen.

Die ersten drei Verfahren des Schmük- 
ker-Prozesses haben jetzt 15 Jahre ged­
auert. Damit umfaßt dieses Verfahren 
bisher einen bedeutenden Zeitabschnitt 
der BRD-Entwicklung. Welche Eindrük- 
ke hat man als Verteidiger in einem sol­
chen Strafprozeß von der Entwicklung 
der Strafprozeßordnung?

Bernd Häusler: Das ist eine Frage, die 
ich jetzt gar nicht vollständig beantwor­
ten kann. Die erste einschneidende Ver­
änderung der Strafprozeßordnung er­
folgte Ende 74, dem Jahr der Tat. Nicht 
wegen dieser Tat. Es waren auch ande­
re Sachen noch vorangegangen. Aber 
da war die erste einschneidende Verän­
derung: Verbot der Mehrfach-Verteidi­
gung z.B. Und von diesem Zeitpunkt an 
hat es fast jährlich Veränderungen in 
der Strafprozeßordnung gegeben, Kon­
taktsperregesetz, Trennscheibe — nur 
einmal, um ein paar Veränderungen 
schlaglichtartig zu benennen. Es hat 
auch viele kleinere Veränderungen ge­
geben, die nicht so in der Öffentlichkeit 
bekannt wurden. Z.B. die Einschrän­
kung, präsente Zeugen zu stellen. Frü­
her konnten die Verteidiger' selber Zeu­
gen laden, und das Gericht mußte sie 
hören. Heute kann die Verteidigung sel­
ber Zeugen laden, aber das Gericht muß 
sie nicht hören, kann sie vor der Tür 
stehen lassen, wie das hier in diesem 
Prozeß der Fall gewesen ist. Die Vertei­
digung lud einen Zeugen, als ihr be­
kannt wurde, daß dieser gelogen hatte 
bei seiner Vernehmung. Die Verteidi­
gung hatte auch Beweismittel dafür, daß 
er gelogen hatte. Er stand also draußen 
vor dem Gerichtssaäl, das Gericht hat 
ihn nicht hereingelassen, wollte nicht 

‘zur Kenntnis nehmen, daß er gelogen 
hat. Da hat sich eine völlig kleine Ver­
änderung der Strafprozeßordnung, die 
auch in der Öffentlichkeit so gut wie 
unbemerkt blieb, ganz drastisch ausge­
wirkt.

Die vielen Veränderungen, die die 
Strafprozeßordnung mitmachte in der 
Zeit, haben nun einen vorläufigen Ab­
schluß gefunden in der Kronzeugenre­
gelung.

In der Veranstaltung hattest Du darauf­
hin gewiesen, daß diese Regelung z.B. 
den Rechtsgrundsätzen des Allgemeinen

Preußischen Landrechts von 1795 nicht 
standhält. Wie ist das zu verstehen?

Bernd Häusler: Im Allgemeinen Preu­
ßischen Landrecht war eine Beweisre­
gel enthalten, die bestimmte, daß allein 
auf eine Selbstbeschuldigung hin eine 
Verurteilung nicht erfolgen darf. Ein 
Kronzeuge macht ja immer auch eine 
Selbstbeschuldigung. Das ist ja gerade 
der Kem des Kronzeugen, daß er sagt: 
Ich war dabei, ich habe es mit getan, ich 
war an der Tat beteiligt, und ich packe 
jetzt aus.

Das Allgemeine Preußische Land­
recht sagte: Es reicht nicht aus, wenn 
einer sich selbst beschuldigt, es müssen 
weitere Beweisanzeichen hinzukom­
men. Auch in den meisten US-Staaten, 
die eine gesetzliche Kronzeugenrege­
lung haben, ist es auch so, daß aus­
drücklich gefordert wird, neben der Be­
schuldigung des Kronzeugen müssen 
objektivierbare Beweisanzeichen gege­
ben sein. Dieser Riegel im Allgemeinen 
Preußischen Landrecht oder in den in 
anderen Ländern geltenden Gesetzen ist 
in der Bundesrepublik fallengelassen 
worden, und das macht diese Regelung 
auch so verdächtig.

Das Schmücker-Verfahren begann, als 
diese Regelung noch kein Teil der Straf­
prozeßordnung war. Wurde sie in die­
sem Verfahren schon vorweggenom­
men?

Bernd Häusler: Die Diskussion um die 
Kronzeugen-Regelung ist ja alt. Sie be­
gann schon Anfang der 70er Jahre. In 
den Diskussionen damals, ob man eine 
Kronzeugenregelung macht oder nicht, 
ist auch immer darüber gesprochen 
worden, daß man sie schon damals 
praktiziert hat. Im Schmücker-Verfah­
ren gibt es sehr starke Anzeichen dafür, 
daß man mit Jürgen Bodeux eine solche 
Kronzeugen-Absprache getroffen hat: 
nämlich für einen Mord eine nur wenige 
Jahre umfassende Freiheitsstrafe, da­
nach eine neue Identität als Zusagen des 
Staates für eine entsprechende Aussage, 
die zu einer Verurteilung führte.

Angenommen, diese Absprache wäre 
beweisbar und müßte vom Gericht zur 
Kenntnis genommen werden. Was hätte

das für Auswirkungen auf den Prozeß?

Bernd Häusler: Das ist schwer einzu­
schätzen, weil nach unserem geltenden 
Prozeßrecht natürlich auch eine rechts­
widrige Absprache nicht dem entgegen­
steht, daß der Kronzeuge trotzdem die 
Wahrheit sagt. Da es an Beweisregeln 
in unserem Strafrecht fehlt, kann ich 
auch die freie Überzeugung gewinnen: 
Da ist zwar letztlich hier und dort gelo­
gen worden, es sind rechtswidrige Ab­
sprachen getroffen worden. Aber im 
Kerngehalt sagt dieser Kronzeuge doch 
die Wahrheit. Weil die Rechtslage so 
ist, ist es natürlich schwer zu beurtei­
len, welche Folgen es hat, wenn jetzt 
der Nachweis einer solchen Absprache 
erbracht würde.

Ich denke: wenn man noch einen 
Kem von Anstand hat, könnte man — 
wenn jetzt so etwas bekannt würde — 
einem solchen Zeugen nicht mehr trau­
en. Da kommt auch noch so ein rechts­
hygienischer Aspekt dazu, der von un­
seren Richtern überhaupt nicht gesehen 
wird. Das spielt in den angelsächsi­
schen Ländern eine Rolle. Da sind die 
Beweis- und Verwertungsverbote viel 
schärfer. Es gibt im Angelsächsischen 
die Theorie „poisoned fruits of a poi- 
soned tree“ — die vergifteten Früchte 
eines vergifteten Baums: Ist überhaupt 
irgendwann mal ein Beweismittel mit 
unerlaubten Methoden gewonnen wor­
den, sind alle sich daraus ergebenden 
Beweishandlungen, selbst wenn sie für 
sich genommen rechtmäßig wären, 
„vergiftet". Ist der Zeuge — wie hier 
im Falle Bodeux — mit falschen Ver­
sprechungen zu ersten Aussagen be­
wegt worden, ist seine Aussage — auch 
seine spätere Aussage —, mag sie noch 
so richtig sein und rechtmäßig zustan- 
degekommen sein, einfach verboten. 
Das gibt es jedoch bei uns nicht.

Man sagt immer, man muß sehen, 
wie weit die Täuschungssituation später 
noch anhält. Und wenn sie nicht mehr 
andauert, ist es verwertbar. Daß die 
Angelsachsen z.B. viel weiter gehen, 
hat seine Bewandtnis auch in so einem 
rechts-hygienischen Standpunkt. Man 
kann doch mit unserer Rechtspraxis kei­
nem Ermittlungsbeamten mehr verden­
ken, wenn er sich sagt: „Ich täusche 
den erstmal, halte ihn an, daß er es mir
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sagt, und dann werden sich schon Wege 
finden, das alles in rechtmäßige Bahnen 
zu leiten.“ Gerade um so ein Denken zu 
verhindern, sind die angelsächsischen 
Beweisregeln so rigoros. Und das ist 
etwas, was unserem Rechtsdenken so 
völlig fehlt.

Kann man sagen, daß eine Überprü­
fung, eine Objektivierung der Aussage 
des Kronzeugen Bodeux in den ersten 
drei Verfahren verhindert wurde? Wie 
wird dies jetzt im vierten Verfahren aus­
sehen?

Bernd Häusler: Ab einem bestimmten 
Zeitpunkt ist das bei allen anderen Ge­
richten verhindert worden, ja. Das kann 
man wohl sagen. Das kann man auch 
belegen. Das betrifft z.B. die vor Ge­
richt bestrittene neue Identität und an­
deres.

Das Gericht hat jetzt im vierten 
Durchgang ein anderes Problem, selbst 
wenn Bodeux aussagt und einen über­
zeugenden Eindruck macht. Nachdem 
nun bekannt wurde, Weingraber war 
V-Mann des Verfassungsschutzes, ist es 
Aufgabe des Gerichts, die Verwicklung 
des Landesamtes für Verfassungsschutz 
aufzuklären. Und wenn das Gericht die­
se Verpflichtung ernst nimmt, die dort 
vom Bundesgerichtshof aufgegeben 
wurde, dann dürfte eine Verurteilung 
nicht erfolgen, wenn Weingraber als 
Zeuge nicht zur Verfügung steht und 
wenn auch das Landesamt alle Möglich­
keiten verhindert, seine eigene Beteili­
gung an diesen Vorgängen aufzuklären.

Man muß auch damit leben, daß in 
einem Prozeß — nicht nur in einem po­
litischen —, in jedem Rechtsstreit ist es 
so, daß er eine eigene Dynamik entfal­
ten kann. Das, was heute so ist, muß 
noch lange nicht morgen oder am Ende 
des Prozesses so sein. Das ist gerade 
eine Erfahrung aus den vorangegange­
nen drei Prozessen. Man konnte sehen, 
wie sich auch die Gerichtsvorsitzenden 
verändern.

Man könnte erwarten: nach 15 Jahren 
Prozeßdauer ist inzwischen Gras dar­
über gewachsen, keiner fragt mehr. Es 
ist aber das Gegenteil zu beobachten. 
Die Presse berichtet, und auch das Ab­
geordnetenhaus beschäftigt sich jetzt 
durch einen Untersuchungsausschuß 
damit. Wie ist das zu erklären?

Bernd Häusler: Ich denke, daß sich im 
Zusammenhang mit dem dritten Urteil 
1986 Ereignisse zugetragen haben, die 
so skandalös waren, daß auch eine bür­
gerlich-liberale Öffentlichkeit daran 
nicht vorbeigehen konnte. Nach 5 Jah­
ren und zwei Monaten beriet die Straf­
kammer ein Urteil in 20 Minuten. 
Überraschend und ohne Vorankündi­
gung wurde den Angeklagten das 
Schlußwort erteilt. Das Gericht verur­
teilte nach einem mehr oder weniger 
nicht aufgeklärten Sachverhalt, und 
sechs Wochen später entschied der Bun­
desgerichtshof konträr dazu, daß das 
Landesamt für Verfassungsschutz zu 
unrecht die angeforderten Akten der 
Strafkammer vorenthalten hatte. Das 
entwertete einfach das Urteil, und von 
diesem Zeitpunkt an setzte auch eine 
größere Öffentlichkeit ein, beobachtete 
diesen Prozeß in den Medien intensiver.

Dann kam hinzu, daß wohl offen­
sichtlich das Landesamt selbst in die
Offensive gehen wollte und Erkenntnis­
se durchsickem ließ, deren Wahrheits­
gehalt ich in Zweifel ziehen möchte. Da 
war dann plötzlich die Rede davon, daß 
man die Tatwaffe ja habe. Vielleicht 
wollte man damit suggerieren: „Na ja, 
vielleicht war das nicht schön mit dieser 
Verurteilung, aber es hat ja nicht die 
Falschen getroffen.“

Diese Vorgehensweise hat sich dann 
aber wiederum gegen das Landesamt 
gewandt, de es bedarf wohl mehr als

Die Info-Veranstaltung „Geheimdienst-Prozeß — 4. Auflage“ mit dem Westberliner Verteidiger im Schmücker-Pro- 
zeB Bernd Häusler als Referent fand in Würzburg am 8. Dezember im Rahmen des Semesterprogramms der Evan­
gelischen Studentengemeinde (ESG) statt. Am Nachmittag wurde der ESG mitgeteilt, daß zwei Vertreter der Krimi­
nalpolizei während der Veranstaltung zugegen sein würden. Auch das zwei Tage später im Autonomen Kulturzen­
trum Würzburg stattfindende Benefiz-Fest zugunsten Ilse Schwippers versuchte die Kriminalpolizei direkt zu kon­
trollieren. Teilnehmer verwehrten den Eintritt. Nach wiederholtem Versuch zog sich die Kripo schließlich zurück. 
— Foto: Jens Kunze

nur einer kargen Erklärung, warum eis 
so wichtiges Beweismittel wie die T* 
waffe von Anfang an den Ermittlung 
behörden entzogen wurde und nun narr 
15 Jahren eine Aufklärung anhand die 
ser Tatwaffe nicht mehr möglich ist.

Es gibt einen Untersuchungsausschuß 
im Abgeordnetenhaus. Welche Bedev 
tung hat dieser für die Verteidigung?

Bernd Häusler: Die Verteidigung ist an 
dem Untersuchungsausschuß nicht be 
teiligt. Die Mitglieder des Ausschusses 
sind jeweils von den Fraktionen ge­
stellt. Theoretisch wäre eine Anhörung 
der Verteidiger im Ausschuß möglich, 
aber dem steht natürlich in gewisser 
Weise entgegen, daß wir als Verteidiger 
eine Verschwiegenheitspflicht haben, 
die natürlich auch so ein Untersu­
chungsausschuß nicht aufbrechen kann, 
sonst könnte man ja immer einfach 
einen Untersuchungsausschuß machen, 
um an das Verteidigergeheimnis heran­
zukommen.

Da liegt aber auch eine ganz andere 
Problematik. Dieser Untersuchungsaus­
schuß soll nämlich untersuchen, ob es 
Fehlentwicklungen im Landesamt für 
Verfassungsschutz gegeben hat im Zu­
sammenhang mit diesem Verfahren. 
Und nun war überall zu lesen, daß die 
Verteidiger in diesem Verfahren abge­
hört worden sind und daß auch ein 
V-Mann in die Praxis eines Vsrteidi- 
gers lanciert worden war.

Da sind wir natürlich gefordert. Ob­
wohl wir einerseits Aufklärung wollen, 
müssen wir andererseits darauf beste­
hen, daß die Aufklärung nicht darin be­
steht, daß unser Mandatsgeheimnis nun 
ausgebreitet wird. Wir sind da in einer 
äußersten Zwickmühle. Nicht so sehr 
rechtlich, weil ganz klar ist: vom Ge­
setz her sind wir verpflichtet, zum 
Schutz unserer Mandanten und auch aus 
grundsätzlichen Erwägungen zu sagen: 
„Ihr dürft nur Beweis erheben im Aus­
schuß darüber, ob wir ausgespäht sind, 
aber Ihr dürft nicht Beweis darüber er­
heben, was ausgespäht worden ist.“ 
Damit stehen wir natürlich ein bißchen 
— scheinbar — im Widerspruch zu un­
serer sonstigen Forderung: Es muß al­
les auf den Tisch.

Die Zwickmühle besteht für uns in 
der Vermittlung in der Öffentiichkeit, 
daß das im Grunde kein Widerspruch 
ist. Weil anders ein ganz zentraler 
Punkt in einem demokratischen Rechts­
staat, nämlich die Verschwiegenheit, 
die Vertraulichkeit mit dem Verteidi­
ger, dadurch ausgehebelt würde.

Es gibt nun einen Vorbericht aus dem 
Innensenat, von dem z.B. in der Wut­
berliner ,,Morgenpost" zu lesen war, 
daß das Landesamt dadurch entlastet 
sei.

Bernd Häusler: Dieser Vorbericht ist 
von einer Kommission geschaffen wor­
den, die man nicht verwechseln darf mit 
dem Ausschuß. Die Kommission be­
stand aus fünf Mitgliedern. Mitglied 
war der Justitiar des Verfassungsschut­
zes — mir scheint, man hat den Bock 
zum Gärtner gemacht. Die Kommis­
sionsmitglieder sind auch nicht an alle 
Vorgänge herangekommen. So haben 
sie schön einen Bericht gefertigt. Und 
als der Bericht noch verschlossen im 
Safe des Innensenators lag, wurde dem 
Innensenator durch eine Indiskretion 
von anderer Seite bekannt, daß operati­
ve Maßnahmen von Seiten des Verfas­
sungsschutzes gegen die Hauptange­
klagte geführt werden. Der fiel aus al­
len Wolken. Da war diese Kommission 
nun extra eingerichtet, um Klarheit zu 
schaffen, was gespielt wird, und gerade 
diesen Punkt hat der Kommissionsbe­
richt nicht erwähnt, nicht erwähnen 
können, weil z.B. auch dies der Kom­
mission verheimlicht worden ist. Und 
an diesem Vorfall, denke ich, sieht man 
am deutlichsten, wie wertlos dieser Be­
richt ist. Man darf natürlich nicht unter­
schätzen. daß Funktion dieses Berichten 
ist, den Verfassungsschutz reinzuwa­
schen, und weniger, aufzuklären.

Eine wesentliche Kritik der bisherigen 
drei Schmücker-Verfahren lautete: es 
gab aufgrund der Einmischungen der 
Geheimdienste und der diese Einmi­
schungen akzeptierenden Gerichlsprc 
xis keinen .fairen Prozeß". Wie sine 
die Startbedingungen für die ,,vierte 
Auflage"?

Bernd Häusler: Es ist eine unveränderte 
Situation. Wir haben auf unserer Gutha 
ben-Seite ein paar Punkte gemacht, es
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ist aber auch mit anderen Eingriffen zu 
rechnen, die unsere Situation wieder 
verschlechtern. Jetzt ist angekündigt, 
daß bisher zurückgehaltene Beweismit­
tel auf den Tisch kommen. Man weiß 
natürlich nicht, was in den Paketen, die 
noch verschnürt sind, drin sein wird. 
Da sind Ungewißheiten drin. Man muß 
weiter berücksichtihen. daß über den 
Justitiar des Verfassungsschutzes ver­
sucht wurde, mit sehr massiven Mitteln 
auf einen Verteidiger Einfluß zu neh­
men, die Hauptangeklagte zu einem Ge­
ständnis zu bewegen. Da zeigt sich ein 
ganz starkes Energiepotential von der 
Gegenseite, auf den Prozeß weiterhin 
manipulierend einzuwirken. Und zwar 
in einer völlig neuen Form, die für uns 
bisher völlig unbekannt war: daß mit 
„sexuellen Enthüllungen“ sogar ge­
droht wird.

Umgekehrt positiv zu verbuchen ist, 
daß die gesamte Öffentlichkeit mehr 
Anteil an diesem Prozeß nimmt. Auf­
grund dieser stärkeren öffentlichen An­
teilnahme konnten auch schon wesent­
lich mehr Unregelmäßigkeiten ausge­
graben werden, die den Anklagevor­
wurf erheblich in Zweifel stellen.

Hits sind zentrale Punkte, nach denen 
die Verteidigung die Möglichkeiten der 
Prozeßfiihrung beurteilt?

Bernd Häusler: Ich denke, der wesent­
lichste Punkt ist, daß erst einmal alle 
Akten lückenlos und vorbehaltslos auf 
den Tisch kommen. Das sind in erster 
Linie die Akten im Landesamt für Ver­

fassungsschutz, Jürgen Bodeux, Ulrich 
Schmücker und Götz Tilgner betref­
fend. Das ist angekündigt worden. Ob 
es wirklich eintritt, ist jedoch fraglich. 
Ein Mitverteidiger hat bereits Einblick 
bekommen in seine Akten über sich 
selbst, die ja diesen Vorfall mit betrafen 
— ich meine die Bespitzelung des An­
waltsbüros — und da waren die Akten 
auch nicht vollständig, da sind von 200 
Seiten 60 Seiten zurückgehalten worden 
mit der Bemerkung, daß das Landesamt 
nicht nicht darüber verfügungsbefugt 
sei. Das ist ein Indiz dafür, daß zu be­
fürchten ist, daß auch jetzt wieder nicht

alle Sachen auf den Tisch kommen.
Das zeigt die Ungewißheiten. Wie 

das nun bewertet werden wird, ist eben­
falls ungewiß. Die Gegenseite wird na­
türlich versuchen, Sachen auf den Tisch 
zu bringen, die für die Mandanten nach­
teilig sein werden, und Dinge zurück­
halten, die entlastend sind. Nun ist die 
Frage: Wird das so auch gewertet wer­
den. daß man mit so einem manipulier­
ten Vorwurf, für den man nur Teile hin­
legt und nicht alles, auch ankommt? 
Wird das ausreichen für eine Verurtei­
lung, oder wird sich das Gericht gegen 
so eine Manipulierung diesmal wehren? .

Spendenaufruf
Um in dem 15jährigen Schmücker-Prozeß Geheimdienstmachenschaften zu be­
weisen oder sich gegen die Prozeß-Manipulierung durch den Verfassungsschutz 
(Zurückhaltung von Beweismaterial und Zeugen u.a.) zu wehren, wurden zahl­
reiche Nebenprozesse nötig. Soweit diese von Ilse Schwipper vor den Verwal­
tungsgerichten angestrengt wurden, bekam sie als Untersuchungsgefangene und 
später als Sozialhilfeempfängerin zwar Prozeßkostenhilfe. Diese deckt jedoch 
nicht die Anwaltskosten der Gegenseite. Und die BRD und das Land Westberlin 
ließen sich Anwälte etwas kosten. Soweit diese Prozesse nicht mit einem rechtli­
chen Erfolg endeten, haben sich daraus inzwischen Zahlungsbescheide von 
mehreren Tausend DM ergeben, die jetzt nach und nach von Ilse Schwipper be­
zahlt werden müssen, wenn sie nicht Gefahr laufen will, nach dem Justizvollzug 
nun auch noch dem Gerichtsvollzieher ausgeliefert zu sein. Von Sozialhilfe dies 
zu zahlen, ist unmöglich. Deshalb rufen wir zu Spenden auf!
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So nicht und nie wieder!
In der gemeinsamen Beilage 2/’89 vom 
22. Juni schreibt „maf (BWK)“ in 
einem Beitrag „Probleme des Klassen­
kampfes — Antworten der Stalinisten“ 
auf S. 8 bzw. S. 9 folgendes:

„Jedenfalls war der Stalinismus eine 
reale politische Bewegung, in der sehr 
viele den Kampf gegen Faschismus und 
Imperialismus führten, während die 
trotzkistische Kritik an dieser Bewe­
gung über das Stadium der Nörgelei ei­
gentlich nirgendwann oder -wo hinaus­
gekommen ist.“

„Die stalinistische Bewegung warf 
den Faschismus nieder und schuf be­
wußt wesentliche Voraussetzung für ih­
re Selbstaufhebung. Unterschiedlich zu 
ihren trotzkistischen Kritikern bewiesen 
die Stalinisten bei dem einen Mut und 
Selbstlosigkeit und bei dem anderen re­
volutionäre Zielsetzung.“

In aller Bescheidenheit betrachte ich 
diese Sätze als eine Ehrabschneidung, 
die wie durch ein Brennglas alle Schwä­
che, alle Überheblichkeit, alle Unfähig­
keit zu Solidarität und daher auch zu po­
litischem Verstand in unserem kleinen 
linken Flohzirkus auf einen Punkt kon­
zentriert. Was nützt es angesichts sol­
cher Sätze, die Menschen zu nennen, 
die wegen ihrer „Nörgelei“ von den 
stalinistischen Trägem des guten Na­
mens „Kommunismus“ umgebracht 
worden sind. Ich rufe die Erinnerung an 
einige der vielen Opfer des Faschismus 
wach.

— Pantelis Pouliopoulos, der „Das 
Kapital“ ins Griechische übersetzte, 
Delegierter der griechischen KP auf 
dem V. KomintemKongreß, Sekretär 
der griechischen KP 1925, 1927 wegen 
„Trotzkismus“ aus der KP ausge­
schlossen, 1939 von den italienischen 
Faschisten verhaftet, von faschistischen 
Offizieren 1943 erschossen, nachdem 
er zuvor die Soldaten des Erschießungs­
kommandos durch Agitation zur Be­
fehlsverweigerung gebracht hatte.

— Raul Widelin, der 1939 der linken 
Opposition beitrat, Herausgeber der 
Zeitung „Arbeiter und Soldat“ zur Ver­
brüderung mit den deutschen Soldaten 
und zur Zersetzung der Nazi-Reichs­
wehr in Frankreich, von der Gestapo 
erschossen.

— Jean Meichler, Herausgeber des 
deutschsprachigen trotzkistischen Emi­
grations-Organs „Unser Wort“, des­
wegen im besetzten Frankreich als Gei­
sel verhaftet und hingerichtet.

— Leon Lesoil. Gründungsmitglied 
der belgischen KP, ab 1923 Mitglied ih­
res Zentralkomitees, Gründungsmit­
glied der belgischen trotzkistischen Or­
ganisation, führend am Bergarbeiter­
streik 1932 in Charlerois beteiligt, 1941 
«M den Nazis verhaftet, tot im KZ 
Neuengamme 1942. ■

— Abraham Löon, Autor von „Die 
materialistische Konzeption der Juden­
frage“, Mitglied der belgischen trotzki­
stischen Organisation und des europäi­
schen Sekretariats der Vierten Interna­
tionale, im Juni 1944 verhaftet, starb im 
September 1944 im KZ Auschwitz.

— Marcel Hic, 1933 der Vierten In­
ternationale in Frankreich beigetreten, 
Herausgeber des Organs ihrer französi­
schen Sektion „La Vdrite“ seit August 
1940, Mitglied des europäischen Sekre­
tariats, 1943 verhaftet, starb im KZ Do­
ra.

— Nicola di Bartolomeo, italienischer 
kommunistischer Arbeiter, während 
des Faschismus nach Frankreich exi­
liert, Trotzkist, Teilnahme am spani­
schen Bürgerkrieg, zurück in Frank­
reich den italienischen Faschisten aus­
geliefert, von ihnen in ein Lager ge­
steckt, bei Kriegsende befreit, so ge­
schwächt, daß er 1946 im Alter von 44 
Jahren stirbt.

Das sind nur einige wenige der vielen 
Mitglieder der trotzkistischen Linksop­
position und der Vierten Internationale, 
die der faschistischen und nazistischen 
Repression zum Opfer fielen, die das 
„Glück“ hatten, daß Stalins Schergen 
nicht denen Hitlers und Mussolinis zu­
vorkamen.

Es handelt sich nicht um eine abstrak­
te, angemaßte Vergangenheit, in deren 
Namen ich das Gedächtnis dieser Men­
schen verteidige. Die politische, orga­
nisatorische und persönliche Kontinui­
tät bis zur Gegenwart ist zu offensicht­
lich. Mit Georg Jungclas, dem führen­
den Mitglied der deutschen Linksoppo­
sition und dann der deutschen Sektion 
der Vierten Internationale seit ihren An­
fängen, waren viele der ehemaligen 
GIM-Mitglieder und heutigen Mitglie­
der der VSP und der Vierten Internatio­
nale bis zu seinem Tod jahrelang in der 
gleichen Organisation. Zu ihnen gehört 
seine Witwe Leni Jungclas, die heute in 
den Reihen der VSP und der Vierten In­
ternationale kämpft. Schorsch Jungclas 
war als Widerstandskämpfer von den 
Nazis verhaftet und ins Zuchthaus ge­
steckt worden. Auf den Papieren, die 
die Nazis ihm ausstellten, stand, er solle
— nicht als antistalinistischer Nörgler
— sondern als „unverbesserlicher 
Kommunist“ beim geringsten Flucht­
versuch erschossen werden. Unser Ge­
nosse Ernest Mandel, führendes und 
wohl bekanntestes Mitglied der Vierten 
Internationale, war ebenfalls in einem 
NaziKZ.

Nun könnten Neunmalkluge kommen 
und sagen, es seien die meisten Kom­
munistinnen und Kommunisten, die von 
den Nazis ermordet oder im spanischen 
Bürgerkrieg gefallen oder von Mussoli­
nis Schwarzhemden urc 'bracht wur­

den, eben nicht trotzkistisch, sondern 
der stalinistischen Führung ergeben 
gewesen. Die „Trotzkisten“ sollen das 
endlich zugeben. Sie wissen und sagen 
es aber wie alle, und nicht das ist es, 
was die kommunistische Überlieferung 
verschüttet hat, sondern den Blutzoll 
der scheinbar so unterlegenen opposi­
tionellen Kommunistinnen und Kom­
munisten. Deshalb sind Bemerkungen 
wie die von „maf* unerträglich. Sie 
„zitierend sozusagen die staatsoffizielle 
stalinistisöhe Verleumdung von den 
Kritikerinnen und Kritikern, die mit ih­
rer „Nörgelei“ nur das Spiel des Klas­
senfeinds spielen, womit ihre Liquidie­
rung gerechtfertigt wurde.

(maf) hat, das ist wahr, und ich finde, 
er sollte dies auch schreiben, in einer 
Diskussion auf meine Frage hin gesagt, 
es liege ihm fern, das Gedächtnis der 
von mir genannten Opfer des Faschis­
mus zu mißachten. Allerdings, so mei­
ne er, würden sich vielleicht heute eini­
ge dieser Menschen nachdenklich am 
Kopf kratzen und überlegen, ob es nicht 
ein Fehler gewesen sei, der bürgerli­
chen Propaganda nachgegeben zu ha­
ben.

In Wirklichkeit ist es so gewesen, daß 
die linke Opposition und die Vierte In­
ternationale deshalb so klein, so ohn­
mächtig blieben in dieser schwarzen 
Zeit, weil sie zusammen mit ihrer radi­

kalen Stalinismus-Kritik richtigerweise 
und gegen den Strom an der Verteidi­
gung der Sowjetunion gegen Imperialis­
mus und Restauration immer festhiel­
ten. Und — bis 1933 — an der Kommu­
nistischen Internationale als ihrer Orga­
nisation, obwohl sie mit deren Führung 
und Politik nicht einverstanden waren 
und daran gehindert wurden, diese Kri­
tik in den Reihen dieser Internationale 
und ihrer Sektionen zu äußern, obwohl 
sie verfolgt wurden. Die vergleichswei­
se vielen Linken, die zwischen Sozial­
demokratie und stalinistisch geführter 
kommunistischer Bewegung standen, 
wurden dadurch abgestoßen, ebenso 
viele Linke, denen zwar gute Ideale 
vorschwebten, die aber die schwierige 
Wahrheit nicht verstanden, die auch 
heute eine vom SWAPO-Apparat unter 
der Anschuldigung der Spionage gefol­
terte Genossin in einem Interview sagen 
läßt, daß sie weiter in den Reihen der 
SWAPO kämpft. Das sollten diejenigen 
bedenken, die sich immer noch über die 
geringe Zahl der Anhängerinnen und 
Anhänger des Trotzkismus damals mo­
kieren, ohne es sich nehmen zu lassen, 
die Frage aufzuwerfen, ob dieser Trotz­
kismus nicht zu sehr der bürgerlichen 
Propaganda nachgegeben habe.

Es tut weh, macht bitter, ermüdet, 
daß noch heute revolutionäre Soziali­
stinnen und Sozialisten glauben, einen

Rest an Rechtfertigung der stalinisti­
schen Greuel, des stalinistischen Ab­
falls vom Marxismus, von der soziali­
stischen Weltrevolution, der stalinisti­
schen Diskreditierung des Sozialismus 
leisten zu müssen. Der Zusammenbruch 
dieser Kartenhäuser zeugt dann in der 
Regel den Abfall vom Marxismus, von 
den revolutionär-sozialistischgen Über­
zeugungen überhaupt. Bevor die Rote 
Armee die Nazi-Armee geschlagen hat­
te, kam Hitler in Deutschland an die 
Macht, ohne daß auch nur ein Gewehr­
schuß viel. Wäre die kommunistische 
Bewegung den politischen „Nörgelei­
en“ der kommunistischen linken Oppo­
sition gefolgt — Einheitsfrontpolitik 
statt „Sozialfaschismustheorie“, . Be­
greifen der Gefahr statt „nach Hitler 
kommen wir“, wäre die braune Bestie 
nicht so leicht an die Macht gekommen, 
vielleicht gar nicht.

Über die politischen Einschätzungen 
und Vorschläge kann gestritten werden, 
erst recht über die Lehren aus der Ver­
gangenheit. Der Anspruch, für die Ein­
heit der revolutionären Linken zu ste­
hen, aber kann nicht glaubwürdig sein, 
wenn Strömungen der revolutionären 
Linken in der Weise mißachtet und aus­
gegrenzt werden, wie es mir aus den 
eingangs zitierten Sätzen deutlich zu 
werden schien.

Manuel Kellner (VSP)

1944. Viele fielen im Kampf gegen den Faschismus
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Stalin — ein Kind des Leninismus
Diskussionsbeitrag zu Fragen des Stalinismus

In seinem Aufsatz „Probleme des Klas­
senkampfes — Anworten der Stalini­
sten“ bezieht sich der Autor einleitend 
auf die Konfrontation zwischen der So­
wjetunion und dem deutschen Imperia­
lismus. Das ist insofern richtig, als es 
diese Gegnerschaft gab, taugt aber in 
der Diskussion darüber, was stalinisti­
sche Politik ausmacht und welche Be­
stimmungen sie enthält, überhaupt 
nichts. Aus der historischen Tatsache 
des Sieges der Roten Armee über die fa­
schistischen Heere und die damit ein­
hergehende Eindämmung imperialer 
Machtentfaltung des deutschen Imperia­
lismus läßt sich eben gerade nicht her­
leiten, welche Sache da gesiegt hat und 
ob überhaupt. Aber darüber soll ja gera­
de diskutiert werden. Es würde dem 
Autor ja auch sicher nicht einfallen, aus 
der bloßen Tatsache des militärischen 
Mitsiegens der USA im Rahmen der 
Antihitlerkoalition einen antiimperiali­
stischen Charakter dieser Weltmacht 
ableiten zu wollen. In bezug auf die 
USA sticht die Haltlosigkeit dieser Ar­
gumentationsweise sofort ins Auge, be­
züglich der Sowjetunion zieht sie ihre 
Plausibilität nur dar aus, daß schon un­
terstellt ist, daß die Politik der KPdSU 
in den 20er und 30er Jahren die einzig 
denkbare und richtige kommunistische 
Politik war und sein konnte. Aber gera­
de dar über muß eine Diskussion han­
deln, wenn eine Auseinandersetzung 
mit der Politik der KPdSU unter Lei­
tung Stalins überhaupt Sinn machen 
soll.

Es nützt auch nichts, unter Hinweis 
auf die revanchistische Politik des bun­
desdeutschen Imperialismus und seine 
Annexionsziele im Osten davon zu 
sprechen, daß diesem „zur Legitima­
tion dieser Politik (...) die Kritik des 
Stalinismus unerläßlich“ sei. Kritik un­
terstellt Wissenschaft — dies sollte man 
mit den aus der imperialistischen Feind­
schaft wachsenden Ideologiegebäuden, 
die zur Erklärung einer Sache nie etwas 
taugen, zur Verfolgung bürgerlicher 
Zwecke aber sehr viel, nicht verwech­
seln. Wie auch immer, ob gewollt oder 
ungewollt: Das In-die-Nähe-Rücken der 
Kritik stalinistischer Politik zu den im­
perialistischen Absichten, die mit der 
Totalitarismustheorie verfolgt werden, 
ist zutiefst antikritisch. Es erinnert dar­
über hinaus an die antikommunistische 
Art, wie jede Kritik an der politischen 
Theorie und Praxis der KPdSU inner­
halb wie außerhalb ihrer selbst — dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Kritik 
richtig oder falsch war — mit dem Ver­
dacht objektiver oder, was noch schlim­
mer war, subjektiv gewußter Hilfestel­
lung für den Imperialismus oder Fa­
schismus verunglimpft wurde, ohne 
auch nur ein Argument der Kritiker wi­
derlegt zu haben (was nicht heißen soll, 
daß sie recht hatten). Nicht wenigen 
Mitgliedern der KPdSU hat dieser Dis­
kussionsstil das Leben gekostet.

Unter den Zwischenüberschriften „Ent­
wicklung durch Zentralismus“, „Bünd­
nis von Arbeitern und Bauern“, „Räte 
und Partei“ sowie „Stalinismus und 
Staatsterror“ setzt sich der Genosse maf 
mit den wirtschaftlichen Entwicklungen 
in der Sowjetunion zu Stalins Zeit aus­
einander. Dabei fällt auf, daß der Autor 
unterstellt, mit dem Sieg der Oktoberre­
volution und dem Beginn der Kollekti­
vierung der Landwirtschaft und der In­
dustrialisierung, also mit Beendigung 
der NÖP, wäre in der Sowjetunion eine 
sozialistische Planwirtschaft, d.h. eine 
nach rationalen Gesichtspunkten in 
Gang gesetzte Produktion von Ge­
brauchswerten, gestützt auf die Freihei­
ten, die die proletarische Revolution 
den Kommunisten verliehen hatte, in 
die Welt gebracht worden. Dies war 
mitnichten so. Stalin nutzte zwar die 
Freiheit der revolutionären Gewalt, die 
sich alle gesellschaftlichen Verhältnisse 
verfügbar gemacht hatte, um die NÖP 
zu beenden, die Geschäftemacher und 
Spekulanten und Kulaken zu enteignen, 
ohne jedoch die Absicht zu verfolgen, 
an die Stelle der NÖP einen schlüssigen 
Bedarfsplan zu setzen, mit diesem die 
optimale Teilung und Verteilung der 
notwendigen Arbeit zu errechnen, um 
darüber eine gesamtgesellschaftliche 
Kooperation ins Werk zu setzen. Der 
Aufbauplan, den das Kommando der 
Partei in Gang setzte, beruhte nur ganz

im allgemeinen auf der Vorstellung, 
daß große landwirtschaftliche Güter 
produktiver sein müßten als viele kleine 
Höfe; und daß ein fortschrittliches Land 
als erstes eine Industrie zur Produktion 
von Industrieeinrichtungen brauche. 
Die oberste Planungsbehörde „Gos- 
plan“ hatte mit verfügbaren Finanzmit­
teln zu rechnen, versuchte sich in einer 
Globalsteuerung per Anweisung von 
Finanzmitteln an die Betriebe und per 
Preisgestaltung und lud damit den ein­
zelnen (Groß-)Betrieben die Aufgabe 
auf, mit den verfügbar gemachten Gel­
dern ein Gewerbe aufzuziehen, in dem 
dann die Technik und Bedienungsmann­
schaften, Rohstoffnachschub und Be­
triebsmittel sachlich zusammenstimmen 
mußten. Daß die Betriebe einander zu­
arbeiten sollten und für den Unterhalt 
der Arbeiter auch das Nötige bereit­
stand, war zwar im Prinzip auch vorge­
schrieben und geplant, in der tatsächli­
chen Durchführung aber Sache der be­
trieblichen „Eigeninitiative“ und der 
Einteilung und Verwendung ihrer zuge­
wiesenen oder aus dem Güterverkauf zu 
erlösenden Gelder. Dabei stand die 
Geldverwendung vor allem unter dem 
Diktat einer „wirtschaftlichen Rech­
nungsführung“, also der Vorschrift, 
aus der Produktion und dem Verkauf zu 
den staatlich administrierten Preisen 
einen laufenden Überschuß an abzulie- 
femden Finanzmitteln herauszuwirt­
schaften. Es wurde erstmals in großem 
Stil der Widerspruch wahrgemacht, mit 
Geld zu planem, gerade so, als wäre ein 
zugewiesener Fonds an schönen neuen 
„roten“ Rubeln schon dasselbe wie die 
Produktionsmittel, die ein Betrieb sich 
damit beschaffen sollte; als wären Pro­
duktionsmittel und Arbeitskräfte schon 
dasselbe wie Verkaufserlöse, aus denen 
sich betriebliche wie staatliche Fonds 
wie von selbst erneuern und ausweiten 
müßten; und als müßte sich der von 
Gosplan projektierte und staatlich be­
fohlene arbeitsteilige Gesamtzusam­
menhang der gesellschaftlichen Produk­
tion über Geldgrößen und den Zwang 
zur Gewinnerwirtschaftung ganz auto­
matisch herstellen.

Das tatsächliche Ergebnis war eine 
gigantische Aufbauleistung, die durch 
die „Planung“ mit Finanzmassen statt 
mit den richtigen Gebrauchswerten an 
sämtlichen Nahtstellen zwischen den 
Betrieben und Branchen durch Mangel 
behindert wurde und nur deswegen zu­
stande kam, weil es einen kostenmäßig 
höchst flexiblen Produktionsfaktor gab, 
über den die vorgeschriebene „Rech­
nungsführung“ trotz allem immer wie­
der dazu gebracht werden konnte, auf­
zugehen: die Arbeitskraft und ihre Ent­
lohnung. Die dereinstigen Nutznießer 
des Aufbauwerkes wurden zuerst ein­
mal zu dessen Lückenbüßern, und das 
keineswegs freiwillig. Ein System von 
Prämien und Strafen — bis hin zu unbe­
zahlter Zwangsarbeit — machte den so­
zialistischen Betrieben Arbeit in der 
Form verfügbar, wie sie es zur Erfül­
lung der vorgegebenen Finanz- und 
Produktionspläne brauchten: als Kom­
pensationsmittel für fehlende Produk­
tionsmittel einerseits, als flexible Rest­
größe in der „ökonomischen“ Kalkula­
tion andererseits. Die Opfer und Toten 
dieser realsozialistischen „Planung“ als 
Dünger für die irgendwann einmal lich­
te Zukunft — eine ziemlich antikommu­
nistische Sache.

Es gehört zum eisernen Vorrat an an­
tikommunistischen Beweisführungen, 
die Härten des von Stalin herbeikom­
mandierten Wirtschaftsaufbaus als not­
wendige Folgen eines typisch planwirt­
schaftlichen „Voluntarismus“ zu gei­
ßeln; wohlwollender volkswirtschaftli­
cher Sachverstand pflegt anschließend 
das Kompliment nachzureichen, im­
merhin hätte Rußland so dann doch die 
„ursprüngliche Akkumulation“ mit 
ihren unumgänglichen Entbehrungen 
nachgeholt (die linke Variante dieses 
Zynismus ist, den stalinistischen Weg 
als einzig denkbare Form des Sozialis­
mus in einem Land wie die Sowjetunion 
zu apostrophieren). Beides ist ein 
Hohn. Die Brutalitäten der Stalinschen 
Kommandowirtschaft gehen restlos dar­
auf zurück, daß die „Sprache“ des 
Kommandos das Geld war. Damit wur­
de an sämtlichen materiellen techni­
schen Erfordernissen einer schlüssigen 
Arbeitsteilung entschlossen und unver­

rückbar vorbei „geplant“; damit war 
die Arbeitskraft von vomeherein als 
diejenige Größe festgelegt, auf deren 
Kosten diese „Planung“ dann doch ir­
gendwie im Sinne der Gewinnvorschrif­
ten aufging; damit wurde konsequenter­
weise das Maß an Terrorisierung der 
Arbeitskräfte nötig, das die heuchleri­
schen Freunde einer kapitalistischen 
Ausbeutung Stalin so freudig erregt 
vorwerfen. Der Musterfell antikommu­
nistischer Hetze wg. Stalin, die Kollek­
tivierung der Landwirtschaft unter dem 
Druck der Sowjetmacht, offenbart ge­
nau diesen „marktwirtschaftlichen“ 
Geburtsfehler des sowjetischen Sozia­
lismus sehr deutlich: Es wurde gerade 
keine Integration der Bauern in eine 
technisch und güterwirtschaftlich 
durchgeplante neue Arbeitsteilung — 
im ganzen wie vor Ort — organisiert; 
statt dessen herrschte das „Vertrauen“, 
die Konzentration der paar für die 
Landwirtschaft flüssig gemachten Fi­
nanzmittel auf die sozialistischen Groß­
güter würde dort schon ihr Werk tun. 
Natürlich geschah das nicht; ein extre­
meres Gegenteil zu einem technisch 
zweckmäßigen Aufbau agrarischer 
Großproduktion war kaum herzukrie­
gen, da halfen auch die staatlichen 
Traktorensfetionen nur bedingt weiter. 
So blieb die rein negative Seite des so­
zialistischen Aufbaus, die Enteignung 
als einziger „Hebel“ übrig — und un­
wirksam, weil Erpressung mit Not eine 
denkbar schlechte Produktivkraft ist.

Wenn also etwas an dem von Stalin 
befohlenen sozialistischen Aufbau den 
Vorwurf des „Voluntarismus“ ver­
dient, dann ganz sicher nicht der Ent­
schluß als solcher, eine Industrie und 
eine quasi-industrielle Landwirtschaft 
„aus dem Boden zu stampfen“; erst 
recht nicht die darin eingeschlosse Ent­
scheidung, dafür nicht auf ausländische 
Kredithilfe zu warten; und auch nicht 
der Standpunkt „Kommunisten ist alles 
möglich!“, mit dem damals ganze 
Mannschaften von agitierten Arbeitern 
begeistert in die „Aufbauschlacht“ ge­
zogen sind — das war allemal noch ein 
Echo des revolutionären Sieges über die 
„Sachzwänge“, welchen Geld und Ge­
schäft die produktive Arbeit unterwer­
fen. „Voluntaristisch“ im schlechtesten 
Sinne war Stalins stillschweigende Vor­
aussetzung — an der seine Partei nie 
gezweifelt hat —, das obrigkeitliche 
Herumwirtschaften mit Finanzmassen 
nach Kenngrößen der volkswirtschaftli­
chen Gesamtrechnung wäre der ange­
messene Weg, einen in sich zusammen­
hängenden Aufbau der Produktion her­
beizuzaubern.

Die KPdSU hat ihren sozialistischen 
Staat nie anders aufbauen können als 
unter Kriegsbedingungen, die mit enor­
men Rüstungsanstrengungen zu beant­
worten waren, und sie hatten Hitler zu 
widerstehen. Das ist eine Sache. Eine 
ganz andere Sache ist, daß sie beim 
Aufbau des Sozialismus ausgerechnet 
auf den Tauschwert“ und seine ,,Geset­
ze“ als unfehlbaren Wegbereiter einer 
Gebrauchswertproduktion gesetzt ha­
ben. Und dies eben gerade nicht als ein 
aus der Not geborener Umweg — wie 
auch? —, sondern aus allgemein philo­
sophischen Abwägungen zu dem Pro­
blem, ob sozialistisches Wirtschaften 
überhaupt und grundsätzlich als Voll­
zug vorgegebener objektiver Gesetz­
mäßigkeiten aufzufessen sei. Zu dieser 
geschichtsteleologischen Sichtweise hat 
Stalin uferlos ja gesagt, und seine Be­
gründungen sind danach: „Die Gesetze 
der politischen Ökonomie im Sozialis­
mus sind somit objektive Gesetze, die 
die Gesetzmäßigkeit der sich unabhän­
gig von unserem Willen vollziehenden 
Prozesse des ökonomischen Lebens wi­
derspiegeln. Wer diesen Leitsatz ver­
neint, verneint im Grunde genommen 
die Wissenschaft, wer aber die Wissen­
schaft verneint, verneint damit auch die 
Möglichkeit jeglicher Voraussicht — 
verneint folglich die Möglichkeit, das 
wirtschaftliche Leben zu leiten.“(Sta- 
lin, Ökonomische Probleme des Sozia­
lismus in der UdSSR, S.9; Verlag für 
fremdsprachige Literatur, Peking 1972)
, Was Marx am Kapitalismus kritisiert 

hat: die scheinbare Dinglichkeit der in 
der Produktion eingegangenen gesell­
schaftlichen Verhältnisse, die der Aus­
beutung den Charakter eines sachlichen 
Erfordernisses verleiht — genau das er­

hebt Stalin zur letzten Wahrheit auch 
über die Produktionsweise, die er selbst 
mit seinem machtvollen Kommando 
über Arbeiter, Bauern und Eigentum ins 
Werk gesetzt hat. Damit hat dieser selt­
same Kommunist den Standpunkt der 
revolutionären Freiheit bei der Schaf­
fung von Produktionsverhältnissen nach 
Kräften dementiert. Geradezu metho­
disch wird mit der Formulierung dieses 
Pseudogesetzes der Wille verlautbart, 
die eigene Kommandotätigkeit als Qua­
si-Naturnotwendigkeit auszugeben, und 
es ist darin das Prinzip des bolschewi­
stischen Glaubens zusammengefeßt, mit 
dem eigenen umstürzlerischen Pro­
gramm nur einen geschichtlichen Sach­
zwang zu exekutieren. Hegel so auf die 
Füße zu stellen, beseitigt dessen Fehler 
gerade nicht. Man mag das zwar für 
eine Kleinigkeit halten — aber es macht 
schon einen Unterschied, ob die arbei­
tenden Klassen das Mittel einer Revolu­
tion zu sein haben, die einen histori­
schen Zweck voranbringt, oder ob 
Klassenkampf und Revolution die Mit­
tel der Arbeiterklasse zu ihrer Emanzi­
pation sind. Zur ersten Ansicht gehört 
der stalinistische Sozialismus und alle 
anderen Sozialismusvorstellungen, die 
eher säkularisierten Formen der Caritas 
entsprechen, während letztere Sicht 
dem Kommunismus entspricht, was er 
seinem Begriffe nach ist — entfesselter 
Materialismus der arbeitenden Men­
schen. Daß Kommunisten sich um den 
Materialismus ihrer Leute und ihren 
eigenen zu kümmern haben und um 
sonst nichts, und daß dazu eine von den 
Zwängen des Kapitals befreite Plan­
wirtschaft genau das richtige ist, war 
und ist allerdings für eine Partei wie die 
KPdSU ein ziemlicher Unsinn, für die 
Sozialismus/Kommunismus von An­
fang an immer mehr war als das, insbe­
sondere die Verwirklichung aller bür­
gerlichen und humanistischen Idealis­
men und die Verwirklichung der ge­
schichtlichen Tagesordnung.

Es war dann nur konsequent, daß un­
terhalb dieses „Grundgesetzes der so­
zialistischen Ökonomie“ insbesondere 
das „Wertgesetz“ des Kapitalismus 
samt einer Theorie, die den Wert der 
Ware Arbeitskraft in den Rang eines 
energetisch definierten Existenzmini­
mums zurückstuft, seine Wiederaufer­
stehung feierte — fast so, als hätte da 
der Sachverstand bürgerlicher Volks­
wirte seine elementaren Dogmen über 
korrektes Wirtschaften zu Protokoll ge­
geben:

„Aber die Wirkungen des Wertgeset­
zes sind nicht auf die Sphäre der Wa­
renzirkulation beschränkt. Sie erstrek- 
ken sich auch auf die Produktion. Aller­
dings hat das Wertgesetz in unserer so­
zialistischen Produktion keine regulie­
rende Bedeutung, aber es wirkt dennoch 
auf die Produktion ein, und das darf bei 
der Leitung der Produktion nicht außer 
acht gelassen werden. Es ist so, daß die 
Konsumgüter, die für die Deckung des 
Aufwands an Arbeitskraft (Hervorh. 
d.Autors) im Produktionsprozeß not­
wendig sind, bei uns als Waren erzeugt 
und realisiert werden, die der Wirkung 
des Wertgesetzes unterliegen. Hier ge­
rade zeigt sich die Einwirkung des 
Wertgesetzes auf die Produktion. Im 
Zusammenhang damit haben in unseren 
Betrieben solche Fragen wie die wirt­
schaftliche Rechnungsführung und die 
Rentabilität, die Selbstkosten, die Prei­
se und dergleichen aktuelle Bedeutung. 
Darum können und dürfen unsere Be­
triebe das Wertgesetz nicht außer acht 
lassen.

Ist das gut? Es ist nicht schlecht. Bei
unseren gegenwärtigen Verhältnissen 
ist es tatsächlich nicht schlecht, da die­
ser Umstand unsere Wirtschaftler im 
Geiste der rationellen Betriebsführung 
erzieht und sie zur Disziplin anhält. Es 
ist nicht schlecht, da dieser Umstand 
unsere Wirtschaftler lehrt, die Produk­
tionsgrößen zu berechnen, sie genau zu 
berechnen und ebenso genau die realen 
Dinge in der Produktion in Rechnung 
zu stellen, anstatt sich mit Geschwätz 
über aus der Luft gegriffene „schät­
zungsweise Angaben“ zu befassen. Es 
ist nicht schlecht, da dieser Umstand 
unsere Wirtschaftler lehrt, die in der 
Produktion verborgenen Reserven zu 
suchen, ausfindig zu machen und auszu- 
nutzen, anstatt sie mit Füßen zu treten. 
Es ist nicht s''hlecht, da dieser Umstand

unsere Wirtschaftler lehrt, systematisc- 
die Produktionsmethoden zu verbe- 
sem, die Selbstkosten der Produktion 
zu senken, die wirtschaftliche Rech­
nungsführung zu verwirklichen und die 
Rentabilität der Betriebe zu erzielen 
Schlimm ist nicht, daß das Wertgesetz 
bei uns auf die Produktion einwirkt 
Schlimm ist, daß unsere Wirtschaftler 
und Planer, mit wenigen Ausnahmen 
die Wirkungen des Wertgesetze- 
schlecht kennen, sie nicht studieren und 
nicht verstehen, sie in ihren Berechnun 
gen zu berücksichtigen. Daraus erklärt 
sich dann auch das Durcheinander, das 
bei uns immer noch in der Frage der 
Preispolitik herrscht.“(ebda S. 21ff)

Lenin wollte seine Kader — zur bes­
seren Verwirklichung der NÖP — noch 
bei wirklichen Kapitalisten in die Lehre 
schicken. Stalin hatte die Kapitalisten 
abgeschafft — und wollte seine Planer 
gleich „das Wertgesetz“ höchstpersön­
lich studieren lassen; gerade so, als hät­
te dieser Zwangszusammenhang des 
Austauschs der Ergebnisse kapitalisti­
scher Privatproduktion, Inbegriff ge­
sellschaftlicher Arbeitsteilung ohne 
Plan, seine Gültigkeit nicht bloß behal­
ten, sondern erst durch die Abschaffung 
der Konkurrenz die Chance zu voller 
Entfaltung erhalten. Der von Stalin auf­
gemachte Widerspruch von „wirken“ 
und „berücksichtigen“ erweist „das 
Wertgesetz“ als einen programmatisch 
selbstgeschaffenen Fetisch der „soziali­
stischen Ökonomik“ — und gerade so 
wollte Stalin es haben. So „hinter dem 
Rücken“ wollte er die Rentabilität zum 
obersten Imperativ einer „rationellen 
Betriebsführung“ machen. Stalin ver­
trat damit einen Sozialismus, in dem die 
Produzenten ihre gesellschaftlichen Be­
ziehungen nicht selber einrichten, son­
dern wie im Kapitalismus als „selbstän­
dige Kraft“ wirken lassen sollten — 
auch dies eine eher konterrevolutionäre 
Geschichte.

Inzwischen gibt es ganze Bibliothe­
ken über die „Rolle“ jeder einzelnen 
„Kategorie der politischen Ökonomie 
des Sozialismus“, die die Fruchtbarkeit 
der stalinistischen Dogmen von der 
volkswirtschaftlichen Eigengesetzlich­
keit des sozialistischen Planungsge­
schäfts bezeugen. Diesem Überbau ent­
spricht eine wirtschaftspolitische Basis 
im entstalinisierten Sowjetland, die Sta­
lins Erfindung, die Steuerung einer 
Wirtschaft ohne Privateigentum mit 
Geld und Gewinn von Staats wegen, aus 
den rohen Anfengsformen — als die 
Leiter unrentabler Betriebe noch er­
schossen wurden und die „Lohndiffe­
renzierung“ vom Arbeitslager bis zu 
Stachanow-Prämien reichte — zu einem 
wahrhaft „komplexen“ System der 
„Planung und Leitung“ fortentwickelt 
hat. Die sowjetische Industrie haben 
staatlich gelenkte Arbeiter und Inge­
nieure geschaffen; die seltsame Produk­
tionsweise, die sie gelenkt und ihnen 
das Leben schwer gemacht hat, ist Sta­
lins Werk. Er hat mit aller Gewalt aus 
der bolschewistischen Kapitalismuskri­
tik, die so wenig wirkliche Absage an 
die kapitalistische Produktionsweise 
enthielt und ihr trotzdem den Boden 
entzog, einen realsozialistischen Staat 
gemacht. Daß der klappt, stört die bür­
gerlichen Gegner und den Imperialis­
mus. Daß die Sache nicht besser klappt, 
ärgert die real sozialistischen Reformer 
seit Stalins Tod bis hin zu Gorba­
tschow. Wie diese einzig praktisch 
wahrgewordene falsche Kritik der bür­
gerlichen Welt funktioniert und auf 
wessen Kosten, das stört die Kommuni­
sten.

Man kommt den Widersprüchen der 
stalinistischen Ökonomie keinen Schritt 
näher, wenn man — um wieder zum Ar­
tikel „Antworten der Stalinisten“ zu­
rückzukommen — versucht, die Fragen 
anhand politischer Organisationsfor­
men zu behandeln. Etwa, wie der Autor 
dies tut, in dem mehr Initiativ- und Be­
schlußrechte der Räte im Gegensatz zu 
den Parteigremien der KPdSU oder die 
Einrichtung kommunaler Wirtschaft­
seinheiten mit politischer Autonomie 
gefordert werden. Einmal ganz abgese 
hen davon, daß nicht einzusehen ist. 
weshalb Arbeiter nicht an dem Fleck 
der Erde, an dem sie sich per Revolu­
tion die Freiheit geschaffen haben, etn. 
ihnen nützliche Planwirtschaft aufzu­
bauen und sie die Frage der Verteilus. 
der Produktionsstätten der einzelner 
Güter ausschließlich nach produktiocs 
und transporttechnischen Gesichtspua*. 
ten und eines eventuell drohenden Kric 
ges entscheiden die Vorteile einer ge­
samtgesellschaftlichen Kooperation un- 
Planung nutzen sollen — ist doch dar 
womit es die Räte oder Kommunen * 
tun bekommen hätten: Sie hätten sä'
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nüt denselben Widersprüchen und Un- 
cereimtheiten dieser seltsamen Produk- 
ucosweise herumschlagen müssen, wie 
dies die kommunistischen Kader der 
KRISE ihr Lebtag getan haben. Es ist 
eben nicht die Demokratie, an der es 
der Sowjetunion gefehlt hat. sondern an 
Kcamwnismus. Die Vorstellung, Räte 
und selbstwirtschaftende Kommunen 
■,«ren die Lösung des Problems, ist 
deshalb eine demokratieidealistische 
Mystifikation.

Den Kult um die Person Stalins ver­
sucht der Genosse maf aus dessen Funk­
tion als oberstem Befehlshaber der Ro­
ten Armee im militärischen Konflikt mit 
dem deutschen Faschismus herzuleiten. 
Auch dies ist ein bloß methodisches Ar­
gument. Zum fraglichen Zeitpunkt war 
Stalin längst mythologisiert. Sein Wort 
zählte unumschränkt — nicht weil er 
recht hatte (das kam auch vor), sondern 
weil es von ihm kam. Sein Wirken im 
Zweiten Weltkrieg basierte also zu 
einem Gutteil auf seiner so geformten 
Autorität, kann ihre Entstehung durch 
dieses Wirken im Krieg gerade nicht 
erklären. Wie es zur Mystifizierung 
kommunistischer Führer kommen 
konnte, muß also andere Gründe haben.

Stalin hat, fast möchte man sagen gut 
katholisch, Lenin schon bald nach des­
sen Tod ein Mausoleum bauen lassen. 
Das war für eine Partei, die zusammen 
mit der Zarenherrschaft ja den ganzen 
religiös-moralischen Plunder abge­
räumt hatte, schon ein ziemlicher Wi­
derspruch. Der Sache ist nämlich von 
vomeherein anzumerken, daß es sich 
hierbei nicht um die Wertschätzung für 
einen kommunistischen Führer handelt, 
mit dessem politischen Urteilsvermö­
gen man genügend gute Erfahrungen 
gemacht hat, um an dem Zweck, den er 
verfolgt hat, festzuhalten. Die Zur­
schaustellung eines einbalsamierten 
Leichnams in feierlicher Umgebung 
dient einem ganz anderen Zweck. Mit 
dem Aufbahren eines Leichnams sollte 
ein Verhältnis der Treue hergestellt 
werden, ein Verhältnis, das den Stand­
punkt des Beratschlagens und Beschlie- 
ßens aus geteilter Einsicht in die Mittel, 
um den gemeinsam verfolgten Zweck 
erfolgreich zu verfolgen, von vomeher­
ein durch Unterwerfimg ersetzt. Dabei 
kann es gar nicht der Tote sein, dem 
diese Treue gilt; denn der ist ja tot. Es 
geht um die Sache, für die der Aufbe­
wahrte sich zu Lebzeiten eingesetzt hat­
te. Zu der paßt ein Autoritätsverhältnis- 
bzw. Unterwerfungsverhältnis aber 
schon gleich nicht: Schließlich handelt 
es sich da um den gemeinsamen revolu­
tionären Zweck, die die Parteimitglieder 
sich setzen müssen. Und dieser Zweck 
ist nun einmal so beschaffen, daß er 
nichts gewinnen kann durch die Erinne­
rung an Leute, die ihn auch schon ge­
teilt haben: Die Kritik des Kapitalismus 
und die Methoden seiner Abschaffung 
begreift man dadurch kein bißchen bes­
ser.

Stalin hat sicher selbst nicht gemeint, 
mit einem Mausoleum und Lenin-Denk- 
mälem wäre irgendwer für den Kom­
munismus zu agitieren. Umgekehrt 
zeigt die Abzweigung von knappem 
Baumaterial für solche Standbilder, was 
für eine Sorte Eindruck der Generalse­
kretär dieser kommunistischen Partei 
den Leuten im allgemeinen und seinen 
Genossen im besonderen machen woll­
te.

Vom Volk verlangte Stalin auf die­
sem Wege Respekt, und zwar für die 
herrschende Macht, die mit solchen 
Devotionalien ihren Gründer, also in 
dessen Feier sich selber ehrt. Zwar ist 
solcher Respekt allemal nur so wirksam 
wie die Macht, der der beeindruckte 
Untertan ohnehin gehorchen muß. Im 
Respekt vor der gestorbenen Größe 
wird der Gehorsam aber mit dem Trost 
versehen, nicht einfach der Macht, son­
dern den Idealen und der liebenswürdi­
gen Persönlichkeit ihres Begründers zu 
gelten. Insoweit war Stalins Initiative 
für eine nationale Lenin-Verehrung eine 
nach Form und Inhalt antirevolutionäre 
Spekulation auf die Tradition einer anti­
revolutionären Untertanengesinnung.

Für die Partei bedeutete die Einfüh­
rung eines ideologischen Treueverhält­
nisses zum Führer der Revolution ein 
Disziplinierungsmittel, wobei die Denk­
mäler eine weit weniger wichtige Rolle 
spielten als die Technik — die nicht 
bloß Stalin beherrschte —, die Berufung 
auf Lenin wie ein Argument zu handha­
ben. Dabei ging es nicht um Disziplin 
im Sinne der unerläßlichen funktionalen 
Tugend des — revolutionären — Kamp­
fes, die auf dem Standpunkt der enga­
gierten Mannschaft selbst beruht, daß 
sie ihren Erfolg nicht von den Leuten 
ihrer Mitglieder abhängig machen darf. 

Auch dieser Standpunkt gewinnt nichts 
durch lebende oder tote Vorbilder; wo 
Vorbilder etwas bewirken (sollen), da 
geht es um etwas anderes. Nämlich um 
eine Identifizierung mit der durchs Vor­
bild verkörperten Sache, die sich von 
deren Billigung aus Wissen und Willen 
gerade unabhängig macht.

Daß Stalin auf dieses Weise unter den 
Bolschewiki Unterwürfigkeit als Partei­
tugend institutionalisiert hat, wird ihm 
rückblickend gern als Machenschaft 
eines berechnenden Machtstrebens an­
gekreidet. Dieser hochanständige Vor­
wurf läßt bezeichnenderweise außer 
acht, daß dazu immer auch eine Partei 
gehört, der eine solche Haltung als Til­
gend einleuchtet — womit übrigens die 
Stoßrichtung dieses Vorwurfs kenntlich 
wird: Im Grunde soll immer nur gesagt 
sein, daß der Falsche die Partei unter 
seine Kontrolle gebracht hätte. Dabei 
war es im Falle der bolschewistischen 
Partei immerhin ein Widerspruch — 
ganz anders als bei demokratischen 
Wahlvereinen oder bei einer faschisti­
schen Bewegung, die je auf ihre Weise 
nichts als erfolgreiche Führung fordern 
—, wenn da blinde Gefolgschaft ver­
langt wird, um die aus Opportunismus 
und Moral ertragene Gewalt der Klas­
sengesellschaft durch etwas Gescheites 
zu ersetzen. Diesen Widerspruch hätte 
Stalin nie schaffen können, wenn dieser 
nicht sowieso das Selbstbewußtsein der 
Partei — und auch das seine — geprägt 
hätte.

Weshalb Lenin — als Devotionalie 
oder als Zitat — zum antirevolutionären 
Disziplinierungsmittel werden konnte, 
ist so gesehen kein Geheimnis. Er selbst 
war es, der den Geschichtsmoralismus 
in die Welt gebracht hat (einer der Kar­
dinalfehler des Leninismus; wie über­
haupt augenfällig ist, daß Lenin in vie­
len Fragen, von der Imperialismustheo­
rie bis hin zur Sexualität, an die Stelle 
wissenschaftlicher Kritik die Moral ge­
setzt hat). Daß Kommunisten sich selbst 
als Werkzeug im historischen Prozeß zu 
benutzen haben, um diesen voranzutrei- 
ben, dieser Fetisch war das Credo des 
Bolschewismus seit seinen Anfängen. 
Deshalb nahmen die Diskussionen in­
nerhalb der KPdSU die eigentümlichen 
Formen an, die sie hatten. Nie ging es 
dort einfach nur darum, Gegner und 
Hindernisse zu identifizieren und sich 
auf die besten Methoden zu deren Be­
seitigung zu einigen. Sie waren auch 
dabei beseelt von dem Bewußtsein, 
einen gerechten Streit gegen Kräfte zu 
führen, die zum Untergang verurteilt 
wären, und wähnten sich dabei — nein, 
nicht im Einklang mit den arbeitenden 
Klassen — sondern mit den Entwick­
lungsgesetzen der Geschichte. Ihren re­
volutionären Kampf führten sie — para­
dox genug — nach Maßgabe der Vor­
stellung, daß ihr Vorhaben unendlich 
gut, dabei aber in seiner praktischen 
Gültigkeit durch die geschichtliche Si­
tuation diktiert und gerechtfertigt, also 
auch von seinen Erfolgsbedingungen 
abhängig sei.

In dieser moralisch-geschichtsteleo­
logischen Beleuchtung waren Siege und 
Niederlagen der Partei nie bloß Siege 
und Niederlagen sondern immer gleich 
Anlaß zu ideologischen Fragen. Erfolge 
„bewiesen“ allen Ernstes die histori­
sche Gerechtigkeit der eigenen Sache 
und stellten den prognostischen Fähig­
keiten der Partei und ihrer Leitung ein 
gutes Zeugnis aus. Mißerfolge warfen 
Zweifel auf, ob die Verantwortlichen 
sich nicht in der geschichtlichen „Ta­
gesordnung“ vergriffen hätten; das war 
entweder durch eine Revision der par­
teiamtlichen „Einschätzung“ der histo­
rischen Situation zu bereinigen — oder 
man mußte folgern, daß da gegen die 
durchaus korrekte Parteilinie gesündigt 
worden war.

Nun hatte Lenin gewiß nicht deshalb 
Erfolg gehabt, weil er sich von der Ein­
sicht in objektive Gesetze des Ge­
schichtsverlaufs abhängig gemacht hät­
te — eher schon deshalb, weil solche 
Theorien ihm im entscheidenden Mo­
ment egal waren. Für die Partei machte 
die siegreiche Revolution deren Anfüh­
rer zum Inbegriff der revolutionären 
Geschichtswissenschaft und der einzi­
gen korrekten Parteilinie; genau das hat 
sich Stalin gemerkt. (Diese Unart hat 
sich bis in die 80er Jahre erhalten und 
liegt bei der MLPD in klassischer Form 
vor: Eine Broschüre zum siebzigsten 
Jahrestag der russsischen Oktoberrevo­
lution hatte sie wie folgt betitelt — „Le­
nin, der geniale Führer des Proleta­
riats“. Lenins Charakter wurde in den 
edelsten Farben ausgemalt, und selbst 
seiner Muttter, ebenso edel wie er, war 
ein Kapitel gewidmet. Es fehlte nur 
noch, daß sie ihn unbefleckt empfangen 

hatte.) Umgekehrt ging beim Aufbau 
der Parteiherrschaft über Rußland vie­
les schief, aber ganz sicher nie deswe­
gen. weil die Deduktion der Partei über 
das historisch Gebotene mißachtet wor­
den wäre — eher schon aus Respekt vor 
solchen imaginären Gesetzen. Für die 
Partei stellten sich Fehler oder Mißer­
folge jedoch allemal als Abweichung 
vom objektiv vorgezeichneten Erfolgs­
weg dar; Abweichungen, denen man 
durchaus keine Gutwilligkeit zugute 
halten durfte, weil das Parteiwissen 
ums Unausweichliche ja vorhanden 
war. Das hat Stalin erst recht einge­
leuchtet. Aus diesem guten bolschewi­
stischen Geist heraus wollte er Lenins 
Partei weiterführen. Und Lenin?: Wie 
eine christliche Reliquie nicht sterben 
zu dürfen — so zynisch hat sich der von 
ihm selbst in die Welt gesetzte Ge­
schichtsfetischismus an ihm gerächt.

Genau so und nur deshalb hat die Mo­
ral des Verdachts in die Partei der Bol­
schewiki Einzug gehalten. Stalin hat sie 
zur vollen Blüte entfaltet. Er hat sich al­
le Mühe gegeben, in die Rolle Lenins 
hineinzuwachsen. Er hat sich redlich 
angestrengt, alles, was er politisch not­
wendig hielt zur Rettung und Sicherung 
der Sowjetmacht, auch noch als ge­
schichtlich geboten nachzuweisen. Statt 
einfach dafür zu werben, die Partei sol­
le sich lieber heute als morgen zum so­
zialistischen Aufbau im eigenen Lande 
entschließen, hat er unter lauter Leuten, 
denen das Eindruck gemacht hat, mit 
Lenin-Zitaten die Überzeugung durch­
setzen wollen, „Sozialismus in einem 
Lande“ sei in Anbetracht aller ehernen 
Gesetze der Geschichte und ihres Stun­
denplanes sogar 1926 in Rußland mög­
lich. Den Kulaken, also den „reichen 
Bauern“, ist er ab 1927 an den Kragen 
gegangen, weil er der Gefahr einer wie­
dererstarkenden Privatmacht des 
Grundeigentums und Lebensmittelhan­
delskapitals entgegenwirken wollte; 
aber er hat seine Partei nicht einfach für 
dieses Ziel mobilisiert, sondern für die 
„Theorie“ gewinnen wollen, eine 
„Verschärfung des Klassenkampfes“ 
gerade bei zunehmenden Erfolgen des 
sozialistischen Wirtschaftsaufbaus sei 
geschichtsgesetzlich notwendig, und 
dieser „einfachen und offenkundigen 
Wahrheit“ müßte die Partei sich stel­
len, mit aller notwendigen Härte, ver­
steht sich.

Daß diesen „theoretischen Fortent­
wicklungen des Leninismus“ ihr Cha­
rakter als ad hoc konstruierte Ideolo­
gien zum politischen Beschluß deutlich 
anzumerken ist, stellt Stalins politi­
schem Urteilvermögen ein gutes Zeug­
nis aus: So wenig wie Lenin beim Ma­
chen der Revolution hat er sich in sei­
nem Aufbauprogramm vom Fetischis­
mus einer geschichtlichen „Tagesord­
nung“ abhängig gemacht. Das ist aber 
nur die eine Seite. Stalin hat zugleich 
diese Manier des Wahrheitsbeweises 
für seine Politik, hauptsächlich aus den 
entsprechend vergoldeten Worten des 
toten Lenin, sehr ernst genommen und 
sich darin mit seiner Partei ganz einig 
gewußt. Deswegen und nicht aus zyni­
scher Berechnung hat er sie dermaßen 
perfektioniert, daß er die ZK- und Par­
teitagsdebatten über die wichtigsten 
Entscheidungen mehr noch als mit poli­
tischen Lagebestimmungen mit Hilfe 
atemberaubender Wortklaubereien und 
rechthaberischer Interpretationskunst­
stücke bestritten hat. Wiederum lag es 
wohl kaum an der Überzeugungskraft 
seiner mühseligen Ableitungen, daß die 
Partei ihm in den wichtigsten Entschei­
dungen gefolgt ist; und erst recht nicht, 
daß sie sich in der eigenen Gesellschaft 
und gegen die angegriffenen „Klassen“ 
durchgesetzt hat. Im Lichte des Ge­
schichtsbildes dieser Partei gerieten sol­
che Erfolge Stalins aber automatisch zu 
dem Beweis, daß seine Ideologien ihn 
als intimen Kenner des von „der Wirk­
lichkeit“ Gebotenen und Fälligen aus­
wiesen, daß er die Übereinstimmung 
der Parteilinie mit ihren Erfolgsbedin­
gungen und -garantien buchstäblich 
verkörperte, daß also die Partei in ihm 
ihren neuen Lenin — den ,, Lenin unse­
rer Tage“ — gefunden hatte.

Im gleichen Geist führte Stalin zum 
anderen den Streit mit Vertretern einer 
abweichenden Parteilinie. Die Alterna­
tiven klarstellen; falschen Radikalismus 
und Kompromißlertum kritisieren; die 
zu überwindenden Hindernisse auf den 
Begriff bringen; gemeinsame Einsich­
ten und Konsens über eine gewählte 
Vorgehensweise herstellen: Das war — 
oder besser: das wäre dem Generalse­
kretär entschieden zu wenig gewesen. 
Den Kampf um die Mehrheit für seine 
Linie hat Stalin immer mit den Waffen 
des Geschichtsmoralismus bestritten, 

der in seiner Partei als „Marxismus-Le­
ninismus“ galt: Gegner wurden als 
Abweichler vom Revolutionsauftrag 
der Weltgeschichte in ihrem momenta­
nen Stadium hingestellt — der Nach­
weis dafür wurde zunächst mit Vorliebe 
anhand wirklicher oder vermeintlicher 
Unstimmigkeiten zwischen ihren Auf­
fassungen und Lenin-Zitaten geführt — 
und unter den Verdacht gestellt, den gu­
ten Zweck der Partei in Wahrheit gar 
nicht zu teilen. Mit den Entscheidungen 
der Partei waren solche Auseinander­
setzungen nicht etwa beendet, sondern 
die unterlegenen Gegner historisch ins 
Unrecht gesetzt und eines der Parteili­
nie widersprechenden, also parteischäd­
lichen Standpunktes überführt. Das 
Vernichtende an diesem Verdikt lag 
darin, daß es in den allermeisten Fällen 
gar keinen wirklichen „bösen“ Willen 
zur Sabotage am sozialistischen Aufbau 
traf, sondern lauter gute Leninisten, die 
genauso wie Stalin nach der einzig kor­
rekten Antwort auf die historische Auf­
tragslage suchten — und sich durch Sta­
lins Erfolg tatsächlich ins Unrecht ge­
setzt sahen. Dabei waren sie selbst, 
wiederum genau wie ihr Generalsekre­
tär, nicht in der Lage, zwischen Irrtum 
— (wenn es denn schon letztlich um 
eine falsche Geschichtsauffassung ge­
hen sollte) — und Verstoß — (nämlich 
gegen die richtige Auffassung der Par­
tei) — zu unterscheiden. Daß sie sich 
unter Selbstbezichtigung von ihrem par­
teiwidrigen Standpunkt lossagen muß­
ten oder der Ächtung als Parteifeinde 
verfielen und ausgeschlossen wurden, 
gehörte somit zur moralischen Kultur 
des Bolschewismus, die kein Stalin- 
Kontrahent je kritisiert hat.

Stalins ganz eigene Leistung war es, 
die Dialektik des moralischen Ver­
dachts bis zum Ende durchzuexerzie­
ren. Denn darauf mußte er als konse­
quenter Hüter der Parteilinie ja früher 
oder später verfallen, daß die innerpar­
teilichen Streitigkeiten mit Unterwer­
fungserklärungen der Unterlegenen 
noch immer keinen befriedigenden Ab­
schluß gefunden hatten. Wo einmal der 
Verdacht aufgekommen war, ein Ge­
nosse würde den Zweck der Partei gar 
nicht wirklich und ehrlich teilen, da 
mußte seine nachträgliche Zustimmung 
zur durchgesetzten Politik auch den 
Zweifel auf sich ziehen, ob sie denn nun 
ehrlich war oder nur aus Opportunis­
mus abgegeben, so daß die nächste Ab­
weichung schon vorprogrammiert war, 
oder sogar in der Berechnung, der Par­
tei weiterhin von innen her schaden zu 
können. Überall witterte der Chef Ver­
rat. Nachdem einmal der Vorwurf 
„Doppelzüngler“ ins Parteileben einge­
führt war, ließ sich überhaupt kein Un­
terwerfungsakt mehr moralisch halten: 
Je gründlicher er ausfiel, um so gewis­
ser war der Heucheleiverdacht. Die 
Überprüfung der Zuverlässigkeit der 
Parteimitglieder trennte sich auf diese 
Weise völlig ab vom Streit über Alter­
nativen des sozialistischen Aufbaus; 
Stalin als dem Inbegriff der korrekten 
Linie fiel die unangenehme Aufgabe zu, 
letztlich nach der Stellung der Genossen 
zu ihm darüber zu entscheiden, wo ein 
Verdacht auf Unzuverlässigkeit am 
Platz war. Der antirevolutionäre Drang, 
das Treiben der Partei an vorgestellten 
objektiven Gesetzmäßigkeiten der Ge­
schichte zu messen, schlug so am Ende 
konsequenterweise um in die persönli­
che Willkür dessen, den die Folgsam­
keit und die Erfolge seiner Partei als 
den „genialen“ Kenner besagter Ge­
setzmäßigkeit auswiesen. Sein morali­
sches Urteil wurde dann liebevoll zu 
ganzen Verschwörungstheorien ausge­
walzt, in denen dann das imperialisti­
sche Ausland regelmäßig als Auftragge­
ber auftauchte. Mancher Angeklagte 
glaubte am Ende zum Teil selber daran. 
Bisweilen bekannten sie sich auch ohne 
Überzeugung öffentlich zu ihnen, um 
ihrer Partei — gute Leninisten die sie 
waren — einen (letzten) Dienst zu er­
weisen. (Peter Sloterdijk hat in diesem 
Zusammenhang, von den philosophi­
schen Schnörkeleien einmal abgesehen, 
nicht ganz unrecht, wenn er schreibt: 
Den philosophisch bedeutungsvollen 
Gipfel dieser raffinierten Selbstverding­
lichung erstiegen jene tapferen alten 
Kommunisten, die in den Moskauer 
Schauprozessen angesichts des sicheren 
Todes falsch gestanden, gegen die Re­
volution konspiriert zu haben — ein Ge­
ständnis, das nicht bloß erpreßt war, 
sondern insofern einen Aspekt von 
Freiheit besaß, als die Angeklagten mit 
ihren Geständnissen von der Revolution 
größeren Schaden abwenden wollten als 
den, der ihr durch Anklage und Hin­
richtung ohnehin zugefügt wurde. Mit 

herkömmlichen Konzepten von „Tra­
gik“ ist die Subtilität dieser Verdoppe­
lung von Justizmorden durch Selbst­
morde nicht zu erfassen. Es sind Mor­
de, bei denen nur noch im biologischen 
Sinne klar ist, wer wen in Wahrheit 
umbringt. Es sind Morde und Selbst­
morde innerhalb einer schizophrenen 
Struktur, wo sich das Ich, das tötet, von 
dem Ich, das getötet wird, nicht mehr 
klar unterscheiden läßt. Sicher ist nur, 
daß am Ende die Leichen intelligenter 
Menschen am Boden liegen, erwürgt, 
erschossen, erschlagen .. . um nicht zu 
reden von den Millionen, die ums Le­
ben kamen, ohne genau zu wissen, was 
sie eigentlich mit dieser Revolution zu 
tun hatten — außer dem vielleicht, daß 
das, was sie tötet, nicht ganz das Wahre 
sein kann.“ Peter Sloterdijk, Kritik der 
Zynischen Vernunft, S. 195f; Büchergil­
de Gutenberg)

Dieser Fortschritt vom moralisch ge­
führten Linienstreit zur immer haltlose­
ren Parteisäuberung wurde dadurch ent­
schieden gefördert, daß die praktischen 
Probleme des stürmischen sozialisti­
schen Aufbaus auch dann keineswegs 
aufhörten, sondern erst richtig schmerz­
lich wurden, als die Partei sich anson­
sten vollständig und mit stehenden Ova­
tionen um ihren Generalsekretär ge­
schart hatte. Zweifel an der Absurdität, 
die sozialistische Planung unter das 
Diktat der Finanzen und ihrer Mehrung 
zu stellen, wurden nicht mehr laut; um 
so klarer schien der „Schluß“ auf Sabo­
tage, wenn es mit dem Hand in Hand- 
Arbeiten der Betriebe und Branchen 
vorn und hinten nicht klappte: Als 
Häupter der aufbaufeindlichen Ver­
schwörung standen je schon die Genos­
sen fest, die irgendwann einmal am 
„Sozialismus in einem Lande“ oder 
sonst einer Doktrin gezweifelt hatten 
und davon — „offenbar!“ — nie losge­
kommen waren. Da Unterwerfung kein 
Vertrauen mehr schaffen konnte, blieb, 
auch das moralisch konsequent gedacht, 
nur noch die Liquidierung der treulosen 
Genossen übrig — auch das wieder eine 
„historisch notwendige“ Fortentwick­
lung der Parteilinie, an der sich fortan 
die verlangte Parteitreue beweisen muß­
te. Logischerweise blieben auch die Ge­
nossen nicht verschont, die überhaupt 
nie eine inhaltliche Abweichung hatten 
erkennen lassen: Von den 1966 Dele­
gierten des XVII. Parteitags, die 1934 
dem totalen Sieg der Linie Stalins ein­
mütig zugejubelt hatten, wurden nach 
Angaben Chruschtschows bis zum 
XVIII. Parteitag 1938 immerhin 1 106 
verhaftet, von den dort gewählten 139 
Mitgliedern des Zentralkomitees 98 li­
quidiert.

Die Kultur des Verdachts machte vor 
den parteilosen Massen nicht halt. Sta­
lin leistete sich den Widerspruch, auch 
von Leuten, die seine Partei gar nicht 
für den Kommunismus gewonnen hatte, 
die bedingungslose Anerkennung der 
Partei und ihres Chefs als Garanten für 
ein sicheres Fortschreiten zum Kom­
munismus zu verlangen. Er folgte damit 
dem hochmoralischen, aber leider völ­
lig antiagitatorischen Selbstbewußtsein 
seiner Parei, die ihre Sache für die ob­
jektiv höchste Pflicht aller anständigen 
Zeitgenossen hielt, auch ohne daß die 
Guten erst etwas davon begreifen muß­
ten, einfach auf Grund der durch „die 
Geschichte“ verbürgten Fälligkeit des 
Übergangs zum Sozialismus. Jeder­
mann wurde am Maßstab rückhaltloser 
Treue zur Partei Lenins und zum „Le­
nin unserer Tage“ gemessen, auch 
wenn er sich nie überlegt hatte, ob ihm 
deren Zweck überhaupt recht war; ge­
rechterweise fiel die Messung immerhin 
weniger streng aus als bei Rärteikadem, 
stets in Entsprechung zur persönlichen 
Verantwortung für den gesellschaftli­
chen Fortschritt. Die Chance, das Ver­
hältnis zwischen Partei und Massen je­
mals in der Identität des von der Gesell­
schaft bewußt verfolgten Zwecks aufzu­
lösen, wurde als in moralischer Hin­
sicht je schon gegebene Sachlage hinge­
stellt — und damit gründlich begraben. 
So verhalf Stalin dem bolschewistischen 
Revolutionsmoralismus zu seiner Kar­
riere als Ideologie einer Staatsgewalt, 
der dieser Kommunist am Ende gar kein 
„allmähliches Absterben“ mehr pro­
phezeien mochte.

thk (BWK)

Quellen: Stalin — wer war das?, MSZ 12/87; 
J.W.Stalin, Ökonomische Probleme des Sozia­
lismus in der UdSSR, Verlag für Fremdspra­
chige Literatur, Peking 1972; Geschichte der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion (Bol­
schewiki), Kurzer Lehrgang, Verlag Neuer 
Weg Stuttgart; Peter Sloterdijk, Kritik der Zy­
nischen Vernunft, Büchergilde Gutenberg
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Standpunkte, Zielsetzungen, Vorschläge der Volksfront
im Kampf gegen Faschismus, Imperialismus, Nationalismus und

Rassismus — für Arbeiterinteressen und Werktätigenrechte
Vorbemerkung: Der 6. o. Bundeskongreß der Volksfront gegen Reaktion, 
Faschismus und Krieg hat
a) die folgende Entschließung insgesamt als Grundlage der weiteren Diskussion 
gebilligt,
b) bestimmte Abschnitte als Grundlage der weiteren Arbeit beschlossen.
Diese beschlossenen Abschnitte sind jeweils kursiv gedruckt.

I. Wahlerfolge der Faschisten — Ergebnis jahre­
langer Politik von Kapital und Reaktion

Mit den Wahlen zur Bremer Bürgerschaft 
und zum Westberliner Senat, den Europa­
wahlen, den Kommunalwahlen in Baden- 
Württemberg und NRW hat sich der Fa­
schismus in der BRD und Westberlin neu­
erlich als parlamentarische Fraktion und 
gesellschaftliche Richtung etabliert. Was 
wir in der Entschließung des 5. o. Bundes­
kongresses von 1987 befürchtet hatten ist 
eingetreten und konnte von den Antifaschi­
sten der verschiedensten gesellschaftlichen 
Richtungen nicht verhindert werden: „. .. 
die verschiedenen Parlaments- und Kom­
munalwahlen (sind) ein zentrales Instru­
ment der reaktionären und faschistischen 
Sammlungsbewegung und Formierung und 
der ideologischen und politischen Nieder­
haltung und Zersplitterung der Werktätigen 
...“ geworden. Es nützt nichts und scha­
det nur der Klärung der weiteren Aufga­
ben, diesen Tatbestand durch Neudefinitio­
nen von Faschismus oder Theorien über 
den angeblich „normalen“ Gang der kapi­
talistischen, imperialistischen, eben der 
heutigen bürgerlichen Gesellschaft irgend­
wie „theoretisch“ beseitigen zu wollen, wo 
er doch tatsächlich eine zusätzliche und 
drückende Last für die Vertretung von 
Werktätigeninteressen und die Verwirkli­
chung der Emanzipationsbestrebungen der 
arbeitenden Klassen in der BRD und West­
berlin ist.

Faschisten in Gemeinderäten, in 
Europaparlament und Bundestag?

Gesellschaftliche Normen, gesetzliche 
Schranken und materielle Errungenschaf­
ten der Kämpfe von antifaschistischer, de­
mokratischer und Gewerkschaftsbewegung 
konnten durch die herrschende Klasse ein­
gerissen und beseitigt, faschistische Orga­
nisationen als Sprachrohr und gesellschaft­
lich wirksame Interessenoiganisation für 
menschenverachtende, imperialistische 
Ausbeuter- und Monopolinteressen eta­
bliert werden. Arbeiter und Werktätige 
ausländischer Nationalität werden nicht nur 
gesetzlich besonderer Unterdrückung, 
Rechtlosigkeit und Ausbeutung unterwor­
fen, ihre Unterdrückung, Rechtlosigkeit 
und besondere Ausbeutung wollen Faschi­
sten auch noch parlamentarisch sanktio­
niert rassistisch, nationalistisch und chauvi­
nistisch legitimieren. Brutale Konzeminter- 
essen werden frei von jedweder Rücksicht 
auf den Anspruch von „Sozialpartner­
schaft“ und „Pluralismus“ ihre unverhüll­
te öffentliche Interessenspropganda erhal­
ten: schrankenlose Konkurrenz, ein Funk­
tionsprinzip des Kapitals, der imperialisti­
schen Monopole und Staaten soll zum „na­
türlichen“ Ausleseprozeß zwischen Men­
schen im „Wettbewerb der Leistungswil­
ligen aller Arbeits- und Lebensbereiche 
zum Wohle der Gemeinschaft“ (Programm 
der REP) als natumotwendiger „Lebens­
kampf“ durchgesetzt werden. Die Solidari­
tät der Lohnabhängigen und des gewerk­
schaftlichen Kampfes, die dieser Konkur­
renz Schranken setzt, sei „Ausufem von 
Einzel- und Gruppeninteressen“ (REP), 
das dem „Gemeinwohl“ der „Volksge­
meinschaft“ entgegensteht. Die Solidarität 
der Lohnabhängigen und des gewerkschaft­
lichen Kampfes propagandistisch und orga­
nisatorisch niederzumachen ist die Vor­
truppaufgabe der Faschisten, damit die 
Konzemvertreter dann um so leichter ihr 
inzwischen öffentliche vertretenes Projekt 
verfolgen können, gewerkschaftlichen 
Kampf als „verfassungswidrig“ auszu­
schalten. Die Niederwerfüng des Hitlerfa- 
schismus durch den antifaschistischen 
Kampf der arbeitenden Klassen der euro­
päischen Völker, der Völker der Sowjet­
union und des östlichen Europas und der 
Siegermächte des 2. Weltkriegs soll als 
„illegale, unnatürliche und gewaltsame 
Zerstückelung des deutschen Volkes“ 
(REP) in einem grenzenlosen BRD-Impe- 
rialismus der „staatlichen und nationalen 
Einheit Deutschlands“ (REP) endgültig re­
vidiert werden. Widerstand gegen diese 
Interessen und Politik ist mit der „Durch­
setzung von Recht und Ordnung“ unter 
dem Kapitel „Terrorismusbekämpfung" zu 

erledigen, darüber beabsichtigen Faschi­
sten in der BRD in Zukunft parlamenta­
risch zu wachen, denn „Gesetzgeber, Re­
gierung und Exekutivbehörden (Sicher­
heitsorgane, Staatsanwaltschaften und Ge­
richte) haben den zweifelsfreien Willen zu 
beweisen, diesen Auftrag zu erfüllen“ 
(REP). Die Ansicht, daß die Entfesselung 
der imperialistischen Marktwirtschaft mit 
den Restformen bürgerlicher Demokratie, 
mit Öffentlichkeit und bürgerlichem Parla­
ment nicht so recht zusammenpaßt, daß 
diktatorische Maßnahmen eine echte Al- 
tenative für das imperialistische Kapital sei­
en — diese Ansicht wird in den Konzern­
etagen seit langem gepflegt (Siemens-Stif­
tung, Thyssen-Stiftung etc.) und immer of­
fener publiziert: im Januar 89 schreibt der 
Herausgeber der „Wirtschaftswoche“ in 
seinem Leitkömmentar: „Die Herrschaft 
der Mehrheit, die Demokratie, tendiert 
deshalb dazu, den Reichen ihre Güter zu 
nehmen und sie an die Armen zu verteilen. 
Das muß die Marktwirtschaft ruinieren .. . 
Die Informedia-Stiftung hat dieser Kontro­
verse (Marktwirtschaft und/oder Demokra­
tie, d. Verf.) eine eindrucksvolle Tagung 
gewidmet ... Von der These, daß die De­
mokratie der Marktwirtschaft förderlich 
sei, blieb dabei wenig übrig.“ (Wirt­
schaftswoche Nr. 5/89, S. 110) Mit den 
Wahlergebnissen der Faschisten erhalten 
die herrschenden Kapitalinteressen eine 
weitere Option, solche Projekte auch parla­
mentarisch wirksamen werden zu lassen.

REP: Programm für faschistische 
Durchsetzung aktueUer Interessen 

des BRD-Imperialismus
Anders als beim Einzug der NPD in Län­
derparlamente in den 60er Jahren ist der 
Parlamentseinzug der Republikaner bis 
hinein in die Zusammensetzung der Kandi­
daten, der Wähler und des Programms kei­
ne einfache Reorganisation des NSDAP- 
Faschismus unter BRD-Verhältnissen. 
Vielmehr ist es Faschisten und Reaktion 
unter Einsatz ihrer einschlägig bekannten 
und einschlagend tätigen Publizisten von 
Nation Europa bis FAZ, von Mohler, 
Schrenk-Notzing, Willms, Schlee, Hepp, 
Rohrmoser und Konsorten bis Fromme 
(FAZ), Verlagen und Verlegern, Vertre­
tern in CSU und CDU, Richtern, Staatsan­
wälten, Polizeipräsidenten usw. usf. gelun­
gen, ein faschistisches Programm zur Ver­
teidigung von und auf dem Boden der 
„freiheitlich-demokratischen Grundord­
nung“ entstehen zu lassen, das eine den 
heutigen Verhältnissen in der BRD entspre­
chende Verschmelzung von Konservatis­
mus und Faschismus programmatisch faßt. 
Unter dem Schlagwort „Intellektualisie­
rung“ der REP soll dieses Programm für 
die Bundestagswahlen seinen letzten Schliff 
erhalten.

In der Entschließung des 5. o. Bundes­
kongresses der Volksfront hatten wir fest­
gestellt: „Rehabilitierung des Faschismus 
— Die Reaktion will aufräumen mit dem 
historisch begründeten Antifaschismus. 
Dazu ehrt Kohl SS-Gräber in Bitburg oder 
erklärt Strauß: ,Die Deutschen müssen 
wieder so normal werden, wie es die ande­
ren Völker Europas sind“. Eine Funktion 
des ,Historikerstreits* ist die Herstellung 
dieser .Normalität“. Sie begründen den 
deutschen Faschismus als historisch not­
wendig und von außen, vor allem von der 
UDSSR aufgezwungen.“ (Entschließung) 
Abgesehen von der Beleidigung der „ande­
ren Völker Europas“, jetzt erklärt Regie­
rungssprecher und Propagandaminister 
Klein die faschistischen Mord-Kommandos 
der SS zum Teil der regulären Truppen, 
und der REP-Vorsitzende Schönhuber ver­
breitet: „Endlich kam der Einberufungsbe­
fehl. Darauf stand der Zielort Berlin- 
Licherterfelde, der Name der Truppe: 
Leibstandarte SS Adolf Hitler. Ich konnte 
es kaum fassen. Das war für mich die Elite 
der Elite. Das Tragen des Ärmelstreifens 
Leibstandarte SS Adolf Hitler (Hervorhe­
bung im Orig.) war der sichtbare Ausweis, 
daß man zur Garde gehört, ein Prätorianer 
geworden ist.“ (Schönhuber. „Ich war da­

bei“)
Drei wesentliche Erfolge haben Reaktion 

und Faschisten über die letzten Wahlen er­
reicht: erstens wurde mit dem Programm 
der Republikaner ein den heutigen Interes­
sen des BRD-Imperialismus entsprechen­
des faschistisches Programm geschaffen. 
Die führenden faschistischen Publizisten 
quittieren dieses Ergebnis durch die Been­
digung der Suche nach einer Einigungs­
plattform für die Faschisten und durch den 
Anschluß an die Republikaner. Zweitens 
glauben sie damit ein wesentliches Rekru­
tierungsproblem gelöst zu haben: Zustim­
mung und Unterstützung für Faschismus 
soll sich nicht mehr historisch rechtfertigen 
müssen, sondern nur noch aus den aktuel­
len Verhältnissen begründen lassen. Drit­
tens aber bestehen die beiden anderen 
Hauptrichtungen des Faschismus weiter 
und sollen in scheinbarerer Konkurrenz mit 
den Republikanern ihren Zweck erfüllen: 
die Faschisten der nationalen Revolution 
(FAP, Kampfsportgruppen etc.) und die 
Faschisten der militaristischen Traditions­
verbände und der NPD (DVU/NPD, Liste 
D etc.).
Daraus folgt unserer Meinung nach:
* Die Antifaschisten müssen neue An­
strengungen zur Kritik des Programms der 
Republikaner als aktuelles Programm fa­
schistischer Durchsetzung der Interessen 
des BRD-Imperialismus unternehmen und 
diese Kritik aus der Kritik an der aktuellen 
Politik des BRD-Imperialismus und seiner 
herrschenden Klasse begründen.
* Die vorgeblichen Differenzen zwischen 
verschiedenen faschistischen Richtungen 
sind weder Hoffnung noch Ansatzpunkt für 
antifaschistische Politik, sondern Bestand­
teil reaktionärer und faschistischer Formie- 
rungs-, Mobilisierungs- und „Bündnispoli­
tik“. Statt über Differenzierungen im fa­
schistischen Lager zu theoretisieren 
(„Rechtspopulismus“ oder „Rechtsextre­
mismus“ (Glotz)) müssen die Antifaschi­
sten vielmehr den weiteren Angleichungs­
und Verschmelzungsprozeß zwischen Fa­
schismus und Konservatismus—Wirt- 
schafts7Nationalliberalismus bekämpfen, 
stören, unterbinden und alle Momente der 
programmatischen Kritik und Abgrenzung 
in allen gesellschaftlichen Richtungen, Par­
teien, Organisationen dagegen bestärken.

„Kapitalismus führt zum Faschis­
mus ...“ — Klasseninteressen und 

soziale Basis der Faschisten
Wer heute glaubt, die Faschisten würden 
wie angeblich „Ende der 60er Jahre ein­
fach“ wieder „verschwinden“ der irrt dop­
pelt. Erstens sind die Verhältnisse heute 
anders, der BRD-Imperialismus hat die 
Reichweite seiner Expansions- und Ag­
gressionspolitik bedeutend ausweiten kön­
nen, und zweitens und vor allem ist die 
NPD damals nicht „einfach“ wieder aus 
den Landesparlamenten verschwunden. 
Ein wesentliches Bildungselement der so­
zialen und politischen Bewegung Ende der 
60er, Anfang der 70er Jahre war der Anti­
faschismus und die Kritik der CDU/CSU- 
Wiedereroberungspolitik. „Schluß mit der 
Vorherrschaft der alten Nazis in Staat, Ge- 
sellschhaft und öffentlichem Leben und 
Anerkennung der DDR und der Ergebnisse 
des 2. Weltkrieges“ waren zwei fündamen- 
tale Kritikpositionen, um die überall — im 
öffentlichen, wie im privaten, persönlichen 
Leben — die Auseinandersetzung geführt 
wurde. Und wenn auch unter der Flagge 
der SPD viele emanzipatorischen Bestre­
bungen, Positionen und Forderungen sich 
zum Slogan „mehr Demokratie wagen“ 
verflüchtigten, ein weiterer, von vielen un­
terstützter Konsens war der des Antikapita­
lismus. Ähnlich wie nach 1945 hatte auch 
in der Bewegung Ende der 60er Jahre der 
antikapitalistisch begründete Antifaschis­
mus einen bestimmenden Einfluß. „Kapita­
lismus führt zum Faschismus, Kapitalismus 
muß weg“ — das war damals eine verbrei­
tete Demonstrationsparole. Heute ist dieser 
antikapitalistische Konsens in der antifa­
schistischen Bewegung umstritten. Die 
Volksfront sieht es als eine ihrer Aufgaben 
an, dazu beizutragen, ihn erneut zu bestär­
ken.

Programme und Politik der Faschisten 
sind das Produkt von handelnden Klassen­
interessen unter bestimmten materiellen 
Verhältnissen. Faschistische Ansichten 
sind keine Hirngespinste, sondern können 
ihre Bestätigung in bestimmten Tatsachen 
finden. Sonst erhielten sie keinen Anhang. 
Sie werden entwickelt und vertreten von 
und für bestimmte Personen mit bestimm­

ten sozialen Interessen:
— Im fundamentalen Gegensatz zu allen 
fortschrittlichen gesellschaftlichen Rich­
tungen sind die Menschen in Programm 
und Politik der Faschisten stets Mittel zum 
Zweck. Dieser höhere Zweck, das Ziel fa­
schistischer Politik ist immer die Verwirk­
lichung der Interessen „der Nation“, „des 
deutschen Volkes“, „des Gemeinwohls“ 
usw. usf., denen „der Mensch“ zu dienen 
habe. Die Menschen sind Material zur Ver­
wirklichung imperialistischer Ausbeuter­
und Konzeminteressen. Die Strategie 
„Entrechtung und Verbilligung von Men­
schen für die Ausbeutung durch andere 
Menschen“ und der Schlachtruf „Entfesse­
lung der Marktkräfte“, „Leistung muß 
sich wieder lohnen“, „das soziale Netz ist 
keine Hängematte“ — das war und ist 
CDU/CSU/FDP-Regierungspolitik. Die 
zynischen, „versachlichten“ Begriffe für 
diese Politik heißen: „Angebotspolitik“ 
(das „Angebot“ an Produktionsfaktoren 
muß verbilligt weiden) und „Deregulie­
rung“ (die gesetzlichen Schranken und 
„Regulierungen“ der schrankenlosen Ka­
pitalinteressen müssen „dereguliert“, also 
abgeschafft werden.) Diese Politik schafft 
mit ständig steigenden Untemehmerprofi- 
ten und Einkünften aus Vermögen, mit sin­
kendem Reallohn, millionenfacher Arbeits­
losigkeit, mit Verelendung und Brutalisie­
rung der Arbeits- und Lebensverhältnisse 
und der Beseitigung von kollektiven 
Schutzrechten (Koalitions- und Streikrech­
te, Krankenkassen, Renten) ständig neue 
materielle Belege für faschistische Ideolo­
gie.
— Die rassistische Propaganda und Politik 
der Faschisten gegen die Werktätigen aus­
ländischer Nationalität bis hin zu Überfal­
len faschistischer Banden findet die Ergeb­
nisse der amtlichen CDU/CSU/FDP Aus­
länderpolitik und -propaganda vor, knüpft 
an sie an, nimmt sie beim Wort und erklärt 
sie zum Naturprinzip. Diskriminierung und 
besondere Ausbeutung durch die kapitali­
stische Produktion, den imperialistischen 
Arbeitsmarkt und die Gesetze und 
Maßnahmen der Regierungspolitik werden 
zum Beleg für die zutiefst reaktionäre und 
faschistische Idee von der Ungleichheit der 
Menschen, von unterschiedlichen mensch­
lichen „Rassen“ und zur ideologischen Ba­
sis für weiteren Diskriminierungsgesetze 
und -maßnahmen. Der Grundsatz gleicher 
sozialer und politischer Rechte für alle wird 
fortgesetzt unteigraben und zerstört und er­
setzt durch besondere Diskriminierung, be­
sondere Entrechtung, Sonderrechte- und 
-unrechte für jede Klasse, für jede soziale 
Schicht, für jede soziale Lage: für die 
„Eliten“ und den „Rest“, für die „Lei­
stungsstarken“ und die „Leistungsschwa­
chen“, für die Ausländer und die „Deut­
schen“, für die Gesunden und die Kranken, 
für die Alten und die Jungen usw. usf. — in 
der faschistischen Ideologie heißt das „Je­
dem das Seine“.
— Der imperialistische, völkische Natio­
nalismus ist Grundbestandteil jeder faschi­
stischen Ideologie. Im Unterschied zu allen 
anderen imperialistischen Ländern können 
Faschisten in der BRD als wahre VoU- 
strecker des im Grundgesetz verankerten 
Expansions-, Annektions- und Kolonisie­
rungsauftrags der herrschenden Klasse An­
hang sammeln.
— Das Programm der Republikaner ver­
tritt Konzern- und Kapitalinteressen, aber 
es zielt auf die faschistische Mobilisierung

II. Antifaschistische Front- und Bündnispolitik 
gegen die weitere faschistische Mobilisierung 

und Formierung unabdingbar — 
Auseinandersetzung mit falschen Beurteilungen 

der Erfolge der Faschisten notwendig

— Die Wahlerfolge der faschistischen Par­
teien haben konservativen Kräften noch­
mals Raum gegeben, sich weiter gegenüber 
faschistischer Ideologie und Politik zu öff­
nen. CDU und CSU reagierten mit einem 
deutlichen Rechtsaußenruck in Sachen 
Ausländerwahlrecht und Ausländergesetz- 
Vorhaben und einer bisher beispiellosen 
Kampagne mit offen nationalistischen Tö­
nen. dreisten imperialistischen und revan­
chistischen Ansprüchen gegenüber der 
DDR und anderen Ostblockstaaten. Offen 
traten CDU- und CSU-Politiker für Koali­
tionen mit den Republikanern ein; und 
hauptsächlich wahltaktischem Kalkül ist es

bestimmter sozialer Interessen außerhat 
der Konzemzentralen. wo sonst. Die sazc 
len Interessen von Programm und Mitik 
der Republikaner können nicht zuerst ar 
einzelnen Ergebnissen faschistischer De­
magogie beurteilt werden, also danach 
wer sie auch noch wählt, sondern müssen 
zuallererst nach den sozialen Inhalten des 
Programms, nach den Trägem dieser fbli- 
tik, nach der sozialen Basis, die um dieses 
Programm gesammelt werden soll, auf­
klärt werden. Die Träger dieses Pro­
gramms sind Leute mit Laufbahn und klei­
nem Eigentum, die glauben, durch gnaden­
lose Konkurrenz gegen andere etwas zu ge­
winnen oder befürchten, durch genau diese 
Konkurrenz entwas zu verlieren. „Elite" 
und „Volksgemeinschaft“, verbunden 
durch die völkische „Leistungsgemetn- 
schaff“ bieten die Republikaner hier an: 
naturmäßig begründetes Recht zum Treten 
von anderen und nationalistisch und chau­
vinistisch begründeter Schutzbund gegen 
Konkurrenzdruck durch andere. „Die 
Volksgemeinschaft soll soziale Schutzfank- 
tionen übernehmen und versucht somit, 
auch an den Widerstand gegen die Ver­
schlechterung der sozialen Bedingungen 
vieler Lohnabhängiger anzusetzen. Die 
Volksgemeinschaft soll einen neuen Stan­
dard der sozialen Sicherung setzen. Die 
Republikaner werden deshalb auch Stim­
men von hart arbeitenden und armen Leu­
ten bekommen haben. Diese Leute sind ein 
großer Teil der Bevölkerung, die aber nur 
in geringem Umfang Republikaner wählen 
und keineswegs die Träger der Politik der 
Republikaner sind.“ (Broschüre Republi­
kaner in Köln, Antifaschistisches Forum 
Köln).

Unserer Meinung nach folgt daraus:

* Die Faschisten verfolgen Klasseninteres- 
sen von Kapital, Konzernen und Reaktion. 
Antifaschistischer Widerstand gegen diese 
Interessen und Politik muß also fllr Arbei­
terinteressen und soziale und politische 
Werktätigenrechte eintreten, wenn er der 

faschistischen Mobilisierung und Formie­
rung erfolgreich entgegentreten will.
* Faschistische Ideologie reklamiert die 
vollständige Einlösung reaktionärer Ur­
sprechen für den faschistischen Anhang 
(,,Leistung muß sich lohnen", .der Stärke­
re setzt sich durch", usw.). Kampf gegen 
faschistische Ideologie, Politik und Formie­
rung erfordert also auch Kritik der bürger­
lichen Reaktion, kapitalistischer und impe­
rialistischer Interessen und Politik, Kritik 
des Konservatismus und Liberalismus.
* Wer faschistische Ideologie und Politik 
bekämpfen will, muß die materiellen Wr 
hältnisse bekämpfen, aus denen ständig neu 
faschistische Anschauungen und Ziele be­
gründet werden. Die antifaschistische Be­
wegung wird aus einem Sammelpunkt be­
stehenden Widerstandes nur dann zu einer 
gesellschaftlich wirksamen Gegenbewe­
gung gegen Reaktion. Faschismus und 
Krieg werden können, wenn sie für die 
,, Emanzipationsinteressen der Werktäti­
gen" (Entschließung 5.o. Bundeskongrej 
der FF) eintritt, wenn sie sich von derfai- 
damentalen Gegenposition zu Faschismus 
und Reaktion leiten läßt, und die ist. daftr 
einzutreten "... alle Verhältnisse umzu­
werfen, in denen der Mensch ein erniedrig­
tes, ein verlassenes, ein verächtliches HF 
sen ist." (Karl Man:, Zur Kritik der Hegel 
sehen Rechtsphilosophie)

zuzuschreiben, daß die offizielle Hafat 
der CDU/CSU zunächst nur Koaliocot 
auf kommunaler und noch nicht auf Lar 
des- oder Bundesebene zuläßt. Komn» 
Koalitionen würden den REPs nicht «B- 
politischen Einfluß und Handlung-- » 
Profilierungsmöglichkeiten verschiffe 
Die Zusammenarbeit konservativer uac # 
schistischer Ideologen, bisher eher dar 
in der sog. ..Braunzone" praktiziert. • 
jetzt zunehmend offen vollzogen Rote- 
när-konservative Kräfte beteiligen ach '■ 
der intellektuellen und programmiösck 
Aufrüstung der REPs mit dem Ziel. fc- 
erfolgreich in die nächsten LandtMswh»
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m führen und 1991 in den Bundestag zu 
pnngen.

Der antifaschistische Widerstand steht 
der schwierigen .Aufgabe gegenüber, tuiter- 

■hudlich erscheinende .Aufgaben unter 
dadter Zielsetzung gemeinsam mit ande­
ren zu betreiben, wenn aus dem zersplitter­
ter. antifaschistische Widerstand eine anti- 
tsschistische Bewegung werden soll. Unse­
rer Meinung nach ist es notwendig, die fol­
genden Aufgaben zu verbinden:
— antikapitalistischen, an Arbeiter- und 
^eriaähgeninteressen orientierten Antifa­
schismus zu stärken,
— antifaschistische, antikapitalistische, 
antiimperialistische Einigungsbestrebun­
gen unter der Linken zu unterstützen,
— antifaschistische Bündnispolitik bis hin­
ein in das bürgerliche Lager zu entwickeln,
— die Wrschmelung von Konservatismus 
und Wnschafts-ZNationallibenalismus mit 
dem Hischismus zu bekämpfen, zu stören, 
zu unterbinden.

Die einseitige Fixierung auf einer dieser 
Aufgaben und der dabei zu lösenden Pro­
bleme. der Versuch, eine dieser Aufgaben 
zur alleinigen zu erklären, fuhrt zu Schwie­
rigkeiten im Bündnis und zur Schwächung 
im Kampf gegen Faschismus und Reaktion. 
Nur durch die Berücksichtigung dieser Auf­
gaben in ihrer Gesamtheit kann eine breite, 
gesellschaftlich wirksame antifaschistische 
Front- Bündnispolitik entwickelt werden.

Das heißt: Eine wirksame Frontbildung 
gegen Faschismus und Reaktion erfordert, 
daß die Antifaschisten darauf hinwirken, 
daß alle gesellschaftlichen Richtungen zu 
einer programmatischen Abgrenzung von 
faschistischer Ideologie und zur gesell­
schaftlichen Ächtung des Faschismus bei­
tragen: seien es sozialdemokratische, 
christliche, liberale, grüne, autonome, so­
zialistische, kommunistische Kräfte. Unse­
re Politik muß es sein, alle Ansätze zu un­
terstützen, die sich gegen faschistische 
Ideologie und reaktionäre Politik richten.

Unterschiedliche und gleichermaßen wich­
tige Beitrage zur Abgrenzung von faschisti­
scher Ideologie sehen wir z.B. in:
— gewerkschaftlichen Beschlüssen, die 
von der Unvereinbarkeit faschistischer 
Ideologie und Arbeiterinteressen ausgehen, 
das Verbot faschistischer Organisationen 
aufgrund Art. 139 GG fordern und Fa­
schismus als Politik unmenschlichster und 
menschenverachtendster Ausbeutung kriti­
sieren — wie dies zunehmend in der ge­
werkschaftlichen Diskussion auch stattfin­
det —; die das Interesse der Konzerne an 
der Ausbreitung einer Ideologie thematisie­
ren, die brutalisierten Konkurrenzkampf 
und schrankenlose Durchsetzung von Kon- 
zeminteressen bedeutet; die sich dagegen 
wenden, daß Ausländerinnen und Auslän­
der als Bestandteil der werktätigen Klasse 
als besonderer Ausbeutung unterworfenes 
Verschleißmatenal ohne jegliche politische 
und soziale Absicherung und Rechte be­
handelt werden,
— allen jenen Standpunkten innerhalb so­
zialdemokratischer, grüner oder anderer 
Organisationen, die vom Grundsatz der so­
zialen und politischen Gleichheit der Men­
schen ausgehen und sich deshalb gegen die 
Ungleichbehandlung von Ausländem und 
Rassismus wenden, gegen völkische und 
nationalistische Forderungen nach privile­
gierten Rechten für „Deutsche“; die vom 
Grundsatz der friedlichen Koexistenz aus­
gehen und sich deshalb gegen revanchisti­
sche „Wiedervereinigungsansprüche“ und 
imperialistische Expansionspolitik wenden; 
die ausgehend von der Tradition des 
Schwures von Buchenwald „Nie wieder 
Faschismus, nie wieder Krieg“ dagegen 
sind, faschistische Ideologie zu verharmlo­
sen und faschistische Organisationen zu 
dulden und deshalb z.B. gegen die Einrei­
hung der REP ins „normale“ Parteienspek­
trum sind.
— Stellungnahmen solcher Kräfte in 
christdemokratischen Parteien oder kirch­
lichen Verbänden, die aus dem Gesichts­
punkt der Gleichheit aller Menschen gegen 
Diskriminierung und Ausgrenzung von 
Menschen aufgrund Staatsangehörigkeit, 
Rasse. Religion sind und sich deshalb ge­
gen diskriminierende, rassistische Politik 
und Parolen wenden; die Faschismus als 
Menschheitsverbrechen begreifen und des­
halb Koalitionen mit und Anbiederung an 
Parteien wie die Republikaner grundsätz­
lich ablehnen; die aus humanistischen Prin­
zipien heraus die Schaffung eines Klimas 
der Intoleranz gegenüber Andersdenken­
den und von „law and order“-Methoden 
ablehnen;
— allen solchen Positionen grüner Politik 
oder anderer Kräfte, die antifaschistische 
Grundsätze und Bündnispolitik unterstüt­
zen; die gegen eine reaktionäre Regie­
rungspolitik auftreten, die die faschistische 
Sammlungsbewegung erat möglich und ihr 
Kräfte verschafft hat; die dafür eintreten, 
daß Faschismus nicht wählbar sein darf und 
keinen Platz in den Parlamenten haben 

darf; die antikapitalistisch und an den Inte­
ressen der sozial Benachteiligten orientiert 
sind.
* Eine Aufgabe antifaschistischer Bünd- 
nispolitik muß es sein, diese Standpunkte 
und Bestrebungen zu bestärken und zu un­
terstützen, und zwar durch gemeinsame 
Kritik an und Politik gegen Faschismus und 
Reaktion (s. hierzu Entschließung 5.0. 
Bundeskongreß „III. Stärkung des Antifa­
schismus als gesellschaftlich wirksame 
Kraft"). Ziel antifaschistischer Bündnis­
politik kann nicht sein, daß die verschiede­
nen Kräfte des Antifaschismus ihre gesell­
schaftliche Parteirichtung verlassen sollen, 
um „außerhalb“ derselben zusammenzu­
strömen. Gemeinsames Ziel muß vielmehr 
sein, daß die verschiedenen Richtungen des 
Antifaschismus ihre Positionen innerhalb 
ihrer jeweiligen Parteirichtung begründen 
und festigen und gemeinsam in der Front­
bildung gegen Faschismus und Reaktion 
weiterentwickeln.

Um dazu beizutragen müssen wir aber 
auch die Auseinandersetzung mit verschie­
denen Positionen führen, die sich unter 
dem Druck der reaktionären und faschisti­
schen Formierung als falsche Beurteilung 
der Erfolge der Faschisten entwickelt ha­
ben, zu falschen Konsequenzen für den 
antifaschistischen Kampf führen und die 
die Entfaltung einer antifaschistischen 
Frontbildung und Bündnispolitik behin­
dern.
— Nach der erfolgreichen Etablierung ei­
ner faschistischen Partei in Form der Re­
publikaner erfolgten sofort von verschiede­
nen Seiten Bemühungen, sie zu verharmlo­
sen, ihren faschistischen Charakter zu ver­
nebeln oder zu leugnen und sie mit Begrif­
fen wie „rechtspopulistisch“ hoffähig zu 
machen. Innerhalb der CDU/CSU gibt es 
starke Kräfte, die auf die Wahlerfolge der 
REP mit einer Politik der Anbiederung und 
Übernahme ihrer rassistischen und nationa­
len Parolen reagierten, ja, sie teilweise 
rechts zu überholen und in einen national­
konservativen Block einzugemeinden ver­
suchen. Aber auch auf der Seite der SPD 
gibt es rechte Strategien, die die Republika­
ner ausdrücklich vom Vorwurf des Fa­
schismus reinwaschen wollen, sie als Dis­
kussionspartner für gemeinsame, weil 
„deutsche“ Probleme akzeptieren und sie 
als willkommene wahltaktische Manövrier­
masse einplanen, um der CDU Mehrheiten 
streitig zu machen. Positionen innerhalb 
der Grünen — aber auch der SPD —, die 
das wachsende Potential faschistischer 
Kräfte als „westeuropäische Normalität“ 
verharmlosen, bestreiten nicht nur den fa­
schistischen Charakter der REP (der hinter 
einer Nebelwand von Begrifflichkeiten wie 
„neuer rechter Fundamentalismus“ etc. 
verschwinden soll), sondern bestreiten 
auch die Notwendigkeit antifaschistischer 
Politik und antifaschistischer Bündnisse. 
Der von ihnen propagierte freizügige Libe­
ralismus, der den REP und anderen faschi­
stischen Organisationen die gleichen de­
mokratischen und politischen Rechte wie 
bürgerlichen Parteien zubilligt, trägt nicht 
zu einer Abgrenzung von faschistischer 
Ideologie bei, sondern duldet und beschö­
nigt sie.
— Wähleranalysen sind nützlich, weil es 
nicht gleichgültig ist, über welche Motive 
faschistische Anhangbildung in dieser Ge­
sellschaft sich bilden kann. Motivfor­
schung, die Wähler als individuelle Opfer 
von Umständen, als Verführte sieht, greift 
nicht. Die Auffassung, es handle sich bei 
REP-Wählem im wesentlichen um „Pro- 
testwähler“, läßt sich aufgrund des in meh­
reren Wahlen ähnlich gebliebenen Anteils 
der REP nicht halten. Man muß also schon 
davon ausgehen, daß es handfeste soziale 
Interessen sind, die zur Stimmabgabe für 
die REP motivieren.

Feststellbar ist, daß die REP eine beson­
ders starke Klientel im öffentlichen Dienst 
und dort vor allem bei der Polizei haben. 
Auch die Wahlanalysen haben alle im we­
sentlichen ergeben, daß das Wählerpoten­
tial der Faschisten nicht etwa, wie häufig 
behauptet, bei den ärmsten und gedrückte­
sten Schichten und auch nicht vorwiegend 
bei lugendlichen suchen ist. Einiges spricht 
dafür, daß sich ein größeres Potential der 
Wähler aus Mittelschichten, die Deklassie­
rung und De-Privilegierung befürchten, 
rekrutiert: „Gestoppte Aufsteiger“, die im 
Konkurrenzkampf auf der Strecke zu blei­
ben drohen oder auf Kosten anderer eigene 
Erfolge erhoffen. Die Frage nach den 
Wählern faschistischer Organisationen 
muß weiter untersucht werden. Auch eine 
im Oktober vom Informationsdienst der 
SPD herausgegebene Wahlunterauchung 
spricht davon, daß „ein wesentliches ideo­
logisches Muster in der Anhängerschaft der 
Republikaner ein ausgeprägter bundesre­
publikanischer .Wohlstands-Chauvinis­
mus' (ist), der den Anspruch auf die Früch­
te des Wohlstands ausschließlich den Deut­
schen in der Bundesrepublik vorenthalten 
will“.

Solchen Wählerschichten kann man nicht 
mit einer Politik begegnen, die davon aus­
geht, daß man irgendwelche „irregeleite­

ten“ Wähler „irgendwie“ wieder auf den 
richtigen Weg bringen könnte, z.B. nach 
dem Motto „Wohnungsbauprograme für 
Deutsche“ und Schaffung von weiteren 
Privilegien für Deutsche, statt eine Ausein­
andersetzung darum zu führen, wer die po­
litische und soziale Entwicklung in der 
BRD verursacht hat, zu wessen Profit und 
Nutzen sie ist und wer dabei auf der 
Strecke bleibt.

Die Betrachtung der Wähler ersetzt eben 
nicht die Kritik an den Ursachen der Wahl­
erfolge der Faschisten, nämlich die Kritik 
an Zielen und Programmen der Faschisten 
und die Kritik an ihren Wegbereitern, der 
konservativ-reaktionären Regierungspartei­
en und ihrer Ideologen. Eine interessierte 
Wähleranalyse, die das Problem aus­
schließlich in den Köpfen der Leute und ih­
rer angeblichen latenten Anfälligkeit für fa­
schistische Parolen sieht, ist kein Ersatz für 
die Auseinandersetzung mit den politischen 
Ursachen, nämlich den politischen und so­
zialen Verhältnisse. Und eine Änderung 
der politischen und sozialen Verhältnisse 
muß an der Kritik dieser Verhältnisse an­
setzen.
— Unter dem Eindruck, daß bisherige an­
tifaschistische Politik es nicht vermocht 
hat, die erfolgreiche Herausbildung einer 
neuen faschistischen Sammlungspartei zu 
verhindern und auch unter dem Druck, den 
die reaktionäre Entwicklung auf antifaschi­
stische Positionen entwickelt (so wurde das 
Ziel der gesellschaftlichen Ächtung in 
Form des Verbots faschistischer Parteien 
durch den Verfassungsschutz in Nieder­
sachsen bereits als verfassungsrechtlich be­
denklich angegriffen), ist eine Diskussion 
um die Notwendigkeit „moderner Antifa­
schismuskonzeptionen“ in Gang gekom­
men. Dabei gibt es Tendenzen, antikapitali­
stische Ansätze aus antifaschistischer Poli­
tik zu eliminieren — meist verbunden mit 
heftigen Attacken auf den „versteinerten 
traditionellen Antifaschismus“ — und anti­
faschistische Politik zu einer moralisieren­
den Reformer-Bewegung, die man sich als 
eine neue „Soziale Bewegung“ erträumt 
ähnlich wie die Friedens- und Anti-AKW- 
Bewegung, umzumodeln. Gleichzeitig gibt 
es die Meinung, antifaschistische Bündnis­
politik ließe sich auf breitester Basis da­
durch entwickeln, daß der inhaltlichen 
Auseinandersetzung um die Aufgaben anti­
faschistischer Politik ausgewichen wird 
und der Appell an Gefühle, über die die 
Auseinandersetzung schwierig und deren 
Tragfähigkeit mehr als fragwürdig ist, zur 
Grundlage des Bündnisses gemacht wird. 
Die Losung: „Leben und Lieben — Dem 
Haß keine Chance“ mag ja einigen am 
Herzen liegen oder aus demselben spre­
chen, aber mit moralisierenden Appellen 
allein lassen sich unserer Meinung nach die 
Aufgaben und die Frontstellung gegen Fa­
schismus, Reaktion und Krieg nicht ausrei­
chend ausdrücken. Die Forderung nach ei­
nem Verbot faschistischer Organisationen 
aufgrund Art. 139 GG, für die im Laufe 
der letzten Jahre einige Fortschritte erreicht 
wurden, wird zur Disposition gestellt, weil 
sie bei diesem Verständnis von Bündnispo­
litik Schwierigkeiten impliziert.

* Bestandteil antifaschistischer Front- und 
Bündnispolitik muß also auch die Kritik an 
und die Auseinandersetzung mit falschen 
Standpunkten innerhalb der Bündniskräfte 
sein, nur so kann überhaupt ein tragfähiges 
Bündnis sich gegenseitig respektierender 
unterschiedlicher Richtungen und Kräfte 
entwickelt werden. Gleichzeitig treten wir 
dafür ein, die Auseinandersetzung inner­
halb antifaschistischer Bündnisse nicht ge­
gen die Unterstützung unterschiedlicher 
vorhandener Beiträge auszuspielen.
* Die herrschende Reaktion betreibt eine 
Angleichung von Faschismus und Konser­
vatismus. Unsere Aufgabe muß es sein, alle 
diejenigen Standpunkte zu unterstützen und 
ihnen Raum zu verschaffen, die sich gegen 
faschistische Ideologie, gegen die Über­
nahme von Versatzstücken dieser Ideologie 
in bürgerlich-konservative Politik, gegen 
die Integration faschistischer Parteien in 
die bundesrepublikanische „Normalität" 
wenden.
— Die Kritik an den faschistischen Inhal­
ten der Republikaner und anderer faschisti­
scher Organisationen ist unbedingt notwen­
dig. Es macht einen Unterschied für die An­
hangbildung der REP bei CDU, CSU und 
FDP, ob das REP-Programm als nachge­
wiesenermaßen faschistisch in der breite­
ren Öffentlichkeit angesehen wird oder nur 
als eine etwas weitergehende Ausformulie­
rung von CDU-Programmzielen. Es bedeu­
tet eine Erschwernis für Koalitionsbildun­
gen mit den Republikanern, ob sich CDU, 
CSU und FDP öffentlich mit dem Argument 
auseinandersetzen müssen, daß sie mit Fa­
schisten und nicht irgendwelchen, vielleicht 
etwas exotischen Rechtsaußen koalieren.
* Antifaschistische Front- und Bündnispo­
litik, für die die Volksfront eintritt, kritisiert 
jegliches „wahltaktische" Verhalten ge­
genüber den Faschisten zum angeblichen 
Nutzen irgendeiner Parteirichtung. Eine 

solche antifaschistische Bündnispolitik hat 
ihre eindeutige Zielrichtung in der Front­
stellung gegen faschistische Ideologie und 
Politik und tritt dafür ein, Auseinanderset­
zungen zwischen antifaschistischen Rich­
tungen mit dem Ziel der Klärung der Auf­
gaben in der Frontstellung gegen Faschis­
mus, Imperialismus und Reaktion zu füh­
ren. Politische, wissenschaftliche, publizi­
stische Auseinandersetzungen zwischen 
verschiedenen gesellschaftlichen Richtun­
gen müssen sich an den Hauptfrontstellun­
gen in der Gesellschaft orientieren, sonst 
bleiben sie ohne politischen Nutzen und

III. Gegen die aktuelle Programmatik und Politik 
der Faschisten muß die antifaschistische Bewe­
gung gemeinsame Gegenpositionen entwickeln

Seit der Niederlage des Hitlerfaschismus 
haben Reaktionäre und Faschisten ver­
sucht, den antifaschistischen Widerstand zu 
bekämpfen, ob unter der Flagge des „Anti­
totalitarismus" (gegen „Rechts und 
Links"), des Antikommunismus oder der 
„Terrorismusbekämpfung".
* Gegen diese Politik, die ergänzt wird 
durch offizielle reaktionäre Schul- und Bil­
dungspolitik und die mitbeteiligt ist am Auf­
kommen von NPD, DVU, Republikanern, 
mußte das, was als „antifaschistischer 
Konsens" bezeichnet werden kann, stets 
neu in der aktuellen Kritik von Faschismus 
und Reaktion und der Verfechtung von Ar­
beiter- und Werktätigeninteressen ent­
wickelt werden. Vor dieser Aufgabe stehen 
wir auch jetzt. Bei der Klärung dieser ge­
meinsamen antifaschistischen Gegenpositi­
onen in der Front- und Bündnispolitik ge­
gen Faschismus und Reaktion kann die 
antifaschistische Bewegung antifaschisti­
sche Elemente in bestehenden Gesetzen und 
Normen nutzen, aber mehr auch nicht. Die 
herrschenden Normen und Gesetze in der 
BRD und Westberlin sind nicht die des 
Antifaschismus. Aber das Ziel der antifa­
schistischen Bewegung muß es sein, 
Grundpositionen antifaschistischer Werktä­
tigeninteressen zu gesellschaftlichen 
Normen und also auch zu allgemeinen 
Gesetzen zu machen.
* Die Unterschiedslinie — und damit der 
weitestgehende Bezugspunkt antifaschisti­
scher Bündnispolitik — zwischen Faschis­
mus und Konservatismus, zwischen Fa­
schismus und Wirtschafts-ZNationallibera- 
lismus ist immer ideologisch und politisch 
umkämpft und theoretisch und wissen­
schaftlich im Wortsinne „umstritten". Die 
antifaschistische Bewegung muß in den ver­
schiedenen aktuellen Auseinandersetzung 
und durch ihre Publizistik und organisie­
rende Öffentlichkeitsarbeit den Kampf um 
die gesellschaftliche Isolierung faschisti­
scher Ansichten, Theorien, Positionen füh­
ren. Nur so kann sie auch die Bedingungen 
für deren gesellschaftliche Ablehnung und 
Ächtung verbessern, bzw. dazu beitragen, 
diese Bedingungen zu schaffen.

Den folgenden Abschnitt sehen wir als 
einen Beitrag zur Klärung solcher Grund­
positionen, auf die wir in der Arbeit der 
Volksfront und Zusammenarbeit mit ande­
ren gestoßen sind. Die Klärung solcher 
antifaschistischer Grundpositionen soll 
auch dazu beitragen, daß alle Mitglieder 
der Volksfront, ganz gleich wo sie arbeiten 
und politisch tätig sind, besser in die Lage 
versetzt werden, antifaschistischen Wider­
stand zu unterstützen und kooperativ mit 
anderen dafür zu arbeiten.

1) „Jeder Mensch hat das Recht auf 
menschenwürdige Arbeits- und Lebens­
bedingungen!“

Ein solcher Grundsatz ist gerichtet gegen 
alle Bestrebungen der Kapitalisten, allen 
voran der großen Konzerne, den Men­
schen, sofern lohnabhängig beschäftigt, 
zunehmend als Sache zu behandeln und un­
eingeschränkt rund um die Uhr zu vemut- 
zen, unter gesundheitsschädigenden un­
menschlichen Arbeitsbedingungen und für 
immer weniger Lohn, was nur durch wach­
sende gewerkschaftliche und politische Ent­
rechtung im Betrieb durchgesetzl werden 
kann bzw. auf der vollständigen Entrech­
tung der Arbeiter nichtdeutscher Staatszu­
gehörigkeit basiert. (Ausführliche Anregun­
gen zu diesem Gesichtspunkt finden sich in 
der Broschüre „Europäische Großraum­
wirtschaft").

Es käme entscheidend darauf an, den fa­
schistischen Kem einer solchen Politik des 
Kapitals verstärkt in der Öffentlichkeit 
nachzuweisen und gezielt zum Gegenstand 
und Maßstab bündnispolitischer Zusam­
menarbeit zu machen, auch in den Gewerk­
schaften, gegenüber der SPD und den Grü­
nen.

2) „Alle Menschen sind gleich! Gegen 
Rassismus, für gleiche soziale und politi­
sche Rechte! Gegen Elitezüchtung — für 

verstellen sich selbst den erkenntnismäßi­
gen Zugang zu den anstehenden Aufgaben.
* Jede soziale und politische Bewegung, 
jede Partei — einschließlich der bürgerli­
chen — die Kritik an und Frontstellung ge­
gen den Faschismus aufgibt, verliert mittel­
öder unmittelbar an die Faschisten und 
Reaktionäre. Fortschritte sind nur mit Ab­
grenzung, Kritik und durch den Kampf um 
die politische Isolierung des Faschismus zu 
erreichen — das haben nicht zuletzt die 
Kommunalwahlen in Baden-Württemberg 
gezeigt, wo die Volksfront an antifaschisti­
schen Bündniskandidaturen mitgewirkt hat.

Gleichmacherei!“
Dieser Grundsatz richtet sich gegen jeg­

liche Ungleich- und Sonderbehandlung. 
Gegen eine biologistische Begründung der 
Stellung der Frau in der Gesellschaft, die 
über ihre biologische Funktion der Fähig­
keit zum Gebären definiert wird und worauf 
faschistische Frauen- und Familienpolitik 
sich gründet. Gegen biologistische, auf Be­
gabungstheorien beruhende Rechtfertigung 
der bestehenden gesellschaftlichen Un­
gleichheit, gegen Förderung von Aufstiegs­
und Elitedenken, insbesondere auch gegen 
wirtschaftliche, politische oder rechtliche 
Diskriminierung von Nicht-Staatsangehö­
rigen in der BRD. Auf dem CDU-Landes­
parteitag Baden-Württemberg wurde z.B. 
von Lothar Späth und anderen gegen eher 
christlich motivierte Bedenken für weitere 
Kürzung der Sozialhilfe für Flüchtlinge als 
Argument angeführt: ein Asylant brauche 
keine Zeitung lesen, er verstehe ja sowieso 
kein Deutsch! Der Landesrechnungshof er­
klärt neuerdings, „Asylbewerber seien zu 
teuer untergebracht", und spricht sich ein­
deutig gegen Unterbringung in Wohnungen 
und für Ausbau von menschenunwürdigen 
Sammelunterkünften aus. Solch faschistoi­
de Propaganda und Politik gerät an be­
stimmten Punkten in Widerspruch zum 
christlichen Menschenbild, was wir unter­
suchen und beachten sollten.

3) Gegen Volks- und Betriebsgemein­
schaft: Kampf um soziale Mindeststan­
dards und für Arbeiterrechte! Für Orga- 
nisations-, Koalitions- und Streikrecht!
Was derzeit über Gesetze und Tarifpolitik 
seitens der Kapitalisten an Vernichtung von 
erkämpften Positionen der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung betrieben wird, 
leistet der faschistischen Formierung be­
drohlich Vorschub. Jeder Lohnabhängige 
soll auf das „Wohl seines Betriebes" und 
dessen Stellung auf dem Weltmarkt einge­
schworen werden und sich in den Konkur­
renzschlachten der Kapitalisten gegen die 
Lohnabhängigen anderer Betriebe, Bran­
chen oder Länder ausspielen und verschlei­
ßen lassen. Daß Kampf gegen Wochenend­
arbeit „verfassungwidrig" sei, ist hier nur 
der jüngste Vorstoß zur direkten Illegalisie­
rung gewerkschaftlichen Widerstands. 
Auch in diesem Zusammenhang muß die 
rassistische Diskriminierung von Lohnab­
hängigen nicht-deutscher Staatszugehörig­
keit im Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht 
sowie ihr Ausschluß vom allgemeinen 
Wahlrecht angegriffen werden.

4) Gegen Unterwerfung aller Lebensbe­
reiche unter Monopolinteressen — Für 
Entfaltung einer antifaschistischen Kom­
munalpolitik!

Das Eintreten für Verbot faschistischer 
Organisationen und für Verweigerung jeg­
licher Versammlungsmöglichkeit sowie für 
Ächtung faschistischer Ideologie kann und 
muß derzeit vor allem auf kommunaler Ebe­
ne verstärkt werden. Der Einzug insbeson­
dere der Republikaner in die Kommunal­
parlamente macht die maximale politische 
Isolierung der Faschisten dringend erfor­
derlich. Eine solche antifaschistische Kom­
munalpolitik muß danach trachten, die An­
hangbildung bis in die Reihen der bürger­
lichen Parteien hinein zu erschweren und 
zu stören insbesondere auf folgenden Fel­
dern: „In der Kommune entscheidbar und 
beeinflußbar ist .... welchen Klassen die 
Versorgungspolitik der Kommune dienen 
soll: ob die Reproduktionssicherung der 
Lohnabhängigen verbessert wird oder aber 
die Produktionsbedingungen der Konzerne 
Ziel der kommunalen Politik sein sollen. 
Ob Wirtschaftsförderung und .Standortsi- 
cherung ‘ bis hin zu Prunkprojekten und ei­
ner Kulturpolitik für Reiche betrieben wer­
den, oder aber eine Sozial- und Leistungs­
politik, die die Lage aller Lohnabhängigen, 
die in der Stadt arbeiten oder leben, real 
verbessert." (Aus: Entschließung „Für 
antifaschistische Kommunalpolitik" Lan- 
des-MV Bad.-Württemberg).
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5) Gegen die Entfesselung der Exekutive 
— für Öffentlichkeit und Kontrolle der 
Konzern- und Regierungspolitik, für 
demokratische Rechte der Werktätigen:
a) Gegen die faschistische Formierung im 
Staatsapparat durch zunehmende Ausschal­
tung parlamentarischer Kontrolle:

Auf kommunaler, Landes- und Bundes­
ebene schaffen sich die Kapitalisten, allen 
voran die großen Konzerne, zunehmend po­
litische Strukturen zur Durchsetzung ihrer 
Ausbeutungs- und verbesserten Konkur­
renzbedingungen, die jeglicher Kontrolle 
durch Parlamente entzogen werden und auf 
Grund ihrer menschenverachtenden Prinzi­
pien auch im Widerspruch zu einer solchen 
Kontrolle stehen. Entwickelt wurden und 
werden solche „übergesetzlichen" Staats­
maßnahmen in Konzemstiftungen von Sie­
mens und Thyssen zum Beispiel. Dagegen 
müssen wir sehr wohl die Rechte der Par­
lamente verteidigen und den Kampf um 
Ausweitung der Kontrollmöglichkeiten 
führen.
b) Vernichtung des politischen Gegners ist 
völkerrechtlich verboten und steht in faschi­
stischer Tradition:

Dieses Argument richtet sich gegen die 
stattfindende Entfesselung der Rechtsspre­
chung und Exekutive gegen jegliche Oppo­
sition, deren zugespitztester Ausdruck die 
Vemichtungshafi ist. Das Verbot der Ver­
nichtung oder Folter des politischen Geg­
ners ist im Völkerrecht verankert. Histo­
risch steht die Einhaltung wenigstens von 
Mindeststandards menschlicher Behand­
lung in der Tradition der Aufklärung und 
bürgerlichen Revolution, denen sich zumin­
dest der liberale Rechtsstaat noch ver­
pflichtet fühlte. Die heutige Praxis der BRD 
steht eindeutig in der Tradition der faschi­
stischen Vemichtungsstrategie des Gegners 
ab 1933.

Das gilt auch für die Kurdenverfolgung 
durch den BRD-Staat und die angestrebte 
Aburteilung und Unterdrückung des kurdi­
schen Befreiungskampfes durch die BRD- 
Justiz (OLG-Verfahren in Düsseldorf), wo 
aktuell Maßstäbe gesetzt werden, die selbst 
mit bürgerlich-rechtsstaatlichen, geschwei­
ge denn völkerrechtlichen Prinzipien nichts 
mehr zu tun haben.

c) Für allgemeine und gesetzlich garan­
tierte Informations-, Presse-, Versamm- 
lungs-, Organisations-, Demonstrations­
rechte der Werktätigen, für Koalitions- und 
Streikrecht — gleiches und allgemeines 
Wahlrecht für alle Einwohner der BRD.

Unter dem Vorwand, für allerlei „Men­
schen- und Bürgerechte" in aller Welt, ins­
besondere in den Ländern des östlichen Eu­
ropa und in der DDR einzutreten, betreibt 
der westdeutsche Imperialismus Aggres- 
sions- und Annektionspolitik. Aufgabe der 
Antifaschisten ist, diese grundlegenden 
Rechte in der BRD für alle Werktätigen zu 
erkämpfen und zu verteidigen. Bestimmte 
dieser Rechte hier lebenden Menschen zu 
entziehen und zu „Deutschenrechten" zu 
erklären, muß als reaktionär, historisch 
durch und durch rückschrittlich kritisiert, 
abgelehnt und rechtswirksam abgeschafft 
werden.

6) Die Verbrechen des faschistischen 
Deutschland sind weltweit geächtet und 
völkerrechtlich eindeutig verurteüt wor­
den in den Nürnberger Prozessen und 
zahlreichen daran anknüpfenden UNO- 
Resolutionen. Die stattfindende Ge- 
schichtsfalschung und Umdeutung muß 
daher als Mobilmachung für den näch­
sten Waffengang angegriffen werden!

, In den historischen wie aktuellen fa­
schistischen Programmen haben Rechtfer­
tigung und Verherrlichung faschistischer 
Kriegsführung, von Wehrmacht und Waf­
fen-SS ihren festen Platz. Ihre Rechtferti­
gung ist spätestens seit dem Bitburg-Gang 
Kohls (und der sog. Historikerdebatte) offi­
zielle Regierungspolitik. Jetzt beginnt Re­
gierungssprecher Klein die Debatte um die 
Gesamtrehabilitierung der Waffen-SS, die 
keine Verbrecher, sondern „kämpfende 
Truppe" gewesen sei (in Nürnberg als 
Kriegsverbrecherorganisation eindeutig 
verurteilt im Gegensatz zur Wehrmacht). 
Nicht nur aus Anlaß der Jahrestage des 2. 
Weltkrieges in diesem und den nächsten 
Jahren, sondern insbesondere auch, weil 
mit dieser Politik Anhangbildung für den 
nächsten imperialistischen Waffengang be­
trieben werden soll, ist eine antifaschisti­
sche Kritik dieser reaktionären Geschichts­
fälschung von großer Bedeutung. Entschei­
dend dabei ist, die Urheber und Hauptbe­
treiber dieses Krieges in den Konzemeta- 
gen aufzudecken und anzugreifen. Deswei­
teren sollten wir nicht zulassen, daß ein 
Großteil der männlichen Bevölkerung der 
Kriegsgeneration von der Reaktion als Re­

serven für ihre Wehrmachtsrehabilitation 
einverleibt wenden (sowohl DVU wie Repu­
blikaner brüsten sich mit besonderen Wthl- 
eifolgen bei den Männern über 60 Jahre). 
Stattdessen müssen wir das terroristische 
Prinzip jeder imperialistischen Armee an­
greifen, nämlich mit dem Erschießungs­
kommando im Rücken der Front eine solche 
Armee zusammenzuhalten (50.000 Todes­
urteile in der Wehrmacht!). Die Faschisten 
sind heute wieder Vorreiter in der Förde­
rung nach Kriegsgerichtsbarkeit, und die 
CDU hat seit Jahren die entsprechenden 
Gesetze in den Schubladen und läßt jedes 
Jahr hunderte von Kriegsrichter proben!

7) Gegen Nationalismus, gegen jede Art 
von großdeutschem völkischen Revan­
chismus und Rassismus, gegen die als 
„Wiedervereinigung“ getarnte Annek­
tionspolitik, gegen den „Verfassungsre­
vanchismus“ — für friedliche Koexistenz 
mit Staaten anderer Gesellschaftsord­
nung und für Völkerverständigung.

Es wird immer dringender, gegen be­
stimmte Eckpfeiler reaktionärer Pro­
grammatik, um die sich insbesondere auch 
die Faschisten formieren, wie eben die Wie­
dervereinigungs-Präambel oder den § 116 
(Deutschenrechte) des Grundgesetzes eine 
gezielte längerfristige Kampagne auf Strei­
chung zu entfalten, (siehe dazu auch die 
Broschüre: „40 Jahre Grundgesetz — 40 
Jahre Revanchismus" aus Niedersachsen). 
Die Kritik an diesen „Verfassungsgrund­
sätzen " ist ja bereits fester Bestandteil un­
serer Propaganda gegen die Revanchisten. 
Klar ist auch, daß damit die „Verfassungs­
debatte" in der Volksfront bei weitem nicht 
abgeschlossen ist. Aber vielleicht ließe sich 
ja trotzdem rascher klären, (wie beim Art. 
139 mit positivem Bezug), welche Elemente 
auf jeden Fall und als allererstes gestrichen 
werden müßten!

Eine solche Kampagne wäre auch gut 
geeignet zur Kritik der Allparteienkoalition 
in Sachen Deutschlandpolitik und zur Be­
kräftigung der Forderung nach Anerken­
nung der bestehenden Grenzen und völker­
rechtlicher Anerkennung der DDR sowie 
Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft. 
Der seit Monaten jetzt laufenden Kampag­
ne zur politischen Isolierung und Zermür­
bung der DDR und für Wiedervereinigung, 
an der sich weite Teile der SPD und der 
Grünen schwungvoll beteiligen, müssen wir 
mit allen uns zur Verfügung stehenden Mit­
teln entgegensetzen:

Das deutsche Reich, Ausgangspunkt 
zweier Weltkriege, ist 1945 endgültig un­
tergegangen. Jeder Versuch seiner Wieder­
herstellung führt unvermeidlich zur Ein­
mischung in die Angelegenheiten anderer 
Länder und zur Wiederaufnahme koloniali- 
stischer und nationalistischer Tradition. In 
der Bündnispolitik müssen wir jedwede Ab­
grenzung gegen Nationalismus und „Auf­
werfen der deutschen Frage" befördern 
und unterstützen.

8) Gegen Kriegsvorbereitung und Mili­
tarismus: Für Verweigerung aller sach­
lichen und personellen Reserven der 
Kriegsführung!

Hier müßten wir unsere Kritik und Bünd­
nispolitik insbesondere in zwei Richtungen 
verbessern: erstens müssen die ständig sich 
ausweitenden Kriegsvorbereitungen des 
BRDImperialismus angegriffen werden, 
auch wenn sie noch so .friedlich" als Bau 
des „gemeinsamen Hauses Europa", als 
„UNO-Friedenstruppen", als „Null-Lö­
sung" und „Abrüstungs "-Debatte daher 
kommen. Dabei wäre ein Eckpunkt antifa­
schistischer Politik, daß jeglicher Militaris­
mus und jegliche Einmischung in die Ange­
legenheiten anderer Länder abzulehen ist.

Zweitens muß die verstärkte Militarisie­
rung aller gesellschaftlichen Bereiche (wie 
mit der vorgelegten Katastrophenschutz- 
Gesetzesnovelle) und der verstärkte Druck 
auf die Kriegsdienstverweigerer bekämpft 
werden. Alle Bestrebungen innerhalb und 
außerhalb der Bundeswehr, den imperiali­
stischen Kriegsvorbereitungen die sachli­
chen und personellen Reserven zu verwei­
gern, müssen wir unterstützen. Dazu gehört 
auch der Kampf um mehr Rechte für die 
Soldaten. Gleichzeitig sollten wir prüfen, 
was wir gegenüber den bewaffneten For­
mationen, also Polizei, Bundesgrenzschutz 
und Bundeswehr unternehmen können, um 
der Anhangbildung der Faschisten auch 
dort entgegenzutreten. Es gibt jedenfalls, 
auch im Umfeld der Volkffront, sehr wohl 
Kräfte aus diesem Apparat, die eine solche 
Tätigkeit als dringend nötige Unterstützung 
begrüßen würden! Die Gewerkschaft der 
Polizei hat ebenfalls Kritikpunkte am Pro­
gramm der Republikaner vorgelegt, die 
man daraufhin überprüfen sollte.

IV. Aktuelle Fragen und Aufgaben 
antifaschistischer Front- und Bündnispolitik

In der Entschließung des letzten Bundes­
kongresses hatten wir u.a. festgestellt: 
„Wie aus diesen Punkten hervoigeht (den 
vorgenannten Aufgaben, d.Red.) muß eine 
Unterstützung der Zusammenarbeit dieser 
Organisationen und Richtungen dazu bei­
tragen , die gegenwärtige Tendenz zur 
„Spartenbildung“ unter den Antifaschisten 
und in der Linken zu überwinden. (Hier 
Anti-Nato, hier 8. Mai, dort Arbeitslosen­
initiative, usw).“ Diese Aufgabe, die ge­
meinsamen antifaschistischen Zielsetzun­
gen zu verbinden, antifaschistische Front- 
und Bündnispolitik auszuweiten und Ten­
denzen zum Rückzug vor Faschisten und 
Reaktion in sektiererische Abkapselung zu 
überwinden, besteht nach wie vor, ist eher 
noch dringlicher geworden. Es kann nicht 
angehen, daß gleichzeitig und am gleichen 
Ort z.B. die Ausländerinitiative versucht, 
gegen reaktionäre und faschistisch Auslän­
derpolitik vorzugehen, in der örtlichen 
Antifa-Initiative diese Aufgabe keine Rolle 
spielt, und antifaschistische Parteien im 
Gemeinderat keine Politik gegen die Unter­
bringung von Menschen ausländischer Na­
tionalität in örtlichen Containern unterneh­
men.
* Was aktuelle Aufgaben und Fragen anti­
faschistischer Bündnispolitik sind, ist um­
stritten. Wir sind der Auffassung, daß anti­
faschistische Politik Interessen, Forderun­
gen und Bestrebungen der Arbeiter und 
Werktätigen gegen Faschismus und Reak­
tion unterstützen und vertreten muß und 
sich vor allem gegen die Angriffspunkte 
von Kapital und Reaktion wenden muß, an 
denen faschistische Mobilisierung und For­
mierung gegen Arbeiter- und Werktätigen­
interessen stattfindet.

Unserer Meinung nach stellen sich der 
antifaschistischen Bewegung hierbei fol­
gende ersichtliche Schwerpunkte in der 
nächsten Zeit:

* Durch die Festigung der EG und der 
WEU unter maßgeblicher Vorherrschaft 
der BRD hat sich der Spielraum der Kon­
zerne und der Revanchisten wesentlich er­
weitert. Dieser Spielraum soll größer wer­
den durch die zunehmende Zersetzungs-, 
Wühl- und Destabilisierungspolitik gegen 
die Länder des östlichen Europas, mit der 
der BRD-Imperialismus in die dort stattfin­
denden Auseinandersetzungen eingreift. 
Fest steht, daß in der BRD revanchistische 
Kräfte versuchen, aus den teils fortschrittli­
chen, teils gegen die Interessen der Werktä­
tigen gerichteten Veränderungen in Osteu­
ropa Nutzen zu ziehen. Durch Bündnisar­
beit muß versucht werden, den Interessen 
der Konzerne und Revanchisten entgegen­
zuarbeiten.
* Angesichts der Auswirkungen des EG- 
Binnenmarktes ist in Zusammenarbeit mit 
der gewerkschaftlichen Bewegung und den 
Gewerkschaften als Hauptschwerpunkt un­
bestreitbar der Kampf um die sozialen In­
teressen der Lohnabhängigen zu sehen. 
Der EG-Binnenmarkt wird von den Interes­
sen der Banken und Konzerne bestimmt, 
der EG-Binnenmarkt ist aber unvereinbar 
mit den Interessen der Lohnabhängigen 
und Werktätigen. In dieser Hinsicht muß 
aber auch die politische Auseinanderset­
zung mit den Vorstellungen von einem so­
genannten „sozialen Europa" gesucht 
werden.
* Die Ausländerpolitik der Herrschenden 
ist nicht nur durch und durch reaktionär, 
sondern ansatzweise auch offen rassistisch. 
Eine der wichtigsten Aufgaben ist der 
Kampf für die volle soziale und politische 
Gleichberechtigung aller in der BRD leben­
den Menschen. Ein Schwerpunkt der zu su­
chenden Auseinandersetzungen mit der 
Reaktion wird der Kampf um das kommu­
nale Wahlrecht für Alle sein. Das Recht auf 
Asyl ist ein unveräußerliches Menschen­
recht. Alle Verfolgten haben das Recht auf 
Zuflucht in ein Land ihrer Wthl. Asylsu­
chende sind keine Almosenempfanger, un­
geachtet des Anspruches auf vollen Sozial­
hilfesatz haben sie das Recht, in der BRD 
ihren Lebensunterhalt selbst zu verdienen.
* Insbesondere Kurden, die in der BRD le­
ben und arbeiten, sind jetzt zur Zielscheibe

V. Nächste Organisationsaufgaben 
der Volksfront

Die Volksfront hat — wie alle antifaschisti­
schen Organisationen in jeweils unter­
schiedlichem Ausmaß — begrenzte Mög­
lichkeiten und Erfahrungen, mit denen sie 
versucht, einen bestimmten Beitrag im anti­
faschistischen Kampf zu leisten.

Als solche Beiträge im antifaschistischen 
Kampf und für die Unterstützung antifa­
schistischer Bündnisse setzen wir uns zum 
Ziel:
* Wir wollen einen entscheidendes 

der Angriffe der Bundesanwaltschaft ge­
worden, getroffen werden soll der kurdi­
sche Befreiungskampf. Es muß versucht 
werden, die ERNK als legitime Befreiungs­
organisation bekanntzumachen. Von der 
Bundesregierung fordern wir die Einhal­
tung der UN-Resolution 2621 (XXV) von 
1970, in der ausdrücklich das Recht der 
kolonialisierten Völker anerkannt wurde, 
„mit allen Mitteln, die ihnen zur Verfügung 
stehen, gegen Kolonialmächte zu kämpfen, 
die ihre Bestrebungen nach Freiheit und 
Unabhängigkeit unterdrücken".
* Völkerrecht und UN-Resolutionen sind 
auch eine wichtige Grundlage zur Unter­
mauerung der Forderungen der politischen 
Gefangenen in der BRD nach Abschaffung 
der Isolationshaft und Zusammenlegung. 
Die Verbesserung der Haftbedingungen po­
litischer und sozialer Gefangener darf nicht 
an der Gesinnung festgemacht werden, 
sondern ist ein Menschenrecht.
* Unter dem Schlachtruf: „Für Innere 
Sicherheit" und „Gegen Terrorismus" fin­
det eine Vielzahl von einzelnen Angriffen 
gegen emanziatorische Bewegungen und 
gegen Werktätigeninterssen statt. Es wird 
versucht, ein Aufstandsbekämpfungskon­
zept durchzusetzen, mit dem Ziel, jegliche 
systemkritische und oppositionelle Bewe­
gung bereits im Keim zu ersticken. Damit 
einhergehend werden Restelemente bürger­
licher Rechte abgeschafft und einge­
schränkt. Antifaschisten müssen sich dar­
über verständigen, wie und mit welcher 
Zielsetzung dieser Politik der „Inneren 
Sicherheit" wirksam entgegengetreten wer­
den kann.
* Antifaschismus heißt auch Antimilitaris­
mus, deshalb, und auch wenn die Friedens­
bewegung keine Bewegung mehr ist, darf 
die Antimilitarismus-Arbeit nicht vernach­
lässigt werden. Antimilitarismus muß als 
Teil des antifaschistischen Kampfes eine 
selbständige Perspektive erhalten, noch 
arbeitende Gruppen der Friedensbewegung 
können für eine Zusammenarbeit angespro­
chen werden. Viele Gruppen der Friedens­
bewegung erweitern jetzt ihr unmittelbares 
Aufgabenfeld und suchen Bündnispartner. 
Die BRD ist in Westeuropa die bestimmen­
de Militär- und Wirtschaftsmacht, gleich­
zeitig erhebt sie Gebietsansprüche gegen 
andere Länder. Die Ergebnisse des II. 
Weltkrieges müssen anerkannt werden, das 
deutsche Reich ist untergegangen, insbe­
sondere muß gerade jetzt die Anerkennung 
der DDR als Staat gefordert werden.
* Antifaschistischer Kampf muß auch auf 
kommunaler Ebene geführt werden, daß 
heißt konkret Unterstützung und Stärkung 
der Kommunen gegen die Interessen der 
Konzerne, Stärkung der Rechte der Kom­
munen gegenüber dem Zentralstaat und 
Ausbau der demokratischen Rechte der 
Einwohner der Kommune. Im Kampf gegen 
Faschismus und Reaktion müssen kommu­
nale Rechte zur Unterbindung der Politik 
der Faschisten gefordert und durchgesetzt 
werden.

Gerade weil die Konzerne die Kommu­
nen als eine Art Dienstleistungsuntemeh- 
men für die Förderung ihrer Profitinteres­
sen betrachten, sind ihre Rechte und finan­
ziellen Möglichkeiten äußerst beschränkt 
und werden weiter eingeschränkt. Wir sind 
dafür, daß die Kommunen zu Verwaltungs­
einheiten werden, in denen die ansässige 
Bevölkerung ihre Angelegenheiten in 
Selbstverwaltung regelt.
* Die Kampagne um Ächtung und Verbot 
faschistischer, rassistischer und militaristi­
scher Propaganda und Organiationen muß 
sowohl in der öffendichen Auseinanderset­
zung als auch mit allen verfügbaren Rechts­
mitteln geführt werden. Es muß ein breites 
Bündnis unter Einschluß von allen antifa­
schistischen Kräften gegen das öffentiiche 
Auftreten von Faschisten gebildet werden. 
Ziel ist es nicht, von einer faschistischen 
Veranstaltung zu einer anderen zu hetzen 
und sich das Gebot des Handelns und die 
Art der Auseinandersetzung von den Fa­
schisten bestimmen zu lassen. Ziel ist es 
aber, ihnen auf den verschiedensten Ebe­
nen immer wieder entgegenzutreten und 
ihre Inhalte zum Gegenstand öffentlicher 
Kritik zu machen.

Schwergewicht unserer Arbeit in den näch­
sten Monaten in die Auseinandersetzung 
um und den Kampf für das kommunale 
Wahlrecht für Einwohner ausländischer 
Nationalität in der BRD und Wtstberlin set­
zen. (s. Antrag dazu)
* Wir müssen gegen den großdeutschen 
Chauvinismus und Natioanlismus, gegen 
die Aggressionspolitik gegen Osteuropa 
und die Annexionspolitik gegen die DDR 
eine Kampagne führen mit der Förderung 

nach völkerrechtlicher Anerkennung der 
DDR, Anerkennung der DDR-Grenze ux 
der polnischen und sowjetischen Grenze 
für Streichung der Präambel und des Arti­
kels 116 Grundgesetz, und den Nachweis 
führen, daß das deutsche Reich ein für alle­
mal untergegangen ist.
* Im Erfolg des Kampfes gegen die Ulege- 
lisierung kurdischer Organisationen sehet 
wir eine entscheidende Auseinandersetztmg 
im Kampf gegen die lUegalisierung jegli­
cher revolutionärer und antifaschistischer 
Bewegung in der BRD und im Kampf gegen 
den BRD-Imperialismus als Wtltpofaa- 
macht, (s. Antrag)
* Die Bundestagswahlen 1990 werden 
Reaktion und Faschisten zur Festigung lae 
zum weiteren Ausbau ihrer bisherigen R>r- 
mierungs- und Mobilisierungserfolge » 
nutzen versuchen.

Wir setzen uns zum Ziel:
— die weitere Formierung faschistischer 
Organisationen zu bekämpfen und antifa­
schistisches Bewußtsein und Organisierung 
zu verbreiten,
— die Bundestagswahlen zu einer Kritik­
kampagne am Programm der Faschisten 
und insbesondere am Programm der REF 
zu nutzen,
— Förderungen und Positionen für Arbei­
terinteressen und Wtriaätigenrecht in den 
Bundestagswahlen zu stärken,
— die Bundestagswahlen für Fortschritte 
im Kampf:
* gegen die reaktionäre und faschistische 
Ausländerpolitik,
* gegen Nationalismus und für Anerken­
nung der Ergebnisse des 2. Weltkrieges leid 
für Anerkennung der DDR,
* für die Sicherung sozialer und politischer 
Mindeststandards für alle Werktätigen
ZU nutzen.

Für diese Ziele setzen wir uns in den ört­
lichen, regionalen und bundesweiten Bünd­
nissen ein.

Wir sollten auf dem Bundeskongnß klä­
ren, ob ein Kongreß im Herbst 1990 vor 
den Bundestagswahlen zur Unterstützung 
dieser Aufgaben zweckmäßig ist.
* Wir sehen in den örtlichen, kommunalen 
und regionalen Bündnissen einen entschei­
denden Sammelpunkt für antifaschistischen 
Widerstand und für die Entwicklung einer 
antifaschistischen Bewegung in der BRD 
und Westberlin.

Die Ortsgruppen und die Mitglieder der 
Volksfront müssen Voraussetzungen vorfin­
den, die es ihnen ermöglichen, auf Orts­
und regionaler Ebene stabile Diskussions­
und Organisationszusammenhänge der 
antikapitalistisch, antiimperialistisch, anti­
nationalistisch und an Arbeiterinteressen 
orientierten Kräfte aufzubauen. Die publi­
zistische Tätigkeit der Wiksfront muß so 
erweitert und weiterentwickelt wenden, daß 
die Herausgabe von örtlichen Zeitungen 
durch Kräfte verschiedener antifaschisti­
scher Organisationen und Richtungen wirk­
sam unterstützt wird. Erste Erfahrungen 
zeigen, daß solche Zeitungen unerläßliche 
Mittel für Fortschritte in der Bündnispolitk 
am Ort sind.
* Eine weitere wichtige Aufgabe antifa­
schistischer Politik sehen wir in antifiischi- 
stischer Bildungs-, Vemnstaltungs-, Schu­
lungstätigkeit, die so angelegt sein sollte, 
daß sie gemeinsam mit anderen Organisa­
tionen durchgeführt werden kann und dk 
Arbeit der Mitglieder der Volksfront und 
anderer antifaschistisch interessierter und 
tätiger Leute am Ort bzw. in der Region 
praktisch unterstützt, (s. Antrag)
* Im Beschluß des letzten Bundeskongnes­
ses zu den Beitragsmitteln heißt es: „Die 
Mitgliederinteressen werden in ihrer Viel­
falt nicht durch den Vorstand repräsentiert, 
sondern am besten durch die Mitglieder 
selbst. Es ist daher vor allem die selbstän­
dige Praxis der Mitglieder zu sichern. Kon­
kret geht es nach wie vor um die Sicherung 
einer entwickelten Praxis der Orts- und 
Landesverbände ..." Das ganze Gewicht 
der Organiationstätigkeit muß auf die Er­
haltung und den weiteren Ausbau der ei­
genständigen Tätigkeit der Ortsgruppen, 
der einzelnen Mitglieder und der Landes­
verbände gelegt werden und dabei auch die 
antifaschistische Organisierung von Nicht- 
Mitgliedern der Volksfront fordern und un­
terstützen. Die zentralen Einrichtungen der 
Volksfront, der zentrale Vbrstand, die Bxr 
desgeschäfistelle und — wenn möglich — 
der Aufbau weiterer Geschäftstellen, ic 
zentralen Arbeitsgruppen und die Aries 
der Landes- und Ortsvorstände muß mehr 
noch als bisher zu Dienstleistungseinrich­
tungen für die Unterstützung und Entwich 
lung der selbständigen Tätigkeit der JÄT 
glieder entwickelt werden.

Der 6. o. Bundeskongreß soll u.a. sr 
ausführlichen Diskussion der Anfoedenm- 
gen der Mitglieder an dieser Einrichnmgm 
genutzt werden. Der geschäftsfahraft 
Ausschuß des zentralen Wrstandes 
dazu einen Bericht zur Diskussion ■ * 
Kongreßarbeitsgruppen — OrganoasB- 
Finanzen, Publizistik. Wring — voriegeu


